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Advent, Advent 
die Wohnung 
brennt 

-

In der Weihnachtszeit sind besonders 
Kinder gefährdet 

So nieh.! \1I'.I.indlid'l' S' . 
m . 1',(., \\ Ird ' dlllell, " Ir I . 

H( IC It'r I~""'I . h.indl'" I,i" 111;1 ,,0(' 11('111 "'t' U("- lI II l'jlll' I:, \>,t'u . 

SO\Chcr7halt . \\ I~ c .. auf den ('''Icn 
BIi,' ..eheIßt. I\t die Übcr...:hnlt tat­
,"chhch nicht. Denn - allen ~Iahnun­
gen und Hm\\ci'ICn lum Troll - \,(cigl 
die ZJhl der \\ ohnung'- und Zlimner­
brande in der \Vclhnal'hhlCII 'Ieh an. 
SO V.CI~I die St.llI\uk eine Zunahme 
dll:'lCf Brände 1111 Docmbcr um duri.'h­
'lChnilllil'h .15 Pro7Cßt JU\. 

Der Grund t1Ir dic .. e I lüufung der 
Schaden,lalie liegt auf der Hand: 
Wcihnachhlcli ,\( Kcrzcnlc:tL E .. t\( 

nun mal in der Illcn",hlichen Natur 
begründet. daß der ,",arme Glanz eine .. 
Kcrlcnfcuc" die GcmÜll'r \0 ril.:hllg 
auf die h~\lhrhc Zeil cin/u\timmcn 
\cm13g. Und \1.1 "crden mit delll tx', 
gmncndcn Ad\(~nl In den Wohnzull­
Illern. am Arbelhplatz. In Krankl'n­
hJu>cm. Alten- und KIßd<rhellllen 
\\lcder die Kerlen auf Ad,,~nh~rän· 
LI.:n und -gl'\tcrkcn ellt/lindet. Im 
Grunde em ',.dlÖnL'f Bmuch - \\cnn c, 
uilbcl Immer \chadlo\ abginge. 

Aber auch die el"\\artung\\ollc und 
f('\lliehe Stilllmung darf nil'ht \ on den 
Brandgl'fahrcn ablenken, die gerade In 
Jer WClhnacht\zclI cnt\lchcn können. 
Dlc\c Gefahren la\\co 'Ith \VCllgc­

hcnd au\"-.'hllc(kn. "con Ichn \\1Chtl-

gc Punkte beherzigt werden. ,,,ooci die 
den \\ clhnachhbaum octrdh.'ndcn 
Au\-.agcn natürlich \inngL'IIlJß aurh 
für A.d\ent~kmnz und -gc\tclk gellen: 

I Al'hten Sie hellll Kalll de' II'Clh­
nachhbaumö damuL daß cr nichlllJ­
ddL Vor. \\ähn.:nd und bc\ollt!cr\ 
IlJeh den Fc,uagcn ,oll der B<lLlIl1 111 
l'IIlCIll Gd:iß Illlt Wa\\cr .. tehen. 

I Sorgen Sie heim Auhtellen lür 
StJndlc\tigkcll de ... BaulllC', Weih· 
nachhbJumc gehören nil'hl 111 die Nii­
hc \on Fcn\t~rn und TürL'n 

I Al'hten Sie auf aU\feicht'lldL'1l Si­
(hrrhl~ll"k1b\tJnd lU leicht tm.:nnh'ITL'n 
~l aterialien "ie \ 'orhiingc und GJrdi­
nen_ Schon ein leichter Durdllu~ LlIln 
Gardinen III die ~jhc dL'r Kerlt.:n 
\\ehen. 

I Befe\tl~en Sie \\ ,lch\lL'rlen nur 
'>(\. daß Z\I .. cigL' nicht FCllI.'r fangen 
liinnen. Prüfen Sie da, rl'lllp"filtur­
umfeld Jeuer Km, mit der Hand. 

I Vef\\enden Sie nur KCrLcnhaltl!r 
au~ feucrfl!\tclll M<ttcrial. Verlichten 
Sie auf leicht entllalTll1lh.m.: B,lumde­
Koration. 

I \\ underkmen ,i nd hel Je"hhIß-

nI~el1l Ul1lgan~ \ehr hrandgcfährhl'h . 
Sie gchnren "eder In den T annenhaU111 
noch in dil! H.inde \(ln Kindern. Bren­
ncn SiL' \\'underlerzen nicht über 
brcnnhJren Gegcn\(Jnden ab. 

I Zunden Sie die Wach""zen alll 
BJum \on oben nach unten an. lü­
\l'hen Sie \1(' III umgelchrtL'r RClhl'n­
lütgc. 

• L'\I.\\!!l Si\! brennende Kl!flen 
nll:mah untk.\luf\il'htigl - \l'hnll gar 
nicht. \\l!lln Kimkr alk-in im ZlI1I1lll!r 
'lind . Be"ahren Sie Streichhölzer und 
Feuerzeuge an einem \or Kind~m ,i­
"her" On auf. 

I ~al'h \\ eihnaehten ,ollte d<r au,­
getfOl.'lnete Baum nicht mehr lange III 

der \\ohnung ,tehen. 'IOndL'm \chnell­
\ten, e",fem! \\erden. 

I Für den Fall de> Falle, "11Ite 
\ChlleßlKh \tet~ ein LÜ""hmittcl gnlf­
Ix'feit \C1Il . Denn 1m Em,trall lo\tet 
da, FüllL'n l'IIlC\ \\ a\<terellllcr-.Kmlh.l-
1'1! Zeit. 

Geradc III der \\'eihnachhzell gilt 
C'. da\ AugenmerK \eN1irKt auf dcn 
Brand\l'hutlLU Icn~en. - Dalll1t au" 
lkr Wcihnachhfcier kell1 \\'cihnJchh­
feuer \\ lrd. 1..'1 

Chmtbaumbranue haben 'lne 
hc\ondel'\ hohe Au\breilUn!!\!!c­
\l'h\\indig~ell_ Stlchllammen~ dc­
ren ChatJ~tcr \ on brennenden Ga­
\l'n bc,tllnllll 1'1. \chießen \(ln Na­
dd zu Nadel und \on Z"el!! zu 
b\-cig - im Nu brennt der g;nze 
Baum. 

Im Inneren der Nadeln befinden 
\ich zahlreichL' Harzne\ler und -ka­
nme. die \on rl',tcm pflanzlichen 
Gl'webc um\i.:hlo\\en 'Illd. Wird 
da, Han erhltzl. \0 \crnandclt e, 
,ich In DämplC unu Ga",. dlC 
durch ihr \ ielfJeh größere" \ '(llu­
I1lcn da\ umgebende Gl'\\ebr L'\­
plthion\Jrtig lcrreißen Der Ga,­
druck I\t '0 ho,h. daß" StrCll'h­
hülzer und Kerlen au\bla-,en ~Jnn . 

In der -\n elOer Kellenreakl10n 
\C171 ~Il'h der Brand dl'tonatlO1l\­
.Ihnlich fon . 
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Erfahrungsbericht "Eurokat '89" liegt vor 
"Eurokat '89" hieß die internationa· 

le Katasuophenschutzübung am I. 
und 1. September 1989. mit der die 
Katastrophenschutzbehörden der Nie· 
derlande. Belgiens und der Bunde;re· 
publi~ Deut>chland erstmals den Ver· 
~uch unternahmen. eine grenzüber. 
schreitende Großschadenslage unter 
Einsatz von Katastrophenschutzkräf· 
ten aus den drei beteiligten Ländern 
gememsam zu be",ältigen (das Maga. 
zin "Bevölkerungsschutz" berichtete 
m seiner Ausgabe 9/89 darüber). 

Geprobt wurde die Zusammenarbeit 
zwischen den Katastrophenschutz­
Führungsmften unter Berücksichti­
gung der jeweiligen Organisations­
strukturen und Arbeitsweisen. der ge­
genseitigen Erreichbarkeit und der 
Sprachprobleme \Qwie die Zusam­
menarbeit zwischen den Hilfsorgani­
sationen und den Katastrophenschutz­
Fachdiensten bei einem realistischen 
Großeinsatz auf dem belgischen Gü­
terbahnhof Montzen. 

Der Regierungspräsident in Köln 
legte kürzlich einen detaillienen Er­
fahrungsbericht vor, in dem die Er­
kenntnisse der Übung aufgearbeitet 
wurden. In einem Vorwon "rweist 
'ordrhein-Westfalens Innenminister 

Herben Schnoor darauf. daß durch die 
besondere An der Übung viel Zeit mit 
der Material<ammlung über den 
Obungsverlauf und der Abstimmung 
einer gemeinsamen Fassung des Ab­
schlußberichts der beteiligten Länder 

"rstrichen sei. so daß der nationale 
Erfahrungsbericht des Regierung'prd­
sidenten in Köln erst jetzt vorgelegt 
werden könne. Dennoch hoffe er, daß 
dieser Bericht eine große Verbreitung 
finden und dazu beitragen werde. daß 
die hier erkannten Probleme und 
Schwierigkeiten bei der Bekämpfung 
künftiger Schadenslagen von den Be­
uoffenen vermieden werden könnten. 

Der Bericht kommt zu der Schluß. 
folgerung. daß die Übung "Eurokat 
'89" deutlich gezeigt hat. daß bei 
grenzüberschreitenden Hilfeleistun­
gen Probleme besonderer An aufue­
ten, die bei Einsätzen im eigenen na· 
tionalen Bereich nie entstehen wür­
den. Zu diesen Problemen zählen: 

- die unterschiedlichen Zuständig­
keiten der beteiligten Behörden. 

- die forn13le Behandlung bei grenz· 
überschreitenden Übungen und 
Veranstaltungen. die im gegenlei­
tigen Interesse der beteiligten Län­
der liegen. 

- die unterschiedlichen Führungs­
strukturen und Einsatztaktiken bei 
den Hilfsdiensten und Organi<a­
tionen. 

- die unterschiedlichen Aufgaben 
der einzelnen Fachdienste und deo 
ren lerschiedenanige technische 
Ausrüstung, 

- die unterschiedlichen Ausbil-
dungsstrukturen, 

- die VerständigungsschwierigkCl-
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ten aufgrund fehlender Sprach­
kenntnisse und 

- die Kommunikationsschwierigkei­
ten im mobilen Bereich aufgrund 
der unterschiedlichen Fernrnelde­
mittel. 
Einzeln betrachtet hätten die Pr0-

bleme sicherlich keine allzu große Be­
deutung. aber in Kombination könnten 
~ie durchau dazu fUhren. daß ein 
Einsatz gefdlll1let wird, so die Ana­
lyse. 

Zum Schluß heißt es: " achdem 
solche und ähnliche Probleme bei der 
DurchfUhrung dieser ersten grenz· 
überschreitenden Gro6übune erlannt 
worden sind. wird es fUr di; Zukunft 

Auch Feuerwelk 
ist Feuer! 

Silvester und Karneval, die Tage 
des Frohsinns. haben auch eine Kehr­
leite: Jahr fUr Jahr ereignen sich fol­
genschwere Unfalle und Brände beim 
Abbrennen Ion Feuerwerkskörpern. 
Durch Unfug oder unachtsamen Um­
gang mit Silvesterfeuerwerl hat «:hon 
fUr manchen das neue Jahr schlecht 
angefangen. Das belegen die Einsatz­
zahlen der Feuerwehr in dieser Zeit. 
die in der Silvesternacht ihren Höhe­
punkt finden . 

Die Tatsache. daß Feuerwerksani­
kel frei verkäuflich sind, darf nicht 

darauf ankommen. durch enge Kon· 
takte der Verant"onlichen aller Ebe­
nen und Fachbereiche sowie durch 
gemeinsame Übungs- und Ausbil­
dungsveranstaltungen die Kenntnisse 
über Strukturen. Aufgaben und Takti· 
ken und Ausstattungsmerkmale der je· 
weils anderen Seite zu verbessern. 
Damit würde ein weiterer Schritt ge­
tan, um den Gefahren durch Großun· 
falle und Katasuophen Im grenzüber­
schreitenden Maßstab wirksamer be­
gegnen zu können." 

Interessenten können den Erfah­
rungSbericht beim Reglerungspräsi· 
denten Köln. Postfa h 101548. 5000 
Köln I. anfordern. 

darüber hinwegtäuschen. daß hier mit 
Spreng;toffen umgegangen wird. Ent­
sprechend sorgraltig sollte deshalb 
beim Abbrennen 'orgegangen wer­
den. Zum Jahreswechsel und zu den 
tollen Tagen hier emige Ratschläge. 
die helfen sollen. die Festtage unbe­
schadet zu überstehen: 

• Vor allen Dingen gehören Feuer­
"erlskörper nicht in Kinderhand. 
Kinder und Jugendliche dürfen nur 
ungefahrliche Anikel abbrennen und 
müssen dabei beaufsichtigt werden. 

• Die Gcbrauchsan"eisung der 
Feuern erkskörper ist sorgfaltig zu be­
achten. An Feuerwerkskörpern nicht 
herumbasteln. 



Hantieren mit Schwarzpulver fordert 
Menschenleben 

Verfrühles 
Feuerwerk 

Köln. Tragischer Unfall in der Silvesternachl: Beim mißglückten Abschuß einer 
selbsrgebastelten Böllerschuß-Kanone erlitt ein 1~jährig.er Zuschauer so schwere 
Kopfverlt!tzungen. daß er noch an der Unglücksslelle verst:lfb . Der 35jahrige .. Kon­
strukteur" der Kanone haue diese mit Schwarzpulver gefüllt und mit einem Papier­
pfropfen verschlossen. Beim Zünden der Ladung explodierte der Lauf der Kanone. 
die Splitter brachten dem danebenstehenden Zuschauer die tödlichen Verletzungen 
bei. 

Werl. Pech zum Jahreswechsel 
für einen Hausbesitzer. Nach­
dem er den offenen Kamin se i ~ 
nes Hauses für eine gemütliche 
Silvesterfeier angezündet hatte. 
wollte er glühende Asche nach 
draußen bringen. Lei chtsinni~ 
gerweise hatte er aber zuvor ei­
nen Karton mit Feuerwerkskör­
pern in der Diele abgestellt. 
Beim Hinausgeben fi elen Fun­

'Ke,n . ,,,der Asche in den offenen 
Karton. Die Folge war ein Groß­
brand mit einer Schadehssum­
me von rund 100000 DM . 

• Knallkörper und Feuern erk nur 
im Freien abbrennen, niemals nach 
Personen werfen oder zielen. 

• Angezündele Knallkörper sorort 
wegwerfen .. .Mulproben" wie zu lan-

ges Hahen des angezündelen Knall­
körpers unlerlassen. 

• Besonders aur "Blindgänge(' 
achlen und glühende Resle ablöschen 
und sicher beseiligen. 

• Brennbare Gegenslände von Bal­
kon und Terrasse räumen. Türen und 
Fensler, besonders Dachrensler und 
-luken, sorgfaltig verschließen. 

• Und schließlich sollen - wie 
auch in der übrigen Zeil - Slreichhöl­
zer und Feuerzeuge rur Kinder uner­
reichbarautbewahn werden. - cl -

Anpassungsfähigkeit des Menschen an 
extreme Umweltbedingungen ist hoch 

Fünr Wochen lang sind bei der 
Deulschen Forschungsanslah rur Lufl­
und Raumrahrt (DLR) in Köln-Porz 
drei Taucher aur "Tauchslalion" ge­
gangen. Im Rahmen des Forschungs­
und Emwicklungsprogramms des In­
SlilUlS rur Rugmedizin der DLR er­
reichlen sie in der Tieflauch-Anlage 
TIT A die erslmals in DeulSChland 
erziehe Tauchtiere von 615 MeIer. 
Gleichzeilig war dies die weil weil 
größle Tiere mil dem verwendelen 

Alemgemisch aus Helium und Sauer­
sloff (Helio,). 

Über einen Monal lang beranden 
sich die Teslpersonen in der Anlage; 
achl Tage davon hiehen sich die Tau­
cher im 600-Meler-Bereich aur, mit 
einem Druck von mehr als 60 Almo­
sphären Überdruck. Umer diesen Be­
dingungen wirken aur den Organismus 
e'lreme Belastungen ein. Und genau 
darum gehl es den Wissenschar!lem 
des DLR-lnslitUls: "Wie belaslbar iSI 

der Mensch?", kann man die Kemrra­
ge, die hinler dem aurwendigen For­
schungsprojekl slehl. zusammen­
rassen. 

Die drei erfahrenen Taucher wurden 
'or Beginn des Projekts umrangrei­
ehen medizinischen und psychologi­
schen Unlersuchungen umerworfen. 
In der Anlage herrschlen Sicherheits­
bedingungen wie in einem Operations­
saal. Rund um die Uhr slanden Ärzle 
zur Verfligung. Im Emslrall häuen sie 

allerdings nichl direkl eingreiren kön­
nen: Die hohen Druckverhällnisse in 
der Kammer machen eine Anpas­
sungszeil von mehreren Tagen erfor­
derlich, bis ein Außenslehender durch 
Schleusen das Innere der Anlage be­
Irelen kÖnnle. Dies brachle auch psy­
chologische Belaslungen mil sich: Aur 
engslem Raum mußlen die drei zusam­
men leben - ohne die Möglichkeil, 
vor Ablaur der Versuchszeil "auszu­
sleigen". Hinzu kam, daß die Teslper-

Europa der Bürger -
Europa des Katastrophenschutzes 

Die Zusammenarbeil der Europäischen Gemeinschafl im 
Bereich des KalaslrOphenschulZeS wird "eiler vorangebracht 
Die zwölf Milgliedsslaalen beflirworten in einer Konvemion 

~::::::)I die gegenseilige HiJ[e1eislung bei Kalaslrophen und schweren 
Unglücksfallen, die Einflihrung einer europa"eil einheitlichen 
NOIrurnummer bis späleslens 1995 sowie die Einrichlung einer 
Pilolphase "CompUler-lnrormalionsdien~ im Kalaslrophen­
schull". Daß eine Angleichung des Slandards von Ausbildung, 
Aurgabenslellung und Malerial erforderlich iSI, zeiglen ver­
schiedene länderiibergreirende Kalaslrophenschulzübungen. 
Lesen Sie dazu den Beilrag aur Seile 23. 

Unser Zeichner H.-G. Buue siehl die Sache so: ,,Hilfelei· 
stung europaweit: kein Problem, aber was heißt ,Rettungs-

_________ ....... _..1. ________ ...;:.... ... hubschrauber' auf portugiesisch?" 
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sonen ,ich in der Kammer nichl nor­
mal ve'Mändigen konnlen. Das Sauer­
>lorr-Helium-Gemisch wünden die 
men",hliche Stimme bis zur absolulen 
Unversländlichkeil. Es wurde nachge­
wiesen, daß die Anpassungsfahigkeil 
de\ Menschen an die extremen Um­
wellbedingungen belrächllich isl. 

(BMfT-Joumal Nr. 4) 

Verkehrssicherheit 
im Städtevergleich 

Parkplatzmisere, Durchgangsver­
kehr mil zu hohen Geschwindigkeilen. 
SIOP and Go mil Abgas und Lärm, 
Unfalle - wer kennt sie nichl , die 
Probleme unserer Tage in den Innen­
slädlen. Zu wenig Grünnächen, keine 
Aufenthaltsmöglichkeil auf der Slraße 
mil allen negaliven Folgen insbeson­
dere rur die Kinder. 

Verkehrsplaner und Dezemenlen 
ve,."uchen dem enlgegenzu' leuern. 
Sladlerneuerung und Verkehrsberuhi­
gung heißen allenthalben die Schlag­
wone. Die Erfolge gerade leizIerer 
Bemühungen können sich sehen las­
sen. Trugen sie doch dazu bei, daß die 
lödlichen Unfalle seil 1970 mit über 
19000 VerkehrsioIen bis heUle auf 
weniger als 8000 zurückgingen. 

Die Bilanz könnte noch besser sein, 
meinen die Expenen, wenn die in den 
lelzlen Jahren entwickelten Methoden 
der Sladierneuerung und Verkehrsbe­
ruhigung konsequenler angewendet 
werden würden. ach wie vor gesche­
hen rund zwei Driuel aller Unfalle im 
Inneronsbereich. Dabei gibl es aller­
dmgs zwischen den Slädlen und Ge­
meinden gewaltige Unlerschiede, wie 
eine Lisle des Slatistischen Bundes­
amles in Wiesbaden zeigl. 

Nach dessen Berechnungen war das 
Unfall risiko in den Großslädlen des 
Ruhrgeblels am niedrigsten. Dabei 
schniu Mülheim an der Ruhr mil 469 
Verunglückten je 100000 Einwohner 
am günstigsten ab. Wie in den Vorjah­
ren haue Darmsladl das schlechleste 
Ergebnis mit 1140, der Bundesdurch­
schniu lag bei 745 Verunglückten je 
Bezugseinheil. 

Das Deulsche Inslilul rur Urbanislik 
(Difu) in Berlin legle jelzl eine Unler­
suchung "Verkehrssicherheil im Släd­
tevergleich" vor, in der die Silualion in 
elf Slädten delaillien ausgeleuchlel 
wird. Als ersles Ergebnis iSI festzuhal­
len: Die überdurchschniulich hohe 
Unfallbelaslung in Slädlen wie bei­
spielsweise Osnabrück, Ingolstadl 
oder Düren. wird nichl durch einen 
emzigen Faklor bestimml. sondern 

durch das Zusammenspiel mehrercr 
Unfalilypen und fasl aller Verkehrs­
leilnehmergruppen. 

Als Folgerungen rur die Sladlplaner 
iSI nach dieser Sludie eine "räumlich 
kompakle Sladl" mil mäßigem Aus­
baugrad des Hauplverkehrsstraßennel­
zes anzuslreben. Weitere Voraussel­
zung rur eine geringe Unfallbelaslung 
iSI die Förderung des Personennah­
und des Radverkehrs. 

Dieses Ergebnis läßI sich aber nichl 
von heUle auf morgen in Kommunal­
polilik umselzen, die in kurzer Zeit 
Erfolge vorweisen kann. "Nur eine auf 
sparsamen Gebrauch des AUlos hin­
wirkende Verkehrsgeslallung, die die 
Alternativen zum AUlo weilerentwik­
keil. isl erfolgversprechend." heißI es 
in dem Difu-Berichl. 

Niederländisch­
deutsche 

Ölabwehrübung 

Das kontrolliene Auslegen von ÖI­
sperren, wesentliche Schulzmaßnah­
me nach einem Ölunfall direkt vor der 
Küste , war Ziel einer niederländisch­
deutschen Ölabwehrübung Ende Sep­
lember zwischen den Nordseeinsein 
Rouumerplaal und Borkum. Insge­
sami 13 niederländische und sechs 
deulsche Schiffe soillen gemeinsam 
versuchen. das nach einer gedachlen 
Schiffskollision auf die KÜSle zutrei­
bende schwere Heizöl aufzunehmen. 

Unscr Bild zeigl die Ölwehrschiffe 
.'smal Ag!" und "Terschelling" aus 
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den Niederlanden sowie das deulsche 
Ölwehrschiff"Nordsee". (Folo: dpa) 

Promillegrenze 
in der Bundesrepublik: 

Nur jeder Fünfte 
weiB Bescheid 

ur 22 Prozent der Bund""bürger 
wissen. daß eine Alkoholfahn schon 
ab 0,3 Promille zu einer SlraFtal wer­
den kann. Das zeigle eine repräsenlati­
ve Umfrage im Auftrag des Deutschen 
Verkehrssicherheilsrales (DVR). Da­
nach meinlen 46 Prozenl aller Befrag­
len, daß sie ersl ab 0,8 Promille be­
slraFt werden könnlen und jeder Sech­
ste glaubl sogar, die Grenze der Siraf­
barkeil liege bei I, I Promille oder 
darüber. 

Nach wie vor sind zehn von hunden 
Unfallen mil Verlelzlen und 18 Pro­
zenl aller VerkehrsioIen auf Alkohol 
zurückzuruhren. Allein im vergange­
nen Jahr kamen hierdurch fasl 1500 
Menschen ums Leben. 

Aufgrund dieser erschreckenden 
Zahlen weisl der Deulsche Verkehrssi­
cherheilsral darauf hin, daß Gerichte 
die Möglichkeil haben. bei alkoholbe­
dingten Aufrailigkeiten, bereits ab 0,3 
Promi lle im Blul, Sirafen zu verhän­
gen. Wer mil dieser Blulalkoholkon­
zentralion Fahrfehler machl, die ihm 
in nüchternem Zusland nichl unterlau­
fen wären, wie elwa Schlangenlinien 
fahren, oder gar einen Unfall verur­
sacht, dem drohen Geld- oder Frei-

heiisstrafen bis zu mnf Jahren, Führer­
scheinentzug und Punkte im Verkehrs­
zenlralregisler in Rensburg. 

Unabhängig von den rechllich gei­
lenden Promille-Grenzwenen appel­
lien der DVR an alle Kraftfahrer, in 
keinem Fall nach Alkoholkonsum ein 
Fahrzeug zu lenken. 

Auch Brandschutz 
gehört 

zur Gastlichkeit 

Brände in HOleis und Großdiskolhe­
ken gehören zu den speklakulären Un­
glüeksfallen, weil don häufig Men­
schenleben zu beklagen sind oder Mil­
lionenwene dem Feuer zum Opfer fal­
len. Hieran nehmen Medien und Öf­
fentlichkeil besonderen Anteil. Wie 
aus den Schadensbilanzen deröfTentli­
ehen Versicherer hervorgehl , steigl 
insbesondere die Zahl der Brände mil 
TOlalschaden ständig. 

Aber nichl nur "Großereignisse" 
sollten im Blickpunkl des Inleresses 
slehen, sondern auch die zahllosen 
kleineren Brände in Beherbergungsbe­
lrieben , GaslSläuen, Reslaurants und 
Vergnügungslokalen. Viele solcher 
Brände wären nach Ansichl von Ex­
penen bei Beachlung von Brand­
schutzbeSlimmungen und Vorschrif­
len der Berufsgenossenschaften ver­
meidbar gewesen. 

Brände entslehen nur selten durch 
die "Urgewalt des Feuers" als unab­
wendbares Schicksal. Sie werden 
durch menschliches Fehlverhalten, 



durch bauliche Mängel, in zunehmen­
dem Maße auch durch BrandSliftung 
verursacht. Schadensverhütungsex­
perten haben einige Erkenntnisse über 
Brandursachen zusammengetragen. 

Der leichtsinnige und unsachgemä­
ße Umgang mit Koch-, Heiz-, Wärme­
und SiedefettgerJten erhöht das 
Brandrisiko. Insbesondere Grillanla­
gen und Friteusen, mit denen fahrläs­
sig umgegangen wird und die nicht 
ständig beaufsichtigt werden, können 
in einem Küchenbetrieb schnell einen 
Brand auslösen, der sich bis zum 
Großbrand entwickeln kann. Mehr­
fach erhitzte Öle und Fette sowie Air 
lagerungen an den Absaugschächten 
sind besonders leicht entflammbar. 

Glimmende Aschereste, offene 
Flammen und die unsachgemäße Auf­
bewahrung glühender Teile in Abfall­
eimern aus Kunststoff stehen mit an 
erster Stelle unter den Brandursachen. 

Fehlende oder mangelhafte Unter­
weisung des Personals aber auch des 
Gastes in vorbeugende und abwehren­
de Brandschutzmaßnahmen gehören 
ebenso in die Liste des fahrlässigen 
Verhaltens. 

Brände zeigen auch, daß bauliche 
Mängel ein Kemproblem bei Groß­
schäden sind. Dem baulichen Brand­
schutz ist daher bereits bei der Planung 
von Neu-, Um- oder Erweiterungsbau­
ten ein hoher Stellenwert einzuräu­
men. Wer hierfür Vorsorge treffen 
will, muß oft nur wenig investieren. 
Mitunter sind es Kleinigkeiten, die für 
den vorbeugenden Brandschutz be­
deutsam sind, deren Nichtbeachtung 
aber verheerende Folgen haben kann. 
Die Feuerwehren, die Baubehörden 
und die öffentlichen Versicherer Sle­
hen hier mit Rat und Tat zur Seite. 

Anforderungen an Öl binder 
- Bewertungs- und Prüfverfahren -

Verluste von Öl als Folge von Un­
fallen, Dichtungsschäden und Fahrläs­
sigkeit lassen sich trotz großer An­
strengungen leider nicht ganz vermei­
den. Neben der Aufnahme von mög­
lichst großen Anteilen durch Absau­
gen müssen zum Schutz der Umwelt 
häufig Restmengen an Öl gebunden 
werden. Hierfür werden sogenannte 
Ölbinder verwendet. 

Ölbinder si nd pulverf6nnige, ge­
körnte und faserartige Produkte der 
verschiedensten An, die entweder lose 
oder in geeigneten, durchlässigen Ver­
packungen eingesetzt werden, um ÖI­
reste aufzunehmen. Für den Verwen­
der, also in erster Linie für die Organi­
sationen des Katastrophenschutzes, 
für die Straßenreinigungsdienststel­
len, aber auch für den innerbetriebli­
chen Einsatz ist oft schwer erkennbar, 
ob die auf dem Markt sehr zahlreich 
angepriesenen Erzeugnisse optimale 
Ölbindereigenschaften haben und da­
bei gleichzeitig den Anforderungen 
der Umwelt und der Arbeitshygiene 
gerecht werden. 

Der Fachausschuß "Gerätschaften 
und Mittel zur Abwehr von Gewässer­
gefährdungen" im BMU-Beirat "la­
gerung und Transport wassergefahr­
dender Stoffe - LTwS" hat deshalb in 
Zusammenarbeit mit den Ländern ein 
Prüf- und Bewertungsverfahren ent­
wickelt, das in langjähriger Zusam­
menarbeit zwischen wissenschaftli­
chen Institutionen, Einrichtungen des 

Gewässer-und Katastrophenschutzes 
und der Wirtschaft regelmäßig aktuali­
siert und ständig dem neu esten Stand 
angepaßt wurde. Das Verfahren bein­
haltet beispielsweise die Festlegung 
von Eignungskriterien entsprechend 
den unterschiedlichen Einsatzmög­
lichkeiten, wie etwa nach dem Einsatz 
auf öl verunreinigten Verkehrsflächen 
unter dem Aspekt einer ausreichenden 
Griffigkeit der Fahrbahn - insbeson­
dere bei Nässe. Somit stehen heute 
anwendungsreife Verfahren zur Besei­
tigung von Ölspuren auf Verkehrsflä­
chen mit wäßrigen Reinigungsmitteln 
und geeigneten Aufbringe- und Wie­
deraufnahmeverfahren zur Verfü­
gung. 

Neben einer Reihe von Verbesse­
rungen der Prüf technik und Bewer­
tung wurde vor allem solchen neuarti­
gen Produkten Rechnung getragen, 
die durch eine durchlässige Verpak­
kung hindurch Öl aufsaugen. Die 
sonst sehr mühselige und vor allem 
durch Wind oft unvollständige Besei­
tigung des gebrauchten Binders ist bei 
solchen Erzeugnissen ganz wesentlich 
erleichtert. Diese Entwicklung ist be­
sonders zu begrüßen, da es im Interes­
se eines optimalen Gewässerschutzes 
wichtig ist, die ölhaltigen Bindemittel 
nach ihrem Gebrauch wieder vollstän­
dig zu entfernen. 

Die näheren Ausführungen zu den 
"Anforderungen an Ölbinder" und ei­
ne Zusammenstellung von Ölbinde­
mitteln mit vorliegendem Prüfzeugnis 

sind im GM BI 1990 S. 335 und S. 347 
in der Bek. d. BMU vom 12.3. 1990 
und 30. 4. 1990 veröffentlicht. Sie 
werden in Kürze im Rahmen der 
LTwS-Schriftenreihe erscheinen und 
können über das Umweltbundesamt in 
Hxx) Berlin 33 bezogen werden. 

(BMFT-Joumal Nr. 4) 

Nachts nur fünf 
Prozent Sehschärfe 

Nachtfahrten können zermürben. 
Sie beanspruchen Augen und Konzen­
tration des Fahrers besonders stark. 
Woran liegt das? 

Im Straßenverkehr ist das' Sehen die 
wicKtigste Informationsquelle, denn 
fast 90 Prozent aller Sinneseindrücke 
werden über die Augen aufgenom­
men. Schon bei Tage muß sich das 
Auge ständig auf neue Objekte scharf­
steIlen. In Sekundenbruchteilen erfaßt 
der Blick den Tacho, den Wegweiser, 
kontrolliert im Rückspiegel und beob­
achtet Fahrbahn und Gegenverkehr. 
i\a,hts kommt die Anpassung an un­
terschiedliche Helligkeitswerte hinzu. 
Der Gegenverkehr kann blenden, bei 
Nebel, Regen oder Schnee sogar das 
Streulicht der eigenen Scheinwerfer. 
Bei Nachtfahrten muß das Auge 
Schwerstarbeit verrichten. Das er­
müdet. 

Das Auge paßt sich wechselnden 
Lichtverhältnissen ständig an. Dieser 
Vorgang wird Adaption genannt und 
ist für das Sehen eine wesentliche 
Voraussetzung. Beim Wechsel von 
hell auf dunkel und umgekehrt verän­
dern die Sehzellen im Auge ihre Reiz­
schwelle, ab der sie dem Gehirn einen 
Lichtimpuls weiterleiten. Bei schwa­
chem Licht wird die Reizschwelle ge­
senkt , bei starkem Licht erhöht. Die 

Umstellung von dunkel auf hell (HelI­
adaption) läuft innerhalb weniger 
Zehntelsekunden ab. Umgekehrt aber. 
bei der Umstellung von hell auf dunkel 
(Dunkeladaption), dauert dieser Vor­
gang unter Umständen mehrere Minu­
ten. Das Sehen ist in dieser Phase 
beeinträchtigt (Blendeffekt). Unbe­
leuchtete Gegenstände, Radfahrer 
oder Fußgänger sind dann besonders 
schwer zu erkennen. 

Im Dämmerlicht und in der Nacht 
sind die Helligkeits- und Farbkontra­
ste sehr gering. Bei jedem Menschen 
ist dann die Sehschärfe bis zu einem 
Zwanzigstel des Tageswertes herabge­
setzt. Folge der verringerten Sehschär­
fe: Die Entfernung, in der ein Autofah­
rer ein Objekt detailliert sehen. das 
heißt bewußt erkennen kann, sinkt in 
der Nacht drastisch. Mit einer Brille 
läßt sich diese Verschlechterung der 
Sehfahigkeit nicht beheben. Neben 
der angepaßten Fahrgeschwindigkeit 
ist ein gutes Fern- und Abblendlicht 
des Automobils der beste Schutz vor 
bösen Überraschungen. 

Zu dieser Problematik fallte der 
Bundesgerichtshof (BGH) im Jahre 
1987 ein Urteil, das Auswirkungen auf 
die Rechtsprechung anderer Gerichte 
in ähn lichen Fällen haben kann: Auto­
fahrer müssen auf der Straße liegenge­
bliebene unbeleuchtete Panzer erken­
nen, und vor diesen Hindernissen, die 
dazu noch mit einem Tarnanstrich ver· 
sehen sind , anhalten können. Bei ei­
nem Unfall ist sonst von einem Mit­
verschulden des Autofahrers auszuge­
hen. So begründete der BGH seine 
Entscheidung zu einem Auffahrunfall 
mit tödlichem Ausgang. Das Urteil 
macht deutlich, wie wichtig eine aus­
reichende Weitsicht und damit gute 
Beleuchtung bei Nachtfahrten ist. 

(Foto: Hella) 

I BEVOLKERUNGSSCHUTZ -MAGAZIN 11 -12/90 I 5 



Oll! _ENMlNI5TUI 
OISlNOIOU 
1iIOIIOItHllJrI·W(mWN 

Informationen für den 

Nofr.AL~ 
.... 

~ 

~{~112 
Brandschadens­
summe in NRW 
erstmals über 
1 Milliarde DM 

Die Zahl der Br.inde in Nororhcin­
Westfalen ist 1989 im Vergleich zum 
Vorjahr drastisch ge5liegen. Bei der 
Vorlage des neu«ten BraodschuiZbe­
richtes teille Innenminister Dr. Her­
ben Schnoor Ende September in OOs­
seldorf mll, daß nach Schätzungen der 
Feuerwehren durch Bräode ein Scha­
den von über einer Millial1le DM 
(Vorjahr: 723 Millionen) verursacht 
.. ol1len sei. Die Berufs-und Freiwilli­
gen Feuerwehren mußten in diesem 
Zeilraum fast 43000 Brandeinsätze, 
rund 86000 technische Hilfeleistun­
gen und über 950000 Einsälle im 
Rellungldienst und Krankenlranspon 
Icillen. 

Zu den ermillcllcn Brandursachen 
gehörcn an e~ter Stelle Brandsliflung 
(13,9 Prozem), Fahrlässigkeit (12,2 
Prozent) uod bauliche, belriebliche 
oder m:bChinelle Mängel (5,4 Pro­
zenl). Fast zwei Prozent aller Brände 
wul1len Ion Kindern lerursacht uod 
2,4 Prozem enl5taoden durch Selbst­
entzuodung. Bei mehr als der Hälfte 
aller Br,nde konme die Ursache nicht 
ernnIleIl .. erden. 

Wegen der insgesamt zunehmenden 
Zahl von Brdnden und vor allem derer, 
die durch Kinder verursacht werden, 
häll Schnoor Aulldärung und Enie­
hung zum Brandschull rür immer 
wIChtiger. Die;e Aufgaben hat der 

Laodesfeuerwehrverband im vergan­
genen Jahr nach einer Geselle,ände­
rung übernommen. 

Der Innenminister übergab dieser 
Tage anläßlich eines Gesprächs mit 
dem Vo~ilzenden des Laodesfeuer­
wehrverbandes, Hauptbraodmeiller 
Schneider, die e~ten von 50000 Falt­
bläller (unser Bild). Darin wel1len die 
wichtigsten Regeln für das Verhallen 
bei Brand- und Unglücksfallen außer 
in deulSCher auch in italienischer, ju­
goslawischer. spanischer, griechi­
scher und türkischer Sprache aufge­
zeigl. Die Freiwilligen Feuerwehren 
veneilen die Faltbläller vor On. 
Schooor begrüßte nachdrücklich auch 
die Information der ausländischen 
Mitbürger. 

Zehn Tote bei 
Massenunfall 

im Nebel 

Zehn Tote fordene in der z .. ellen 
Oktoberhälfte auf der Autobahn A9 
Berlin-Nürnberg südlich von Hof die 
schwerste Massenkarambolage dieses 
Herbstes. Gegen neun Uhr morgens 
rasten bei dichtem Nebel in einer Tal­
senke unmilielbM himer der Ausfahn 
Münchberg-Nord in Fahrtrichtung 
Nürnberg nach einer lorläufigen Bi­
)anz etwa 120 Fahneuge ineinaoder 
Fünf Autos fingen Feuer und branmen 
lollständig aus. 
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In seinem Bericht wies der Innenmi­
nister darüber hinaus auf die Umer­
IIÜtzung der Feuefllellren in den fünf 
neuen Buodesläodern hin. Nach der 
seineneitigen Öffnung der Grenze 
hallen sich viele Kontakte ergeben. 
Die Feuerwehr \e~uche deneit, 
durch Beratung, Informations- und 
Schulungsmaterial sowie durch Sach­
spenden (feuerwehnechnisches Gerdt , 
gebrauchte Feuerwehrfahneuge ele.) 
zu helfen. 

Nach Ansicht von Schnoor stehen 
die öffemlichen Feuefllehren in NRW 
auf einem hohen Leislungsnheau. Er 
erinnene in diesem Zusammenhang 
daran, daß die vielseitige Hilfe zur 
Gefahrenabwehr nicht allein Ion Ge­
meinden. Kreisen und Land erbracht 

Weit über 70 Menschen wul1len 
verielZl. 33 dalon schwer. Die UnfaII­
lleIle glich nach Augenzeugenberich­
ten auf einer Länge Ion 500 Metern 
einem Trümmerfeld. Beteiligt waren 
auch neun Bus,," und ebensoviele 
Lastwagen. Der Schaden wurde mit 
mehreren Millionen Mark beziffen. 

Die Rellungs- und Aufräumarbeiten 
dauenen bis in die Abend- bzw. 
Nachtstunden an. Als Unfall ursache 
nannte der Einsallleiter der Polizei 
. .tödliche Veramwonungslosigkeit 
uod wilde Raserei bei dichtem ebel. 
vor allem 1011 Bus- uod Lastwagenfah­
rcm:' Eine Geschwiodigkeit Ion 
höchstens 50 Stuodenkilometem hälle 

weroen kann. E~t durch das Zusam­
menwi"'en mit den Freiwilligen Feu­
erwehren, in denen liele Bürgerinnen 
uod Bürger mithelfen. sei ein wirJ.sa­
mer Feue~hutz im Land gewährlei­
stel. 

"Die Statistik kann aber nicht die 
gefahrvollen Situationen aufzeigen, in 
denen durch den selbstlosen Einsatz 
der Feuerwehrfrauen und -männer 
größerer Schaden abgewendet worden 
ist," dankte Schooor für das Engage­
mem und die ständige Einsatzbereit­
schaft der Feuerwehren. 

Der Jahresbericht 1989 kann beim 
Pressereferat des Innenministeriums 
NRW, Haroldstraße 5, 4000 Düssel­
dorf, angefol1len werden. 

die Sichtweite zugelassen. hieß e" 
.,doch die wenigsten haben sich daran 
gehallen". 

Allein acht Menschen starben in 
mehreren Autos, die ein SalleJzug 
überrollI halle. Dessen 24jähriger Fah­
rer wurde wegen Veroachts auf fahr­
lässige Tötung festgenommen. Der 
4O-TollJler halle eine regelrechte 
Schneise in bereits stehende Fahneu­
ge gebrochen. Das Unfal[chaos löste 
einen Großeinsatz aller verfügbaren 
Rellungskräfte der gesamten Region 
aus. Feuefllehren, Technisches Hilfs­
werk. Rotes Kreuz, otänte uod Poli­
zei waren pausenlos im Einsatz. 

Die Verletzten wul1len auf vier ler-



schiedene Kmnkenhäuser in Münch­
berg, Hof. Naila und Kulmbach ver­
teilt. Wegen fehlender Standspuren 
auf der Autobahn gestalteten sich die 
Bergungsarbeiten besonders schwie­
rig. Auch Rettungshubschrauber 
konnten wegen des Nebels zunächst 
nicht landen. 

Erst gegen 18 Uhr wurde die Fahr­
bahn in Richtung Norden wieder frei­
gegeben. Die Freigabe der anderen 
Spuren zog sich bis in die Nachtstun­
den hin. (Foto: dpa) 

Erste 
Feuerwehrärztin 

im Kreis Olpe 

Seit Mitte diesen Jahres verfugt die 
Freiwillige Feuerwehr der Stadt Atten­
dom über die bislang erste Feuerwehr­
äatin im Kreis Olpe. Im Rahmen einer 
Dienstbesprechung mit den Zug- und 
EinheitsfUhrern nahm Stadtbmndmei­
ster Benhold Müller im Beisein von 
Stadtdirektor Fmnk Beckehoff und 
Kreisbmndmeister Josef Niern\ann die 
Funktionsoberärztin im Attendorner 
Krankenhaus Dr. Juliana Stoll in die 
Reihen der Wehr auf. 

Bereits während ihrer Ausbildungs­
zeit als Assistenzäatin fUr Anästhesie 
im norddeutschen Sanderbusch hatte 
Fmu Dr. Stoll ersten Kontakt mit der 
Feuerwehr. Don versah sie den Not­
arztdienst auf dem Rettungshub­
schmuber Christoph 26. Seit zehn Jah­
ren ist sie aktives Mitglied im Malte­
ser-Hilfsdienst und nahm auch an ver­
schiedenen Ausbildungsvemnstaltun­
gen der Katastrophenschutzschule des 
Bundes in Bad Neuenahr-Ahrweiler 
teil. 

Von ihrer zukünftigen Arbeit hat die 
Feuerwehrärztin bereits konkrete Vor­
stellungen. An erster Stelle stehe die 
medizinische Betreuung und der 
Wehm\änner bei Einsätzen und Übun­
gen. Beim Umgang mit gefahrlichen 
Stoffen und Gütern will sie aus medi­
zinischer Sicht beratend mim irken, 
die Ausbildung in Erster Hilfe venie­
fen sowie eine Ausbildung zu abge­
slimmten Rettungsmaßnahmen zwi­
schen Feuernehr, Sanitätern, Ret­
tungsassistenten und Ärzten durchfUh­
ren. Aber auch auf der feuerwehnech­
nischen Seite will sie aktiv werden und 
demnächst an einer Grundausbildung 
der Feuerwehr teilnehmen. 

80 Verletzten­
darsteller bei 

"Premiere '90" 

Ende September wurde auf dem 
Gelände der Deutschen Bundesbahn 

an der Max-Johannsen-Brücke in Neu­
münster eine Sanitätsübung größeren 
Ausmaßes durchgefUhn. Es sollte das 
Zusammenwirken von Sanitäts- und 
Brandschutzdienst sowie die Bewälti­
gung der Aufgabe erprobt werden, 
eine große Anzahl von Verletzten zu 
versorgen. 

Als Schadenslage wurde "ein Eisen­
bahnunglück mit 80 Verletzten" ange­
nommen. Erschwerend "brannten 
zwei Güterwagen mit gefahrlichen 
Chemikalien." 

Rund ein halbes Jahr dauenen die 
Übungsvorbereitungen. Um alles so 
1"1',,1 "ie möglich ablaufen zu lassen, 
hatte man eigens einen "Schmink­
trupp" des Malteser-Hilfsdienstes aus 
Berlin engagien. Drei Stunden wur­
den schließlich benötigt, um alle Ver­
letztendarsteller zu .,präparieren'· und 
entsprechend wirklichkeitsnah ausse­
hen zu lassen. 

Nachdem die Mimen, die in der 
Mehrzahl durch Helfer anderer Kata­
strophenschutzeinheiten gestellt wur­
den, in drei ausmngiene Reisezug-

STELLENAUSSCHREIBUNG 

waggons der Bundesbahn veneilt wor­
den waren, konnten die ersten Bmnd­
schutzeinheiten (FFW Tungendorf­
Dorf und -Stadt und die Bahnfeuer­
wehr) über Sirene und Rufalarmemp­
fanger alarmien werden. 

Deren Aufgabe war es, zunächst die 
"Verletzten" aus den Waggons zu ber­
gen. Nachdem die Einheiten feststell­
ten, daß ein Massenanfall an Verletz­
ten vorlag. wurde zusätzlich die Frei­
willige Feuerwehr Einfeld alarmien. 
Zusammen mit dem ABC-Zug, der 
wegen des Güterwagenbmndes alar­
mien wurde, waren teilweise bis zu 
100 Feuern'ehrleute im Einsatz. 

Nahe des "Unglücksones" war in 
der Zwischenzeit eine Verletztenabla­
ge eingerichtet worden, in der die 
"Verletzten" an die Sanitätseinheiten 
übergeben und Erste-Hilfe-Maßnah­
men durchgefUhn werden konnten 
(unser Bild). Über all dies wachte ein 
Schiedsrichterstab, der unter Leitung 
von Dr. Olaf Jaeobsen die Hilfelei­
stungen kritisch beobachtete. 

Insgesamt 60 Sanitäter waren bei 
der Versorgung Verletzter tätig. Die­
jenigen, die gehfiliig waren, wurden 
in eine nahegelegene Schule tmnspor­
tien und don von den Helfern der 
Betreuungsstelle registrien. 

Nachdem alle "Verletzten" gebor­
gen waren, konnte die Übung beendet 
werden. Eine Nachbesprechung soll in 
einigen Wochen stattfinden. Nach 
Meinung der EinheitsfUhrer kann je­
doch schon jetzt gesagt werden, daß 
das Übungsziel - Zusammenwirken 
verschiedener Fachdienste - als er­
reicht angesehen werden kann. 

(Foto: Stiehm) 

Für das Ami für Zivilschutz, Stuttgart-Süd, BOhelmstraOe 8, suchen wir zum 1, 12. 1990 oder früher eineln 

Beamtin/Beamten des geh. VelWaltungsdienstes 

Das vielseitige Aufgabengebiet umfaßt u. a. Planungen zur Sichersteilung der Versorgung in Krisenzeiten (Energie, Wirtschaftsgüter, 
Lebensmittel), Anforderungen nach dem Bundesleistungsgesetz (ohne Kfz), vorbereitende Maßnahmen zur Aufenthaltsregelung in 
Krisenzeiten, Koordination und Durchführung von Maßnahmen im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnik sowie 
Sonderaufgaben. 

Wir erwarten Aufgeschlossenheit für Organisationsfragen, Befähigung zur Teamarbeit, Flexibilität und die Bereitschaft, auch nach 
unkonventionellen Lösungen zu suchen. Erfahrungen in der Verwaltung einer Großstadt sowie Kenntnisse über luK-Techniken und Zivile 
Verteidigung wären von Vorteil. Eignung und Bereitschaft zum Umgang mit Verschlußsachen setzen wir voraus. 

Die Stelle ist m~ Bes.Gr. A 11 bewertet; eine Anpassung an den gesetzlichen Stellenschlüssel bleibt vorbehalten. 

Bewerbungen erbitten wir mit den üblichen Untertagen unter Angabe der Kennzahl 2174 innerhalb von 2 Wochen an das 

Personalamt der Landeshauptstadt Stuttgart 
Postfach 106034 
7000 Stuttgart 10 
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Das Technische Hilfswerk feierte Jubiläum 

40 Jahre im Dienst 
des Bürgers 

Festakt mit Bundespräsident von Weizsäcker 
Vorführungen und Fahrzeugschau 

Am 22. August 1990 jährte sich der Ge­
burtstag des Technischen Hilfswerks zum 
40. Male. So etwas muß gefeiert werden. Seit 
Herbst 1989 liefen die Vorplanungen zu 
einem entsprechenden Fest, und da der 
August nun einmal Ferienzeit ist, wurde 
beschlossen, am 5. und 6. Oktober 1990 zu 
feiern. 

Der Bundespräsidenl sagte die Übernah­
me der Schirmherrschaft zu, die Bad Godes­
berger Sladthalle wurde für den Festakt am 
5. Oktober gebucht und die Genehmigung für 
eine große FahJ2eug- und Geräteschau in der 
Bad Godesberger Innenstadt eingeholt. Mit­
ten in die Vorbereitungen hinein, am 23. 
August 1990, einen Tag nach dem .echten" 
THW-Geburtstag, die überraschende Mel­
dung: Volkskammerabstimmung über den 
Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutsch­
land nach Artikel 23 des Grundgesetzes zum 
3. Oktober. Beim THW ist man sich einig: 
Trotz der zu erwartenden Überschneidungen 
gibt es kein Zurück mehr, zwei Tage nach 
dem Tag der Deutschen Einheit wird auch 
das 40jährige Bestehen des Technischen 
Hilfswerks gefeiert. 

Zur Einleitung der Feie~ichkeiten lädt 
THW-Direktor Gerd Jürgen Henkel am 26. 
September zu einer Pressekonferenz in die 
Räume des THW-Ortsverbandes Bonn ein. 
Die Resonanz bei der Presse ist nicht beson­
ders groß, denn bei den Medien sind die 
Büros wie leergefegt: Vereinigungsparteitag 
der SPD in Be~in, Vereinigungsparteitag der 
CDU in Hamburg, dazu der bevorstehende 
Tag der Deutschen Einheit mit hektischen 
politischen Vorarbeiten. 

Die Pressekonferenz ve~äuft in angeneh­
mer Atmosphäre. Erwartungsgemäß interes­
sieren sich die Journalisten nicht nur für die 
Daten und den Dienstalltag des THW, son­
dern insbesondere für dessen weltweit aner­
kannte und gelobte Hilfseinsätze. Und zu 
guter Letzt die naheliegende Frage, die auch 
THW-intern auf den Nägeln brennt: Wann 
wird es auch in den neuen Ländern - also der 
ehemaligen DDR - das THW geben? Die 
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diplomatische Antwort des Direktors: .Wir 
stehen Spaten bei Fuß! ". 

Der Festakt 

5. Oktober 1990: Bad Godesberg erlebt 
eine blaue Invasion. Vom frühen Morgen an 
rollen die THW-FahJ2euge aus allen Teilen 

der Bundesrepublik zur Rigalschen Festwie­
se. Vor der Stadthalle hängen neben der 
Bundesflagge die blau-weißen THW-Banner. 
Selbst auf dem WahJ2eichen Bad Godes­
bergs, der Godesburg, weht für zwei Tage die 
THW-Flagge anstelle der Bonner Stadtflagge. 

Über 900 Gäste drängen in die festlich 
geschmückte Stadthalle - ein Meer von 
THW-blauen Dienstbekleidungen. Auf der 

Intemationa~ Gaste gratulieren dem THW zum 40. Geburtstag. 



Bühne hat bereits der Musikzug des THW­
Ortsverbands Hermeskeil seine Plätze einge­
nommen. Fahnenabordnungen aus den Lan­
desverbänden geben ein farbenprächtiges 
Bild ab. 

Im Foyer lassen Fotos vom Einsatz in 
Armenien und eine kleine Präsentation histo­
rischer Bilder und Schriften die Vergangen­
heit noch einmal Revue passieren. Die älte­
ren THW-Kameraden geraten bei ihrem An­
blick ins Schwärmen: "Weißt Du noch . .. ?" 

Besondere Aufmerksamkeit findet ein 
Bild, das der Mitarbeiter der THW-Leitung, 
Michael Frechen, gemalt und mit einer per­
sönlichen Widmung den THW-Helfern aus 
Anlaß des 40. Geburtstages zum Geschenk 
macht. Das Bild findet auch die besondere 
Aufmerksamkeit des Bundespräsidenten. Bis 
zuletzt ist wegen der politischen Aktualitäten 
- auf der Tagesordnung des Deutschen 
Bundestages steht für 9.00 Uhr die 1. Lesung 
des überarbeiteten Bundeswahlgesetzes -
ungewiß, ob auch die höchsten Würdenträ­
ger des Festaktes vollzählig erscheinen 
werden. 

Kurz nach 10.00 Uhr großes Aufatmen: 
THW-Direktor Gerd Jürgen Henkel betritt den 
Saal, flankiert vom Schirm herrn des Festak­
tes, Bundespräsident Richard von Weizsäk­
ker, Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble als oberstem Dienstherrn des THW 
sowie Bundesverkehrsminister Dr. Friedrich 
Zimmermann. Wie später bekannt wird, wa­
ren die Minister mit Blaulicht und quiet­
schenden Reifen vom Bundestag herbeige­
eilt. Das Protokoll der 229. Sitzung des 
Bundestages zitiert den Bundesinnenmini­
ster hierzu wie folgt: "Frau Präsidentin I Mei­
ne Damen und Herren! Ich bin in der unange­
nehmen angenehmen Lage, daß das Techni­
sche Hilfswerk um 10.00 Uhr in Bad Godes­
berg sein 40jähriges Bestehen in Anwesen­
heit des Herrn Bundespräsidenten begeht. 
Ich bitte das Hohe Haus deshalb um Ver­
ständnis, daß ich bei der Debatte nicht bis 

. zum Ende anwesend sein kann." 
Die Begrüßung der Festgesellschaft er­

folgt durch den Direktor des Technischen 
Hilfswerks. Nach der Begrüßung des Bun­
despräsidenten und der Bundesminister 
dankt er für die Teilnahme einer großen 
Schar von Ehrengästen aus dem In- und 
Ausland, als da u. a. sind: Präsident Bauwens 
(Belgien, Ausbildungswesen des Zivilschut­
zes in der Provinz Lüttich), General Jong 
(niederländischer Zivilschutz), Colonel C<iire 
und der Chef de Mission, Angely (französi­
scher Zivilschutz), Präsident Michel Franche­
terre (Frankreich, Corps Mondial de Secour), 
Brigadier Bieder (Schweiz, Bundesamt für die 
Luftschutztruppen), die Herren Sodemann 
und Zimmermann (ehemalige DDR, Zivil­
schutz), die Bundestagsabgeordneten Ger­
ster, Werner und Doss, Präsident Struve und 
Bundesgeschäftsführer Voßmeier (Deutscher 
Feuerwehrverband), Bundesgeschäftsführer 
von Block-Schlesier (Johanniter-Unfall-Hil-

Der Präsident des 
DRK überbringt dem 
THW die Glückwün­

sehe aller im KatS 
mitwirkenden Orga­

nisationen. 

40 JAHRE 
TECHNISCHES HILFSWERK 

--" .. ~ r 
Prominente Ehren­
gäste verfolgen die 

Grußworte der 
Präsidenten von 

DRKundTHW­
Helfervereinigung. 

.-' I 
-- .... 
_~ A" -f-

Auch Vertreter der 
länder geben dem 
THW die Ehre. 

Johannes Gerster, 
MdB, fordert ein 
THW im gesamten 
Bundesgebiet 
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fe), Generalsekretär Freiherr von Heereman 
(Malteser-Hilfsdienst) und der Vorsitzende 
der ARKAT, Kühn. 

Stellvertretend für die große Zahl von 
Behördenvertretern begrüßt Direktor Henkel 
aus dem BMI den Abteilungsleiter KN, Mini­
sterialdirigent Wolfgang Beyer, und den Lei­
ter des " THW" -Referates KN 8, Ministerialrat 
Dr. Konrad Ammermüller, sowie Hans-Georg 
Dusch, den Präsidenten des Bundesamtes 
für Zivilschutz. Besondere Erwähnung findet 
auch der Bonner Vertreter des Hohen Flücht­
lingskommissars der Vereinten Nationen 
(UNHCR), Koisser. Dies vor allem aufgrund 
der guten Zusammenarbeit zwischen UNHCR 
und THW bei diversen Auslandseinsätzen im 
Rahmen der Flüchtlingshilfe, die durch einen 
soeben geschlossenen Vertrag zwischen 
UNHCR und dem Bundesministerium des 
Innern künftig noch erleichtert werden wird. 

Bei der Begrüßung des Bundespräsiden­
ten weist Direktor Henkel auf ein Gespräch 
anläßlich des Neujahrsempfangs hin, bei 
dem er diesem schilderte, daß das THW 
bereits am 11 . November 1989 bei der ersten 
Grenzöffnung zwischen der DDR und der 
Bundesrepublik Deutschland geholfen und 
zwischen den Gemeinden Eckertal und Sta­
pelburg für einen Bruckenschlag von 
Deutschland nach Deutschland gesorgt 
habe. 

Bundesinnenminister Dr. Wolfgang Schäuble dankt der "THW-Farnilie" für 40 Jahre beispielhaften Einsatz. 

Der Bundespräsident hatte hierauf sinnge­
mäß geantwortet: "Das ist auch gul so. Da 
wird in Zukunft noch mehr auf das THW 

zukommen." Der Direktor bekräftigte hierzu: 
"Ich darf Ihnen versichern, wir haben in 
Osteuropa und insbesondere in den fünf 
neuen Ländern unserer Bundesrepublik sehr 
viele, vor allen Dingen im sozialen Bereich 
liegende, Aufgaben übemommen. Wir haben 
sehr viele Brückenschläge, im übertragenen 
als auch im tatsäChlichen Sinne, durchge­
führt, und an der Bereitschaft der Helfer liegt 
es sicherlich nicht. Wir können noch mehr 
tun." 

Grußwort von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 
zum 40jährigen Bestehen des Technischen Hilfswerks 
"Dem Technischen Hilfswerk sende ich zu 
semem 40jährigen Bestehen meine be­
sten Gruße. Damit verbinde ich meinen 
Dank an alle ehrenamtlichen Helferinnen 
und Helfer, Führungskräfte und hauptamt­
lichen Mitarbeiter des THW für die in vier 
Jahrzehnten gezeigte Hilfsbereitschaft. 
Mit Ihrem Engagement zum Schutz unse­
rer Mitbürger stellen Sie stets aufs neue 
die lebendige Demokratie unserer freiheit­
lichen Gesellschaft unter Beweis. 

Mit dem 3. Oktober ist der B€ltritt der 
DDR zur Bundesrepublik Deulschland 
wirksam geworden. Deutschland, unser 
Vaterland, ist damit endlich wieder ver­
eint. Dies war für alle Deutschen ein Tag 
der Freude. Wie lange haben wir darauf 
gewartet und wieviele hatten schon gar 
nicht zu hoffen gewagt, diesen Tag zu 
erleben? Nicht wenige hatten Sich längst 
mit der Teilung abgefunden, ja sogar 
gemeint, ihr gute Seiten abgewinnen zu 
können. Wir sollten uns immer wieder die 
historische Dimension dessen ins Be­
wußtsein rufen, was in diesen Monaten 
geschehen ist und noch weiter geschieht. 
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Schauen wir nicht nur auf die sich oft 
überstürzenden Ereignisse und Nachrich­
ten des Tages. 

Natürlich stellt uns die Einigung unse­
res Vaterlandes vor vielfältige neue Aufga­
ben. Das gilt auch für Helferinnen und 
Helfer, die sich der Abwehr von katastro­
phen und Gefahren für die Bürger ver­
pflichtet haben. Ich gehe davon aus, daß 
die neu zu bildenden Länder unser System 
des Bevölkerungsschutzes, das sich in 
hervorragender Weise bewährt hat, über­
nehmen werden. 

Die Bundesregierung ist sich bereits 
der Bedeutung des Technischen Hilfs­
werks als überregionale technische Hilfs­
organisation im Zivil- und Katastrophen­
schutz bewußt. Sie hat dies in der Vergan­
genheit stets unmißverständlich zum Aus­
druck gebracht, insbesondere durch die 
am 1. Februar 1990 In Kraft getretenen 
Gesetze zur Ergänzung des Katastrophen­
schutzgesetzes und andere Vorschriften 
und des THW-Helferrechtsgesetzes. Ich 
bin sicher, daß das THW wie bisher auch in 
Zukunft seinen Beitrag zum Schutz aller 
Bürger leistet." 

Alsdann verliest Direktor Henkel ein Gruß­
wort von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, das 
ihm gerade übermittelt worden ist. 

Zum Abschluß seiner Rede druckt Direktor 
Henkel die Hoffnung aus, der Bundesinnen­
minister möge bei seiner Festansprache 
auch auf das Thema der fünf neuen Bundes­
länder und die Entwicklung des THW einge­
hen, denn dies sei eine Kernfrage, die das 
THW zur Stunde bewege. 

Grußworte 

Es folgen die Grußworte des Präsidenten 
des Deutschen Roten Kreuzes, Botho Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein, und des Präsidenten der 
Vereinigung der Helfer und Förderer des 
Technischen Hilfswerks e. V., Johannes Ger­
ster, MdB. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein überbringt für 
die im Katastrophenschutz mitwirkenden Or­
ganisationen Glückwünsche zum 40jährigen 
Bestehen des THW und lobt die langjährige 
gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
auf allen Verbandsebenen. Er betont, daß es 
wichtiger denn je sei, sich gemeinsam auf 
neue Entwicklungen einzustellen und recht­
zeitig Perspektiven und Prioritäten für die 
künftige Arbeit zu entwickeln. 

"Wir sind dankbar, daß unsere Einsatzbe­
reitschaft in Deutschland und Europa in den 
vergangenen Jahrzehnten nicht unter Beweis 
gestellt werden mußte. Jedoch die Situation 
im Irak, in Kuwait, wie darüber hinaus im 
Nahen Osten insgesamt beweist erneut, daß 
wir leider von einem langfristig gesicherten 
Frieden noch weit entfernt sind. Große Natur­
katastrophen in jüngster Zeit wie in Armenien 
oder Iran machen aber auch zugleich deut­
lich, daß wir auf alle Eventualitäten vorberei­
tet sein müssen, um Hilfsmöglichkeiten vor­
zuhalten, zu üben und ständig einsatzbereit 
zu sein." 



Neue Konzepte erforderlich 

Mit Hinweis auf die hohe MotivatMln aller 
Helfer der Katastrophenschutzorganisatio­
nen, die ihre gute Ausbildung auch unter den 
schwierigen Bedingungen von Auslandsein­
sätzen immer wieder bewiesen haben, äu­
ßert er den Anspruch gegenüber den poli­
tisch Verantwortlichen, alsbald Konzepte vor­
zulegen, die den veränderten Rahmenbedin­
gungen Rechnung tragen: 

"Da wir realistischerweise davon ausge­
hen müssen, daß die Finanzminister von 
Bund und Ländern in den nächsten Jahren 
keine zusätzlichen Mittel für den Zivil- und 
Katastrophenschutz bereitstellen werden, 
halten wir Überlegungen für notwendig, 
durch Umschichtung der vorhandenen Fi­
nanzmittel der veränderten Situation zu be- ' 
gegnen und Rechnung zu tragen. Ohne die 
durch die Verfassung vorgegebenen unter­
schiedlichen Zuständigkeiten von Bund und 
Ländern im Zivil- und Katastrophenschutz in 
Frage zu stellen oder gar ändern zu wollen, 
müssen wir Bund und Länder auffordern, 
sich ihrer gemeinschaftlichen Verantwortung 
in diesem Bereich bewußt zu sein und nicht 
hinsichtlich der Verfassungslage den 
Schwarzen Peter hin- und herzuschieben. 

Die Bevölkerung unseres Landes kann 
nicht unterscheiden, ob Helfer, Geräte und 
Ausstattung für den Katastrophen- oder den 
Zivilschutz vorgehalten werden. Sie würde 
erst recht nicht verstehen, auf ein staatliches 
Vorsorgesystem rechnen und vertrauen zu 
müssen, das, und ich sage dies im Hinblick 
auf die fünf neuen Bundesländer, für die 
Bevölkerung in Deutschland in Krisen- und 
Schadenslagen Schutz 1. und 2. Klasse ge­
währen würde. 

Es muß doch im Interesse aller liegen, daß 
Bund und Länder unter Hintanstellung finan­
zieller und rechtlicher Interessen sich an 
einem an die finanziellen und personellen 
Möglichkeiten angepaßten Konzept einer­
seits und den möglichen Einsatzbedingungen 
andererseits orientieren. Ohne unsere Helfer, 
und dies kann ich auch für das THW sagen, 
ist weder ein wirksamer KatastrDPhenschutz 
noch Zivilschutz denkbar. Wenn man unsere 
Mitarbeiter weiter motiviert halten will - und 
dies ist heute schon schwierig genug -, dann 
muß sobald wie möglich ein Gesamlkonzept, 
und dieses mit uns, erarbeitet werden. Klare 
politische Vorgaben sind das Gebot der 
Stunde.' 

Gemeinsam auch in den fünf 
neuen Ländern 

Sodann erteilt der DRK-Präsident jegli­
chen Rivalitäten unter den Organisationen 
eine klare Absage: .. Hinsichtlich der begrenz­
ten Ressourcen sollten sich alle Organisatio-

Ungeteilte Aufmerksamkeit bei allen Gästen findet die Festrede von Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble. 

nen auf ihre speziellen Fertigkeiten und Er­
fahrungen beschränken. Wildern in des 
Nachbars Wald oder, anders gesagt, Ansprü­
che auf Tätigkeitsgebieten, die bereits von 
anderen in zufriedenstellender Weise bewäl­
tigt werden, würden ebenso auf allgemeines 
Unverständnis stoßen, wie eine Entwicklung, 
in der wir, die Organisationen, nicht mehr 
kooperieren und koordinieren, sondern nach 
eigensüchtigen Motiven handeln würden. Ar­
beitsteilung und Zusammenarbeit zugleich 
sind gefragt. 

Bei all dem Gesagten müssen wir die 
Notwendigkeiten und Möglichkeiten der am 
3. Oktober 1990 der Bundesrepublik 
Deutschland beigetretenen fünf neuen Bun­
desländer einbeziehen und sobald wie mög­
lich das vorhandene Gefälle ausgleichen. Wir 
alle, die Organisationen, sind bereits in der 
DDR tätig, und wir gehen davon aus, daß 

auch das Technische Hilfswerk seinem Auf­
trag entsprechend dort tätig wird." 

Enge Verbundenheit 
mit dem THW 

Abschließend lobt Prinz zu Sayn-Wittgenstein 
noch einmal ausdrücklich die gute Zusam­
menarbeit zwischen THW und den anderen 
Katastrophenschutzorganisationen: "Unsere 
Helfer, und das trifft für alle Organisationen 
zu, fühlen sich den Kameradinnen und Ka­
meraden des Technischen Hilfswerks in der 
humanitären Arbeit und Verantwortung eng 
verbunden. Wir schätzen die Fachkenntnisse 
und das praktische Geschick der THW-Hel­
ferschaft sehr hoch ein und wissen, welche 
hohen Anforderungen an Gesundheit und 
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, 
körperliche Leistungsfähigkeit der Dienst an 
die Helferschaft im THW stellt. Wir zollen 
ihnen Respekt, Anerkennung und kamerad­
schaftliche Verbundenheit. Unsere guten 
Wünsche begleiten Sie in das 5. Jahrzehnt 
Ihrer verantwortungsvollen Arbeit. " 

Der Präsident der THW-Helfervereinigung 
e. V., Bundestagsabgeordneter Johannes 
Gerster, dankt Direktor Henkel und dem 
neuen Bundessprecher des THW, Günther 
Seekatz, für das, was das Technische Hilfs­
werk im stillen, dafür aber um so wirkungs­
voller, leistet. Er verspricht, die Bundeshel­
fervereinigung werde auch künftig das THW 
und seine 60 000 Helfer ideell und materiell 
unterstützen, insbesondere auch auf der po­
litischen Ebene. 

Ausdehnung in die fünf neuen 
Länder 

Ausdrücklich unterstreicht er die zwingen­
de Notwendigkeit, das Technische Hilfswerk 
auch auf das Beitrittsgebiet auszuweiten: 
"Natürlich muß der Staat Vorsorge treffen für 
Katastrophen. Natürlich muß auch der Bund 
nicht nur im Zivilschutz, sondern immer 
weiter im Katastrophenschutz tätig sein. Und 
natürlich müßte das THW erfunden werden, 
wenn es dies nicht gäbe. Und deswegen darf 
es überhaupt keine Frage sein. Das THW muß 
und wird auch in den fünf Ländern der 
früheren DDR gebildet werden und genauso 
schlagkräftig und handlungsfähig eingesetzt 
werden wie bei uns. Selbstverständlich wer­
den wir dafür kämpfen. Wir nehmen dabei 
anderen Organisationen nichts weg." 

Und er fügt hinzu: "Wenn manche Ver­
bandsvertreter - übrigens ähneln sie da 
manchmal den Politikern - oft künstliche 
Gegensätze hervorrufen, die Zusammenar­
beit von der Ortsebene bis zur Bundesebene 
läuft dann, wenn die Praktiker am Werk sind, 
in der Regel hervorragend. Deswegen Ihnen, 
Prinz Botho, aber auch dem Feuerwehrver­
band, den Feuerwehren, den anderen Orga­
nisationen ein herzliches Dankeschön. Meine 
Herren, sind wir ehrlich, wenn es uns nicht 
gäbe, ginge es Ihnen schlechter. Deswegen 
unterstützen Sie uns. Wir wollen jetzt nicht in 
die DDR einmarschieren, aber uns dort bil­
den. Damit ist nun gewissermaßen durch 
Beschluß festgelegt, daß es nie mehr aus 
diesen Organisationen kritische Bemerkun­
gen gegenüber dem THW gibt. Ich bedanke 
mich auch dafür bei Ihnen." 

Abschließend spricht er dem THW, aber 
auch den anderen Organisationen, Dank und 
Anerkennung aus für ihren wichtigen und 
engagierten Dienst und wünscht ihnen viel 
Glück, gute Einsätze, keine Unfälle und eine 
gute Kameradschaft. 

12 IBEVOLKERUNGSSCHUTZ-MAGAZIN 11-12/901 

Das THW-Bild von 
Michael Frechen 

erregt die Aufmerk­
samkeitdes 

Bundespräsidenten. 

Trotz modernster 
Technik unentbehr­
lich: Suchhunde der 

Hundestaffein. 

Bundesverkehrs­
minlsterOr. Fried­
rieh Zimmennann 
erhält die höchste 
Auszeichnung, die 
das THW zu verge­
ben hat: Das Ehren­
zeichen in Gold. 

An belden Festtagen 
weht die THW­
Flagge auf der 
Godesburg. 



DerTHW-Musikzug 
Hermeskeil sorgt 

auch auf dem Aus­
stellungsgelände für 

den musikalischen 
Rahmen. 

Fachgespräch am 
Rande zwischen 

Bundesgeschäfts­
führerVoßmeier, 

DFV-Präsident 
Struve, Prof. 

AChilies und THW­
Bundessprecher 
Günther Seekatz 

(v. links). 

Brigadier Bieder aus 
der Schweiz (Mitte) 
und Dr. Horst 
Schöttler, 
Chefredakteur "Not­
fallvorsorge" (links), 
zu Gast beim THW. 

Die Ha ndwer1l;er des 
THW zeigen in der 
Feldschmiede ihr 
Können. 

Festansprache des 
Bundesinnenministers 

Im Anschluß hält Bundesinnenminister Dr. 
Wolfgang Schäuble die Festansprache. Nach 
einem kurzen Abriß über die Entstehung des 
Technischen Hilfswerks stellt er fest, daß 
berufliche Qualifikation des Führungsperso­
nals, Hilfsbereitschaft und Leistungswillen 
der Helferschaft ein hohes Ansehen des 
Technischen Hilfswerks im In- und Ausland 
begründet haben. Neben der Sicherstellung 
des Schutzes unserer Bürger sei das THW vor 
allem auch ein wichbges Instrumentarium 
der deutschen humanitären Hilfe im Ausland 
geworden . 

.. Der Gesetzgeber hat, es ist schon er­
wähnt worden, diese Entwicklung nachvoll­
zogen und durch das am 1. Februar dieses 
Jahres in Kraft getretene THW-Helferrechts­
gesetz eine gesetzliche Grundlage geschaf­
fen. Ich denke, es ist ein wichtiger Ausdruck 
für die Wertschätzung des Technischen Hilfs­
werks, daß dieses Gesetz mit den Stimmen 
von CDU, CSU, SPD und FDP, also mit über 
90 % der Mitglieder des Bundestages, und im 
Bundesrat mit den Stimmen aller elf Bundes­
länder zustandegekommen ist. .. 

Der Minister betont, daß auch die Ent­
spannung in Europa nicht die Pflicht des 
Staates beseitigt, für einen Schutz der Bevöl­
kerung vorzusorgen . .. Diese Bundesregie­
rung bekennt sich wie alle ihre Vorgängerin­
nen zu ihrer verfassungsrechtlichen Pflicht, 
die Bevölkerung vor den Folgen auch eventu­
ell militärischer Auseinandersetzungen zu 
schützen. Diese Pflicht ist nicht deshalb 
'überholt, weil gottlob der Ost-West-Konflikt 
und der Kalte Krieg endgültig beendet zu sein 
scheinen. 

Vielleicht ist es fast ein Menetekel , daß 
das Ende des Ost-West-Gegensatzes nicht 
bedeutet, daß alle Gefahren, auch für die 
äußere Sicherheit, damit beendet sind. Ver­
antwortungsvolle Politik, die den Frieden 
bewahren will , muß Verteidigungsfähigkeit 
sicherstellen. Und dazu gehört auch die 
Vorsorge für den Schutz der Zivilbevölke­
rung. Diese Zielsetzung entspricht auch den 
völkerrechtlichen Verpflichtungen, die die 
Bundesrepublik Deutschland mit den Zusatz­
protokollen zu den Genfer Abkommen einge­
gangen ist und für deren baldige Ratifizierung 
wir uns gemeinsam nachdrücklich einsetzen 
wollen. " 

Neue Prioritäten 

Als nächstes dankt der Minister allen 
Hilfsorganisationen und ihren Helfem für die 
allzeit gezeigte Hilfsbereitschaft und die gute 
Zusammenarbeit aller Organisationen. Die 
neue friedliche Perspektive unseres Konti­
nentes erlaube für den Schutz der Zivilbevöl-
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kerung neue Prioritäten, die sich vor allem 
auch den heutigen modernen Bedrohungen 
des Lebens, der Gesundheit und des Eigen­
tums widmen. 

Auch hierbei habe das Technische Hilfs­
werk seinen festen Platz unter den Organisa­
tionen des erweiterten Katastrophenschut­
zes: ,Das Technische Hilfswerk ist der Trä­
ger der Fachdlenste Bergung und Instandset­
zung, und es stellt mehr als ein Drittel der 
Fernmeldezüge und der Versorgungseinhei­
ten des erweiterten Katastrophenschutzes. 
Diese vom Bund finanzierten Fachdienste 
sind heute für eine wirksame Abwehr größe­
rer Gefahren unverziehtbar. Sie wahrnehmen 
zu lassen durch eine Bundesorganisation mit 
überregionalen Ausbildungs- und Emsatz­
möglichkeiten ist ökonomisch wie fachlich 
sinnvoll Oie vielfältigen vom THW wahrge­
nommenen Spezialaufgaben auf andere 
HIlfsorganisationen zu übertragen, würde 
statt dessen zu einer Splitterung des bislang 
einheitlichen Leistungsprofils dieser Organi­
sation führen und deren Träger mit erhebli­
chen Eigenkosten belasten." 

Einsatz in der ganzen Welt 

,Seine zweite gesetzliche Aufgabe, die 
Auslandshilfe, nimmt das THW im Rahmen 
der humanitären Hilfe und der Entwicklungs­
hilfe der Bundesregierung seit langem erfolg­
reich wahr. Seit dem ersten Einsatz im Jahr 
1953 in den Niederlanden zur Bekämpfung 
der durch eine Sturmflut verursachten Schä­
den und Gefahren bis zur Verbesserung der 
Infrastrukturen eines Flüchtlingslagers auf 
der Indonesischen Insel Galang in diesem 
Früh,ahr, ist das THW praktisch m der ganzen 
Welt eingesetzt worden." 

Besonders erwähnt Minister Schäuble die 
große Hilfsaktion des THW und anderer Hilfs­
organisationen in der Erdbebenkatastrophe 
in Armenlen. , Ich möchte den auf dem Gebiet 
des Sanitätswesens tätigen Hilfsorganisatio­
nen für die gute Zusammenarbeit danken, 
die z. B. dazu geführt hat, daß das Deutsche 
Rote Kreuz und der Arbeiter-Samariter-Bund 
sowie das Technische Hilfswerk in Armenien 
gemeinsam getragene Hilfsprojekte, wie die 
Errichtung von Unterkünften und eines Kran­
kenhauses, durchgeführt haben. 

Gefahrenabwehr im Inland 

, Oie dritte gesetzliche Aufgabe des THW, 
die Unterstützung der für die Gefahrenab­
wehr zuständigen Stellen im Inland, hat in 
den letzten Jahren zunehmend Bedeutung 
erlangt und wird von der Helferschaft selbst 
mit großem Engagement wahrgenommen. 
So wurden beispielsweise von Bund und 
Gemeinden für die Versorgung und Unter­
bringung der Übersiedler im Herbst letzten 
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Zugführer Albert l uig vom OV Bad Godesberg kommentiert sachkundig die Abseil·Aktionen seiner 
Kameraden. 

Jahres ca. 20000 Helfer des THW eingesetzt, 
die Transportaufgaben wahrnahmen und bei 
der Errichtung von Zeltlagern und Unterkünf­
ten halfen. Gleichfalls etwa 20000 Helfer 
haben die Gemeinden bei der Beseitigung 
und Abwehr der Sturm- und Hochwasser­
schäden und -gefahren in diesem Frühjahr 
unterstützt. In Bayern , Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und Im Saarland wurden im 
ersten Halbjahr dieses Jahres rund 50000 
Helfer von den Forstbehörden angefordert, 
um die durch Sturm verursachten schweren 
Waldschäden zu beseillgen." 

THW-Einsatz in den neuen 
Ländern 

Viele Einsätze des THW erfolgen in Amts­
hilfe, und der Minister bezeichnet die Formu­
lierung der AufgabensteIlung des THW im 
THW-Helferrechtsgesetz als die gesetzliche 
Konkretisierung der verfassungsrechtlichen 
Pflichten des Bundes zur Amts-, Katastro­
phen- und Notstandshilfe. Er betont nicht 
nur, daß diese Formulierung auch die Zu-

stimmung des Deutschen Feuerwehrverban­
des gefunden habe, sondern auch auf das 
Gebiet der fünf neuen Bundesländer anzu­
wenden sei. 

,Das THW-Helferrechtsgesetz ist seit dem 
3. Oktober auch auf dem Gebiet der fünf 
neuen Länder Rechtsgrundlage für das Han­
deln der Bundesregierung. Der Bundeskanz­
ler hat vor kurzem auf dem Deutschen Feuer­
wehrtag in Friedrichshafen bekräftigt, daß 
sich die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Kompetenzen der Verantwortung für den 
Schutz der Bevölkerung in dem bisherigen 
anderen Teil DeutsChlands nicht entziehen 
wird. 

Etwaige verbandspolitische Sorgen des 
Deutschen Feuerwehrverbandes über eine 
Entwicklung des Technischen Hi~swerks zu 
Lasten der Feuerwehren sind unbegründet. 
Denn die durch das THW-Helferrechtsgesetz 
festgeschriebene Aufgabenteilung gilt natür­
lich auch für die fünf neuen Bundesländer. 
Insofern haben wir eine völlige Einigkeit, und 
ich bedanke mich, Prinz Botho, daß Sie im 
Auftrag aller Hilfsorganisationen uns genau 
dazu aufgefordert haben. Wir werden der 



Aufforderung nachkommen. Ich freue mich 
über diese große Einigkeit, die auch eine gute 
Grundlage für weitere gute Zusammenarbeit 
ist. " 

Dank an die gesamte 
THW-Familie 

Zum Abschluß dankt der Minister allen 
THW-Angehörigen für die in den 40 Jahren 
im In- und Ausland erbrachten humanitären 
Leistungen und geht dabei auch auf die 
Belastungen ein , die die Mitwirkung sowohl 
für jeden einzelnen wie auch seine Angehöri­
gen bedeutet. 

"Aber nicht nur den Familien der HelfMn­
nen und Helfer möchte ich danken, sondern 
ich möchte der ganzen Familie des THW 
herzlich danken für ihren Einsatz in der 
Vergangenheit, und ich verbinde damit die 
besten Wünsche für das Technische Hilfs­
werk als Ganzes, für jeden einzelnen Helfer 
und für jeden einzelnen Mitarbeiter für eine 
gute Zukunft und dafür, daß aus der Hilfelei­
stung für denjenigen, der sie leistet, kein 
Schaden entstehen möge. Alles Gute und 
herzlichen Dank." Vor der beeindruckenden Kulisse der Godesburg: Der Hochwasseralarmzug aus Rheinland·Pfalz. 

Bundesverkehrsminister Dr. Friedrich Zimmermann mit 
dem THW-Ehrenzeichen in Gold geehrt 

Im Anschluß an scine Festrede hatte der Bundesinnenminister noch eine "bcsonden; angenehme 
Pflicht"' zu erfullen. die Auszeichnung seines unmittelbaren Vorgängen;. des jetzigen Bundeslerkehn;· 
minister., Dr. Friedrich Zimmermann. mit dem THW-Ehrenzeichen in Gold. 

In seiner Laudatio geht der Minister auf die Vemienste seines Vorgängmein: ,.Der Aufschll ung des 
Technischen Hilfswerks in den letzten Jahren ist maßgeblich auf das Wirken des damaligen 
BundesOlinisten; des In nern. Dr. Friedrich Zimmermann. zuliickzuftihren. 

Es ist seiner Förderung zu lemanken, daß sich die materiellen Grundlagen des Technischen 
Hilfs.er's lerbessen haben. und es war auch seine. ftir das Selbstler.,tändnis des Technischen 
Hilfswerks richtungsl<eisende Entscheidung im August 1984. dem Direktor Kompetenzen zu geben. 
die es ihm ermöglichen sollten. das Technische Hilf,"erk eigen,eranmonlich zu leiten. 

Durch die Mitwirkungsrichtlinie ,om Juli 1985 hat Bundesminister Zimmermann ,eranlaßt. daß 
durch die Bildung Ion beratenden Aussehüssen auf allen Ebenen der Sachver.,tand der Helferschaft in 
die Entscheidungsprozesse des Technischen Hilfswerh einfließt. 

In Anerkennung all dieser Verdienste verleihe ich Herm Dr. Friedrich Zimmern"nn das Ehrenzei­
chen in Gold der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk ." 

Zum Ausklang spielt der Musikzug des 
THW-OV Hermeskeil, bevor dann der Bun­
despräsident, die Bundesminister und die 
Bundestagsabgeordneten erneut ihren politi­
schen Pflichten entgegeneilen. Die übrigen 
Gäste aber lassen sich von Vorführungen 
hinter der Stadthalle und anschließend vom 
Duft der .Gulaschkanone" in den großen 
Zelten auf der Rigalschen Wiese anlocken. 

Interessante Vorführungen 

nächst beweist das Bergungsräumgerät des 
OV Fulda, was es unter fachkundiger Bedie­
nung alles kann. Und das ist allerhand, denn 
es ist nicht nur wendig und bärenstark, 
sondern auch in der Lage, ganz sensibel 
zuzugreifen. 

Anschließend zeigen die Rettungshunde­
staffeln der THW-Drtsverbände Leverkusen 
und Wesel ihre erstaunlichen Fertigkeiten. An 
einer Trümmerkegelattrappe erschnüffeln 
sie einen .Verschütteten", und einen Hinder­
nislauf durch enge Röhren meistern sie 
ebenfalls flink mit Bravour. Zum Abschluß als 
kleiner Gag der "Rettungswagen für Ret­
tungshunde" . 

Am Nachmittag hatten der Direktor THW 
und die Referatsleiter der THW-Leitung zu 
einem offenen Gespräch in den Parksaal der 
Godesberger Stadthalle geladen. Mehr als 
100 Helfer und Führungskräfte nutzten die 

Unmittelbar im Anschluß an den Festakt 
finden auf dem Areal hinter der Stadthalle vor 
den Festgästen zwei Vorführungen statt. Zu- Großes Interesse findet die Aktions- und Spielstraße bei der Godesberger Jugend, 
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Gelegenheit zum unmittelbaren Kontakt. Na­
türlich nahm auch hier die Zukunft des THW 
breiten Raum ein. Aber auch die Sorgen und 
Nöte vor Ort kamen zur Sprache. Alle Betei­
ligten zeigten sich nach zwei Stunden inten­
siver Diskussion zufrieden über den Verlauf 
des Dialogs zwischen Basis und Leitung. 

Fahrzeug- und Geräteschau 

Am 5. und 6. Oktober nimmt das THW in 
Bad Godesberg die Gelegenheit wahr zu einer 
großen Selbstdarstellung. Bereits am 4. Ok­
tober hatten THW-Einheiten begonnen, Fahr­
zeuge und Geräte in der Fußgängerzone 
aufzubauen, um der Bevölkerung einen klei­
nen Überblick über Ausrüstung und Tätigkeit 
des Technischen Hilfswerkes zu geben. Ein 
Stück der Berliner Mauer, an deren Abbruch 
das THW maßgeblich beteiligt war, findet 
staunende Bewunderung. Besonderes Inter­
esse gilt natürlich solchen spektakulären 
Vorführungen wie dem Abseilen aus großen 
Höhen, vorgeführt mit dem Rollglissgerät an 
der Fassade eines Kaufhauses, und der Ar­
beit des wie ein Raumfahrer vermummten 
Helfers mit der Sauerstofflanze. 

Auch für Kinder und Jugendliche hat das 
THW vorgesorgt mit einer Schiffschaukel -
im Sinne des Wortes - und mit einer Spiel­
straße. Immer wieder werden die Ungetüme 
von Amphibienfahrzeugen bestaunt. Unter­
malt wird das Ganze auf dem Theaterplatz 
mit Musikdarbietungen. Der THW-Musikzug 
Hermeskeil und die Musikgruppe des OV 
Oelde spielen flotte Weisen, die "Fründe" 
erfreuen mit volkstümlich-rheinischen Lie-

Die Schiffschaukel der THW-Jugend ist ständig in Aktion. 

dern, und "Longhorn" sorgt mit Country­
Musik für Stimmung. 

Bei herrlichem Sonnenschein nutzten 
Tausende von Schaulustigen die Gelegen­
heit, das THW unmittelbar erleben zu kön­
nen. Ob am Informationsstand der THW­
Jugend, der Feldschmiede oder am Ber­
gungsräumgerät, die Zuschauer stehen 

In Aufbau, Darstellung und VOrfÜhrungen waren etwa 250 ehrenamtliche Helfer beteiligt. 
Fahrzeuge, Geräte und sonstige Attraktionen kamen aus folgenden Orts- bzw. Landesver­
bänden (in alphabetischer Reihenfolge): 
OV Bad Godesberg 
OV Bonn 
LV Berlin 
OB Bonn-Beuel 
OV Wesel 
OV Freiburg 
OV Fulda 
OV Hermeskeil 
LV Hessen 
(OV Korbach, 
OV HomberglEfze) 
OV Leverkusen 
OV Mainz 
OV Mönchengladbach 
OV NeustadtlWeinstraße 
OV Oelde 
OV Paderbom 
OV Siegburg 
OV Sinzig 
OV Stolberg 
OV Waldbröl 
OV Wetter 
OV Wuppertal 

- Rollglissgerät, Bergungsausstattung (MKW/GKW) 
Fernmeldezug 
Mauerteil 
Pontongruppe 
Rettungshundestaffel 
Sauerstofflanze 
Bergungsräumgerät 
Musikzug 
Jugendgrup,e mit Info-Stand und Spielstraße für 
Kinder 

- Rettungshundestaffel 
- Verpflegungstrupp, Amphibienfahrzeug 
- Kranwagen mit THW-Würfel 
- I-Zug, Hochwasseralarmzug 
- Musikgruppe 
- THW-Jugend/Schiffschaukel 
- Trinkwasseraufbereitungsanlage, Bergungsräumgerät 
- Verpflegung 
- Feldschmiede 
- Notstromaggregat 
- THW-Jugend/Schaukel 
- Losberger Halle (Zelt auf der Rigalschen Wiese) 
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dichtgedrängt, um das Geschehen zu ver­
folgen. 

Der heimische Ortsverband Bad Godes­
berg erregte mit seinen Abseilaktionen an der 
Fassade des Kaufhauses großes Aufsehen. 
Auch die Demonstrationen der Hundegrup­
pen aus Wesel und Leverkusen sind stets 
umlagert und finden viel Beifall. Vor der 
"Spielstraße" - von Mitgliedern der Jugend­
gruppen aus Korbach und HomberglEfze 
aufgebaut - stehen Kinder, aber auch viele 
Erwachsene Schlange. Sie wollen ihre Ge­
schicklichkeit bei den vielen Spielen erpro­
ben und vielleicht auch einen der schönen 
Preise, die es zu gewinnen gibt, ergattern. 

Dioramen-Schau 

Um dem Publikum auch einen Eindruck 
von der Arbeit des Technischen Hilfswerks 
im konkreten Ernstfall zu bieten, wird eine 
große Dioramen-Schau gezeigt. Ein Kauf­
haus stellte hierfür im 1. Oberges~hoß eine 
große Ausstellungsfläche zur Verfügung. 

Die vielen Modellaufbauten erfreuen sich 
lebhaften Interesses, und mancher diskutiert 
über die dargestellten Häuser, die durch 
Gasexplosionen zerstört worden sind, die 
Behelfsbrücken nach Brückeneinstürzen 
oder Überschwemmungen, die schweren Au­
tounfälle. Alles lebensecht und maßstabsge­
treu von ehrenamtlichen Helfern in ihrer 
Freizeit gebastelt. 

Das Fazit: Eine interessante, gelungene 
THW-Schau, die beim Publikum angekom­
men ist. 



Ministerialdirigenl Wolfgang Beyer, Bundesminislerium des Innem 

Bevölkerungsschutz im vereinigten 
Deutschland - der HiHeanspruch 

der fünf neuen Länder 

Im Gebiet der bisherigen Bundesrepublik 
mit elf Ländern hat man sich im Bereich des 
Bevölkerungsschutzes seit Jahrzehnten 
häuslich eingerichtet: Nach dem Grundge­
setz ist der Bund für den Schutz der Bevölke­
rung in einem hoffentlich nie mehr eintreten­
den Verteidigungsfall verantwortlich (Artikel 
73 Nr. 1 GG). Die Abwehr aller anderen 
Gefahren - mag es sich um Naturkatastro­
phen oder technologische Risiken handeln -
fällt dagegen in die Zuständigkeit der Länder. 
Nach dem Reaktorunfall von Tschernobyl mit 
seinen sich auf große Teile des Bundesgebie­
tes auswirkenden Folgen haben sich Bund 
und Länder darauf verständigt, daß sich bei 
staats- und ländergrenzenübergreifenden 
großflächigen Bedrohungslagen der Bund 
seiner gesamtstaatlichen Verantwortung 
nicht entziehen kann. Vom Bundesministe­
rium des Innem ist daher eine Konzeption zur 
Optimierung des Krisenmanagements bei 
großfläChigen Gefahrenlagen erarbeitet wor­
den. Sie ist durch Beschluß der Innenmini­
sterkonferenz vom 29. April 1988 und mit 
Beschluß des Bundeskabinetts vom 22. Juni 
1988 politisch gebilligt worden. 

Im Rahmen dieser Zuständigkeiten gehen 
Bund und Länder davon aus, daß die Bewälti­
gung einer Gefahrenlage möglichst ortsnah 
durch die Kreise/Gemeinden erfolgt. Höhere 
Instanzen sollen grundsätzlich erst dann ein­
greifen, wenn die lokale Ebene der Scha­
densereignisse nicht mehr Herr wird. Bei der 
Gefahrenbekämpfung greifen die Verwaltun­
gen - von wenigen hauptamtlichen Kräften 
abgesehen - grundsätzlich auf Freiwillige 
zurück. Diese zur Zeit ca. 1,5 Millionen Helfer 
haben ihre organisatorische Heimat insbe­
sondere im Arbeiter-Samariter-Bund, in der 
Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft, 
im Deutschen Roten Kreuz, der Johanniter­
Unfall-Hilfe, dem Malteser-Hilfsdienst, den 
öffentlichen Feuerwehren und der Bundes­
anstalt Technisches Hilfswerk. 

Durch den Bund verstärkt 
oder ergänzt 

Für die Mitwirkung bei der Gefahrenab­
wehr erhalten die Organisationen von den 
Kreisen/Gemeinden und Ländern Zuwendun-

gen zur Ausrüstung und Ausbildung der 
Helfer. Die für den Katastrophenschutz auf­
gestellten Einheiten und Einrichtungen sind 
auch für den Schutz der Bevölkerung vor den 
Gefahren und Schäden in einem hoffentlich 
nie wieder eintretenden Verteidigungsfall 
vorgesehen. Bereits im Jahre 196B ist mit 
dem Gesetz über die Erwe~erung des Kata­
strophenschutzes die politische Grundsatz­
entsCheidung gefallen, daß der Bund hierfür 
kein zusätzliches neues Zivilschutzkorps auf­
stellt, sondern stattdessen im Bundesgebiet 
vorhandene Einheiten verstärkt oder ergänzt. 
Hierbei handelt es sich insbesondere um den 
Brandschutzdienst, den Bergungsdienst, den 
Instandsetzungsdienst, den Sanitätsdienst, 
den ABC-Dienst, den Betreuungsdienst, den 
Veterinärdienst und den Fernmeldedienst. 

Erheblich anders sahen vor dem 9. No­
vember 1989 die Verhä~nisse in dem Gebiet 
der fünf neuen Bundesländer aus: Die Gefah­
renabwehr wurde zentralstaatlich von Benin 
aus mit AußensteIlen auf Bezirks- und Kreis­
ebene geregelt. Kreise/Gemeinden und län­
der nach dem VerständniS der Bundesrepu­
blik gab es nicht. Die alltägliche Brandbe­
kämpfung oblag der zentralstaatlich organi­
sierten Feuerwehr, die vom Ministerium des 
Innern geleitet wurde. Eine technische Hilfe­
leistung gab es nicht. Die Bewä~igung von 
Katastrophen aller Art oblag der Hauptabtei­
lung Zivilverteidigung in der nationalen 
Volksarmee mit hauptamtlichem Militärper­
sonal. Sie konnte zur Gefahrenabwehr auch 
Personal und Gerät aus den Betrieben heran­
ziehen. Ebenso kam das staatlich beeinflußte 
Deutsche Rote Kreuz (Ost) zum Einsatz. Für 
die Ausstattung und Ausbildung der Kräfte -
soweit sie nicht sowieso Soldaten waren -
wurden die Mittel zentral von Benin aus 
zugewiesen bzw. Geräte in Lagern vorge­
halten. 

Brandbekämpfung gesichert 

Mit der Beseitigung des zentralstaatlichen 
Systems und dem Umbruch der bisherigen 
Strukturen seit der friedlichen Revolution 
vom 9. November 1989 ergibt sich für das 
Gebiet der fünf neuen Bundesländer in den 
Grundzügen folgende Situation: Die zentral-

staatliche Verwaltung der Feuerwehr im ehe­
maligen Ministerium des Innern befindet sich 
in der Abwicklung. Die auch faktische Über­
tragung der entsprechenden Kompetenzen 
auf die Kommunen ist im Gange oder schon 
abgeschlossen. Bei einer Zahl von ca. 
460000 freiwilligen Helfern und ca. 8000 
hauptamtlichen Kräften besteht auch ange­
sichts des zur Verfügung stehenden Geräts 
berechtigter Grund zur Annahme, daß die 
alltägliche Brandbekämpfung gesichert ist. 
Dagegen existiert eine flächendeckende -
gerade auch wegen der zunehmenden Ver­
kehrsdichte bedeutungsvolle - Möglichkeit 
zur technischen Hilfeleistung praktisch noch 
nicht. Auf die neuen Kreise/Gemeinden und 
Länder wird daher sehr bald die Forderung 
nach Abhilfe zukommen. 

Gesetze gelten auch im 
Beitrittsgebiet 

Nach der Auflösung der Hauptabteilung 
Zivilverteidigung der nationalen Volksarmee 
besteht für den Schutz der Bevölkerung ein 
Vakuum. Die alten Zivilverteidigungsgesetze 
sind aufgehoben. Ein neues Katastrophen­
und Zivilschutzgesetz wurde nicht mehr er­
lassen. Die Zivilverteidigungskräfte der na­
tionalen Volksarmee wurden entlassen oder 
sind in kleinen Resten nur noch m~ der 
Verwertung der vorhandenen Ausrüstung 
usw. befaßt. Seit der Wiedervereinigung gilt 
in den fünf Ländern das Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland mit der oben 
geschilderten Zuständigkeitsverteilung zwi­
schen dem Bund und seinen Gliedstaaten. 
Seit demselben Zeitpunkt gelten im BeiWts­
gebiet auch das Gesetz über die Erweiterung 
des KatastrophenSChutzes, das THW-Helfer­
rechtsgesetz und das Gesetz über den Zivil­
schutz. Landesrechtliche Vorschriften über 
den Katastrophen- und Brandschutz konnten 
dagegen noch nicht erlassen werden, da sich 
die Länder erst im Aufbau befinden. Aber 
auch in faktischer Hinsicht sind auf der 
lokalen Ebene bei den für die Katastrophen­
bekämpfung in erster Linie zuständigen Krei­
sen/Gemeinden entsprechende neue Ab­
wehrstrukturen erst in den Anfängen erkenn-
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bar. Das Gleiche gilt für die Ebene der neuen 
Länder, deren organisatorischer Aufbau erst 
begonnen hat. Ebenso sind die Organisatio­
nen, die mit ihren freiwilligen Helfern das 
Rückgrat der Einsatzkräfte bilden, im Aufbau 
begriffen. Hinzu komm~ daß sich die Konfe­
renz der Innenmimster der Länder und des 
Bundes mit Beschluß vom 29. Juni 1990 
dagegen ausgesprochen hat, in dem Gebiet 
der fünf neuen Bundesländer Strukturen auf­
zubauen, durch die eine Neuregelung der • 
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Län­
dern und des Katastrophen-lZivilschutzes 
präjudiziert werden könnte. 

Erhebliches 
Gefährdungspotential 

Diesem Defizit an Rechtsvorschriften und 
faktischen Strukturen in der Katastrophenab­
wehr steht ein erhebliches Gefährdungspo­
tential gegenüber. So Kann es auf Gewäs­
sern, wie der Eibe, der Oder, der Spree, der 
Havel und den internationalen Schiffsverbin­
dungen zu Unfällen mit der Freisetzung grö­
ßerer Öl mengen kommen. Ebenso sind Indu­
strieunfälle mit dem großflächigen Austritt 
von chemischen Substanzen nicht außerhalb 

jeder Wahrscheinlichkeit. Das Gleiche gilt für 
Unfälle mit dem Freisetzen radioaktiver Stof­
fe. Weitflächige Überschwemmungen, z. B. 
in Elbe-, Oder- und Havelgebieten, sind nicht 
ungewöhnlich. Verschüttungen von Personen 
bleiben möglich. Die zur Bekämpfung derar­
tiger Gefahren benötigten Techniken, Geräte 
und Kräfte sind entweder nicht oder nicht in 
hinreichendem Maße vorhanden. 

Hilfe auf Anforderung ---
Oank im Jahre 1968 in das Grundgesetz 

eingeführten Regelungen ist diese Lage für 
die Regierungen und die Bevölkerung von 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen 
nicht ausweglos: 

Zur Hilfe bei einer Naturkatastrophe oder 
bei einem besonders schweren Unglücksfall 
Kann nach Artikel 35 Abs. 2 GG ein land 
Polizeikräfte anderer Länder, Kräfte und Ein­
richtungen anderer Verwaltungen sowie des 
Bundesgrenzschutzes und der Streitkräfte 
anfordern. Obwohl nicht ausdrücklich er­
wähnt, gift diese Anforderungsmöglichkeit 
auch in Bezug auf das Technische Hilfswerk. 

Gefährdet die Naturkatastrophe oder der 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Unglücksfall das Gebiet mehr als eines lan­
des, so kann die Bundesregierung, soweit es 
zur wirksamen Bekämpfung erforde~ich ist, 
den landesregierungen die Weisung erteilen, 
Polizeikräfte anderen Ländern zur Verfügung 
zu stellen sowie Einheiten des Bundesgrenz­
schutzes und der Streitkräfte zur Unterstüt­
zung der Polizeikräfte einsetzen. Auch hier ist 
der Einsatz des im Gebiet der fünf neuen 
Länder bisher nicht vertretenen Technischen 
Hilfswerkes nicht ausgenommen. 

Das Grundgesetz sieht vor, daß derartige 
Maßnahmen der Bundesregierung jederzeit 
auf Verlangen des Bundesrates, im übrigen 
unverzüglich nach Beseitigung der Gefahr 
aufzuheben sind. Fordert ein Land Kräfte 
anderer Länder oder des Bundes an, so ist 
eine entsprechende zeitliche Begrenzung 
des Hilfeersuchens im Grundgesetz nicht 
vorgesehen. Das Grundgesetz schreibt zwar 
auch nicht vor, daß die Stellen, deren Hilfs­
mittel angefordert werden, rechtlich ver­
pflichtet sind, diesem Ersuchen zu entspre­
chen. Nach allgemeiner Ansicht werden sie 
es aber nur dann ablehnen können, wenn sie 
dringende, einleuchtende und nachweisbare 
Gründe für eine Auffassung haben, daß sie 
selbst angesichts der unmittelbaren Not auf 
ihre Hilfskräfte oder Einrichtungen nicht ein­
mal vorübergehend verzichten können. 

Bei der Katastrophenschutzschule Nordrhein-Westfalen in 4230 Wesel ist zum ,. ,. 1991 die Stelle einer/eines 

Ausbilderlnl Ausbilders im Fernmeldedienst 

zu besetzen. 

Die Einstellung erfolgt im Angestelltenverhällnis nach BAT, Vergütung (bei Vorliegen aller tariflichen Voraussetzungen, gegebenenfalls nach 
Einarbeitung) bis Vergütungsgruppe Vc (fünf c) TdL. Ein Bewährungsaufstieg ist mögliCh. 

Das Aufgabengebiet umfaßt die Unterstützung des Lehrgruppenleiters bei der Vorbereitung von Aus- und Fortbildungslehrgängen für 
ehrenamtliche Führungskräfte und Helfer des Katastrophenschutzes im Fernmeldedienst sowie in einem weiteren Fachdienst (z. B. ABC-, 
Bergungs-, Betreuungs- oder Versorgungsdienst), die überwiegend selbständige Erteilung von Unterricht und die eigenverantwortliche 
Durchführung praktischer Ausbildung. 

Bewerber müssen eine abgeschlossene Fachausbildung oder eine abschlossene Lehre in einer für das Hauptfachgebiet einSChlägigen 
Fachrichtung oder gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen aufweisen. 

Erwünscht sind 
- fundiertes Fachwissen im Femmeldedienst des Katastrophenschutzes 
- praktische Erfahrungen als FührerinlFührer von Fernmeldeeinheiten / Leiterinlleiter von Femmeldeeinrichtungen 
- Kenntnisse In einem weiteren Fachdienst des katastrophenSChutzes und 
- Erfahrungen in der Unterrichtserteilung / Erwachsenenbildung. 

Bewerbungen mit handgeschriebenem Lebenslauf, Lichtbild, beglaubigten Zeugnisabschriften über Ausbildung und bisherige Tätigkeit 
sowie dem Nachweis besonderer Fachkenntnisse werden bis zum 31. Dezember 1990 erbeten an die 

Katastrophenschutzschule Nordrhein·Westfalen 
Gerhart-Hauptmann-Str. 23 

4230 Wesel 

Persönliche Vorstellung nur nach Aufforderung 
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Blickpunkt Bonn: 

Grünes Licht 
für Ratifizierung 

Bundestag stimmte Vertragsgesetzentwurf zur RatifIZierung der 
ZusatzprotokoUe zum Genfer Rotkreuz-Abkommen zu 

In seiner 226. Sitzung am 20. September 
1990 nahm der Deutsche Bundestag den 
von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf zu den Zusatzprotokollen I 
und 11 von 19n zu den Genfer Rotkreuz­
Abkommen von 1949 an. Bereits im Janu­
ar dieses Jahres traf das Bundeskabinett 
den Beschluß zur Einleitung des Vertrags­
gesetzgebungsverfahrens zu den Genfer 
Zusatzprotokollen von 19n. Der Bundes­
rat stimmte mit Beschluß vom 16. März 
1990 der Gesetzesvorlage zu, die an­
schließend dem Deutschen Bundestag 
zugeleitet wurde (wir berichteten aus­
führlich in Ausgabe 5/90). Nunmehr fand 
die zweite Beratung des von der Bundes­
regierung eingebrachten Gesetzentwurfs 
statt, der In der Schlußabstimmung von 
den Abgeordneten des Deutschen Bun­
destages einstimmig angenommen 
wurde. 

In der zweiten Beratung des Deutschen 
Bundestages zeigte sich der Abgeordnete 
Vogel als Sprecher der CDU/CSU-Bundes­
tagsfraktion zufrieden darüber, daß es noch 
vor Ende der Legislaturperiode gelungen ist, 
endlich der Ratifizierung der Zusatzprotokolle 
I und 11 zum Genfer Rotkreuz-Abkommen aus 
dem Jahre 1949 zustimmen zu können. 
"Damn geht - das darl man sagen - ein Weg 
voller Beschwerlichkeiten zu Ende, der mit 
der Unterzeichnung der beiden Protokolle 
durch die Bundesrepublik Deutschland am 
23. Dezember 1977 begonnen hat", so 
Vogel. 

Um herauszustellen, worin die Bedeutung 
dieser beiden Zusatzprotokolle liegt, ging er 
in seinem Beitrag zur Beratung noch einmal 
kurz auf die Inhalte der Zusatzprotokolle ein, 
wobei er sich auf das Zusatzprotokoll I -
Schutz der Opfer internationaler Konftikte -
beschränkte. Darin werden unterschiedslos 

wirkende Angriffe, insbesondere Flächen­
bombardements, Terrorangriffe und Repres­
salien gegen die Zivilbevölkerung verboten. 
"Wie aktuell diese Thematik ist, veranschau­
licht der derzeitige Nahost-Konflikt"', betonte 
Vogel. 

Erstmalig werden in diesem Zusatzproto­
koll Regeln für einen umfassenden und wirk­
samen Schutz für Frauen und Kinder aufge­
stel~. Zum erstenmal in der Geschichte des 
humanitären Völkerrechts überhaupt wird die 
Funktion des Zivilschutzes anerkannt und 
werden dazu Schutzvorschriften festgelegt. 

Ebenfalls erstmals wir ein Mindestkata­
log von Menschenrechten für die in den 
Händen einer Konfliktpartei befindlichen Per­
sonen aufgestellt. "Das völkerrechtswidrige 
Vorgehen des Irak gegen die in seiner Hand 
befindlichen Ausländer unterstreicht die gro­
ße Bedeutung des in Artikel 75 des Zusatz­
protokolls enthaltenen Mindestkatalogs"', 
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führte Vogel vor dem Plenum aus. Verboten 
sind danach Angriffe auf das Leben, die 
Gesundheit sowie das körperliche oder gei­
stige Wohlbefinden von Personen, die Beein­
trächtigung der persönlichen Würde, Geisel­
nahme, Kollektivstrafen und vor allen Dingen 
auch die Androhung solcher Handlungen. 

Das ZusatzprotokOll enthält darüber hin­
aus weiter verbesserte und effektiv wirkende 
SchuIZVorschriften für Sanitätstransporte, 
hier insbesondere Sanitätsflugzeuge. "Hät­
ten alle diese Regeln in der Vergangenheit 
Geltung gehabt, vielen Tausenden, wenn 
nicht sogar Hunderttausenden von Zivilisten 
hätte das Leben gerettet werden können", 
hob Vogel die große Bedeutung der Zusatz­
protokolle hervor. 

Nuklearerklärung -
ein strittiger Punkt 

Einzige im Parlament strittig gebliebene 
Frage ist die von der Bundesregierung beab­
sichtigte sogenannte Nuklearerklärung. Sie 
allein ist auch die eigentliche Ursache für die 
lange Hinauszögerung der Ratifizierung der 
beiden Zusatzprotokolle, die sich nunmehr 
seit dreizehn Jahren hinzieht. Zu diesem 
Punkt lagen auch in der zweiten und ab­
schließenden Beratung des Bundestages ein 
Änderungsantrag der Sozialdemokraten so­
wie ein Entschließungsantrag der Grünen 
vor. 

Die Bundesregierung vertritt nach wie vor 
die Auffassung, daß die Zusatzprotokolle 
nukleare Waffen grundsätzlich nicht mit ein­
schließen. "Die vom Zusatzprotokolli einge­
führten Bestimmungen über den Einsatz von 
Waffen sind aufgestellt worden, um auf kon­
ventionelle Waffen Anwendung zu finden ', 
brachte der Bundestagsabgeordnete Vogel 
die Ansicht der Regierungskoalition auf den 
Punkt. Bestätigung findet die Bundesregie­
rung bei wichtigen NATO-Bündnispartnern. 
So haben Belgien, ~alien , die Niederlande 
und Spanien bei der Hinterlegung der Ratifi ­
zierungsurkunde eine Nuklearerklärung ab­
gegeben, wie sie auch die Bundesregierung 
befürwortet. Norwegen und Dänemark haben 
zwar keine derartige Interpretationserl<1ä­
rung abgegeben, aber in ihrem innerstaatli­
chen Verlahren eine entsprechende Erklä­
rung formuliert. Bei der bevorstehenden Rati­
fizierung durch Kanada und Portugal ist 
ebenfalls mit einer Nuklearerklärung zu rech­
nen. Großbritannien prüft derzeit noch, hat 
aber ebenso wie die Vereinigten Staaten von 
Amerika und Frankreich bereits bei der Un­
terzeichnung der beiden Zusatzprotokolle 
1977 erklärt, daß sich das Protokoll ihrer 
Meinung nach nicht auf nukleare Waffen 
beziehe. Lediglich Griechenland, Island und 
Luxemburg haben ohne nuklearen Vorbehalt 
ratifiziert. 

"Wichtig ist, daß die Auffassung, die dazu 
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von den westlichen Zeichnerstaaten vertre­
ten wird, auch von der Sowjetunion aner­
kannt ist, obwohl die Sowjetunion selbst 
ohne Nuklearerklärung ratifiziert hat' , erklär­
te Vogel. Des weiteren wies er darauf hin, wie 
wichtig es ist, daß gerade auf dem Boden der 
Bundesrepublik Deutschland, wo Streitkräfte 
anderer NATO-Mitgliedstaaten stationiert 
sind, ein gleiches Verständnis vom Inha~ der 
Zusatzprotokolle besteht. 

"Viele Schwierigkeiten mußten ausge­
räumt werden, bis die Ratifizierung in Reich­
weite kam. Manchmal geriet über alledem 
der eigentliche humanitäre Wert der beiden 
Zusatzprotokolle an den Rand der Betrach­
tung. Er betrifft die unzähligen Peripheren, 
"kleine' Kriege und Konflikte außerhalb des 
atomaren Pakts, deren zahllosen Opfer die 
Verträge zum Schutz beistehen wollen. Im 
Interesse dieser täglich und stündlich betrof­
fenen Menschen ist es zu begrüßen, daß nun 
die Ratifizierung noch langem Zögern in Ost 
und West kräftig in Gang gekommen ist", 
schloß Vogel seine Ausführungen. Gleichzei­
tig appellierte er an das Plenum, der Be­
schlußempfehlung zuzustimmen und den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD sowie 
den Entschließungsantrag der Fraktion der 
Grünen abzulehnen. 

Fortschritt im Völkerrecht 

Auch der SPD-Bundestagsabgeordnete 
Verheugen nannte die Zusatzprotokolle einen 
ganz wesentlichen und wichtigen Fortschritt 
im Völkerrecht. Sein besonderer Dank galt 
dem Internationalen Komitee vom Roten 
Kreuz sowie dem DeutSChen Roten Kreuz, 
das sich viele Jahre intensiv und engagiert 
dafür eingesetzt hat, daß diese Protokolle 
zustande kamen und daß sie nun in der 
Bundesrepublik endlich ratifiziert werden. 

"Die Frage, über die wir jetzt seit vielen 
Jahren im Zusammenhang mit diesen Proto­
kollen streiten, ist in der Tat jene, ob sie auf 
alle Waffenwirkungen und Waffenarten an­
gewendet werden oder nicht", ging Verheu­
gen auf die Ausführungen Vogels ein. Das 
Verständnis der Bundesregierung, wonach 
die neu eingeführten Bestimmungen der Zu­
satzprotokolle nur für konventionelle Waffen 
gelten sollen, bedeutet nach Auffassung der 
SPD, daß die gefährlichsten Waffen, die 
heute zur Verlügung stehen, aus dem 
Schutzbereich der ProtokOlle herausgenom­
men werden sollen. 

"Das ist nun wieder dadurch einge­
schränkt, daß man von den ,eingeführten 
Bestimmungen' redet. Damit ist gemeint, 
daß es unbeschadet dieses Protokolles be­
reits ältere, unbestritten gültige Regeln des 
Völkerrechts gibt, die bei jeder Art von 
Kriegsführung zu beachten sind', so Verheu­
gen. Neu eingeführt sind nach dem überein­
stimmenden Verständnis der Bundesregie­
rung und der Fraktionen des Deutschen 

Bundestages das Verbot der Umweltkriegs­
führung, die Präzisierung des Verhältnismä­
ßigkeitsgrundsatzes bei Angriffen und das 
Repressalienverbot. 

"Ich muß jetzt noch einmal fragen: Wei­
chen Sinn kann es überhaupt machen, bei 
diesen Bestimmungen zu sagen, sie gelten 
für Atomwaffen nicht, sondern nur für kon­
ventionelle Waffen, wenn daneben aus­
drücklich beispielsweise der unterschiedslo­
se Angriff und der Angriff verboten ist, der 
vermeidbare Leiden der Zivilbevölkerung 
herbeiführt? Der ist verboten, unbeschadet 
der Protokolle", stellte Verheugen die Posi­
tion seiner Fraktion klar. 

Des weiteren erklärte Verheugen nach­
drücklich: "Die Auffassung der Bundesregie­
rung, es habe beim Abschluß des Vertrags 
sozusagen Einverständnis darüber ge­
herrscht, daß die Bestimmungen für Atom­
waffen nicht gelten, können wir nicht teilen. 
Ich sage das nicht einfach so daher. Wir 
haben uns viel Mühe gegeben, das herauszu­
finden. Wir haben in der vergangenen Legis­
laturperiode ein ausführliches Hearing veran­
staltet. Wir haben dazu Völkerrechtler gehört, 
die von verschiedenen Seiten an den Ver­
handlungen beteiligt waren, auch die damali­
gen Völkerrechtsberater der Delegation der 
Bundesrepublik Deutschland. Aus alledem, 
was uns auch die damaligen Delegationsmit­
glieder gesagt haben, geht eindeutig hervor, 
daß weder die Vertragsgeschichte noch der 
Vertragstext die Interpretation zulassen, die 
Protokolle seien auf Nuklearwaffen nicht an­
wend bar" , so der SPD-Bundestagsabgeord­
nete. 

Hinzu kommt, daß nach Ansicht der SPD 
ein solcher Nuklearvorbehalt in der Praxis 
überhaupt nicht funktionieren kann: "Wie soll 
eine Kriegsführung mit atomaren Mitteln 
möglich sein, bei der zwar der unterschieds­
lose Angriff vielleicht vermieden wird, aber 
die Zivilbevölkerung und die Umwelt ge­
schont werden? Wie ist das vor allem in 
dichtbesiedelten Europa überhaupt denkbar 
und möglich?' 

Verheugen betonte, daß in den Jahren, in 
denen seine Fraktion diese Frage diskutierte, 
der sicherheitspolitische Kontext eine große 
Rolle gespielt hat. "Wir haben diese Frage 
selbstverständlich im Zusammenhang mit 
der gültigen NATO-Strategie der flexiblen Er­
widerung diskutiert, in der ja nun ausdrück­
lich die Option auf den nuklearen Ersteinsatz 
vorgesehen war, wie ich fast sagen möchte. 
Aber noch ist diese Strategie nicht aufgeho­
ben, noch gilt sie", führte Verheugen aus. 

Option nuklearer 
Kriegsführung? 

Er schränkte ein, daß diese Frage heute 
sicher nicht mehr die Bedeutung hat wie 
noch vor zwei oder drei Jahren. "Wir sehen 



die Gefahr einer militärischen Ost-West­
Auseinandersetzung - vielleicht sogar mit 
nuklearen Mitteln ausgetragen - im Augen­
blick sicher nicht", so der SPO-Bundestags­
abgeordnete. 

Aber nach Auffassung seiner Fraktion 
stellt sich auch die Frage, ob es unter diesen 
Bedingungen und in dieser Zeit politisch klug 
sein kann, daß sich das gerade jetzt vereinig­
te Oeutschland im Zusammenhang mit der 
Ratifizierung eines Protokolls, das einen hu­
manitären Fortschritt darstellen soll, aus­
drücklich an der Option nuklearer Kriegsfüh­
rung festhält. Oenn für die Sozialdemokraten 
bedeutet das Festhalten der Bundesregie­
rung an der Protokollerklärung, daß an der 
Option der nuklearen Kriegsführung festge­
halten wird. Dies aber hält die SPD-Bundes­
tags-Fraktion für nicht vertretbar. 

Gegen Ende seiner Ausführungen richtete 
Verheugen die Bitte an das Plenum, dem 
Änderungsantrag der SPD-Fraktion zuzu­
stimmen. "Wir haben keine anderen Weg 
gefunden als einen Änderungsantrag zum 
Gesetz, um das, um was es geht, deutlich zu 
machen. Die Nuklearerklärung, die die Bun­
desregierung abgeben will , ist nicht Inhalt 
des Gesetzes. Sie steht auch im Bundestag 
nicht zur Abstimmung. Es liegt in der alleini­
gen Verfügungsgewalt der Bundesregierung, 
eine solche Erklärung abzugeben oder nicht. 
Der einzige Weg also, das zu erreichen, was 
wir wollen, nämlich die Ratifizierung des 
Gesetzes und den Verzicht auf die Nuklearer­
klärung, ist der, daß wir es der Bundesregie­
rung im Gesetz ausdrücklich verbieten, diese 
Nuklearerklärung abzugeben. Es handelt sich 
also nicht um eine Änderung des Vertrages, 
sondem um eine Änderung des Zustim­
mungsgesetzes" , so Verheugen. 

Im Anschluß daran trat der FDP-Abgeord­
nete Dr. Hirsch im Namen der Bundestags­
fraktion der Freien Demokraten für die von 
der Bundesregierung beabsichtigte Nuklear­
erklärung ein: "Es ist unserer Meinung nach 
verständlich, daß wir uns innerhalb der NATO 
nicht isolieren wollen, sondern uns in einer 
abgestimmten Weise vor allem mit unseren 
engsten Nachbarn verhalten wollen." Werter 
führte der FDP-Politiker aus, daß die Ver­
handlungspartner damals den mehr oder 
weniger deutlich geäußerten Vorsatz hatten, 
die Zusatzprotokolle nicht auf Nuklearwaf­
fen, sondem nur auf konventionelle Waffen 
anzuwenden, auch wenn der Text zwischen 
den verschiedenen Waffenarten nicht unter­
scheidet. 

Entwicklung in kleinen 
Schritten 

"Die Bundesrepublik ratifiziert, nachdem 
der Text eines Nuklearvorbehalts abge­
stimmt worden ist. Das kann man bedauern, 
aber es ist die Wirklichkeit. Über viele Jahre 

galt eben die Drohung mit dem Einsatz 
atomarer Waffen als die einzige Friedensga­
rantie. Nur so kann man es verstehen, daß es 
die Vereinigten Staaten überhaupt wagen 
können, dieses Abkommen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung überhaupt nicht zu ratifizie­
ren. Und nur so sind die vielfältigen Diskus­
sionen zu rechtfertigen, die bei uns über 
eben diese Frage geführt worden sind, ob 
eine Nuklearerklärung abgegeben werden 
soll oder nicht", erläuterte Dr. Hirsch. 

Schließlich gab er zu bedenken, daß sich 
das Rechtsbewußtsein der VÖlkergemein­
schaft immer nur in kleinen Schritten entwik­
kelt. "Das muß man ertragen, wenn man 
größere SChritte versucht hat. Es ist besser, 
sich auf gesichertem Boden zu bewegen und 
hoffen zu können, daß wenigstens diese 
Vereinbarungen eingehalten werden", sagte 
Dr. Hirsch in Richtung Sozialdemokraten und 
Grüne. 

Für die Freien Demokraten im Deutschen 
Bundestag besteht nach Angaben ihres Be­
richterstatters gar keine andere Wahl, als mrt 
dem Nuklearvorbehalt zu ratifizieren, wenn 
sich die Bundesrepublik Deutschland nicht 
isolieren will. "Aber wir werden nicht aufhö­
ren, uns um die Weiterentwicklung des 
Kriegsvölkerrechts zu bemühen", beendete 
Dr. Hirsch seine Ausführungen. 

Für die Bundestagsfraktion der Grünen 
äußerte sich der Abgeordnete Eich zu der von 
der Bundesregierung beabsichtigten 
Nuklearerklärung. Er betonte, daß die Frak­
tion der Grünen einen internationelen 
Rechtskonsens darin sieht, daß mit der Rati­
fikation des Zusatzprotokolls I ein Atomwaf­
feneinsatz völkerrechtswidrig würde. Darin 
liege auch der Grund, warum besonders die 
Atomwaffenstaaten mit der Ratifikation zö­
gerten. 

"Die NATO-Staaten befürChteten zu Recht, 
daß mit der Ratifizierung auch die NATO­
Strategie mit ihrer Drohung eines Ersteinsat­
zes von Atomwaffen völkerrechtswidrig wür­
de. Daher einigten sie sich auf eine Zusatzer­
klärung, die besagt, daß nach VerständniS 
der NATO-Staaten diese Ergänzungen zum 
humanitären Kriegsvölkerrecht für Atomwaf­
feneinsätze nicht gelten", erklärte Eich. 
Gleichzeitig nannte er eine solche Interpreta­
tion eine "politische Frechheit" . Sie wider­
spräche der Grundabsicht, mrt der diese 
Zusatzprotokolle überhaupt geschaffen wor­
den seien. 

Eich verwies darauf, daß die Zusatzproto­
kolle unter anderem die unterschiedslose 
Kriegsführung, eine Kriegsführung ohne 
Rücksicht, wer Kombattant und wer Zivilist 
ist, ächten. "Und Sie besitzen die Unverfro­
renheit, den großen ,Gleichmacher' Atom­
bombe als nicht gemeint zu bezeichnen, -
das größte Massenvemichtungsmittel unse­
rer Zeit", sagte Eich. 

Durch die Zusatzerklärung sehen die Grü­
nen nicht nur die NATO-Strategie geschützt, 
sondem auch die Rechtmäßigkeit einer Dro-

hung mit eigenen Atomwaffen offengehalten. 
"Meine Damen und Herren, die beste Maß­
nahme, um Ihre atomare Unschuld zu bewei­
sen, ist: Folgen Sie den Anträgen der Opposi­
tion, ziehen Sie den Nuklearvorbehalt zu­
rück" schloß Eich seinen Beitrag zur Bera­
tung im Deutschen Bundestag. 

Zum Abschluß der zwerten Beratung über 
die Ratifizierung der Zusatzprotokolle I und 11 
von 1977 zu den Genfer Rotkreuz-Abkom­
men aus dem Jahre 1949 kam die Staatsmi­
nisterin im Auswärtigen Amt, Dr. Adam­
SChwaetzer, zu Wort. Angesichts des Kon­
senses des Bundestages für die Ratifizierung 
der ZusatzprotokOlle beschränkte sich die 
Staatsministerin auf einige wenige Aspekte 
grundsätzlicher Art. "Ich denke, eines ist 
ganz sicher: Ein Krieg, auch ein konventio­
neller Krieg mit modemen Waffen, darf nie 
für führbar gehalten werden. Ein Krieg mit 
modernen Mitteln hat schreckliche Konse­
quenzen. Deswegen kann und muß es vor­
rangige Aufgabe jeder Regierung sein, die 
Wahrung und Festigung des Friedens zu 
bewirken", führte die Staatsministerin vor 
dem Plenum aus. 

Grenzen tür 
militärische Notwendigkeiten 

Weiter stellte sie fest: "Wir sollten aller­
dings auch die Bemühungen um die Begren­
zung von Kriegsfolgen und Wahrung grundle­
gender humaner Bedingungen gleichwohl 
nicht geringachten und ihnen sichtbar die 
Unterstützung der Bundesrepublik Deutsch­
land geben. Es muß deutlich werden, daß 
sogenannte militärische Notwendigkeiten 
Grenzen haben, die nicht überschritten wer­
den dürfen. Dies ist angesichts der Konflikte 
in anderen Teilen der Welt besonders 
wichtig." 

Mit der Ratifizierung der Zusatzprotokolle 
unterstützt die Bundesrepublik Deutschland 
nach Ansicht Frau Adam-Schwaetzers die 
Forderung nach Einhaltung von Regeln in 
solchen internationalen oder internen be­
waffneten Konflikten. "Die Erklärung der 
Bundesregierung, daß die Bestimmungen al­
ler Zusatzprotokolle über den Einsatz von 
Waffen, soweit die Regeln neu sind und nicht 
nur bestehendes Völkerrecht bestätigen, in 
der Absicht aufgestellt worden sind, nur auf 
konventionelle Waffen Anwendung zu finden, 
ist nur verständlich auf dem Hintergrund der 
bisher in Europa gü~igen sicherheitspoliti­
schen Anschauungen, nämlich auf dem Hin­
tergrund der Abschreckungspolitik, die bis­
her gegolten hat", betonte Staatsministerin 
Adam-Schwaetzer. 

Daß die Begrenzung der Geltung der Zu­
satzprotokolle durch die beabsichtigte Nu­
klearerklärung angesichts der Auswirkungen 
moderner Kriegsführung unbefriedigend ist, 
räumte auch Frau Adam-Schwaetzer ein. 
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Allerdings gab sie zu bedenken, daß der 
begrenzte Ansatz der Ergebnisse der 1977 
abgeschlossenen Genfer Kodifikationskonfe­
renz zur Kenntnis genommen werden muß. 
.Die Nuklearmächte Frankreich, Großbritan­
nien und USA haben auf der Konferenz 
ausdrücklich die Nichtanwendbarkeit auf Nu­
klearwaffen erklärt. Hierüber herrschte Kon­
sens· , rief die Politikerin ihren Kollegen des 
Deutschen Bundestages in Erinnerung .• Die 
Sowjetunion hat uns dies als offizielle Posi­
tion bestätigt. Sie hat deshalb auch keine 
Einwände gegen die von anderen NATO­
Staaten bereits abgegebene KlarsteIlung er­
hoben", führte die Staatsministerin im Aus­
wärtigen Amt weiter aus. 

Solidarität mit 
den NATO-Partnern 

Auf einen Einwurf der SPD-Bundestags­
fraklion, die Bundesrepublik Deutschland sei 
keine Nuklearmacht und brauche aus diesem 
Grunde auch keine Nuklearerklärung, ent-

gegnete Frau Adam-Schwaetzer: "Wir sind 
Mitglied der NATO. Der NATO-Gipfel Anfang 
Juli hat ausdrücklich eine Überprüfung der 
Konzeption, der eigenen Vorstellungen der 
NATO in sicherheitspolitischen Fragen be­
schlossen. Darauf werden wir zurückkom­
men. Aber wir sind Mitglied der NATO, und 
dies gilt es auch im Zusammenhang mit der 
Ratifikation der Zusatzprotokolle zu beach­
ten. Angesichts der Übereinstimmung des 
Inhalts der beabsichtigten Erklärung mit der 
Verhandlungsgeschichte dient die jetzt abzu­
gebende Erklärung der Rechtssicherheit. • 

Zuletzt ging Staatsministerin Dr. Adam­
Schwaetzer auf die Äußerung des Abgeord­
neten Eich von der Fraktion der Grünen ein, 
wonach sich die Bundesregierung mit dieser 
Erklärung den Einsatz von Atomwaffen offen­
zuhalten gedenke .• Ich möchte darauf hin­
weisen, daß wir mit einer Erklärung, die die 
Bundesregierung und auch die Regierung der 
DDR im Rahmen des Abschlusses der Zwei­
plus-Vier-Verhandlungen abgegeben haben, 
ausdrücklich unseren Verzicht auf die Her­
stellung, den Besitz und die Verfügung von 
atomaren Waffen, biologischen Waffen und 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Regierungspräsidium Darmstadt ist die Stelle eines/einer 

fernmeldetechnischen Angestellten 
(Aufgabenbereich: Le,tstellentechnik) 

zu besetzen. Die Bezahlung erfolgt nach Vergütungsgruppe V c BAT 

chemischen Waffen verbindlich erklärt 
haben." 

Frau Adam-Schwaetzer bat die im Bun­
destag vertretenen Fraktionen, nicht nur den 
Antrag der SPD, sondem auch den Entschlie­
ßungsantrag der Grünen abzulehnen .• Der 
Weg zur Bese~igung der nuklearen Bedro­
hung geht nicht über den Kunstgriff einer 
durch die Verhandlungsgeschichte nicht ge­
rechtfertigten extensiven Auslegung der Zu­
satzprotokolle; er geht vielmehr über Abrü­
stungsverhandlungen .• 

In der sich anschließenden Schlußabstim­
mung des Deutschen Bundestages über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Ver­
tragsgesetzentwurf zu den Zusatzprotokollen 
I und 11 von 1977 zu den Genfer Rotkreuz­
Abkommen aus dem Jahre 1949 wurde der 
Gesetzentwurf einstimmig angenommen. 
Der Änderungsantrag der SPD-Bundestags­
fraktion, wie auch der Entschließungsantrag 
der Bundestagsfraktion der Grünen, wurde 
abgelehnt. Einer Ratifizierung der Zusatzpro­
tokolle durch die Bundesrepublik Deutsch­
land steht demnach nichts mehr im Wege. 

Dem/der Bediensteten obliegt die eigenverantwortliche Wartung und Instandsetzung der landeseigenen femmeldetechnischen Anlagen und 
Einrichtungen für den Brand- und Katastrophenschutz sowie den Rettungsdienst einschließlich Krankentransport im Regierungsbezirk 
Darmstadt. Es handelt sich überwiegend um Außendiensttätigkeit. Führerschein Klasse 3 ist erforderlich. Die Bewerber müssen bereit und in 
der Lage sein, sich neuen Aufgaben und Techniken entprechend beruflich fortbilden zu lassen. Kenntnisse in Digital- und Mikroprozessor­
technik sind erwünscht. 

Die Behorde strebt eine Erhöhung des Frauenanteils in allen Bereichen und Positionen an, in denen Frauen unterrepräsentiert sind. Frauen 
sind deshalb besonders aufgefordert, sich zu beweriben. 

Schweribehmderte Beweriber/innen werden bei gleicher Eignung bevorzugt. 

Bewerbungen m~ ausfüh~ichen Tätigke~achweisen sowie vollstandigen Unte~agen sind bis spätestens 2 Wochen nach Erscheinen 
dieser Anzeige zu richten an das 
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Europäische Gemeinschaft: 

Europa der Bürger -
Europa des 

Katastrophenschutzes 
Die Zusammenarbeit der Europäischen Gemeinschaft 

im Katastrophenschutz wird weiter vorangebracht 

Nach 1987 und 1989 wurde jüngst in einer 
Sitzung des Rates der Europäischen Ge­
meinschaften die dritte Entschließung 
über die gemeinschaftliche Zusammenar­
beit im Bereich des Katastrophenschut­
zes gefaßt. Sie enthält als konkrete Maß­
nahmen nach den derzeit vorliegenden 
Informationen neben der Verabschiedung 
einer Konvention, in welcher sich die 
zwölf Mitgliedstaaten verpflichten, sich 
gegenseitig bei Katastrophen und schwe­
ren Unglücksfällen Hilfe zu leisten, die 
Einführung einer europaweit einheitlichen 
Notrufnummer bis spätestens 1995 sowie 
die Einrichtung einer Pilotphase eines 
Computer-Informationssystems für den 
Katastrophenschutz. 
Von derartigen gemeinschaftlichen Aktio­
nen erhofft sich der Rat eine Steigerung der 
Effizienz der Katastrophenbekämpfung. 
Alle Aktionen des gemeinschaftlichen Pro­
gramms für die Katastrophenbekämpfung 
lehnen sich eng an den Geist und den 
Rahmen des "Europas der Bürger" an. 
Damit soll die Sicherheit von 320 Millionen 
Europäern erhöht werden. In diesem Zu­
sammenhang hält die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften all jene 
Maßnahmen fürbesonders wichtig, die den 
europäischen Bürger aufklären und für 
Anstrengungen sensibilisieren, die ge­
meinsam zur Gewährleistung seiner tägli­
chen Sicherheit unternommen werden. 

Schon seit dem Jahre 1977 tragen Sofort· 
hilfen der Europäischen Gemeinschaft dazu 
bei, in Fällen von Naturkatastrophen oder 
größeren, technologisch bedingten Un­
glücksfällen in einem der Mitgliedstaaten, die 
allerdringendsten Maßnahmen zu ergreifen. 
Bedroht sind die Länder der Gemeinschaft 
gleichermaßen von Überschwemmungen, 
Verunreinigungen des Meeres, Chemie- und 
Industrieunfällen sowie Unfällen bei der Be­
förderung von Chemikalien. Zu den besonde­
ren Risiken, denen nicht alle Mitgliedstaaten 
ausgesetzt sind, gehören Lawinen, Erd-

Die Hauptrisiken in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft 

Lawinen 

Erdrutsche 

Flutwellen 

Erdbeben 

Vulk.n.uabrüche 

Wirbelstürme 

Waldbrände 

Dammbrüche 

Trockenheit 

Oberschwemmungen 

Industriell bedingte 
Unfälle 

Unfälle bei der Beförderung 
chemischer Eneugnisae 

QIIfIIt: Kommillion der EuropiKhon Gerneintthoft .. , Vodernekum für den Zi'liltctw in d .. Europiochon 
Gerneiruchaft. 
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rutsche, Sturmfluten, Erdbeben, Vulkanaus­
brüche, Wirbelstürme, Staudammbrüche, 
Trockenheit und Waldbrände. 

Besonders bezogen auf die Bekämpfung 
von Waldbränden, die das Gebiet der Ge­
meinschaft jedes Jahr stärker betreffen -
allein im Süden Europas werden jährlich im 
Durchschnitt 250000 Hektar Wald vernichtet 
- ist es dringend notwendig geworden, In­
itiativen für eine engere Zusammenarbeit auf 
Gemeinschaftsebene und der gemeinsamen 
Nutzung der bestehenden Mittel zu ergreifen. 

Um die Effektivität von ersten Hilfsmaß­
nahmen zu erhöhen, beschlossen die Mit­
gliedstaaten auf einer informellen Ratsta­
gung der für diesen Bereich zuständigen 
Minister im Jahre 1985 ansatzweise eine 
Aktion der Europäischen Gemeinschaft zur 
Zusammenarbe~ im Katastrophenschutz. 

Eine diesbezügliche Entschließung verab­
schiedete der Rat der Europäischen Gemein­
schaften im Juni 1987. Die in dieser ersten 
Ratsentschließung zum Katastrophenschutz 
aufgeführten Maßnahmen betreffen im we­
sentlichen die Ausarbeitung eines Vademe­
kums für den Zivil- und Katastrophenschutz, 
die Einrichtung eines ständigen Korrespon­
dentennetzes, eine bessere Nutzung der na­
tionalen Datenbanken sowie die gemeinsa­
me Durchführung von Katastrophenschutz­
übungen. 

Handbuch für den 
Katastrophenschutz 

Dabei bildet das Vademekum den Kern­
punkt der 87er Entscheidung. Dieser Leitfa­
den wurde unter Mitwirkung von Sachver­
ständigen der Mitgliedstaaten abgefaßt und 
stellt ein Handbuch für die Verantwortlichen 
der einzeistaatlichen Behörden sowie der 
Hilfsorganisationen dar, die für die Planung 
der Hilfsmaßnahmen zuständig sind. In ihm 
wird der derzeitige Stand der Katastrophen­
hilfe in der EuropäiSChen Gemeinschaft be­
schrieben, mögliche Katastrophenfälle auf­
geführt, die zwischen einzelnen Mitglied­
staaten abgeschlossenen mu~i- und bilate­
ralen Abkommen aufgelistet und sämtliche 
auf nationaler, regionaler und örtlicher Ebene 
bestehenden Hilfspläne sowie die den einzel­
nen Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen­
den EInsatzmittel aufgezeigt. Ferner enthält 
das Vademekum eine Liste der einzeistaatli­
chen Stellen, mit denen im Falle einer Kata­
strophe Kontakt aufzunehmen ist. 

Nach dem Wortlaut der Ratsentschließung 
von 1987 soll das Handbuch in Zusammenar­
beit m~ den Sachverständigen der einzelnen 
Mitgliedstaaten jäh~ich aktualisiert werden. 
Nach Ansicht von Dr. Rudolf Stroh meier von 
der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften in Brüssel bietet das Handbuch eine 
Reihe von Vorteilen. So e~eichtert das Vade­
mekum seines Erachtens den Rettungsdien-
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sten der Mitgliedstaaten die Organisation von 
Hi~smaßnahmen . Weiter bietet es Anhalts­
punkte, an denen sich der einzelne Mitglied­
staat bei der Entwicklung seiner nationalen 
Einsatzmittel orientieren kann, etwa im Hin­
blick auf die von den meisten anderen Staa­
ten verwendeten Normen . • Nicht zuletzt er­
laubt es eine erste Beurteilung der Bedürfnis­
se des Landes, in welchem sich ein Un­
glücksfall ereignet hat, dessen Ausmaß eine 
gemeinschaftliche Hilfe rechtfertigt", so Dr. 
Stroh meier. 

Rascher Austausch von 
Informationen 

.. 
Das ebenfalls in der ersten Entschließung 

des Rates vorgesehene ständige Korre­
spondentennetz hat schon wenige Tage nach 
der Entschließung, nämlich im Juli 1987, 
seine Arbeit aufgenommen. Diesem Korre­
spondentennetz gehören Personen an, die 
zur Anordnung von Hilfsmaßnahmen zur Un­
terstützung anderer europäischer Partner be­
fugt sind, femer Beamte, die für die Politik im 
Bereich des Katastrophenschutzes zuständig 
sind sowie die entsprechenden Verantwortli­
chen auf Gemeinschaftsebene. 

Aufgabe des ständigen Korrespondenten­
netzes ist es, bei der Bekämpfung natürlicher 
oder vom Menschen verursachter Katastro­
phen für einen raschen Austausch von Infor­
mationen über Bedarf und Mittel in der 
Gemeinschaft zu sorgen. Außerdem soll 
durch eine bessere Nutzung der in den 
Ländem der Gemeinschaft vorhandenen Da­
tenbanken eine gegenseitige und eingehen­
de Information über die im Katastrophenfall 
in sämtlichen Mitgliedstaaten verfügbaren 
Mittel ermöglicht werden. 

Die regelmäßige Durchführung von Kata­
strophenschutzübungen und Ausbildungs­
maßnahmen in den Mitgliedstaaten der Ge­
meinschaft fördert schließlich auch den Aus­
tausch von Rettungsdienstpersonal und 
Sachverständigen auf dem Gebiet des Zivil­
und Katastrophenschutzes. So zum Beispiel 
will die Kommission - nicht zuletzt ausge­
hend von den Schlußfolgerungen der Kata­
strophenschutzübung .EUROPE 1989", die 
im Oktober 1989 in Frankreich (Pyrenäen) 
stattfand, sowie den Aktionsvorschlägen der 
nationalen Korrespondenten für den Kata­
strophenschutz - eine Reihe von Maßnah­
men erarbeiten, die im speziellen Falle auf 
eine Verbesserung der Hilfe für Opfer von 
Flugzeugunglücken, auf die Normung be­
stimmter Hilfsmaterialien sowie auf die Prü­
fung der Organisation der medizinischen 
Hilfsdienste im Rahmen der gemeinschaftli­
chen Zusammenarbeit abzielen. 

Die Kommission sieht es als vordringliche 
Aufgabe an, Initiativen zu ergreifen, um die 
Möglichkeiten für die Einrichtung von Aus­
tauschprogrammen zur Ausbildung von 

Fachkräften des Katastrophenschutzes aus­
zuloten sowie die Anstrengungen dieses Per­
sonenkreises durch gemeinsame Aktionen 
zu verstärken. Sie sollen darauf ausgerichtet 
sein, eine bessere Verbreitung der vorhande­
nen Kenntnisse, Konzepte und Verfahren 
sowie des verwendeten Materials zu ge­
währleisten. In diesem Sinne könnten nach 
Auffassung der Kommission Ausbildungsein­
heiten, die auf die Bedürfnisse der gemein­
schaftlichen Zusammenarbeit zugeschnitten 
sind und bestimmte natürliche und techni­
sche Risiken behandeln, eingerichtet 
werden. 

.Die Dienststellen der Kommission wer­
den die Schaffung neuer Formeln für den 
freiwilligen Dienst im Katastrophenschutz 
prüfen, die in Form eines europäischen Zivil­
dienstes denkbar wären, etwa als Alternative 
oder gar Ersatz für die derzeit in den Mitglied­
staaten üblichen Formen des Militärdien­
stes", heißt es in einer Stellungnahme der 
Kommission, die an die zuständigen Stellen 
in den Mitgliedstaaten ging. 

Kooperation nationaler 
Datenbanken 

Die zweite Entschließung des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften, durch wei­
che der Katastrophenschutz neuen Entwick­
lungen angepaßt wurde, erfolgte im Februar 
1989. Wichtigster Aspekt dieser Entschlie­
ßung ist die Weiterentwicklung der Koopera­
tion nationaler Datenbanken im Sinne eines 
durchorganisierten Verbundsystems, zu dem 
alle Mitgliedstaaten Zugriff haben sollen. Der 
Rat nahm die Absicht der Kommission zur 
Kenntnis, eine Durchführbarkeitsstudie für 
ein Verbundsystem im Hinblick auf die Schaf­
fung eines Pilotdienstes zu erstellen. Des 
weiteren übermittelte die Kommission dem 
Rat im Oktober 1989 den Vorschlag für einen 
Beschluß zur Einrichtung einer einheitlichen 
Notrufnummer für ganz Europa. Mit diesem 
Beschluß sollen Unterschiede abgebaut wer­
den, denen sich europäische Bürger zur Zeit 
noch gegenübersehen, wenn sie Notfälle 
melden oder die für die öffentliche Sicherheit 
zuständigen Notfalldienste zur Hilfe rufen 
wollen. 

Die gemeinschaftliche Zusammenarbeit 
im Katastrophenschutz soll nun die dritte 
Entschließung von November 1990 weiter 
vorantreiben. Wiederholte Anfragen zum Ka­
tastrophenSChutz im Europäischen Parla­
ment, die Kooperation auf Gemeinschafts­
ebene im Bereich des Katastrophenschutzes 
auszubauen, bestärken die VerantwortliChen 
in dieser Strategie. 

Die in der Entschließung enthaltene Kon­
vention sieht ferner - ähnlich den bilateralen 
Hilfeleistungsabkommen - unter anderem 
die Festlegung von nationalen Ansprechpart­
nern, die E~eichterung des grenzüberschrei-



tenden Personen- und Warenverkehrs, einen 
grundsätzlichen Kostenverzicht bei Hilfelei­
stungen, den Verzicht auf Haftungs- und 
Schadensersatzansprüche sowie die Förde­
rung der Zusammenarbeit auf den Gebieten 
von Forschung, Ausbildung, Experten- und 
Fachpersonalaustausch zu Übungszwecken 
vor. 

Einheitlicher europäischer 
Notruf 

Einvernehmen herrscht bei allen Mitglied­
staaten über die Notwendigkeit des einheitli­
chen europäischen Notrufes 112. Das Tele­
fon ist unbestritten das wichtigste Mittel, um 
Notfälle jeglicher Art zu melden und Hilfe 
herbeizurufen. Bislang werden in den Mit­
gliedstaaten unterschiedliche Rufnummern 
verwendet. Diese Unterschiede stellen nach 
Meinung von Kommission und Rat die Bür­
ger, die mit Notsituationen in anderen Mit­
gliedstaaten konfrontiert werden, bei der 
Kontaktaufnahme mit den Notdiensten viel­
fach vor Probleme. Die erhebliche Zunahme 
von Privat- und Geschäftsreisen in der Ge­
meinschaft erhöht das Bedürfnis nach der 
Einführung einer einheitlichen Notrufnummer 
zusätzlich. 

Europäischen Binnenmarktes beitragen. Für 
den Ausschuß für Umweltfragen, VOlksge­
sundheit und Verbraucherschutz im Europäi­
schen Parlament stellt die Einführung dieser 
einheitlichen Notrufnummer gar den ersten 
konkreten Schritt in Richtung auf die gemein­
schaftliche Zusammenareit im Katastro­
phenschutz dar. 

"Die europäischen Bürger dürfen sich im 
Falle einer Gefahr in einem anderen Land der 
Gemeinschaft als ihrem eigenen nicht mehr 
hilf- und schutzlos fühlen", so der Wortlaut in 
einem Sitzungsprotokoll des Ausschusses. 
Technisch gesehen spricht nichts gegen die 
Einführung der Notrufnummer 112 für alle 
Länder der Gemeinschaft. Im Gegenteil, die 
Einführung der einheitlichen Notrufnummer 
wird nach Meinung der Experten inzwischen 
durch die Entwicklung der modernen Tele­
kommunikationstechnologien erleichtert. 

Das EuropäisChe Parlament hat wiederholt 
die Bedeutung der Einführung einer solchen 
Notrufnummer betont. Auch die Europäische 
Konferenz der Verwaltungen für Post- und 
Fernmeldewesen (CEPT) hat die Verwendung 
der Nummer 112 als europaweit einheitli­
chen Notruf empfohlen. 

Doch nur wenige Staaten wurden bislang 
aktiv - obwohl die Nummer 112 für die 
meisten Fernmeldeverwaltungen die geeig­
netste Wählverbindung für einen Notruf ist 

Derzeitige nationale Notrufnummern und gegenwärtige 
Verwendung der Rufnummern " 1", ,,11" und " 112" 

land Nationale Gegenwärtige Verwendung der 
Notrufnummern Rufnummern 1, 11 oder 112 

Belgien 100/101 11)()()()( Fernsprechteilnehmer gebührenfreier 
Rufnummern, IX Service 

Dänemark 112') 112 (1) Notruf 
Frankreich 17/18 11 Elektronisches Verzeichnis 
Deutschland 110/112 112 Feueralarm oder unbelegt 
Griechenland 100/166/199 112 Unbelegt 
Irland 999 112 Unbelegt 
Italien 113/115 112 Militärpolizei2) 

Luxemburg 012 112 Unbelegt 
Niederlande 0611 1 Fernsprechteilnehmer 
Portugal 115 112 Unbelegt 
Spanien 0063) 1 FernspreChteilnehmer 
Vereinigtes 
Königreich 999 112 Unbelegt 

I ) Vorgesehene Einführung nach CEPT ·Informationen 
1992; derzeit noch: 000 

und in allen Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
besteht, einen Plan festzulegen, um die 
Nummer 112 verfügbar zu machen. 2) Gendarmerie (Garabinienl ; der Offentlichkeit zugäng­

lich 
J) Katastrophenschutz (Notfälle generell); 

Sonstige Notrufnummern: 
091 :::: Nationale Polizei 
092 "'" Städtische Polizei 
080/085 "" Feuerwehr 

Quelle: CEPT -SOnderprojektteam, April 1989 

Nach Ansicht von Kommission und Rat 
würde die Einführung einer europaweit ein­
heitlichen Notrufnummer auch zur Vollen­
dung und zum Funktionieren des geplanten 

Nach Ansicht von Kommission und Rat 
könnten die meisten Mitgliedstaaten die 
Nummer 112 bis zum Jahre 1992 einführen. 
"Die Einführung der Nummer 112 ist selbst in 
den Mitgliedstaaten, welche unvorhergese­
hene Änderungen vornehmen oder bereits 
fertige Pläne vorziehen müßten, bis zum 
Jahre 1995 möglich", heißt es in Brüssel. 

"Neben den technischen, finanziellen, be­
trieblichen und kommerziellen Auswirkun­
gen der Einführung der ausgewählten Num-

mer in den öffentlichen Kommunikationsnet­
zen müssen die Mitgliedstaaten die notwen­
digen organisatorischen Maßnahmen treffen, 
die am besten für ihre Notrufsysteme geeig­
net sind. So solle sichergestellt werden, daß 
die Anrufe unter dieser Nummer angemes­
sen beantwortet und weitergeleitet werden. 
Die europaweit einheitliche Notrufnummer 
sollte daher gegebenenfalls parallel zu den 
anderen bestehenden nationalen Regelun­
gen verwendet werden", heißt es weiter. 

Die Mitgliedstaaten, so Kommission und 
Rat, sollten auf eine Verbesserung der 
Sprachkenntnisse der Telefonisten hinwir­
ken, die die Anrufe unter der Nummer 112 
entgegennehmen. Damit soll die Nutzung 
dieser Notrufnummer optimal gestaltet wer­
den. Außerdem soll die Notrufnummer in 
allen Mitgliedstaaten durch Gesetz, Verord­
nung oder Verwaltungsmaßnahmen geregelt 
und unterschiedliche Entwicklungen in die­
sem Bereich vermieden werden. 

Die Einführung des europaweit einheitli­
chen Notrufes ist in der Bundesrepublik 
Deutschland mittlerweile abschließend bera­
ten. Der Innenausschuß des Deutschen Bun­
destages hat in seiner 72. Sitzung am 10. 
November 1989 das Vorhaben begrüßt. Der 
Bundesrat hat den Vorschlag in seiner Sit­
zung am 11. Mai 1990 zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 

Im November 1990 hat nun der Rat über 
den entsprechenden Vorschlag der Kommis­
sion mit den Änderungsanträgen des Euro­
päischen Parlaments, basierend auf Beratun­
gen des zuständigen Ausschusses für Um­
weltfragen, Volksgesundheit und Verbrau­
cherschutz, positiv entschlossen. 

Computer-Informations­
system 

Des weiteren hat die Kommission einen 
Bericht über die Einführung der Pilotphase 
eines Computer-Informationssystems für 
den Katastrophenschutz vorgelegt. Dieser 
Vorschlag geht direkt zurück auf die Ent­
schließung des Rates über eine bessere 
Nutzung der bestehenden nationalen Daten­
banken im Bereich des Katastrophenschut­
zes im Sinne eines Verbundsystems, um eine 
eingehende gegenseitige Unterrichtung aller 
Mitgliedstaaten über die im Katastrophenfall 
zur Verfügung stehenden Strukturen und 
Mittel zu fördern. 

Bei einer entsprechenden Bestandsauf­
nahme zeigte sich, daß bereits viele Daten­
banken mit einschlägigen Informationen be­
stehen und in einigen Mitgliedstaaten sinn­
voll genutzt werden. "Ein Großteil der Infor­
mationen in diesen Datenbanken ist potenti­
ell auch für die Katastrophenschutzbehörden 
einiger anderer oder sogar aller Länder von 
Interesse", heißt es in einem Bericht der 
Kommission vom Juli dieses Jahres. 
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Verfügbarkeit der Rufnummer " 112" zur Verwendung als 
europaweit einheitliche Notrufnummer 

land Sofortige 
Verfügbarkeit zur 
Zuteilung 

Belgien Nein 
Dänemark Ja 
Frankreich Nein 
Deutschland Ja 
Griechenland Nein 
I~and Nein 
~alien Ja 
Luxemburg Nein 
Niederlande Nein 
Portugal Nein 
Spanien Nein 
Vereinigtes Königreich Ja 

Quelle: CEPT-Sonderprojektteam, April 1989 

Zur Zeit sind all diese speziellen nationa­
len Datenbanken an Rechner unterschiedli­
cher Bauart angeschlossen und arbeiten mit 
unterschiedlicher Software und Abfragespra­
chen. Auf diesen Umstand sowie die Verwen­
dung unterschiedlicher Landessprachen ist 
es zurückzuführen, daß bislang viele wertvol­
le Informationen äußerst schwierig zu nutzen 
sind. 

Nach Ansicht der Kommission wäre es 
jedoch mit Hilfe modernster Informations­
und Telekommunikationstechnologien mög­
lich, die verschiedenen Datenbanken zu ver­
netzen und den Benutzern eine einheitliche 
und einfache Zugriffsmethode anzubieten. 
"Der Einsatz geeigneter Standardverfahren 
für die Klassifizierung der Information und 
eventuell der automatischen Übersetzung 
könnte zur Entschärfung der Probleme bei­
tragen, die sich aus dem Nebeneinander 
unterschiedlicher Landessprachen erge­
ben", konstatiert der Kommissionsbericht. 
Außerdem würde nach Meinung der Kom­
mission durch die angestrebte Vernetzung 
eine Computerinfrastruktur geschaffen, die 
auch für den raschen und zuverlässigen 
Austausch von Nachrichten nutzbar wäre. 

Die bereits erwähnte Durchführbarkeits­
studie eines derartigen Verbundsystems soll­
te die Realisierungsmöglichkeiten eines der­
artigen Datenbanknetzes untersuchen. Die 
mittlerweile abgeschlossene Studie enthält 
einen Vorschlag für die Entwicklung und 
Einrichtung eines entsprechenden Pilotdien­
stes. Er soll laut Studie eine Reihe Merkmale 
aufweisen, so eine benutzerfreundliche 
Schnittstelle, die auch ohne Fachkenntnisse 
auf dem Gebiet der Computertechnik ver­
ständlich ist. Dabei ist das Endziel die Mehr­
sprachigkeit, doch zu Beginn soll vorerst 
mindestens zweisprachig gearbeitet werden. 
In den Pilotdienst integriert sein sollten Infor­
mationen über spezialisierte menschliche 
und technische Ressourcen. Dazu müßte 
eine neue Datenbank aufgebaut werden, da 
keine der bisher vorhandenen dieser von 
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Kann verfügbar Kann nicht 
gemacht werden verfügbar 

gemacht werden 

Ja -
- -
Ja -
- -
Ja -
Ja -
- -
Ja -
Ja -
Ja -
Ja -
- -

allen Benutzern geäußerten Anforderung ge­
recht werden kann. Ebenso sollte der Pilot­
dienst Informationen über Chemikalien und 
gefäh~iche Stoffe übermitteln. Alle Informa­
tionen über derzeit im Vademekum auf Pa­
pier erfaßte Rechtsvorschriften, Organisatio­
nen und Ressourcen sollten elektronisch 
abrufbar gemacht werden. Auch das Kata­
strophenschutzglossar, ein neunsprachiges 
technisch-wissenschaftliches Glossar, das 
grundlegende Begriffe für eine effiziente Be­
wältigung von durch Großkatastrophen her­
vorgerufene Krisensituationen enthält und 
zur Zeit entwickelt wird , sollte elektronisch 
konsultierbar sein. Erfahrungsberichte über 
Unfallhergänge sollten diesen Informations­
service abrunden. 

Nach den Vorstellungen der Verfasser der 
Studie sollte das Verbundsystem auch als 
Verbindungsbrücke zu anderen Informa­
tionssystemen mit nützlichen Informationen 
für die Verantwortlichen des Katastrophen­
schutzes dienen. "Eines dieser Netze wäre 
mit Sicherheit das Katastrophenschutznetz 
der Vereinten Nationen (UNDRONET)", heißt 
es in der Studie. Zu guter Letzt sollte das 
System Funktionen wie elektronische Post, 
Dateitransfer, Nachrichtenanzeige und in be­
grenztem Umfang elektronische Übersetzung 
bieten. Das System sollte für alle Katastro­
phenschutzbehörden in der Gemeinschaft 
über normale Personal-Computer oder nor­
male Endgeräte zugänglich sein. 

Der von der Expertengruppe vorgeschla­
gene Pilotdienst würde die Effizienz der in der 
Gemeinschaft verfügbaren Ressourcen zwei­
fellos steigern und die Zusammenarbeit zwi­
schen den einzelstaatlichen Stellen erleich­
tern. Dennoch bliebe die Autonomie der 
nationalen Informationssysteme unangeta­
stet und bestehende bilaterale oder multila­
terale Übereinkommen würden nicht verletzt. 
"Die Entwicklung und Verwirklichung dieses 
Pilotdienstes verlangt, daß die Mitgliedstaa­
ten sich interessiert und bereit zeigen, ge­
meinsam mit der Kommission genaue Spezi-

fikationen ihrer Anforderungen zu erarbei­
ten ", so die Experten-Meinung. Der Bericht 
der Kommission war nach seiner Auswertung 
in den einzelnen Mitgliedstaaten ebenfalls 
Gegenstand der Entschließung des Rates im 
November in Brüssel. 

Maximierung nationaler 
Effizienz 

Mit den Bestrebungen der Entwicklung 
gemeinschaftlicher Aktionen im Bereich des 
Katastrophenschutzes soll allerdings nicht 
bewirkt werden, die Mitgliedstaaten durch 
die Gemeinschaft zu ersetzen oder die Ein­
richtungen von Notfallplänen durch letztere 
zu beeinträchtigen. Im Gegenteil, die natio­
nalen Maßnahmen sollen somit maximiert 
werden, indem alle unabdingbaren Voraus­
setzungen für eine angemessene Unterstüt­
zung auf Gemeinschaftsebene und die 
zweckmäßigen Grundlagen für eine wirksa­
me Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten ge­
schaffen werden . Bei der Entwicklung eines 
gemeinschaftlichen Vorgehens ist es ein An­
liegen der Kommission, eine Qualität der 
Zusammenarbeit zu erreichen, die es den 
Mitgliedstaaten gestattet, im Notfall vom 
gemeinsamen Einsatz des Katastrophen­
schutzes in den einzelnen Mitgliedstaaten zu 
profitieren, so daß der einzelne Mitgliedstaat 
nicht mehr gezwungen ist, umfangreiche und 
kostspielige Instrumente ständig bereitzu­
halten, die sich dann in einer Krisensituation 
oft als doch unzureichend erweisen. 

Als äußeres Zeichen der Kooperation auf 
dem Gebiet des Katastrophenschutzes sowie 
im Zuge verstärkter Öffentlichkeitsarbeit und 
Sensibilisierung der Bevölkerung Europas für 
die Ideen des Zivil- und Katastrophenschut­
zes ist die Einführung eines einheitlichen 
Katastrophenschutzsymbols - ein "Interna­
tionales Schutzzeichen des Zivilschutzes" -
geplant. 

Das Symbol entspricht in seiner Grund­
form dem bekannten internationalen Symbol 
und besteht aus einem gleichseitigen königs­
blauen Dreieck auf einer orangefarbenen 
Scheibe. In Anlehnung an die europäische 
Flagge enthält das Emblem jedoch die zwölf 
"goldenen" Sterne. Kommission und Rat hof­
fen, das neue Symbol noch vor Ende 1992 
realisieren zu können. - sm -



Das aktuelle Interview: 

"Ich bin optimistisch" 
Der neue DRK-Generalsekretär Johann Wilhelm Römer 

zu Fragen eines gesamtdeutschen Roten Kreuzes 

Am 1. Januar 1991 werden die fünf 
neuen Landesverbände dem Deutschen 
Roten Kreuz beitreten. Generalsekretär 
Johann Wilhelm Römer, seit dem 1. Sep­
tember 1990 im Amt, wird geschäftsfüh­
rend an der Spitze des gesamtdeutschen 
Roten Kreuzes stehen. 

Der 1938 in Berlin geborene und in 
Kaiserslautern aufgewachsene Jurist Rö­
mer trat im Jahre 1966 als Justitiar im 

Bevölkerungsschutz-Magazin: Herr Rö­
mer, seit dem 1. September dieses Jahres 
sind Sie Generalsekretär des Deutschen Ro­
ten Kreuzes. Sie übemehmen dieses Amt in 
einer Zeit gravierender Veränderungen in 
Deutschland. Wo sehen Sie persönlich Ihre 
vordringlichsten Aufgaben als Generalsekre­
tär eines gesamtdeutschen Roten Kreuzes? 

Römer: Sicher wird eine besondere Aufga­
be sein, das Zusammenwachsen der beiden 
Rotkreuzgemeinschaften der Bundesrepu­
blik und der neuen DRK-Landesverbände zu 
erreichen. Dies umfaßt auch die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen und die finanzielle 
Ausstattung, die gerade jetzt von besonderer 

rheinland-pfälzischen Ministerium für 
Wirlschaft und Verkehr in den Staats­
dienst ein; von 1973 bis 1977 war er 
Landrat des Landkreises Daun, und von 
1977 bis 1985 Landrat des Landkreises 
Mainz-Bingen. 

Im August 1985 wurde Römer zum 
Staatssekretär im rhein land-pfälzischen 
Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau 
und Forsten ernannt. Mit der Regierungs-

Bedeutung ist, damit in der schwierigen 
Übergangsphase die bestehenden Rotkreuz­
strukturen erhalten bleiben und gestärkt 
werden können . 

Dies ist nicht nur eine Forderung des DRK, 
sondern liegt genauso im gesellschaftlichen 
Interesse, da ohne die verdienstvolle Tätig­
keit des DRK viele Aufgaben gar nicht oder 
zumindest nicht so wahrgenommen werden 
könnten. Wir fordern deshalb neben unserem 
eigenen Engagement auch nachdrücklich zu 
den bereits gewährten staatlichen Hilfen eine 
weitere Anschub- und Überbrückungsfinan­
zierung. 

Eine dauernde Aufgabe bleibt, das ehren-

Als besondere Aufgabe seiner Amtszen sieht es Johann Wilhelm Römer an, das Zusammenwachsen der 
betden Rotkreuzgemelnschaften zu erreichen. 

umbildung im Juni 1987 wechselte er als 
Staatssekretär in das Ministerium für Um­
welt und Gesundheit, bis er am 26. Juni 
dieses Jahres von der Bundesversamm­
lung des Deutschen Roten Kreuzes zum 
Generalsekretär bestellt wurde. 

Das "Bevölkerungsschutz-Magazin" 
sprach mit DRK-Generalsekretär Römer in 
Bann über Aufgaben und Aussichten des 
Roten Kreuzes im vereinten Deutschland. 

amtliche Engagement zu stärken, die be­
währte Zusarnmenarbeit von haupt- und eh­
renamtlichen Mitarbeitern auszubauen, neue 
fördernde Mitglieder zu werben und Spender 
für unsere vielfältigen Aufgaben zu moti­
vieren. 

Außerdem gilt es unter anderem, das hohe 
Niveau bei Rettungsdienst und Blutspende­
dienst sicherzustellen, die Hilfen für Aussied­
ler, Flüchtlinge und Asylbewerber aufrecht­
zuerhalten und die mobilen sozialen Dienste 
sowie die Hilfe bei Pflegebedürftigkett auszu­
bauen. 

Trotz all dieser gewaltigen Aufgaben im 
eigenen Land darf unser Engagement für die 
Auslandshilfe nicht erlahmen. Die Menschen 
draußen schauen sehr auf uns und hoffen auf 
unsere Hilfe. Über 30 Millionen Menschen 
sind derzeit als Opfer von Naturkatastrophen, 
von Dürre und Hunger oder aufgrund regio­
naler Konflikte auf der Flucht. Hier stehen wir 
vor einer großen Herausforderung, der wir 
uns zu stellen haben. 

Bevölkerungsschutz-Magazin: Am 17. 
September 1990 wurde der Vereinigungsver­
trag der beiden Rotkreuzgemeinschaften pa­
raphiert. Inzwischen wurde er beiderseitig in 
Kraft gesetzt. Welche Schwierigkeiten erge­
ben sich bei der Zusammenlegung zweier 
bislang nebeneinander existierenden Rot­
kreuzgesellschaften, die zudem aus ganz 
verschiedenen gesellschaftlichen Umfeldem 
kommen? 

Römer: Der Vereinigungsvertrag sieht vor, 
daß die Landesverbände Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommem, Sachsen, Sach­
sen-Anhalt und Thüringen dem Deutschen 
Roten Kreuz in der Bundesrepublik mit Wir­
kung vom 1. Januar 1991 beitreten. 
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Optimismus - die bisherige Trennungslinie zwischen den Rotkreuzgesellschaften kann schon bald 
überwunden werden. 

Allerdings läuft die Einbeziehung der neu­
en Verbände schon seit Beginn dieses Jahres 
auf der Ebene der beiden nationalen Verbän­
de und im Rahmen von Partnerschaften, die 
flächendeckend von den DRK-Verbänden in 
der Bundesrepublik übernommen wurden. 

Trennung kann überwunden 
werden 

Ich bin optimistisch und glaube, daß die 
Trennungslinie, die bisher eine enge Koope­
ration der beiden Rotkreuzgesellschaften 
verhinderte, überwunden werden kann, zu­
mal wir spüren und erleben, daß auch in den 
Mitgliedschaften der neuen Verbände eine 
deutlich zu erkennende Bereitschaft besteht, 
sich den satzungsgemäßen Aufgaben des 
Roten Kreuzes uneingeschränkt zu stellen. 

Bevölkerungsschufz-Magazin: Wird der 
Zusammenschluß der beiden Rotkreuzge­
sellschaften Auswirkungen auf die bisherige 
Struktur des Deutschen Roten Kreuzes ha­
ben? 

Römer: Die föderative Grundstruklur des 
Deutschen Roten Kreuzes wird sich nicht 
ändern. Allerdings wird sich die Anzahl der 
Landesverbände von 14 auf 19 und die 
Anzahl der Kreisverbände von 397 auf 617 
erhöhen. Das Deutsche Rote Kreuz wird mrt 
etwa 4,5 Millionen Mitgliedern zur größten 
Hilfsorganisation in Europa. Dies kann für uns 
allerdings nicht Veranlassung sein, uns im 
Bewußtsein unserer Größe selbstzufrieden 
zurückzulehnen, denn aufgrund unserer viel­
fältigen gesellschaftlichen Aktivrtäten liegt 
ein großer Erwartungsdruck auf uns: Dies ist 
für uns eine hohe Verantwortung, aber auch 
Verpflichtung zugleich. 

maligen DDR-Rotkreuzes in die zukünftige 
gesamtdeutsche Arbeit eingebunden 
werden? 

Römer: Ich bin zuversichtlich, daß von den 
bisherigen Mitarbeitern des ehemaligen 
DDR-Rotkreuzes auch bei der künftigen ge­
meinsamen Arbeit wertvolle Hilfe geleistet 
werden kann. Hier besteht auch die Möglich­
keit, über Fort- und Weiterbildungsmaßnah­
men, die bereits auf breiter Ebene angelau­
fen sind, die verfügbaren Helfer und Mitar­
beiter auf die künftige Bewältigung der Rot­
kreuzarbeiten vorzubereiten. 

Ich verhehle allerdings nicht, daß eine 
größere Anzahl von bisherigen Mitarbeitern 
künftig nicht mehr zur Verfügung steht, sei 
es, daß für sie bedauerlicherweise in ihrer 
bisherigen Funktion keine Verwendung mehr 
besteht oder daß sie sich auch von sich aus 

neu orientiert haben. In jedem Fall sind wir 
schon bisher, auch als DRK der Bundesrepu­
blik, bemüht, bei der Vermittlung von neuen 
Arbeitsplätzen behilflich zu sein oder durch 
Umschulungsmaßnahmen Beschäftigungs­
verhältnisse außerhalb des Roten Kreuzes zu 
vermitteln. 

Bevölkerungsschufz-Magazin: Trifft es zu, 
daß beim DDR-Rotkreuz mit fiktiven Mitglie­
derzahlen - die Rede war von bis zu 600000 
- gearbeitet wurde und auf grund der SED­
Nähe der Gesellschaft nach der Vereinigung 
viele Mitglieder das Rote Kreuz verlassen 
haben? 

Römer: Bisher walen rund 600000 aktive 
Mitglieder des DRK in der ehemaligen DDR 
registriert. Von fiktiven Mitgliederzahlen ist 
hier nichts bekannt. 

Hohe Akzeptanz tür das 
Rote Kreuz 

Für die künftige Mitgliederentwicklung ist 
sicher sehr wichtig, daß letzte Umfragen 
ergeben haben, daß das Rote Kreuz in den 
neuen Ländern in hohem Maße akzeptiert ist. 
Das Vertrauen in die Rotkreuzbasisarbeit ist 
groß und durch gute Leistungen für hilfsbe­
dürftige Menschen in den letzten 40 Jahren 
begründet. Außerdem wird es darauf ankom­
men, den Bürgern in den neu hinzugekom­
menen Bundesländern klarzumachen, wie 
notwendig unter den neuen gesellschaftli­
chen Verhältnissen das ehrenamtliche Enga­
gement ist, gerade auch im DRK. Vieles vor 
allem im sozialen Bereich wird nur möglich 
sein, wenn wir nicht alles auf den Staat 
laden, sondern selbst zupacken. Um so 
schneller werden wir heute noch als 
schmerzlich empfundene Engpässe über­
winden. 

Bevölkerungsschufz-Magazin: Inwieweit 
können Personal und Organisation des ehe-

Zuversicht - Mitarbeiter, die bislang für das DDR-Rotkreuz täüg waren, können In die zukünftige 
gesamtdeutsche Arbeit eingebunden werden. 
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Bevölkerungsschutz-Magazin: Mit weI­
chen Mitteln gedenken Sie das Image des 
Deutschen Roten Kreuzes in den Ländem der 
ehemaligen DDR neu aufzubauen? 

Römer: Aktuelle Studien weisen einen 
hohen Bekanntheitsgrad und - was ganz 
wichtig ist - sehr gute Imagewerte für das 
DRK aus. Bereits seit Dezember letzten Jah­
res haben wir einige gemeinsame Projekte 
mit dem DRK der früheren DDR realisiert, um 
diese positive Einstellung zu festigen : Rund 
eine Million Straßenatlanten der Bundesre­
publik wurden gemeinsam an die autofah­
renden Besucher aus der früheren DDR ver­
teilt, zahlreiche Sendungen informierten über 
die Arbeit des Roten Kreuzes in der Bundes­
republik, und unsere Landes- und Kreisver­
bände haben partnerschaftlich mitgeholfen, 
Defizite in der Öffentlichkeitsarbeit zu behe­
ben. Anfang Dezember wollen wir in einer 
breitangelegten Informations- und Werbe­
kampagne das Rote Kreuz mit all seinen 
Aufgabenbereichen vorstellen. Ziel der Kam­
pagne ist eine weitere Stärkung des Vertrau­
ens in die Kompetenz des DRK in seinen 
Arbeitsgebieten und natü~ich auch die Wer­
bung von Mitgliedern und Spendern. Die Ak­
tion steht unter dem Motto: .. Helfen ist toll. 
Deutsches Rotes Kreuz - rettet, hilft, be­
treut." 

Bevölkerungsschutz-Magazin: Wie sollte 
Ihrer Meinung nach für den Bereich des Zivi/­
und Katastrophenschutzes verfahren werden 
- Übertragung unserer Strukturen auf das 
Gebiet der ehemaligen DDR oder Anlaß, über 
den Bevölkerungsschutz aktuell nachzu­
denken? 

Römer: Das Deutsche Rote Kreuz ist durch 
die Anerkennungsbedingungen des IKAK für 
Nationale Rotkreuzgesellschaften, durch die 
Zusatzprotokolle zu den Genfer Rotkreuzab­
kommen, durch die Resolutionen von Wien 
und Prag von 1962 beziehungsweise 1965, 
durch seine Satzung in allen Verbandsstufen 
und durch die Bereitschaftse~därungen, die 
es auf allen Ebenen abgegeben hat, ver­
pf�ichtet' im Zivi lschutz des Staates mitzu­
wirken. Es hat in der Katastrophenschutz­
Vorschrift des Deutschen Roten Kreuzes ein­
schließlich aller Mitgliedsverbände unter­
schiedslos die Grundlagen und Regeln seiner 
Mitwirkung festgeschrieben. Wir bekennen 
uns unverändert zu der humanitären Ver­
pflichtung des Schutzes für die Zivilbevölke­
rung in allen denkbaren Gefahrenlagen. 

Beitrag zum Katastrophen­
schutz auch in den neuen 
Bundesländern 

Gemäß Einigungsvertrag sind die Struktu­
ren des gesamten Gesundheitswesens auf 
das Gebiet der ehemaligen DDR zur Verein­
heitlichung der Lebensverhältnisse zu über-

Zielsetzung - Stärkung des ehrenamtlichen Engagements statt Abhängigkeit vom Zivildienst 

tragen . Hierzu gehört auch die Versorgung 
der Bürger im Rahmen eines bürgernahen 
Schutz- und Hilfeleistungssystems. 

Die neuen Landesverbände sind derzeit in 
der Phase des Beitritts zum Deutschen Roten 
Kreuz und werden unter Anwendung der 
einheitlich geltenden Katastrophenschutz­
Vorschrift des Deutschen Roten Kreuzes ih­
ren Beitrag hierzu einbringen. Dafür ist es 
erforderlich, die in den neuen Bundesländern 
bestehenden Organisationen einsatzfähig zu 
halten. Das Deutsche Rote Kreuz verfügt über 
die hierfür notwendige Infrastruktur. 

Dies schließt nicht aus, die Grundsätze 
und Strukturen des bestehenden Zivil- und 
Katastrophenschutzes insgesamt mit dem 
Ziel zu überprüfen, für die Bevölkerung in 
Deutschland in Krisen und Schadenslagen 
bestmöglichen Schutz und Hilfe zu ge­
währen. 

Bevölkerungsschutz-Magazin: Stichwort 
.. Zivi/dienst" - in der Bundesrepublik seit 
Monaten ein vieldiskutiertes Thema. Der 
Neuanfang in der ehemaligen DDR könnte als 
Chance genutzf werden, Sozial- und Ret­
tungsdienst ohne die problematische Abhän­
gigkeit von Zivi/dienstleistenden aufzubauen. 
Gibt es bei Ihnen dahingehende Planungen? 

Römer: Natürlich wollen wir uns bemühen, 
keine neuen Abhängigkeiten zu schaffen. 
Ihre Frage impliziert aber auch den in den 
letzten Wochen oft gehörten Vorwurf, die 
Wohlfahrts verbände hätten die Zivildienstlei­
stenden allzu leichtfertig dafür benutzt, ihre 
Dienste im Sozialbereich auszubauen. Rich­
tig daran ist lediglich, daß das erreichte 
Niveau - etwa in der ambulanten Betreuung, 
ohne den Beitrag der Zivildienstleistenden 
gar nicht denkbar und möglich gewesen 
wäre. Vieles ist einfach aufgrund der finan­
ziellen Rahmenbedingungen entstanden, 
weil die Beschäftigung hauptamtlicher Kräfte 
Kosten erzeugt hätte, die - zumindest bis-

(Fotos: Zimmennann) 

her - unser Wirtschafts- und Sozialsystem 
nicht zu tragen bereit war. Ich hoffe aber, daß 
beispielsweise in dem für das Deutsche Rote 
Kreuz besonders relevanten Einsatzbereich 
Rettungsdienst jetzt Bedingungen geschaf­
fen werden, die die in der letzten Zeit 
schmerzlich bewußt gemaChte Abhängigkeit 
vom Leistungsbeitrag der Zivildienstleisten­
den deutlich verringert. 

Statt Abhängigkeit von Zivil­
dienst - ehrenamtliches 
Engagement 

Ziel muß ganz allgemein sein, das ehren­
amtliche Engagement insgesamt weiter zu 
stärken und dort, wo Leistungen, vor allem 
auch im Pflegebereich, durch hauptamtliche 
Kräfte erbracht werden müssen, deren Ar­
beits- und Rahmenbedingungen so attraktiv 
zu gestalten, daß sich viele Menschen für 
diesen wichtigen und notwendigen Dienst 
entscheiden. 

Soweit Sie nun die Perspektiven für die 
Länder der ehemaligen DDR ansprechen, 
werden wir die Palette sozialer Dienste in 
dem Maße ausbauen, wie uns das personal­
und kostenmäßig möglich ist. Dabei werden 
uns Zivildienstleistende willkommen sein, die 
jedoch nach Möglichkeit in den Mitarbeiter­
kreis zu integrieren sind, auch leistungsmä­
ßig, da nur eine vollwertige Tätigkeit als 
sinnvoll und befriedigend e~ebt wird. In 
dieser Hinsicht haben wir auch für die Ver­
gangenheit keine Selbstkritik zu üben -
weder im Rettungsdienst noch in den ver­
schiedenen Einsatzgebieten im Sozialbereich 
ganz allgemein. 

Bevölkerungsschutz-Magazin: Wir danken 
für dieses Gespräch. - sm -
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Großübung des Malteser-Hilfsdienstes in Eschweiler 

"Septembernebel '90" 
Rund 500 Helfer probten den Ernstfall -

130 "Verletzte" wurden medizinisch versorgt 

Die perfekt geschminkten Verletztendar­
steller bieten optisch und akustisch ein so 
wirklichkeitsnahes Bild, daß es keines be­
sonderen Ansporns lür die Helfer bedarf. Das 
"Chaos" zwingt zur Eile. Schnell und umsich­
tig werden die Mimen versorgt und zum 
Verbandplatz gebracht. Die Hilferufe der vie­
len zurückbleibenden "Dpfer" schallen den 
Sanitätskräften nach, treiben sie erneut an. 

Ort des Geschehens ist eine stillgelegte 
Brikettfabrik in Eschweiler. Hier hat der Mal­
teser-Hilfsdienst der Diözese Aachen am 29. 
September 1990 die Übung "Septemberne­
bel" in Szene gesetzt, die der Realität sehr 
nahe kommt. Im Drehbuch liest sich die Lage 
wie folgt: 

"Bei dichtem Nebel kommt es zur Mas­
senkarambolage auf der Autobahn A 4 
Köln- Aachen . In Höhe Eschweiler fährt ein 
mit Gefahrgut beladener Lastkraftwagen auf 
das Ende des Staus auf und explodiert. 
Weitere Fahrzeuge rasen in die Unglücks­
steIle. 

Die Druckwelle der Explosion zerstört die 
Gasleitungen einer nahegelegenen Brikettfa­
brik, es kommt zu weiteren Explosionen. 
Wegen des Schichtwechsels befinden sich 
Hunderte von Betriebsangehörigen auf dem 

Oberall stoßen die Helfer auf .. Opfer" des verheerenden Unglücks. 
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Sachgerecht ver­
sorgt ein Rettungs­
trupp einen "Ver­
ietzten". 

Gelände, die Zahl der Verletzten ist deshalb 
besonders hoch. 

Da der Rettungsdienst durch die hohe 
Anzahl von Verletzten bei dem Massenunfall 
auf der AutObahn gebunden ist, löst die 
Leitstelle Kreis Aachen Katastrophenalarm 
aus. Der Malteser-Hilfsdienst soll die Verletz­
ten im Bereich der Brikettfabrik bergen, 
versorgen und in das Krankenhaus Jülich 
sowie das Hilfskrankenhaus Aldenhoven 
transportieren. " 

Eine schwere Arbeit 

Rund 500 Helfer, 130 Verletztendarsteller 
und eine Vielzahl von Ärzten stellen sich 
dieser Aufgabe. Rund 100 "Opfer" sind aus 
einem zweistöckigen Betriebsgebäude zu 
bergen. Weitere 30 "Verletzte" befinden sich 
in einer Lagerhalle, in der infolge der Explo-

_ _ _ __ _ __ . _ _____ .....J 
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Der Transport der "Ver1etzten" in die Krankenhauser läuft an. Ein Teil der Helfer übt unter erschwerten Bedingungen. 
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Die Hetter des ABC-Zuges Krefeld übernehmen die kontaminierten" Yer1etzten". Vorsichtig wird ein "Opfer" in der Dekontamlnationsstelle abgeduscht. 

sionen giftige Stoffe freigeworden sind. Hier 
müssen die Einsatztrupps unter erschwerten 
Bedingungen arbeiten, bei der Rettungsak­
tion muß die ABC-Schutzmaske getragen 
werden. 

Die Übung ist voll im Gange, als die Schar 
der Übungsbeobachter am Einsatzort ein­
trifft. Alles ist in Bewegung, "Verletzte" wer­
den auf Tragen zum Verbandplatz gebracht, 
wo Ärzte und Sanitätspersonal sich intensiv 
um sie bemühen. Schmerzensschreie sind zu 
hören, lauthals wird Hilfe gefordert. Die Ein­
satzkräfte tun, was sie können, stabilisieren 
die Lebensfunktionen, verbinden, sprechen 
Trost zu, bereiten die "Verletzten" auf den 
Abtransport vor. 

Auf den Etagen des Fabrikgebäudes liegen 
in den Hallen, Zimmern, Fluren und Treppen­
häusern zahlreiche "Opfer" des verheeren­
den Unglücks. Überall stoßen die Helfer auf 
"Verletzte". Schwierig ist es festzustellen, 
wer zuerst versorgt werden muß. Nicht im­
mer braucht der, der am lautesten schreit, 
die schnellste Hilfe. Unter den kritischen 
Augen der Schiedsrichter zeigen die Sani­
tätskräfte ihr Können . Wesentliche Kriterien 
sind das richtige Erkennen der Verletzungen 
und die fachgerechte erste Versorgung sowie 
der Abtransport der "Opfer" durch die Helfer. 
Geprüft wird auch, ob Kontakt zu den Füh­
rungskräften besteht und ob konkrete Infor-

mationen an die Einsatzleitung weitergege­
ben werden. 

Wertvolle Erfahrung 

Parallel zu den Hilfsmaßnahmen im Fa­
brikgebäude läuft die Bergung der kontami­
nierten "Opfer" in der von Giftstoffen gefüll­
ten Lagerhalle. Hier tragen die Helfer ABC­
Schutzmasken, dies erschwert die Rettung 
erheblich. Insbesondere der Transport der 
"Verletzten" zur gesonderten Sammelstelle 
ist eine schwere, schweißtreibende Arbeit; 
die Strecke ist lang, das kostet Kraft. 

Schwierig ist es für den Führer des hier 
eingesetzten Sanitätszuges, genügend Hilfs­
trupps bereitzustellen. Ein Teil der Helfer 
trägt Brillen und fällt für den Einsatz mit der 
Schutzmaske aus. Zudem muß den zurück­
kehrenden Kräften eine längere Pause zuge­
standen werden, weil sie erschöpft sind. 
Sicher ist dies eine wertvolle Erfahrung, die 
eingehen wird in künftige Planungen. 

Während die "Verletzten" vom Verband­
platz nahe des Fabrikgebäudes mit Kranken­
wagen unmittelbar in die Krankenhäuser 
gefahren werden, müssen die mit Giftstoffen 
in Berührung gekommenen "Opfer" aus der 
Lagerhalle nach einer Sichtung in der Ver-

letztensammelstelle noch mehrere hundert 
Meter zur Dekontaminationsstelle getragen 
werden. Hier hat der ABC-Zug Krefeld seine 
umfangreiche Ausstattung aufgebaut, um die 
"Verletzten" zu entgiften. Eine schwierige 
Aufgabe, muß doch der "Verletzte" vorsichtig 
entkleidet und anschließend mit warmem 
Wasser abgeduscht werden. Im "reinen" Teil 
der Deko-Stelle erwarten Ärzte den Patien­
ten, um ihn erneut zu versorgen und trans­
portfähig zu machen. 

Unter Ausbildungs­
bedingungen geübt 

Rund drei Stunden dauert die Übung. Zum 
Schluß resümiert Benedict Liefländer, Refe­
ratsleiter "Katastrophenschutz" beim Gene­
ralsekretariat des Malteser-Hilfsdienstes in 
Köln : "Es kam uns bei dieser Großübung 
nicht auf Schnelligkeit an. Deshalb wurde 
mehr unter Ausbildungsbedingungen geübt. 
Im Vordergrund stand das Zusammenspiel 
der einzelnen Einheiten sowie die Koordina­
tion der verschiedenen Einsätze bei einem 
Massenanfall von Verletzten. Nach meiner 
Einschätzung hat dies gut geklappt. " 

- güse -

Auf vollen Touren läuft auf dem Oekontaminations-Mehrzweckfahrzeug die Hier laufen die Fäden zusammen: Die TEL am Schadensor1. 
Heißwasseroereitung. fFotos: SefS) 
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Dr. med. Zeisel und Prof. Dr. med Sefrin, Institut für Anaesthesiologie der Universität Würzburg 

• 
Der Verbandkasten als 
Erste-Hilfe-Material 

Überprüfung ergab: Nur 14 Prozent der Kfz-Verbandkästen 
sind komplett einsatzfähig 

Eine suffiziente Erste Hilfe durch Laien ist 
eine wesentliche Voraussetzung für eine 
erfolgreiche ärztliche Versorgung. Nicht 
zuletzt im Rahmen der Ausbildungsmo­
delle für die laienreanimation (6) rückt 
sie verstärkt ins öffentliche Interesse. 
leider mußten verschiedene Autoren [1 , 
8, 10) bei der Beurteilung der Qualität der 
laienintervention feststellen, daß die Hil­
feleistungen ungenügend sind. Zur Opti­
mierung der laienhilfe ist vonnöten, das 
Problembewußtsein zu wecken ("Göttin­
ger Modell") und die Ausbildungsbemü­
hungen zu verstärken. Die Frage Ist aber 
auch, inwieweit der Ersthelfer vor Ort über 
das geeignete Material zur fachgerechten 
Ersten Hilfe verfügt, bzw. ob er damit 
sachgerecht umgehen kann. 

Ziel der vorliegenden Arbeit war es. fest­
zustellen, ob Laien ausreichend mit dem 
ihnen zur Verfügung stehenden Erste-Hilfe­
Material (Verbandkasten nach DIN 13164) 
vertraut sind, welche Artikel hauptsächlich 
benutzt werden und bei welchen Einsatzan­
lässen dies geschieht. Daneben war der 
Zustand des Verbandkastens bzw. der ein· 
zeinen Artikel sowie die Vollständigkeit des 
Materials von Interesse. 

Methode 

Bei sechs öffentlichen Überprüfungsaktio­
nen im süddeutschen Raum wurden 1003 
Kfz-Verbandkästen an Hand eines standardi­
sierten Untersuchungsbogens überprüft. 
Während Helfer des Roten Kreuzes den Ver­
bandkasten inspizierten, wurden die Besitzer 
gebeten, einen Fragebogen auszufüllen. Sie 
wurden nach dem Kenntnisstand sowie dem 
Gebrauchsverhalten zum Thema Kfz-Ver­
bandkasten gefragt. Die Aktionen fanden 
hauptsächlich auf Parkplätzen großer Ver­
brauchermärkte statt. Die Autofahrer wurden 
durch örtliche Medien sowie Plakattafeln auf 
die Möglichkeit einer freiwilligen Teilnahme 
hingewiesen. 

Viel Material ist überaltert 

70 Prozent des vorgelegten Materials war 
in Kästen verstaut, 27 Prozent in Verbandkis­
sen und drei Prozent in sonstigen DIN­
Behältnissen (z. B. Mercedestasche). Zehn 
Prozent der Verbandkästen/-kissen (VK) wa­
ren neuwertig (0 bis 2 Jahre alt) und weitere 
knapp zehn Prozent seit drei bis vier Jahren 
im Gebrauch. 33 Prozent des überprüften 
Materials war über zehn Jahre alt. 20 Prozent 
der Autofahrer konnten keine Angaben zum 
Alter ihres Kastens oder Kissens machen, 
was gleichfalls auf eine längere Lagerung im 
Pkw hinwies. 

Die Überprüfung des Zustands der Ver­
bandkästen ergab ein recht heterogenes 
Bild. Neben vereinzelten Autofahrern, die gar 
zwei komplette Kästen mit sich führten, 
fanden sich Verbandkästen (bzw. -kissen), 
die nur noch wenige, zum Teil unbrauchbar 
gewordene Artikel enthielten. 18 Prozent der 
Verbandkästen offenbarten bei der groben 
Inspektion leichte bzw. schwere Beschädi­
gungen. So war zum Beispiel der Kunststoff-

Alter der Verbandkästen 

behälter gesprungen bzw. durch Hitzeeinwir­
kung deformiert, oder der Reißverschluß von 
Verbandkissen klemmte und stellte damit die 
Einsatzbereitschaft in Frage. Nur 14 Prozent 
der überprüften Verbandkasten wiesen eine 
komplette, gebrauchsfähige Ausstattung auf. 
Relativiert wird diese Zahl durch die Tatsa­
che, daß bei 33 Prozent der untersuchten 
Verbandkästen das Pflastermaterial (Wund­
schnellverband, Heftpflaster) alleiniger 
Grund zur Beanstandung war. Dennoch bleibt 
festzustellen, daß 86 Prozent der (wohlge­
merkt freiwillig) vorgelegten Verbandkästen 
und -kissen nicht komplett einsatzfähig wa­
ren. Tabelle 1 zeigt die jeweiligen Häufigkei­
ten des nicht vorhandenen bzw. unbrauchbar 
gewordenen Materials. Während das Pfla­
stermaterial zumeist infolge Alters bzw. ther­
mischer Einflüsse schon allein vom optiSChen 
Aspekt her als unbrauchbar einzuordnen 
war, ergab sich die Beanstandung bei ande­
ren Inhaltsstoffen meist einfach aus der 
Tatsache, daß diese nicht (mehr) vorhanden 
waren. Nach Gebrauch wurden sie meist 
nicht mehr ersetzt. Als Entschuldigung gab 
ein Teil der Autofahrer an, den Kasten mit 

7- 8 Jahre 8,0 % 
0-2 Jahre 10,4 % 9-10 Jahre 7,3 % 
3-4 Jahre 9,5 % über 10 Jahre 33,3 % 
5-6 Jahre 11 ,1 % unbekannt/fehlend 20,4 % 

Vollständige Verbandkästen 
7- 8 Jahre 3,8% 

0-2 Jahre 31 ,1 % 9-10 Jahre 7,6 % 
3-4 Jahre 18,9 % über 10 Jahre 15,1 % 
5-6 Jahre 12,1 % unbekannt/fehlend 11 ,4 % 

Funktionsfähigkeit des Pflastermaterials in Abhängigkeit vom Alter des 
Verbandkastens 
0-2 Jahre 27,2 % 
3-4 Jahre 18,3 % 
5-6 Jahre 10,8 % 
7-8 Jahre 4,7 % 

9- 10 Jahre 
über 1 0 Jahre 
unbekannt/fehlend 

Tab. 1: A/Ier und ZUstand der untOt'SllChlen Verbandkästen 

6,6 % 
15,0 % 
17,4 % 
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dem Erwerb eines Gebrauchtwagens erhal­
ten, den Inhalt jedoch nie überprüft zu haben. 
Erstaunlich ist auch, daß bei 29 Prozent der 
untersuchten Verbandkästen die seit Qktober 
1988 vorgeschriebenen Einmalhandschuhe 
("Anti-AIDS-Handschuhe") fehlten. Dies ist 
deshalb so überraschend, da die Neueinfüh­
rung dieser PVC-Handschuhe durch die Me­
dien sehr publik gemacht bzw. zum Teil sehr 
kontrovers diskutiert wurde [3, 12, 13J. Au­
ßerdem droht bei Kontrolle durch die Polizei 
ein Bußgeld In Höhe von 40, - DM, wenn die 
Handschuhe nicht mitgeführt werden. 

Je älter der Kasten, desto 
mehr ist unbrauchbar 

Ordnet man die beanstandeten Artikel 
dem Alter des Verbandkastens zu, fällt auf, 
daß sieben bis acht Jahre alte Kästen/Kissen 
zu 96 Prozent mangelhaft waren. Weist das 
Pflastermaterial schon nach zwei Jahren in 
über 72 Prozent der Fälle Mängel auf, so ist 
es bei sechs Jahre alten Kästen in 89 Prozent 
der Fall. Bei alten Kästen (über zehn Jahre) 
wurde das Pflastermaterial offensichtlich öf­
ter ausgetauscht, da es im Vergleich zu 
Verbandkästen "jüngerer Jahrgänge" bei 15 
Prozent der über zehn Jahre alten Einheiten 
funktionsfähig war (Tab. 1). 

Während der regelmäßige Kundendienst 
des Kraftfahrzeuges heute eine Selbstver­
ständlichkeit ist, sieht es mit einer regelmä­
ßigen Inspektion des Verbandkastens we­
sentlich schlechter aus. Nur zwölf Prozent 
der befragten Autofahrer überprüfen ihren 

Verbandkasten mindestens einmal jährlich. 
67 Prozent der Probanden tun dies nie. Nur 
16,7 Prozent der befragten Autofahrer be­
richten, daß bei der Fahrzeughauptuntersu­
chung (TÜV, Dekra) auch der Inhalt der 
Kästen/Kissen geprüft worden sei. 3,3 Pro­
zent gaben an , es sei "manchmal" der Fall 
gewesen, während 64,4 Prozent der Befrag­
ten eine Inhaltsüberprüfung "noch nie" erlebt 
haben. Der Rest der Teilnehmer konnte keine 
dezidierten Angaben machen. 

Aufbewahrung, ein 
ungelöstes Problem 

Ein geeigneter Aufbewahrungsort für Ver­
bandkästen im Kfz existiert vielfach nicht [4, 
5, 14J. Verschiedene Möglichkeiten werden 
angegeben: Kofferraum, Hutablage, unter 
den Sitzen, Handschuhfach und Rücksitz­
bank (Abb. 1). Der Kofferraum im VW Golf 
beispielsweise, schon mit vorgefertigter Hal­
terung versehen, hat den Nachteil, daß er 
nach einem möglichen Heckaufprall nicht 
mehr zu öffnen ist. Ein Kunststoffbehälter auf 
der Hutablage kann hingegen bei nicht aus­
reichender Fixation bei einer Vollbremsung 
zum gefährlichen Geschoß werden. Außer­
dem ist er bel Sonnenschein hier maximal­
sten thermischen Einflüssen ausgesetzt Me­
dizinern erscheint die Lösung der Firma 
Mercedes (VK in die Hutablage eingelassen) 
am günstigsten. Generell besteht die Gefahr, 
daß es durch die verschiedenen Aufbewah­
rungsorte nach einem Unfall zu vermeidba­
ren Verzögerungen beim Aufsuchen des Ver­
bandmaterials kommen kann. 

Inhalt unbekannt 

Auf die Frage nach dem Inhalt des Ver­
bandkastens, wußten viele Befragte keine 
Antwort. Den genauen DlN-lnhalt konnten 
nur 17 Prozent der Autofahrer aus der vorge­
legten Liste angeben. 45 Prozent der Proban­
den meinten, ein "Abbindegurt" sei als Inhalt 
vorgeschrieben und immerhin 40 Prozent 
waren der Ansicht, auch Wundwatte sei im 
Verbandkasten zu finden. 

Setzt man diese Ergebnisse in die Praxis 
um, so würde ein Großteil der Ersthelfer am 
Notfallort erst einmal nach derart passendem 
Erste-Hllfe-Materlal suchen und nicht gezielt 
in den Verbandkasten greifen. Korreliert man 
den Wissensstand über den Inhalt mit dem 
Alter der Befragten, ist festzustellen, daß 
besonders jüngere Verkehrsteilnehmer (bis 
30 Jahre) besser Informiert sind als ältere 
Autofahrer. Erklärbar ist dieses Defizit durch 
die Tatsache, daß nur 41 Prozent der Befrag­
ten angeben, der Inhalt des Kfz-Verbandka­
stens sei in ihrer Erste-Hilfe-Ausbildung an­
gesprochen worden. 

Die meisten Verkehrsteilnehmer sind mit 
dem Inhalt des Verbandkastens zufrieden. 
Als wünschenswert, nicht DlN-mäßig vorge­
schriebene Artikel werden eine ALU-Ret­
tungsfolie (65 %) sowie ein Unfall bericht für 
die Versicherung (54 %) genannt. Der Teil der 
Befragten, welcher sich einen Abbindegurt 
(66 %) oder Wundwatte (50 %) als zusätzli­
chen Inhalt wünscht, rekrutiert sich zum Teil 
aus Autofahrern, für die diese Artikel sowieso 
vermeintlicher Inhalt sind. Überwiegend wur­
de der vorhandene DlN-lnhalt von den Be­
fragten auch als adäquat eingestuft. Es fällt 

Aufbewahrungsort der Verbandkästen 

Handschuhfach 1 % ohne Angabe 4,4 % 

Heckablage 14,4 % 

unter dem Sitz 23,5 % 
sonstiges 1,0 % 

Rücksitz 1,0 % 

Seitenablage 2,0 % 

Abbildung 1 Kofferraum 52,7 % 
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Bundesrepublik Deutschland DDR 

1 Heftpflaster 5 m x 2,5 cm 3 Verbandpäckchen 5 x 10 cm 
1 Wundschnellverband 50 cm x 6 cm 5 Zellstoffwundkompressen 
3 Wundschnellverbände 10 cm x 6 cm 1 Brandwundenverbandtuch 50 cm x 1 m 
1 Verbandpäckchen groß 24 Pflaster-Abschnitte je 2 Streifen mit 
3 Verbandpäckchen mittel 4 Abschnitten, 2 cm x 4 cm, 3 cm x 6 cm, 
1 Brandwundenverbandtuch A 4 cm x 8 cm 
3 Brandwundenverbandpäckchen oder 1 Rolle Pflaster 

Brandwundenverbandtuch BR 1 Armtragetuch 
6 Mullbinden 8 cm x 4 m 10 Sicherheitsnadeln 
3 Mullbinden 6 cm x 4 m 1 Holzknebel 20 cm x 2 cm 
5 Wundkompressen 3 Fingerlinge 
2 Dreiecktücher 1 Schere 
1 Erste-Hilfe-Schere 1 Beatmungsmaske 
4 Infektionshandschuhe 1 Erste-Hilfe-Fibel 

12 Sicherheitsnadeln 1 Tagebuch (Verbandbuch) 
1 Erste-Hilfe-Broschüre 
1 Ölkreide, weiß 
1 Inhaltsverzeichnis 

Tab. 2: InhaH der V_ndkisten In der Bund ..... publik Deutscllland, der DDR und ÖSIerTeicII 

jedoch auf, daß von älteren Verkehrsteilneh­
mem ein Abbindegurt oder die Wundwatte 
deutlich häufiger als wünschenswert erach­
tet wird als von Jüngeren. Ein genau umge­
kehrtes VerhältniS erhält man bei der Alu­
Rettungsfolie: 71 Prozent der unter 30jähri­
gen würden sie als Inhalt wünschen, aber nur 
56 Prozent der über 60jährigen. Eine Beat­
mungshilfe. derzeit stark diskutiert [2, 9) 
wurde überraschenderweise von nur 52 Pro­
zent ~er Probanden gewünscht. 28 Prozent 
der Befragten äußerten den Wunsch nach 
Medikamenten (.Schmerzmittel") bzw. Des­
infektionsmittel und 15 Prozent forderten das 
Mitführen einer Decke im Kfz. 

Vielfältiger Einsatz 

68 Prozent der befragten Autofahrer hat­
ten ihr Verbandmaterial noch nie benutzt 15 
Prozent hatten es einmal und sechs Prozent 
zweimal gebraucht. Lediglich zwei Prozent 
der Befragten hatten ihren Verbandkasten 
fünfmal und mehr im Einsatz. Verwendet 
wurde zumeist das Pflastermaterial (Wund­
schnellverband 28 %, Heftpflaster 27 %). 
Überraschend häufig wurden Mullbinden 
(16 %) benötigt, während das in den Erste­
Hilfe-Kursen intensiv besprochene Verband­
päckchen nur in sieben Prozent der Fälle 
verwendet wurde. Die PVC-Schutzhandschu­
he wurden nur von 0,7 Prozent der Befragten 
benannt. 

Der Anlaß für den Einsatz des Kfz-Ver­
bandkastens beschränkt sich nicht alleine 
auf Verkehrsunfälle (Abb. 2). Hierzu hatten 
ihn nur 22 Prozent der Befragten benutzt Am 
häufigsten wurde er bei Hausunfällen (34 %) 
verwendet. Dies ist um so erstaunlicher, da 
doch 90 Prozent der Befragten angaben, 

aUCh Verbandmaterial bei sich zu Hause 
vorrätig zu haben. In je knapp 13 Prozent der 
Fälle war ein Sport- bzw. Betriebsunfall der 
Einsatzanlaß. 

Ausstattung neu überdenken 

Eine europaeinheitliche Norm für Ver­
bandkästen existiert zur Zeit noch nicht. In 
Luxemburg besteht überhaupt keine Pflicht 
zur Mitführung von Verband material. 

Tabelle 2 vergleicht den Inhalt der bundes­
deutschen Verbandkästen (DIN 13164) mit 
der vorgeschriebenen Ausstattung der Ver­
bandkästen in der DDR bzw. Österreich. Es 
fällt auf, daß die bei uns eingesetzten Ver­
bandkästen überaus gut ausgestattet sind. 
Die von uns befragten Autofahrer hatten 
jedoch - von Pflastermaterial abgesehen -
nur insgesamt wenige Artikel tatsäChlich 
benötigt. Es ist daher die Frage, wie realitäts­
bezogen diese Ausstattung ist. Von den 299 
Autofahrern, welche einzelne Verbandstoffe 
verbraucht hatten, ersetzten nur 174 (58 %) 
diese Gegenstände wieder. Grund hierfür 
kann neben den relativ hohen Kosten (Apo­
thekenpreis z. B. für ein Verbandpäckchen 
etwa 2,50 DM!) die Tatsache sein, daß der 
Verbandkasten auch bei nicht erfolgtem Er­
satz noch gut gefüllt erscheint. Nach DIN 
13164 sind insgesamt neun (!) Mullbinden 
vorgeschrieben. In praxi hatte jedoch nur 
einer der 1003 von uns befragten Autofahrer 
insgesamt zwei Mullbinden benötigt. Auch 
wenn die vorliegende Untersuchung nicht 
repräsentativ ist, ergibt sich der Eindruck, 
daß unsere Verbandkästen im Vergleich zum 
tatsäChliChen Bedarf überproportioniert sind. 
Daß offensichtlich auch weniger Verbandmit­
tel genügen, wird aus der Tatsache ersieht-

Österreich 

1 Verbandwatte (50-g-Packung) 
1 Momentverband mittel, mit metallisiertem 

Wundkissen, steril verpackt 
3 Wundauflagen (Kompressen) 

10 cm x 9 cm steril verpackt, metallisiert 
1 elastische Mullbinde (Bandage) 

10cmx4m 
2 elastische Mullbinden (Bandagen) 

8cmx4cm 
1 Verbandtuch metallisiert (40 cm x 60 cm 

steril verpackt) 
1 Stoffdreiecktuch weiß 
3 SChnellverbandstrips 6 cm x 1,9 cm, 

einzeln staubdicht verpackt 
2 PflasterSChnellverbände 6 cm x 10 cm 
1 Spule Heftpflaster mit Schutzhülle 

2,5cmx5cm 
3 Sicherheitsnadeln 
1 Schere aus Metall mit abgerundeten 

Enden 
1 Erste-Hilfe-Anleitung 

lich, daß Verbandkästen ab dem 1. Oktober 
1988 nur noch zwei Dreiecktücher, statt 
bisher fünf, enthalten. Der so gewonnene 
Platz wird nun von den zwei Paar Schutz­
handschuhen eingenommen. Betrachtet 
man, daß 65 Prozent der von uns Befragten 
eine Alu-Rettungsfolie als wünschenswert 
erachten, so könne man durch eine Reduk­
tion der Anzahl der Mullbinden auf beispiels­
weise vier Stück diesen Wunsch finanziell 
wie räumlich erfüllen. Der finanzielle Aspekt 
scheint jedOCh offensichtlich nicht im Vorder­
grund zu stehen: 39 Prozent der Autofahrer 
meinten, ein Verbandkasten nach ihren Vor­
stellungen dürfte auch mehr als 45,- DM 
kosten. 

Das derzeit in den Verbandkästen und 
-kissen vorgehaltene Pflastermaterial war in 
über der Hälfte der Kraftfahrzeuge nicht mehr 
zu verwenden. Durch thermische Einflüsse 
hatte es seine Klebefähigkeit verloren oder 
war gar zu einem Klumpen verschmolzen. An 
das Pflastermaterial müssen erhöhte An­
sprüche gestellt werden. Bei einer Tempera­
tur von 29 Celsius (Schatten) steigt die 
Temperatur im Fahrzeug bereits nach vier 
Stunden auf 50 bis 60 Celsius [7). Offen­
sichtlich werden aber nicht alle Hersteller 
diesen Anforderungen gerecht. Bereits nach 
zwei Jahren sind 73 Prozent des Heftpfla­
sters unbrauchbar. Auch wenn die notfall me­
dizinische Bedeutung von Wundschnellver­
band oder Heftpflaster nicht überbewertet 
werden darf, bleibt doch festzustellen, daß 
Pflastermaterial von unseren Probanden als 
der mit Abstand am meisten verwendete 
Gegenstand genannt wurde. Im Interesse 
eines über Jahre funktionsfähigen Verband­
materials muß die Industrie aufgefordert 
werden, die Verbandkästen mit Material aus­
zustatten, das insbesondere den thermi-
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Einsatz des Verbandkastens 

Hausunfall 33.6 % 

Verkehrsunfall 22.3 % 

Abbildung 2 

sehen Gegebenheiten angepaßt ist. Dieses 
Material gibt es offensichtlich bereits. Die 
Firma Beiersdorf bietet zum Beispiel in Kauf­
häusern einen speziellen Wundschnellver­
band (Hansaplast®) an. welcher bis 70 Grad 
Celsius thermostabil sein soll. Zudem wäre 
der Ersatz des Heftpflasters durch eine zwei­
seitig selbstklebende Binde (z. B. Elastofix­
Beiersdorf®) erwägenswert. Dieses Material 
wird wegen seiner guten Haftbarkeit und 
breiten Anwendungsmöglichkeit an unserer 
Klinik besonders im Rahmen der Kinderan­
aesthesie verwendet. 

Der wünschenswerte Unfall bericht und die 
Vorhaltung von Medikamenten deuten darauf 
hin. daß viele Autofahrer den Verbandkasten 
nicht ausschließlich zur Hilfeleistung bei an­
deren einzusetzen gedenken. sondern als 
reine .. Notfallreserve" für sich selbst anse­
hen. Diese Einstellung entspricht auch dem 
gegenwärtigen Trend. wo über eine zuneh­
mend fehlende Interventionsbereitschaft ge­
klagt wird. 

Andererseits wäre denkbar. die Akzeptanz 
des Verbandkastens gerade durch diesen 
Aspekt des Eigenschutzes zu vergrößern. 

Da der durchschnittliche Autofahrer sei­
nen Verbandkasten so gut wie nie überprüft. 
erhebt sich in praxi die Frage nach einer 
Inspektion durch Dritte. Eine gesetzliche Re­
glementierung (TÜV) erscheint dazu ungeeig­
net. Wobben (f f I überprüfte 1013 Verband­
kästen an läßlich der TÜV-Untersuchung und 
stieß dabei auf zehn Prozent Autofahrer. die 
ohne jegliches Erste-Hilfe-Material vorfuh­
ren. Eine vorgeschriebene Inspektion des 
Verbandkasteninhalts anläßlich dieser Fahr­
zeughauptuntersuchungen könnte den be­
reits vielfach geübten Modus Vorschub lei­
sten. sich speziell hierfür einen Verbandka­
sten auszuleihen und dann zum TÜV zu 
fahren. Vielmehr sind die Hilfsorganisationen 
bzw. die Verkehrswacht gefordert. durch das 
Angebot von freiwilligen Aktionen - ähnlich 
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Sportunfall 13.0 % 

dieser vorliegenden Studie - die Verkehrssi­
cherheit zu erhöhen und die BeVÖlkerung für 
das Thema .. Verbandkasten" zu sensibilisie­
ren. Vereinzelt beriChteten Testteilnehmer. 
daß ihr Apotheker die Überprüfung ihrer 
Verbandartikel und einen eventuellen Aus­
tausch von Material vornimmt. Auch dies 
wäre eine denkbare Lösung. 

Diskussion 

Aus notfallmedizinischer Sicht sind fol­
gende Forderungen zu erheben: 
1. Die genormte Ausstattung ist im Hinblick 

auf den medizinischen Realitätsbezug zu 
überprüfen. 

2. Die Einsatzbereitschaft. was ein Wieder­
auffüllen nach Gebrauch beinhaltet. ist zu 
garantieren. 

3. Das Material ist den besonderen Bedin­
gungen (Temperatur. Erschütterungen) 
anzupassen. 
Ansatzpunkte für die notwendige Sensibi­

lisienung der Bevölkerung muß die Erste­
Hilfe-Ausbildung werden. Der Verbandkasten 
mit seinen Inhaltsstoffen und deren Verwen­
dungsmöglichkeiten muß besprochen 
werden. 

Neben den notwendigen Kenntnissen in 
den Basismaßnahmen der Ersten Hilfe ist ein 
funktionsfähiger Verbandkasten Vorausset­
zung für qualifizierte Hilfsmaßnahmen. Be­
trachtet man. daß 33 Prozent der von uns 
Befragten ihren Verbandkasten bei Hausun­
fällen verwendeten. verdeutlicht dies. daß 
Erste-Hilfe-Kenntnisse sowie Verband mate­
rial in erster Linie Angehörigen und Freunden 
zugute kommen und damit im Sinne eines 
effektiven Selbstschutzes zu betrachten sind. 
Ist die regelmäßige Wiederholung von Erste­
Hilfe-Kursen Grundlage sachgerechter Erster 
Hilfe. so ist die turnusmäßige Überprüfung 
des Verbandkastens Voraussetzung für den 

Reparatur (Auto ... ) 7.5 % 

sonstiger Unfall 11.0 % 

Betriebsunfall 12.6 % 

Zugriff im Ernstfall. Ohne eine regelmäßige 
Überprüfung bleibt so mancher Kasten sonst 
nur eine .. Attrappe". 
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Städteweltbewerb "Dreifach '90" 

Drei mal drei gleich eins 
Oberbergischer Kreis: Gemischte Gruppen im Wettstreit 

um Sekunden und Punkte 

"Zweck der Übung: Überprüfung des Aus­
bildungsstandes der Helfer aller Fachdienste 
und Überprüfung der allgemeinen und zu­
sätzlichen Ausbildung im Katastrophen­
schutz." So war es in der Anweisung für eine 
Übung festgehalten, die der Oberbergische 
Kreis (Nord rhein-Westfalen) an einem Sams­
tagvormittag im August durchführte. Das 
wäre nicht weiter bemerkenswert, wenn der 
Übungsablauf und die personelle Zusam­
mensetzung der Übenden dem üblichen Rah­
men entsprochen hätten. Doch bei dem unter 
dem Namen "Städtewettbewerb Dreifach 
'90" ablaufenden Geschehen war alles ganz 
anders. 

Die Übungsteilnehmer kamen aus dem 
gesamten Kreisgebiet, jede der 13 kreisan­
gehörigen Städte und Gemeinden stellte eine 
Gruppe. Da eine Gruppe wegen Personal­
mangels nicht zustandekam, gingen schließ­
lich zwölf Gruppen - bestehend jeweils aus 
einem Gruppenführer und acht Helfem - an 
den Start. Besonders interessant dabei die 
Zusammensetzung der Gruppen: Je drei Hel­
fer aus den Fachdiensten Brandschutzdienst 
- darunter der Gruppenführer - , Bergungs­
dienst und Sanitätsdienst. 

Als Voraussetzungen für die Teilnahme 
waren beim Brandschutzdienst eine abge­
schlossene Grundausbildung, die Befähigung 
zum Atemschutzgeräteträger und für je einen 
Helfer die Gruppenführerausbildung sowie 
die Ausbildung "Technische Hilfeleistung" 
gefordert. Die Helfer des Bergungsdienstes 
hatten ebenfalls eine abgeschlossene Grund­
ausbildung nachzuweisen, daneben mußte 
ein Helfer Atemschutzgeräteträger sein. Die 
Ausbildung als Sanitätshelfer und die beson­
dere Ausbildung im Katastrophenschutz wa­
ren für die Helfer des Sanitätsdienstes Teil­
nahmevoraussetzungen. 

Die zwölf gemischten Teams - alle mit 
eigenen Fahrzeugen zum Brandschutzzen­
!rum des Kreises in Gummersbach angereist 
- standen nun vor der Aufgabe, vier über das 
gesamte Kreisgebiet verteilte Stationen an­
zufahren und sich dort in Theorie und Praxis 
zu bewähren. "Wir haben die Sache bewußt 
entzerrt", meinte Oberverwaltungsrat Walter 
Vöbel, Leiter des oberbergischen Zivilschutz­
amtes, im Hinblick auf die Entfernungen 
zwischen den einzelnen Stationen, "denn 

zum einen vemeiden wir dadurch unnütze 
Wartezeiten, zum anderen ist das eine gute 
Gelegenheit für die Helfer, ihre Ortskenntnis­
se im Kreis zu verbessern" . 

Es geht los 

Begleiten wir ein Helferteam auf seiner 
Übungsrundfahrt: Die erste Station unserer 
Gruppe liegt an der Rückfront des Brand­
schutzzentrums. Hier finden die Helfer fol­
gende Übungslage vor: Bei einem Zimmer­
brand im 1. Obergeschoß ist eine Person 
eingeschlossen und muß durch das Fenster 
gerettet werden. Als Hilfsmittel stehen ver­
schiedene Ausrüstungsgegenstände - von 
der Steckleiter über Kübelspritze und Atem­
sChutzgerät bis zur Trage - bereit. Maximal 
drei Minuten haben die Helfer Zeit, ihre 
Einsatzstrategie festzulegen, dann wird vom 
Gruppenführer ein exakter Einsatzbefehl er­
wartet. 

Die neun Mann stecken die Köpfe zusam­
men, schnell hat man sich auf ein Konzept 

geeinigt - derweil der Verletzte jämmerlich 
um Hilfe ruft. Keine Minute hat es gedauert, 
dann kann der Einsatz unter den kritischen 
Augen der beiden Schiedsrichter ablaufen. 
Während sich vier Helfer mit den Atem­
sChutzgeräten ausrüsten, bringen die übri­
gen die Steckleiter in Stellung. Andere gehen 
den Atemschutzgeräteträgem beim Anlegen 
der Geräte zur Hand. 

Schon ist der Angriffstrupp über die Leiter 
in den Raum eingedrungen und hat den 
Zimmerbrand mit der Kübelspritze soweit 
eingedämmt, daß eine Rettung der verletzten 
Person möglich ist. Am Fuß der Leiter warten 
bereits die Sanitäter mit der Trage auf den 
Verletzten. Die Diagnose ist schnell gestellt: 
Fraktur des Unterarms. Mit einer Luftkam­
merschiene wird der Bruch stabilisiert, und 
der Verletzte wird in die stabile Seitenlage 
gebracht. 

An dieser Stelle endet die Übung, die 
Schiedsrichter halten die Zeit fest und bera­
ten über ihre Fehler-Checklisten: Wurde die 
Steckleiter vorschriftsmäßig aufgerichtet? 
Wie wurde der Verletzte bei der Rettung 
gesichert? War die medizinische Erstversor-

Begrüßung der Helfer: AmtsleHer Vöbel (Mttte) und sein Mitarbeiter Steen (2. v. r.) im Kreise der 
SChiedsrichter. 
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Bei der unterirdischen Rettungsaktion ist die Beobachtung durch die Schiedsrich- Oie räumliche Enge erschwert die Rettungsaktion und fordert den vollen Einsatz 
'er eingeschränkt der Helfer. 

~~~------------------------------
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gung korrekt? Jeder Fehler bringt Punktab­
zug, auch die benötigte Zeit bleibt nicht ohne 
Auswirkungen auf das Ergebnis. 

Kaum haben die Helfer Geräte und Ausrü­
stung zurückgenommen und für die nachfol­
gende Gruppe bereitgelegt, heißt es, die 
theoretische Aufgabe zu lösen. Kenntnisse in 
Geografie sind hier gefragt: In eine Landkarte 
sind die Namen der fünf neu hinzugekomme­
nen Bundesländer einzutragen. Viele Be­
zeichnungen werden ins Spiel gebracht, bis 
sich die neun schließlich auf die richtigen 
Namen einigen. Mit der Abgabe des Fragebo­
gens ist die erste Klippe des Wettkampfs 
umschifft. Erleichterung beim Gruppenfüh­
rer: "Es hat besser geklappt, als ich vermutet 
hatte. Man konnte deutlich merken, daß sich 
die Helfer auch über die Arbeit der anderen 
Organisationen informieren und sich die 
Kenntnisse nicht auf das eigene Fachwissen 
beschränken. " 

Rettung aus Schacht 

Wieder im Fahrzeug, heißt die nächste 
Station Waldbröl. Auf dem dortigen THW­
Übungsgelände wird folgende Situation vor­
gegeben: Ein Bauarbeiter ist in einen Brun­
nenschacht gefallen und bleibt verletzt lie­
gen. Der Verletzte soll durch einen horizonta­
len Schacht, der allerdings durch Monier­
eisen matten versperrt ist, gerettet werden. 
Eine Aufgabe, bei der die Männer des THW 
besonders gefordert sind. Sie sind es dann 
auch, die bei der gemeinsamen Beratung den 
einzuschlagenden Weg festlegen und dem 
Gruppenführer Hilfestellung für den Einsatz­
befehl geben. 

Oie räumliche Enge des über eine schmale 
Treppe zu erreichenden Schachts läßt nur 
das Agieren eines einzelnen Helfers zu, der 
als erstes das Eisenhindemis per Brenn­
schneidgerät beseitigt. Nun kann ein Sani­
tätshelfer in den Schacht vordringen, um den 
Verletzten mit dem Beatmungsgerät zu be­
handeln. Währenddessen haben die übrigen 
Helfer den Schleifkorb in Stellung gebracht, 
mit dem der Verletzte schließlich wieder ans 
Tageslicht befördert wird. Körperliche Arbeit, 
die den Aktiven bei hochsommerlicher Witte­
rung einiges abverlangt. 

Nachdem der Verletzte nun auch medizi­
nisch erstversorgt ist, richten sich neun 
Augenpaare fragend auf die Schiedsrichter. 
Die sind in ihre Listen vertieft. Die Bewertung 
ist für sie nicht ganz einfach, da sie den 
Einsatzort nicht ganz einsehen konnten. Die 
Befragung des "Opfers" über das Geschehen 
"unter Tage" hilft da schon weiter. Am Ende 
sind es dann doch einige Fehler, die in den 
Checklisten vermerkt werden. Ein falsch sit­
zender Knoten hier, Nichtbeachtung der Un­
fallverhütungsvorschriften dort - die unge­
wohnte Zusammensetzung der Mannschaft 
und der Zeitdruck fordern ihren Preis. Den-

noch: Der Mann ist in einer akzeptablen Zeit 
gerettet und versorgt worden - da kann man 
schon zufrieden sein. 

Auch hier ist zum Abschluß noch eine 
theoretische Aufgabe zu lösen. Auf einer 
Landkarte der früheren DDR sind zehn Städ­
tenamen abgedeckt, die es zu bestimmen 
gilt. Hier wird deutlich, daß der östliche Teil 
unseres Landes nicht immer im Mittelpunkt 
des Bewußtseins stand: Aua, das ging dane­
ben. Nur vier richtige Antworten lassen lange 
Gesichter aufkommen. Da hilft auch der Trost 
des Schiedsrichters wenig : "Die anderen 
waren auch nicht viel besser." 

Auf dem Wasser aktiv 

Auf zu neuen Taten: Die Stimmung steigt 
wieder, schließlich gilt es, an den zwei noch 
bevorstehenden Stationen Boden gutzuma­
chen und die soeben erlittene Scharte auszu­
wetzen. Der Biebersteiner Weiher, ein ro­
mantisch in einem Felsenkessel liegendes 
Gewässer, ist Schauplatz der dritten Ret­
tungsaktion: Mit Verdacht auf Rückgratver­
letzung befindet sich eine Person auf einer 
Halbinsel, Rettung ist nur übers Wasser mög­
lich. Den Helfern stehen Schlauchboot, 
Schwimmwesten, Steckleiterteil und Vaku­
ummatratze zur Verfügung. 

Bei der eindeutigen Lage ist jedem Helfer 
das Handeln klar, der Gruppenführer gibt den 

Den Verletzten auf 
dem Boden des Boo­
tes transportierend, 

geht es quer über 
den 5ee. 

In unwegsamem 
Gelände muß der 
Verletzte transport­
fähig gemacht 
weroen. 

Einsatzbefehl ohne Bedenkzeit. Schnell sind 
die Geräte im Boot verstaut und die 
Schwimmwesten angelegt, dann heißt es für 
die sechs Bootsinsassen: Paddeln. Am Un­
fallort angekommen, wird der Verletzte be­
hutsam auf die Vakuummatratze gehoben. 
Das untergeschobene Steckleiterteil verleiht 
dabei Stabilität und sichert die Transportfä­
higkeit. Ebenso wie der Hinweg führt auch 
der Rückweg - diesmal mit dem Verletzten in 
der Mitte des Bootes - übers Wasser. Durch 
gleichmäßige und synchrone Paddelbewe­
gungen gelingt es, den Verletzten ohne große 
ErSChütterungen ans Ufer zu bringen. 

Die Schiedsrichter sind des Lobes voll: 
"Das habt Ihr aber gut hingekriegt. " Das gibt 
Auftrieb, nun kann auch in der Theorie nichts 
schiefgehen. Die Aufgabe läßt manchen 
Stein vom Herzen plumpsen: Katastrophen­
schutz heißt das Fachgebiet. Zwölf Fragen 
zur personellen Zusammensetzung, den 
Fahrzeugen und den taktischen Zeichen von 
LÖSChzug, Bergungs- und Sanitätszug sind 
zu beantworten. Jedes Trio ist hier in seinem 
Fachgebiet der "Joker". Immerhin acht rich­
tige Antworten lassen da nicht lange auf sich 
warten. 

Jetzt harrt nur noch die letzte Station auf 
unser Team. Nach der bisher erbrachten 
gemeinsamen Leistung ist die Stimmung in 
der Gruppe gelöster, die anfängliche Zurück­
haltung hat einem spürbaren "Wir-Gefühl" 
Platz gemacht. Ein Effekt, der - wie Ober-
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amtsrat Siegfried Steen, Leiter der Abteilung 
Katastrophenschutz im Zivilschutzamt, fest­
stellt - .eines der wichtigsten Ziele der 
Übung ist". Steen weiter: ,Die Helfer sollen 
feststellen, daß man sich auf die anderen 
Helfer ebenso wie auf die Leute aus den 
eigenen Reihen verlassen kann. Denn im 
Einsatz kommt es ja gerade darauf an." 

Einsatz der Technik 

Mittlerweile Ist der Mannschaftstransport­
wagen auf dem Betriebsgelände einer Auto­
firma In Engelskirchen angekommen. Ein 
Blick auf das dort aufgebaute Szenario macht 
Erläuterungen überflüssig: Ein schrottreifer 
Pkw, darin eine offenbar verletzte Person im 
Fond, aus dem Kofferraum dringender Rauch 
deutet auf einen Entstehungsbrand hin. Absi­
cherung der UnfallsteIle, Personenrettung 
und Brandbekämpfung stellt der Gruppen­
führer fest und erteilt den Einsatzbefehl. 

Die Sanitätshelfer haben sich der Siche­
rungslampen, Verkehrsleitkegel und Warn­
dreiecke bemächtigt, und im Nu ist die 
UnfallsteIle mustergültig abgesichert. Nach­
dem festgestellt wird, daß sich die Türen des 
Fahrzeuges nicht öffnen lassen, machen die 
THW-Helfer den hydraulischen Rettungsge­
rätesatz betriebsbereit. Derweil bekämpfen 
die Kollegen der Feuerwehr den Fahrzeug­
brand mit zwei 6-Kilo-C02-Löschem. Ein 
Krachen und Splittern zeigt an, daß der 
Hydraulikspreizer in Aktion getreten ist. 
Blech verformt sich wie Papier, bis mit einem 
kurzen Knall die Fahrzeugtür aufspringt. 

Jetzt tritt der Sanitätsdienst auf den Plan. 
,Mein Bein, mein Bein", jammert der Verletz­
te. Abtasten und Befragen geben schnell 
Aufschluß über die Art der Verletzung. Mit 
einer Luftkammerschiene wird die Unter­
schenkelfraktur stabilisiert und der Patient 
transportfähig gemacht. Übung Nummer vier 
ist beendet. 

Jetzt noch den theoretischen Teil absol­
vieren, dann ist es geschafft. Dreizehn Ant­
worten auf Fragen zum Thema Pflichten des 
Helfers im KatS werden erwartet. Hier sind 
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Sanitätsdienst unter 
sich: Schiedsrichter 
und Helfer bei der 
Versorgung eines 
Verletzten. 

(Fotos: Claesl 

alle neun Helfer gleichermaßen gefordert, 
keiner hat fachdienstbezogene Vorteile. Es 
dauert etwas länger, aber schließlich sind 
alle Fragen beantwortet. Überprüfung durch 
die Schiedsrichter: vier Fehler. Befreiendes 

Dem Sprelzer widersteht keine Autotür. 

Lachen Ist die Reaktion - neun richtige 
Antworten, das sollen die anderen erst ein­
mal nachmachen! 

Nach über fünf Stunden Übungszeit und 
rund 160 Kilometem Fahrt durchs Kreisge­
biet die Verabschiedung durch die Schieds­
richter: .Gute Heimreise! " Die Helfer klopfen 
sich auf die Schultem, alle sind mit den 
erbrachten Leistungen zufrieden. Der Grup­
penführer bringt es auf einen Nenner: ,Es hat 
riesigen Spaß gemacht, einmal außerhalb 
des geWOhnten Kameradenkreises zu üben. 
Ich glaube, der Tag hat jedem etwas ge­
bracht, hat uns alle einmal über den Zaun 
schauen lassen. Ich jedenfalls sehe jetzt die 
Arbeit der übrigen Organisationen mit ande­
ren Augen." Zustimmung bei den Umstehen­
den unterstreicht die Aussage. 

Gute Ergebnisse 

Zufriedenheit auch bei Walter Vöbel und 
Siegfried Steen im Zivilschutzamt. Die beiden 
Verantwortlichen zeigten sich erfreut über 
die guten Ergebnisse des Städtewettbe­
werbs. Der bereits zweimal in den Vorjahren 
durchgeführte Wettbewerb habe auch in die­
sem Jahr keine gravierenden Mängel in der 
Ausbildung erkennen lassen, stellte Siegfried 
Steen fest. Überrascht zeigte er sich, wie gut 
die Theorie gemeistert wurde: ,Ich hatte 
Zweifel, daß die Fragen zum Thema DDR 
überhaupt beantwortet werden können." 

Wenn auch Auswertung der Übung und 
Bekanntgabe der Gewinner noch zwei Wo­
chen in Anspruch nahmen, standen für Wal­
ter Vöbel doch bei Schluß der Ubung schon 
die Sieger fest: "Gewonnen haben alle - wir 
als Zivilschutzbehörde die Gewißheit, daß 
unsere Helfer fit sind, die beteiligten Helfer 
das Gefühl, mit den anderen an einem Strang 
zu ziehen, nämlich für die Sicherheit unserer 
Bürger dazusein. Und dafür haben sich 
schließlich alle Mühen gelohnt. " - cl -

Gesamtergebnis 
Station 1 Station 2 Station 3 Station 4 Gesamt 

1. Bergneustadt 72 2 43 9 53 9 62 9 259 

2. Marienheide 67 5 41 4 62 8 55 9 251 

3. Reichshof 59 2 45 8 67 10 44 9 244 

4. Radevormwald 67 4 33 7 55 8 60 8 242 

5. Waldbröl 65 2 37 9 56 8 53 10 240 

6. Gummersbach 62 3 31 4 61 12 52 9 234 

7. Undlar 54 5 26 8 64 6 54 10 227 

8. Wipperfürth 66 2 21 1 64 5 53 8 220 

9. Wiehl 69 5 40 9 29 9 48 11 220 

10. Engelskirchen 72 5 31 2 26 11 54 9 210 

11 . Morsbach 45 1 31 9 43 2 51 9 191 

12. Hückeswagen 16 5 25 8 53 7 46 8 168 



Katastrophenschutzschule des Bundes 

Deutlicher Ausbildungs­
bedarf im Zivil- und 
Katastrophenschutz 

Ab 1991 neu konzipierte Verwaltungsseminare 
an der Katastrophenschutzschule des Bundes 

An der Katastrophenschutzschule des 
Bundes (KSB) in Ahrweiler wurden im 
Lehrbereich Zivilschutz die Verwaltungs­
seminare für Sachbearbeiter, Amtsleiter 
und Dezernenten neu konzipiert. Nach 
einer Pilotphase sind sie ab Januar 1991 
fester Bestandteil des Lehrgangsplans. 
Den Anstoß zur Oberarbeltung der Ver­
waltungsseminare gab eine Im Auftrag 
der Bundesschule durchgeführte' Projekt­
studie . Aufgaben des Zivil- und Katastro­
phenschutzes" unter Federführung des 

Im Rahmen der Unlerrichlung wurden für 
den Zivilschutz zuständige Beamte und An­
gestellte von Landkreisen, kreisfreien Städ­
ten, Regierungspräsidien sowie der Innenmi­
nisterien der Länder befragt. Zielsetzung der 
Fragestellungen war es dabei abzuklären, 
inwieweit auf den unterschiedlichen Ebenen 
Zivilschutz-Aufgaben wahrgenommen und 
akzepliert werden und wo aus dieser Sicht 
Ausbildungsbedarf für die KSB gesehen wird . 

Im Laufe des Jahres 1989 wurden in den 
Ländem Bayem, Baden-Württemberg, Nord­
rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, Nie­
dersachsen, Saartand und Hamburg insge­
samt 30 Interviews mit 27 für Zivil- und 
Katastrophenschutz zuständigen Verwal­
tungsinstanzen durchgeführt. Es hand elle 
sich dabei um Gespräche mit Leitem und 
Mitarbeitem der bei Landkreisen, Städten 
und Regierungspräsidien bestehenden Ämter 
oder Sachgebiete für Zivil- und Katastro­
phenschutz sowie auf der Ebene der Innen­
ministerien mit den Leitern der zuständigen 
Referate. Von den insgesamt 30 Interviews 
entfielen sieben auf die Ämter einzelner 
Landkreise, neun auf Ämter oder Sachgebie­
te von Städten beziehungsweise Großstäd­
ten, vier auf Ämter bei Regierungspräsidien 
sowie sieben Interviews auf Referate der 

Paderborner Professors Eckard König 
vom "Wissenschaftlichen Institut für Be­
ratung und Kommunikation (WIBK)". 
Demnach besteht Im Bereich Zivilschutz, 
so das Ergebnis der in der Projektstudie 
enthaltenen BIldungsbedarfsanalyse, 
deutlicher Ausbildungsbedarf. Jedoch 
wünschen sich die meisten von der Pro­
jektgruppe befragten Mitarbeiter im Zivil­
schutz bei den Lehrgängen eine konse­
quentere Ausrichtung am Prinzip des 
Doppel- beziehungsweise Mehrfachnut-

Innenministerien . Ein weiteres Gespräch 
wurde mit einem für Ausbildungsfragen im 
Katastrophenschutz zuständigen Landesamt 
geführt. 

Mehrheitlich wurden die GespräChe mit 
zwei oder drei Personen durchgeführt, wobei 
die Dauer der Interviews zwischen zwei und 
viereinhalb Stunden betrug. Inhalt der Pro­
jektstudie sind ferner Analysen der bisheri­
gen Lehrgänge an der KSB mit zusätzlichen 
Einzel- und Gruppeninterviews der Teilneh­
mer. Hierdurch sollten mögliche Schwach­
stellen der Lehrgänge identifiziert werden. 

.Nahezu ausnahmslos ist das Verhältnis 
der Befragten gegenüber dem Zivil- und 
Katastrophenschutz geprägt und bestimmt 
von einer Diskrepanz zwischen dem, was aus 
der Sicht der Befragten im Sinne eines 
umfassenden Bevölkerungsschutzes not­
wendig und erforderlich wäre, und dem, wie 
es tatsäChliCh ist", heißt es zur Einführung in 
der 330seitigen Studie. Dabei dominiert ein­
deutig die Ansicht, daß dem Bereich des 
Katastrophenschutzes eine vorrangige Be­
deutung zukommt. Jedoch herrscht die Mei­
nung vor, daß zahlreiche, sich in diesem 
Bereich stellende Anforderungen und Aufga­
ben bislang nur unzureichend erfüllt werden 
können und zahlreiche Elemente der Organi-

zens sowie eine entsprechende erwach­
senenpädagogische Oberarbeitung und 
Verbesserung des methodischen Vorge­
hens. Laut Projektstudie Ist es nur bel 
Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte 
gegeben, daß die KSB auch In Zukunft 
einen wichtigen Beitrag zur Abdeckung 
des Bildungsbedarfs im Zivilschutz lei­
sten kann. Die Neukonzeptionen der Ver­
waltungsseminare sind auf diese Zielset­
zung ausgerichtet. 

sation und Ausbildung neu überdacht, er­
gänzt und optimiert werden sollten. 

Die Akzeptanz der Verwaltungsseminare 
an der KSB hängt bei den Teilnehmern dabei 
im wesentlichen von drei zentralen Faktoren 
ab. Einmal von der generellen Akzeptanz des 
Zivilschutzes in der Gesellschaft und inner­
halb der Behörde, den fachlichen Inhalten der 
Seminare und ihrer Bedeutung für die Tei l­
nehmer sowie der methodisch-didaktischen 
Durchführung. 

Wechselseitiger Nutzen 

Die gegenwärtigen Arbeitsschwerpunkte 
aller für den Bereich des Zivil - und Katastro­
phenschutzes zuständigen Ämter und Sach­
gebiete liegen im Bereich des allgemeinen 
bzw. friedensmäßigen Katastrophenschut­
zes. Generell wird bei den Befragten ein 
wechselseitig bestehender Nutzen zwischen 
den im Bereich des allgemeinen Katastro­
phenschutzes erforderlichen Aufgaben und 
Anforderungen und denen des Zivil- und 
Katastrophenschutzes gesehen. 

.Dabei wird der Doppel- bzw. Mehrfach­
nutzen zugleich der Bezugspunkt für die 
Bestimmung dessen, was an Aufgaben in-
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nerhalb des Zivilschutzes vorrangig zu bear­
beiten ist und was nach Einschätzung der 
Befragten im Bereich Zivil- und Katastro­
phenschutz insgesamt zu ändern erforderlich 
oder wünschenswert sei", so die Projektstu­
die. Nach den meisten befragten Personen 
sollte Zivil- und Katastrophenschutz als ein 
einheiHiches System der Gefahrenabwehr 
und -bewältigung gesehen werden und so­
wohl organisatorisch wie auch von der Aus­
bildung her auf eine stufenförmig angelegte 
Bewältigung von Gefahrenlagen hin angelegt 
werden. 

Grundlage hierbei, so das eindeutige Vo­
tum der Befragten, sollte der allgemeine 
Katastrophenschutz sein, in dessen Erweite­
rung der Verteidigungsfall zu berücksichtigen 
ist, nicht aber umgekehrt. Sowohl die Be­
gründungen für dieses Votum als auch die 
mit ihnen verknüpften Konsequenzen für die 
Organisation und Ausbildung im Bereich des 
Zivil- und Katastrophenschutzes sind breit 
gefächert. 

Bei den Begründungen für eine derartige 
Einstellung der Befragten dom mieren unter 
anderem die heute und für die Zukunft im 
allgemeinen Katastrophenschutz zu berück­
sichtigende Dimension von Schadensereig­
nissen und Gefahranlagen und die dafür 
erforde~ichen Maßnahmen der Gefahrenab­
wehr und -bewältigung sowie die im politi­
schen Raum, innerhalb der Öffentlichkeit wie 
auf Verwaltungsebene vorhandene negative 
Akzeptanz einer ausschließlich am V-Fall 
orientierten Maßnahmeplanung. Ferner er­
scheint wichtig die Sicherung der Leistungs­
fähigkeit der eingesetzten Kräfte im V-Fall, 
die nur zu gewährleisten sei, wenn die 
genannten Kräfte über hinreichende Kompe­
tenzen und Erfahrungen im Umgang mit den 
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im allgemeinen Katastrophenschutz anste­
henden Aufgaben verfügen sowie die Anfor­
derungen, die sich daraus an eine Ausbildung 
der entsprechenden Fachkräfte ergeben. 

Reorganisation und 
Neuordnung 

Bei den Konsequenzen, die mit Blick auf 
eine Optimierung des Mehrfachnutzens zu 
ziehen sind, überwiegen Vorschläge wie eine 
Reorganisation und Neuordnung der Ausbil­
dung, die Neuregelung der Aufgabenvertei­
lung zwischen Bund und Ländern im Bereich 
des Katastrophenschutzes, eine Reform der 
für den Katastrophenschutz bislang vorgese­
henen Stabsorganisation sowie die Reorga­
nisation des Aufbaus der Einheiten des er­
weiterten Katastrophenschutzes. 

In bezug auf die Ausbildung dominieren 
Forderungen wie die Ausrichtung der Ausbil­
dungsinhalte am Mehrfachnutzen, die Be­
rücksichtigung der bei der Abwehr und Be­
wältigung von Gefahrenlagen praktisch auf­
tretenen Probleme, Änderungen bei der 
Stabsausbildung, die sowohl den dabei rele­
vanten Verwaltungsstrukturen als auch den 
Stand moderner Nachrichten-, Kommunika­
tions-, Informations- und Datenverarbei­
tungstechnik Rechnung tragen sollten, eine 
verstärkte Berücksichtigung insbesondere 
von chemischen Gefahrenlagen sowie eine 
bessere Abstimmung zwischen den Aus- und 
Fortbildungseinrichtungen des Bundes und 
der Länder, einschließlich einer Anhebung 
des gesamten Ausbildungs- und Qualifika­
tionsniveaus im Bereich Katastrophenschutz, 
wie auch die damit verbundene Forderung 

nach einer Anhebung des SChulstatus der 
KSB. 

Berufsspezifische 
Sachkenntnisse gefordert 

Was die konkreten Ergebnisse der Befra­
gungen betrifft, so ist auffällig, daß als eine 
Hauptursache fur Probleme im Tätigkeitsfeld 
Zivil- und Katastrophenschutz eine .unzurei­
chende Ausbildung für Teilbereiche dieses 
Tätigkeitsfeldes" genannt wird. In immerhin 
sechs Fällen wurde eine unzureichende Aus­
bildung für Teilbereiche als ein Problem 
bewertet, das sich sehr gravierend auf die 
Ausübung der Tätigkeit respektive die Erfül­
lung von Aufgaben und Anforderungen aus­
wirkt, 10 sieben weiteren Fällen als ein Pro­
blem, das die Erfüllung von Aufgaben und 
Anforderungen im Zivil- und Katastro~hen­
schutz einschränkt. 

Gefordert werden bei der Vermittlung von 
Qualifikationen an erster Stelle berufsspezifi­
sche SaChkenntnisse, die laut Studie in der 
Einschätzung der Befragten einen deutlich 
höheren Stellenwert einnehmen als alle an­
deren Wissens- bzw. Qualifikationskatego­
rien. In der Häufigkeit der Nennungen folgt 
dem berufsspezifischen Sachwissen ein um­
fassendes Führungswissen, das in sech­
zehn Fällen zumindest als wichtig beurteilt 
wurde. 

Die Kritik an einer unzureichenden Ausbil­
dung für Teilbereiche des Tätigkeitsfeldes 
schließt die Katastrophenschutzschule des 
Bundes zweifelsohne mit ein .• Andererseits 
darf die Bundesschule hier nicht isoliert 
werden, besonders im Zusammenhang mit 

Die Katastrophen­
stfllrtzschule des 
Bundes wird auch in 
Zukunft einen wich­
tigen Beitrag zur 
Abdeckung des 
BIldungsbedarfs Im 
Zivilschutz leisten. 
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der Kritik an der KSB und den dort vermittel­
ten Inhalten wird immer wieder (in zehn von 
13 Fällen) auf die einseitige V-Fall-Ausrich­
tung bzw. die fehlende Stützung im politi­
schen Raum hingewiesen", heißt es in einem 
Fazit der Projektstudie. Die derzeit geringe 
Akzeptanz des Zivilschutzes hat also auch 
Konsequenzen für die Akzeptanz der Lehr­
gänge an der KSB. So ist zum einen davon 
auszugehen, daß Aus- und Fortbildungsmaß­
nahmen im Bereich Zivilschutz diejenigen 
Teile der Zielgruppe nicht erreichen, die eine 
nur auf den V-Fall ausgerichtete Ausbildung 
grundsätzlich ablehnen. Belege dafür finden 
sich in den durchgeführten Interviews: "Die 
KSB hat den Auftrag, Ausbildung für den V­
Fall zu betreiben, dafür aber besteht letztlich 
kein Bedarf", so ein Befragter im Gespräch. 

Friedensmäßige 
Großschadensereignisse 

Auch innerhalb der Lehrgänge wurde in 
letzter Zeit immer wieder deutlich, daß das 
Interesse der Teilnehmer primär auf frie­
densmäßige Großschadensereignisse und 
Katastrophen ausgerichtet ist; die Problema­
tik "V-Fall" interessiert eher am Rande und 
ist für einige Tei lnehmer völl ig uninteressant. 

Jedoch wird innerhalb des Katastrophen­
schutzes eine scharfe Trennung zwischen 
friedensmäßigem und erweitertem Katastro­
phenschutz weder für möglich noch für sinn­
voll erachtet. Ein Doppel- oder Mehrfachnut­
zen von Zivil- und Katastrophenschutz einer­
seits und dem allgemeinen Katastrophen­
schutz andererseits wird nahezu ohne jegli­
che Einschränkung gesehen. Dies in dem 
Sinne, daß der allgemeine Katastrophen­
schutz die Voraussetzung für eine sinnvolle 
Erfüllung der im Bereich des Zivilschutzes 
und des erweiterten Katastrophenschutzes 
anstehenden Aufgaben darstellt. Insbeson­
dere gilt dies für die in beiden Bereichen 
erforderlichen Informationen und Daten, 
Qualifikationen, die erforderliche Technik 
und hierbei insbesondere die Kommunika­
tions- und Nachrichtentechnik sowie die in 

Ab Januar1991 
können sich die Teil­
nehmer von Verwal­
tungsseminaren 
selbst ein Bild über 
die Neukonzeption 
machen. 
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beiden Bereichen gegebenen Ausbildungser­
fordernisse. 

Konsequente Anwendung des 
Mehrfachnutzens 

- In der Projektstudie wird es als nahelie­
gend angesehen, die Konzeption eines Dop­
pel- oder Mehrfachnutzens konsequent auf 
die Lehrgänge an der Katastrophenschutz­
schule des Bundes anzuwenden. Ansätze 
dazu finden sich in bisherigen Lehrgängen, 
wenn etwa Themen wie "Gefährliche Güter 
als Problem der Verwaltung", schwerpunkt­
mäßig auf friedensmäßige Gefahrensituatio­
nen ausgerichtet sind oder wenn zur Ver­
deutlichung bestimmter Sachverhalte, zum 
Beispiel soziologischer Fragen im Zusam­
menhang mit Katastrophensituationen, auf 
zivile Großschadensereignisse zurückgegrif­
fen wird. 

Die Ausrichtung von Lehrgängen auf Posi­
tion eines Doppel- beziehungsweise Mehr­
fachnutzens würde bedeuten, so die Projekt­
studie, daß auch relevante Themen, die 
vorrangig die Bewältigung von Katastrophen­
und Notfallsituationen im Frieden behandeln, 
nicht automatisch vom Lehrplan der KSB 
ausgeschlossen werden können. Ferner, daß 
die einzelnen Themen konsequent auf einen 
Mehrfachnutzen ausgeriChtet sind, das heißt, 
daß jeweils die Bedeutung auch für friedens­
mäßig Notfallsituationen mit herauszustellen 
ist. 

Eine mögliche Schwierigkeit bei der Aus­
richtung-der Inhalte an Prinzipien des Mehr­
fachnutzens ergibt sich aber daraus, daß die 
Zuständigkeit für friedensmäßige Katastro­
phensituationen bei den Ländern liegt und 
daß die entsprechenden rechtlichen Vor­
schriften von Land zu Land unterschiedlich 
sind. "Aufgabe der KSB als Einrichtung des 
Bundes kann es dabei sicherlich nicht sein, in 
die Besonderheiten des jeweiligen landes­
rechtes einzuführen", stellt die Untersuchung 
fest. 

Daraus ergeben sich für die KSB eine 
Reihe von Konsequenzen . So kann der 

Schwerpunkt rechtl icher Themen nur in Be­
reichen liegen, wo die Zuständigkeit des 
Bundes zum Tragen kommt. Davon abgese­
hen gibt es aber im Rahmen des Zivilschut­
zes eine Reihe von Themen, die vorrangig 
nicht rechtsspezifische Fragen behandeln. 
Dazu gehört insbesondere der Bereich der 
Katastrophenabwehr-Planung. 

So ist die Auswirkung von Katastrophensi­
tuationen auf menschliches Verhalten sicher­
lich kein landesspezifisches Thema. "Grund­
sätzlich wäre es sinnvoll, die Lehrgänge 
Zivilschutz in die zentrale Koordinierung der 
Krisenbekämpfung einzubinden. Die Bun­
desschule hätte dann die Aufgabe, die für ein 
effektives Krisenmanagement relevanten In­
formationen zu sammeln, methodisch aufzu­
arbeiten und den entsprechenden Zielgrup­
pen weiter zu vermitteln", führt die Studie 
weiter aus. 

Zielgruppenorientierung 
notwendig 

Doch auch die Zielgruppenorientierung 
der Lehrgänge an der Katastrophenschutz­
schule des Bundes, so ergab die Untersu­
chung, war bislang ein Problem. Zielsetzung 
der Lehrgänge ist es, die Teilnehmer für die 
Bewältigung von Aufgaben im Bereich Zivil­
schutz zu qualifizieren. Daraus ergibt sich die 
Konsequenz die Forderung nach Zielgrup­
penorientierung, das heißt die Festlegung 
von Zielen und Inhalten im Blick auf die 
besonderen Aufgaben, Vorkenntnisse sowie 
Fragestellungen der Teilnehmer an Veran­
staltungen. 

"Bislang ist diese Forderung nach Ziel­
gruppenorientierung in den Lehrgängen der 
KSB kaum realisiert: Impliziertes Auswahlkri­
terium für die Festlegung der Inhalte in fast 
allen Unterrichts-Referaten scheint bislang 
zu sein, daß das dargestellt wird, was der 
Referent aus seiner Sicht für erwähnenswert 
hält. Daraus ergibt sich aber ein von prakti­
schen Zusammenhängen losgelöstes Wis­
sen, das von den Teilnehmern immer wieder 
als "irrelevant", als "Zeitungswissen" oder 
"Schulunterrichtswissen" bezeichnet wird," 
analysiert die Studie die Situation . 

Grundsätzlich sollten alle Themen auf die 
konkreten Aufgaben der Zielgruppen ausge­
richtet werden. So kommen Sachbearbeiter 
in der Regel mit praktischen Fragen in die 
Lehrgänge. Sie haben beispielsweise 
Schwierigkeiten bei der Durchführung von 
Unabkömmlichkeits-Stellungen, benötigen 
Unterstützung bei Antragsverfahren oder kla-
gen über mangelnde Akzeptanz. In den im 
Rahmen der Studie durchgeführten Inter­
views kommt immer wieder zum Ausdruck, 
daß diese Teilnehmergruppe für die Proble-
me konkrete Hilfestellungen erwarten. "Aber 
diese Hilfestellungen werden nicht geleistet, 
wenn in Lehrgängen lediglich auf einer ab-

-I 
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strakten Ebene allgemeine Informationen ge­
geben werden ", lautet das Urteil der Untersu­
chung, 

Für die fehlende Ausrichtung auf prakti­
sche Fragen der Zielgruppen lassen sich laut 
Studie mehrere Gründe angeben, So handelt 
es sich bel einer Reihe von Dozenten um 
Theoretiker, die selbst über zu wenig prakti­
sches Wissen verfügen und daher den Teil­
nehmem zu wenig praktische Tips geben 
können, Des weiteren sind die Inhalte zahl­
reicher Referate in den Seminaren auf die 
Vermittlung rechtlicher Grundlagen ausge­
richtet. "So wichtig das im einzelnen auch 
ist", heißt es in der Projektstudie, "so stellen 
sich jedoch eine Reihe von Problemen auf der 
praktischen Ebene der Umselzung der ent­
sprechenden Vorschriften." Vermißt wurde 
bei den Lehrgangsteilnehmern in der Vergan­
genheit vor allem eine Ausrichtung auf kon­
krete Probleme, die sich aus ihrer Arbeit 
ergeben, 

Auch pädagogische Probleme bei der 
Durchführung der Lehrgänge wurden im Lauf 
der Untersuchung deutlich, So erfordert die 
Durchführung von Seminaren erwachsenen­
pädagogische Qualifikationen, die nach Mei­
nung einer Vielzahl der Befragten nur teilwei­
se vorhanden waren, Nach Ansicht der Pro­
jektgruppe ist folgende Anmerkung wichtig: 
"Selbstverständlich kann man von den ein­
zelnen Referenten nicht erwarten, daß sie 
pädagogisch qualifizierte FaChkräfte sind, 
Etwa für den Block "Haushaltsfragen" ist ein 
Verwaltungsfachmann erforde~ich, der über 
umfassendes Fachwissen verfügt und zu­
gleich in der Lage ist, die dabei auftretenden 
praktischen Probleme zu diskutieren, Daß 
der Referent nicht zugleich eine umfassende 
pädagogische Ausbildung besilzen kann, 
liegt auf der Hand." 

Es sollte nach Auffassung der Projektgrup­
pe zukünftig verstärkt Aufgabe der Katastro­
phenschulzschule des Bundes sein, die päd­
agogische Betreuung der Referenten zu 
übernehmen, um die Effizienz und Akzeptanz 
der Lehrgänge zu sichern, "Unter anderem 
wäre es sinnvoll, für die jeweiligen Referen­
ten pädagogische Fortbildungsmaßnahmen 
im Blick auf ihre konkreten Aufgaben an der 
KSB zu entwickeln - analog etwa zu Fortbil­
dungsangeboten nebenamtlicher Dozenten 
in anderen Einrichtungen der Erwachsenen­
bildung oder beruflichen Bildung", so die 
entsprechende Empfehlung, 

Festlegung konzeptioneller 
Rahmen 

Nun war es nicht Aufgabe der Untersu­
chung, die fachlichen Inhalte der Seminare 
im einzelnen feslzulegen, Es ging eher dar­
um, den konzeptionellen Rahmen für die 
betreffenden Veranstaltungen im Bereich Zi­
vilschulz feslzulegen, Insgesamt ergibt sich 
aus der Untersuchung folgende Konzeption 
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für die Seminare "Aufgaben des Zivil- und 
Katastrophenschulzes " : 

(1) Informationsseminar Zivilschutz 
Zielgruppe: 

Beamte von Polizei, Bundeswehr usw" die 
als Verbindungskräfte eingeselz1 werden; 
Mitarbeiter von Ämtem, die mit Zivilschulz­
aufgaben am Rande befaßt sind etc, 
Inhalte: 
- rechtliche Grundlagen und Aufgaben des 

Zivilschulzes; 
- Aufgaben des Zivilschulzes; 
- Schnittstellenprobleme bei der Zusam-

menarbeit mit anderen Behörden und In­
stitutionen 

- Institutionen im Rahmen des Zivilschulzes 
(beispielsweise Akademie für zivile Vertei­
digung, Bundesverband für den Selbst­
schulz) 

Dauer: 1,5 Tage. 

(2) Verwaltungsseminar für Sachbear­
beiter 
Zielgruppe: 

Mitarbeiter (Sachbearbeiter) der Ämter für 
Zivil- und Katastrophenschulz bzw, Beamte 
und Angestellte, die entsprechende Aufga­
ben wahrnehmen, 
Inhalte: 
- rechtliche Grundlagen und Aufgaben des 

Zivilschulzes; 
- Zivil- und Katastrophenschulzaufgaben 

auf Sachbearbeiter-Ebene; 
- Haushaltsfragen; 
- Helferrecht; 
- Katastrophenabwehrplanung am Beispiel 

eines Kreises einer kreisfreien Stadt; 
- Akzeptanz und Öffentlichkeitsarbeit im 

Zivilschulz, 
Dauer: 4,5 Tage, 

(3) Seminar für Amtsleiter bzw, Sachge­
bietsleiter Zivilschutz 
Zielgruppe: 

Amtsleiter des Amtes für Zivilschulz und 
Katastrophenschulz bzw, Sachgebietsleiter 
für Zivil- und Katastrophenschulz, 
Inhalte: 
- rechUiche Grundlagen und Auftrag des 

Zivilschulzes; 
- Zivil- und Katastrophenschulz-Aufgaben 

auf Amtsleiter -/Sachgebietsleiter -Ebene; 
- Verhalten von Menschen in Katastrophen-

situationen; 
- Stabsorganisation; 
- Umstellung der Verwaltung im V-Fall; 
- Abstimmung und Zusammenarbeit mit 

anderen Behörden; 
- Informationssysteme; 
- Akzeptanz im Zivilschulz, 
Dauer: 3,5 bis 4 Tage, 

(4) Seminar für Dezernenten und Dienst­
stellenleiter 
Zielgruppe: 

Dezementen, Dienststellenleiter, Haupt­
verwaltungsbeamte etc" die als administra-

tive FÜhrungskräfte für Entscheidungen im 
Zivil- und Katastrophenschulz zuständig 
sind. 
Inhalte: 
- Aufgabenfelder des Zivilschulzes; 
- Aufgaben von Dezernenten/Dienststellen-

leitern im Zivilschutz; 
- Aufgaben von Dezernenten/Dienststellen­

leitern bei der Katastrophenabwehrpla­
nung und Katastrophenbekämpfung; 

- menschliches Verhalten in Katastrophen-
situationen; 

- Informationssysteme; 
- Akzeptanz Im Zivilschulz, 
Dauer: 2 bis 2,5 Tage, 

(5) Workshops: 
Hier sollte nach Ansicht der Projektgruppe 

eine Linie fortgeführt werden, die an der 
Bundesschule bereits mit ergänzenden Lehr­
gängen wie "Aktuelle Fragen des Helfer­
rechts" oder" Wirtschaftsverwaltung im Ka­
tastrophenschulz" begonnen wurde, 

Vier mögliche Workshops wurden In der 
Studie vorgeschlagen: 
- Erfahrungen und Probleme im Zivil- und 

Katastrophenschulz auf der Ebene von 
Sachbearbeitern; 

- Erfahrungen und Probleme im Zivil- und 
Katastrophenschulz auf der Ebene von 
Regierungspräsidien; 

- Akzeptanz und Öffentlichkeitsarbeit; 
- Aufarbeitung von Großschadensereig-

nissen, 

Bezogen auf diese Workshops wurde in 
den durch die Projektgruppe geführten Inter­
views immer wieder deutlich, daß über die 
bestehenden Lehrgänge hinaus eine starke 
Nachfrage für besondere Themen und Inhalte 
besteht. Zum einen werden gerade im Blick 
auf Mitarbeiter, die bereits seit längerem im 
Bereich Zivilschulz tätig sind, zusälzliche 
Möglichkeiten der Weiterbildung gefordert: 
"Diese Mitarbeiter benötigen aber keine auf 
die Vermittlung von Grundlagenwissen ange­
legten Ergänzungslehrgänge, sondern sind 
an der MögliChkeit von Erfahrungsaustausch 
sowie an zusälzlichen, auf diese Zielgruppe 
zugeschnittenen Informationen zu konkreten 
Themenbereichen interessiert, 

Zum anderen wird gewünscht, aktuelle 
Themen an der Katastrophenschutzschule 
des Bundes bearbeiten zu können, Ein in 
Interviews und Befragungen im Anschluß an 
die Lehrgänge immer wieder genanntes Bei­
spiel ist die Aufarbeitung von Großschadens­
ereignissen innerhalb dieser sogenannten 
Workshops: "Die hier etwa an hand von Ram­
stein oder Remscheid gemachten Erfahrun­
gen wurden bislang in Lehrgängen nicht 
systematisch weitervermittelt, obwohl die 
Aufarbeitung solcher Großschadensereignis­
se ein sehr wichtiges InformatIonspotential 
darstellt, das zur Verbesserung des Zivil­
schulzes und auch für andere Bereiche rele­
vant wäre", heißt es in der Studie, 

l 



Pilotphase abgeschlossen 

Dem Untersuchungsergebnis folgend er­
arbeitete die Katastrophenschutzschule ent­
spreChende Neukonzepte für die Verwal­
tungsseminare. Eine von der Projektgruppe 
angeregte Pi lotphase der Neukonzeptionen 
konnte 1990 abgeschlossen werden. Ausge­
nommen davon ist derzeit noch das Verwal­
tungsseminar für Dezernenten. Es wird auf 
der Grundlage des neu abgestimmten Zivil­
verteidigungskonzepts realisiert werden. 

ter der Bundesschule, Norbert Krutzki. So 
sind die neuen Seminare stark nach den 
individuellen Bedürfnissen der einzelnen 
Teilnehmergruppen, also zielgruppenorien­
tiert, ausgelegt. Befragungen nach individu­
ellen Fragestellungen und Problemen im Tä­
tigkeitsbereich vor den Seminar:Veranstal­
tun gen gewährleisten in Zukunft eine teil­
nehmerorientiert ausgerichtete Themen­
wahl. 

ierlich begleitet und die Moderation über­
nimmt. 

So können pädagogisch ungeübte Gastdo­
zenten unterstützt und ihre Vorträge auf die 
für die Tei lnehmer interessanten Punkte ge­
lenkt werden. Außerdem schließt die Betreu­
ung durch den Moderator thematische Über­
schneidungen bei den einzelnen Dozenten 
aus. Auch darüber wurde früher immer wie­
der geklagt. 

"Die Pilotphase hat erwiesen, daß wir mit 
der Neukonzeption der Verwaltungsseminare 
eine deutliche Akzeptanzsteigerung bei den 
Teilnehmern erreichen konnten", so der Lei-

Bei der Auswahl der Gastdozenten wird, 
wenn möglich, auf praktische Erfahrungen 
geachtet. Intensive Gespräche mit den Do­
zenten sollen auf die pädagogischen Aufga­
ben und Anforderungen vorbereiten. Diese 
Aufgaben werden im Lehrbereich Zivilschutz 
von einem Seminarleiter geleistet, der die 
Gastdozenten auch im Lehrgang kontinu-

Auf der Basis der Studie hat die Schule die 
erarbeiteten Vorschläge der Projektgruppe 
also weitgehend für die Neukonzeption der 
Seminare genutzt. Ab Januar 1991 liegt es 
nun bei den Teilnehmern, von der Überarbei­
tung zu profitieren und sich selbst ein Bild 
von den veränderten Seminaren zu machen. 

-sm-

Verwaltungsseminare an der Katastrophenschutzschule des Bundes 
- Lehrbereich Zivilschutz - im Jahr 1991 

1. Informationsseminar - Zivilschutz 
"Aufgaben des Zivi l- und Katastrophenschutzes" 
Zielgruppe: 
Mitarbeiter vom Ämtern, die am Rande mit ZS-Aufgaben 
befaßt sind und Personen, die als Verbindungskräfte einge­
setzt sind, z. B. Polizei, BGS, Bundeswehr, kirchliche Organi­
sationen, Wohlfahrtsverbände usw. 

Seminar-Nr. : 
1387 
1393 
1410 
1423 

Seminar-Zeit 
22. 1.-23. 1.91 
26. 2.-27. 2.91 
13. 8.-14. 8. 91 

5. 11. - 6. 11. 91 

Meideschluß: 
26.11.1990 
31.12.1990 
18. 6.1991 

9. 9.1991 

2. Verwaltungsseminar für Sachbearbeiter 
"Aufgaben des Zivil- und Katastrophenschutzes" 
Zielgruppe: 
Sachbearbeiter der Ämter für Zivil- und Katastrophenschutz 
bzw. Beamte und Angestel ~e, die entsprechende Aufgaben 
wahrnehmen (nicht für Polizei, BGS, Bundeswehr etc.). 

Seminar-Nr.: 
1388 
1396 
1412 

Seminar-Zeit 
29. 1.- 1. 2. 91 
19. 3.-22. 3.91 
27. 8.-30. 8.91 

Meideschluß: 
3.12.1990 

21. 1. 1991 
1. 7. 1991 

3. Verwaltungsseminar für Amtsleiter und Sachgebiets­
leiter 
"Aufgaben des Zivil- und Katastrophenschutzes" 
Zielgruppe: 
Beamte und vergleichbare Angestellte aller Verwaltungsebe­
nen, die in ihrer Dienstleistung als Leiter eines Ordnungs-, 
Brandschutz-, Katastrophenschutz- oder Zivi lschutzamtes 
eingesetzt sind; Offiziere der Bundeswehr mit Funktion in der 
zivil-militärischen Zusammenarbeit; Beamte der Polizeien 
der Länder und des BGS mit vergleichbarem Aufgabenbe­
reich und Vorkenntnissen. 

Seminar-Nr.: 
1390 
1398 
1419 

Seminar-Zeit 
4. 2.- 7. 2.91 

16. 4.-19. 4.91 
1.10.- 4.10.91 

Meideschluß: 
10.12.1990 
18. 2.1991 

5. 8. 1991 

4. Verwaltungsseminar für Dezernenten und Dienststel­
lenleiter 
"Aufgaben des Zivi l- und Katastrophenschutzes" 
Zielgruppe: 
Beamte des höheren Dienstes und vergleichbare Angestellte 
aller Verwaltungsebenen, die als Dezernenten bzw. Dienst­
stellenleiter mit Aufgaben des Zivil- und Katastrophenschut­
zes befaßt sind; StabSOffiziere der Bundeswehr mit Funktion 
in der ZMZ; Beamte des höheren POlizeidienstes und des 
Bundesgrenzschutzes. 

Seminar-Nr.: 
1401 
1424 

Seminar-Zeit 
15. 5.-17. 5.91 
13. 11.-15.11.91 

Meideschluß: 
18. 3.1991 
16. 9.1991 

5. Verwaltungsseminar - Aktuelle Fragen des Helfer­
rechts 
Zielgruppe: 
SaChbearbeiter der Ämter für Zivil- und Kastrophenschutz 
bzw. Beamte und Angestellte, die entsprechende Aufgaben 
wahrnehmen (nicht für Polizei, BGS, Bundeswehr). 

Seminar-Nr.: 
1385 
1421 
1427 
1430 

Seminar-Zeit 
8. 1.-10. 1. 91 

15.10.- 17.10. 91 
26. 11.-28. 11. 91 
17.12.- 19.12.91 

Meideschluß: 
12.1 1. 1990 
19. 8. 1991 
30. 9. 1991 
21. 10. 1991 

6. Verwaltungsseminar - Wirtschaftsverwaltung des 
Katastrophenschutzes 
Zielgruppe: 
Beamte und Angestellte der Mittelbehörden der Länder und 
der unteren Katastrophenschutzbehörden, die mit Aufgaben 
der KatS-Wirtschaftsverwaltung befaßt sind und nicht länger 
als ein Jahr in diesem Aufgabengebiet beschäftigt sind. 

Seminar-Nr.: 
1403 
1405 

Seminar-Zeit 
4. 6.- 6. 6.91 

11. 6.-13. 6.91 

Meideschluß: 
8. 4. 1991 

15. 4.1991 
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Computereinsatz im Zivil- und Katastrophenschutz - Möglichkeiten und Grenzen 

Modernes Gefahren­
management erfordert 

moderne Mittel 
Schutzkomrnission beim Bundesinnenminister 

legt Forschungsbericht vor 

Aus weiten Teilbereichen des Berufsle­
bens Ist der Computer nicht mehr wegzu­
denken: Er kann Schreibarbeiten erleich­
tern, die Statistik führen oder vielschich­
tige Berechnungen anstellen, also Aufga­
ben lösen, für die man sonst viel mehr Zeit 
benötigen würde. Die Industrie nutzt 
Computer unter anderem, um Vorgänge 
und Abläufe zu simulieren, die in der 
Wirklichkeit entweder zu langwierig oder 
zu teuer wären, so zum Beispiel bei 
Crash-Versuchen an neuentwickelten 
Autos. 

Auch auf dem Gebiet des Brandschut­
zes werden heute schon vielfach Rechner 
eingesetzt, um sich beispielsweise das 
umständliche und zeitaufwendige Nach­
schlagen In Handbüchern über Gefahrgut­
stoffe zu ersparen. Wie sieht es aber mit 
dem Computereinsatz im Zivil- und Kata­
strophenschutz aus? Diese Frage sollte 
ein Forschungsvorhaben der Schutzkom­
mission beim Bundesminister des Innern 
klären. 

Durchgeführt wurde das Projekt unter 
leitung von Professor Dr. lars Clausen 
von der KatastrophenforschungssteIle 
der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel. Der Abschlußbericht liegt jetzt vor 
und ist nachfolgend zusammengefaßt. 

Hauptergebnis der Untersuchung ist ein 
Vademekum aller gängigen, für die Belange 
des Brandschutzes, des Gefahrgut-Manage­
ments und des Zivil- und katastrophenschut­
zes nutzbaren Programmangebote aus den 
USA und der Bundesrepublik Deutschland. 
Die alphabetische Auflistung stellt einen Ein­
stieg in die Durchschaubarkeit des Softwa­
ren marktes dar. Außerdem bietet ein um­
fangreiches, nach Spezialgebieten unterteil­
tes Literaturverzeichnis die Möglichkeit, tie­
fer gehende und gezielte Informationen ein­
zuholen. 
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Im theoretischen Hauptteil der Untersu­
chung werden die Ertahrungen aus den USA 
und der Bundesrepublik Deutschland zum 
Thema Gefahrenabwehr und die sich daraus 
ergebenden Möglichkeiten und Grenzen des 
Computereinsatzes zusammengefaßt. 

Durchführung des 
Forschungsprojekts 

Die Grundidee des Forschungsvorhabens 
bestand darin, den Behörden und InstiMio­
nen, die hierzulande mit dem Zivil- und 
katastrophenSChutz befaßt sind, den Zugang 
zum Computer zu erlelchtem. Dazu sollten 
die Software-lösungen ermittelt und bewer­
tet werden, die für den Einsatz in den ge­
nannten Bereichen vertügbar sind. Darüber 
hinaus sollten die Zusammenhänge beleuch­
tet werden, in denen sich die Computerisie­
rung des gesellschaftlichen Teilbereichs 
"Schulzvorkehr" abspielt. Auf diese Weise 
wollte man verdeutlichen, daß die Einführung 
der Datenverarbeitung für diese Aufgaben­
steIlung keine Modeerscheinung, sondem 
ein unabdingbares Ertordemis modemen Ge­
fahren-Managements darstellt. 

Neben den theoretischen und praktischen 
Untersuchungen in der Bundesrepublik wur­
den die Möglichkeiten und Grenzen von 
Computersystemen im Bereich Zivil- und 
Katastrophenschutz in den Vereinigten Staa­
ten studiert, wo Rechner bereits seit langem 
fester Bestandteil der Gefahrenabwehr sind. 

" life-line-collapse" 

Die Schnee katastrophen 1978n9 haben 
gezeigt, was für Industriegesellschaften mit 
dem Ausfall der Elektrizität oder des Straßen­
verkehrs verbunden sein kann. Die völlige 

Abhängigkeit von Versorgungslinien zeigt, 
welche Dominoeffekte eintreten können, 
wenn die Gesellschaft nicht gegen Ausfälle 
"gehärtet" ist. Daß "Härtung" nicht mit nach­
sorgenden Reparaturen bewerkstelligt wer­
den kann, ist einleuchtend. Modeme Gefah­
renabwehr kann wirklich nur heißen, was der 
Wortsinn nahelegt: Abwehr von Gefahr, nicht 
Trümmerräumen nach deren Eintritt. Kata­
strophenmanagement muß ebenso zur vor­
beugenden Maßnahme werden, wie sie der 
vorbeugende Brandschutz schon seit langem 
ist. 

Durch die Weiterentwicklung und Umge­
staltung unserer modemen Industriegesell­
schaft ergibt Sich ein Katastrophenpotential, 
das die amerikanische Forschung mit dem 
Begriff "Iife-line-collapse", Zusammenbruch 
von lebensadem beziehungsweise Versor­
gungswegen, beschreibt. Hierbei treten "ka­
tastrophen" als Begleiterscheinungen von 
Schadensereignissen auf, deren Ursachen 
nicht oder erst nachträglich erkennbar sind, 
und bewirken an verschiedenen Orten ver­
schiedenartige Ausfälle. 

Ein sehr simples Beispiel für diese Zusam­
menhänge: Am 12. Juni 1989 vemichtete in 
Hamburg-Harburg ein Großfeuer die lager­
halle einer Spedition. Durch die aufsteigende 
Hitze und die damit hochgewirbelten Partikel 
ionisierte die luft um eine 380-kV-Hoch­
spannungsleitung über das Hafengelände. 
Der dadurch bewirkte Spannungsabfall 
brachte rund 360 Ampeln im Hamburger 
Stadtgebiet zum Ausfall , stoppte die Konto­
auszugsdrucker einer großen Bank am 
Adolphsplatz und verschloß die Automatiktü­
ren eines Computerherstellers am Übersee­
ring. 

Die bisher gem vertolgte Vorstellung, daß 
Katastrophen einen fest umgrenzten Ort ha­
ben, sozusagen "ortsgebunden" sind, und 
daß die Schutz maßnahmen von außerhalb 
dieses Bereiches wie in einer Stemfahrt auf 



das Ereignis hin konzentriert werden können, 
ist durch derartige Zusammenbrüche wider­
legt. Ein "normal" erscheinender Brand kann 
an entfernten Orten Folgeereignisse auslö­
sen, die nicht mehr einer ganz bestimmten 
Ursache zugeordnet werden können. Allein 
die Auswirkungen der Fehlersuche und die in 
Unkenntnis der Ursache durchgeführten Re­
paraturanstrengungen können zu neuerli­
chen Störungen führen. 

Ein weiterer Gesichtpunkt ist, daß Hilfs­
maßnahmen, die bei herkömmlichen Kata­
strophen lokal konzentriert werden konnten, 
nunmehr auf zahlreiche Schadensorte ver­
teilt werden müssen. Oie dadurch bedingte 
Ausdünnung der vorhandenen Hilfsmittel läßt 
nach Ansicht der Verfasser des Forschungs­
berichtes erkennen, daß der gegenwärtig 
vorgehaltene Katastrophenschutz für derarti­
ge "life-line" -Zusammenbrüche nicht ausge­
legt worden ist. 

Neues Katastrophenpotential 

Aber auch das derzeitige System der be­
trieblichen und öffentlichen Gefahrenabwehr 
wird im Hinblick auf die Häufung von Indu­
strieanlagen in bestimmten Gebieten als zu 
"dünn" angesehen. Eine Risikostudie am 
Beispiel der Industrieregion von Canvey Is­
land ergab, daß das Gesamtrisiko der Region 
weitaus größer ist, als rein rechnerisch die 
Summe der Einzelrisiken, die von den jeweili­
gen Betriebs- und Lagerstätten ausgehen. 

Die Anhäufung industrieller Gefahren­
schwerpunkte muß zwangsläufig eine An­
häufung auch der Schutzvorkehr und des 
Schutzvermögens nach sich ziehen. Ohne 
Computer wird sich dies nicht bewerkstelli­
gen lassen. 

Im Gegensatz zu vielen anderen Bereichen 
hinkt aber die Entwicklung brauchbarer 

Personal-Computer 60 % 

Bildl 

Hard- und Software lösungen für den Bereich 
Gefahren- und Katastrophenmanagement 
deutlich nach. Dies hängt unter andere(Tl mit 
der begrenzten Nachfragekapazität des 
"Marktes" Zivil- und Katastrophenschutz zu­
sammen, die eine teure und risikoreiche Ent­
wicklung von Programmen überhaupt erst 
auslösen könnte. 

Darüber hinaus kommt der Bericht zu der 
Ansicht, daß "die föderative und auf die Mit­
wirkung autonomer Organisationen aufbau­
ende Struktur des Zivil- und Katastrophen­
schutzes die Entwicklung angemessener 
Software-Lösungen" verhindere. Deswegen 
bedürfe es einer konzertierten Aktion von 
Bund und Ländern, um gemeinsame Anfor­
derungsprofile abzustimmen und Mittel für 
bundeseinheitliche Lösungsansätze bereit­
zustellen. Die Praxis zeige jedoch, daß mit ei­
ner derartigen Vereinheitlichung in absehba­
rer Zeit nicht zu rechnen sei. 

Computereinsatz im 
Katastrophenschutz 

Befragungen zum derzeitigen Einsatz von 
Computern im Brand- und Katastrophen­
schutz liegen nur vereinzelt vor. Die weitest­
gehende Erhebung stammt vom Landesfeu­
erwehrverband Hessen, deren Ergebnis je­
doch bundesweit übertragbar sein dürfte. Die 
verwendeten Rechner, Betriebssysteme und 
Programme sind in Bild 1 bis 3 dargestellt. 

Trotz einer insgesamt eher skeptisch wir­
kenden Haltung gegenüber dem "Kollegen 
Computer" ist die Frage nach Nutzen und 
Notwendigkeit des Computereinsatzes im 
Katastrophenschutz inzwischen praktisch 
entschieden. Vom Einsatzleitrechner bis hin 
zur Satellitenüberwachung zeigen die mögli­
chen Anwendungen, daß auf elektronische 

Computersysteme 

Datenverarbeitung nicht mehr verzichtet 
werden kann. 

Allerdings bedarf die Beschaffung und Ein­
führung computergestützter Systeme für den 
Zivil - und Katastrophenschutz eine weit 
gründlichere Beratung und Kenntnisaufberei­
tung, als dies in anderen Anwendungsfeldern 
notwendig wäre. Bemängelt wird die häufig 
angetroffene Meinung, daß es in diesem Be­
reich "so gut wie nichts" gebe. Dies tührte 
häufig dazu, eigene Entwicklungen in Auftrag 
zu geben, örtliche "Insellösungen" zu bevor­
zugen oder zufällig gefundene Lösungen 
überzubewerten. 

Computergestützte 
Katastrophenschutz-Systeme 
in den USA 

In den Vereinigten Staaten gehören Com­
puter seit langem schon zu einem wesentli­
chen Bestandteil des Gefahren-Manage­
ments. Die Vereinheitlichung von Gefahrgut­
Informationsdiensten und -datenbanken, 
Kommunikations- und Datenverarbeitungs­
systemen zeigt, daß grenzüberschreitende 
Gefahren nicht durch die überkommenen 
Begrenzungen von Gebietskörperschaften 
verschärft werden dürfen. 

Als Beispiel für den Einsatz von Rechner­
systemen für die Gefahrenvorsorge wird ein 
Brand angeführt, der 1987 große Teile des 
Yellowstone-Nationalparks vernichtete. Ent­
stehung und Verlauf dieser Waldbrandkata­
strophe wurden von bodengestützten Beob­
achtungsposten, von Flugzeugen und von ei­
nem Satelliten aus erfaßt und aufgezeichnet. 
So entstanden aus zahllosen Einzeldaten 
"thematische Karten" : Windgeschwindigkei­
ten, Luftfeuchtigkeiten, Temperaturen. Zu­
sammen mit den bereits vorhandenen Karten 

Großrechner 2 % 

kein 
Computereinsatz 13 % 

Homecomputer 25 % 

Quelle: Hess. Landesfeuerwehrverband 
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Betriebssysteme 

DOS-
Versionen 55 % 

sonstige Systeme 12 % 

( UNIXISINIX 1 % 

\ CP/M-Versionen 5 % 

TOS (Atari) 7 % 

BASIC-orientierte 20 % 

Bild 2 Quelle Hess. undesleuerwehrvef1>and --------------------
über Bewuchs, Bodenarten, Wegeführung 
oder Wasse~äufe, konnte mit Hilfe eines auf­
wendigen Computerprogramms der gesamte 
Brand minutiös nachgestellt und analysiert 
werden. Durch das Obereinande~egen the­
matischer Karten ließ sich erkennen, welche 
Bedingungen den Brandve~auf maßgeblich 
beeinflußt hatten und an welchen Punkten ei­
ne Brandbekämpfung am wirkungSVOllsten 
gewesen wäre. 

Heute läßt sich aufgrund zahlreicher Mo­
dellberechnungen sehr genau angeben, wie 
beispielsweise der Ve~auf von Brandschnei­
sen sein muß, wo Löschflugzeuge die beste 
Wirkung erzielen und vor allem, welche land­
sChaftsgestalterischen Maßnahmen ein 
Brandrisiko vergrößern oder verkleinern. Die 
mathematischen Modellgrundlagen ändern 
sich im Prinzip nicht, wenn man Brände in 
Städten statt in Nationalparks abbildet. 

Die Verwendung derartiger vemetzter 
Rechnersysteme und Themenkarten geht in 
den USA aber noch weiter: EInsatzkräfte kön­
nen bereits während der Anfahrt zu einer 
Schadensstelle wichtige Daten am Bild­
schirm abfragen und graphisch darstellen 
lassen. Mit Hilfe von Zoom-Funktionen kann 
vom Stadtplan bis hinunter zu den einzelnen 
Räumen in Gebäuden jede beliebige Darstel­
lungsform gewählt werden. So erhalten die 
Einsatzkräfte Karten oder Grundrisse, auf de­
nen vom Sprinkler bis zu Notausgängen, 
Brandabschnittstüren oder den Lagerstätten 
gefäh~icher Güter alle sicherheitsrelevanten 
Daten abgefragt werden können. Durch .An­
klicken" bestimmter Bildschirmobjekte las­
sen sich dann zusätzliche Daten einblenden. 
So erfährt man die Kapazitäten von Sprink­
lern, die Menge des verfügbaren Löschwas­
sers, die Lage der nächsten Wasserentnah-

Anwendungsprogramme 

Personalverwaltung 

Textverarbeitung ·t io-------
Materialverwaltung 

Einsatzdaten L 

Sonstiges -o 20 40 60 

o 

80 100 

Bild 3 Quelle: Hess. landes1euerwehrverband (Grafiken: - nit -) ==---------------------------
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mestelle oder genaue Daten über chemische 
Stoffe und ihre Auswirkungen. 

Ein solches computergestütztes Katastro­
phen-Management-System setzt die Verfüg­
barkeit von entspreChenden Karten, lageplä­
nen und sonstigen Daten voraus, eine Tatsa­
che, der hierzulande bislang noch nicht 
Rechnung getragen wurde. 

Empfehlungen 

Das Forschungsprojekt .Computereinsatz 
im Zivil- und Katastrophenschutz" kommt zu 
folgenden Empfehlungen: 
1. Empfohlen wird die Entwicklung einer 

.Integrierten Referenz-Software" für den 
Brand- und Katastrophenschutz, von der 
aus sich geeignete Anforde.rungskriterien 
für Markt-Lösungen ablesen lassen. Was 
nämlich im Dschungel der inzwischen 
zahlreich zur Verfügung stehenden kom­
merziellen Software-Pakete fehlt, ist kei­
ne konkurrierende Einzellösung, sondern 
eine Muste~ösung , die den potentiellen 
Kunden grundlegende Aufklärung und da­
mit Sicherheit bei ihrer Systementschei­
dung bietet. 

2. Empfohlen wird die Beschaffung mög­
lichst aller im Vademekum beschriebener 
Software, soweit sie auf PCs lauffähig ist. 
Eine solche Programmbibliothek sollte 
der Grundstock für eine qualifizierte, kei­
ne spezielle Software bevorzugende 
Computerschulung an den Katastrophen­
schutzschulen des Bundes und der län­
der werden. 

3. Empfohlen wird die Herausgabe eines 
jäh~ich aktualisierten Verzeichnisses von 
Softwarelösungen für den gesamten Be­
reich des Gefahren-Managements (Ge­
fahrgut, Brand- und Katastrophenschutz, 
Rettungswesen). 

4. Empfohlen wird die Einrichtung eines On­
line-Services des Bundesamtes für Zivil­
schutz, der den Katastrophenschutzbe­
hörden mit Informationen und Hilfsange­
boten zur Verfügung steht. 

5. Empfohlen wird die Einsetzung eines Ar­
beitskreises zur Entwicklung eines Anfor­
derungskataloges an ein praxistaugliches 
Computemetzwerk, an ein Datenbanksy­
stem für den Katastrophenschutz und an 
geeignete Software-Lösungen und die 
Ausschreibung eines Entwicklungswett­
bewerbes, der die Anforderungen dieses 
Kataloges testfähig umsetzt. 

6. Empfohlen wird die Anregung an die in 
Gründung begriffene Technische Fakultät 
der Christian-AJbrechts-Universität Kiel, 
einen Studiengang und akademische 
Grade für ein Fach .Gefahr- und Katastro­
phen-Management" vorzusehen. -hz-



Cordula Schmidt 

Eine gute Ausbildung 
gewährt zuverlässiges 

Handeln 
Planspiel Notfallstation - die Stadt Mainz probte mit 150 HeHern 

den Fall X in einem Atomkraftwerk 

Anfang Oktober fand in der rheinland­
pfälzischen Landeshauptstadt Mainz eine 
Katastrophenschutzübung "Notfallsta­
tion" statt. Angenommen wurde ein Reak­
torunfall im nahegelegenen Atomkraft­
werk Biblis. Rund 150 Helfer trainierten 
bei der durch das rheinland-pfälzische 
Innenministerium unterstützten Übung 
die Einrichtung einer Notfallstation zur 
Dekontamination und Versorgung von be­
troffenen Personen. Erstes Fazit der 
Übung: Natürlich sind einige Punkte ver­
besserungswürdig, aber im großen und 
ganzen vertief die Probe des Ernstfalls 
nach Plan. 

Am frühen Morgen des 6. Oktober 1990 
ahnt noch niemand in der Landeshauptstadt 
Mainz, was sich im rund 40 Kilometer ent­
fernten Atomkraftwerk Biblis ereignet haI: 
Auch wenn der Reaktor bislang als sehr 
sicher galt, ist der von allen gefürChtete Fall X 
eingetreten. Aufgrund einer weitgehenden 
Kernschmelze im Block A des Kraftwerkes 
werden seit den frühen Morgenstunden ra­
dioaktive Stoffe freigesetzt. Der Wind weht zu 
dieser Zeit aus Nordost und sorgt für die 
Verbreitung des gefäh~ichen Materials - das 
Stadtgebiet von Mainz bleibt aufgrund der 
Windrichtung verschont. 

Bei der Bevölkerung, die über Rundfunk­
durchsagen über das Ereignis unterrichtet 
wird, werden Fragen nach dem gebotenen 
Verhalten und auch nach Rettungsmaßnah­
men laut. 

Für die Stadt Mainz indes heißt es handeln 
- sollen doch die Bewohner der betroffenen 
Gebiete um Mainz in Notlallsituationen au­
ßerhalb des Gefahrenbereiches betreut und 
versorgt werden. 

Glücklicherweise ist diese Katastrophensi· 
tuation reine Fiktion. Allerdings läßt sich ein 
solches Ereignis trotz der Vielzahl von Sicher-

heitsmaßnahmen nach den Gesetzen der 
Natur nicht gänzlich ausschließen. 

Grund genug für die zuständigen Katastro­
phenschutz-Behörden, einen derartigen 
Ernstlall an hand eines Planspieles exem­
plarisch durchzuproben: Nach Freisetzung 
des radioaktiven Materials wird eine Notlall­
station in einer Schule in Mainz-Bretzenheim 
eingerichtet, um möglicherweise stark kon­
taminierte "Betroffene" zu "reinigen". Für 
dieses Planspiel wird angenommen, daß das 
Ausmaß von Freisetzungen zwar höher als 
bei dem Störfall in Harrisburg ist, jedoch 
niedriger als bei dern Unfall von Tschernobyl. 
"Eines der Ziele dieser Übung ist", erläutert 
Professor Kurt Dörr, Dezernent für den Kata­
strophenschutz der Stadt Mainz, "diese 
Schule auf ihre Eignung als Notlallstalion hin 
zu testen". 

Für die Stadt Mainz, in deren Verantwor­
tungsbereich der Aufbau derartiger Notlall­
stationen liegt, ist es das erste Mal, daß sie 
solch eine Übung durchführt. In ihrer Planung 
und Vorbereitung wird sie dabei organisato­
risch wie auch fachlich von der Bezirksregie­
rung Rheinhessen-Pfalz und dem Ministe­
rium des Innern des Landes Rheinland-Pfalz 
beraten. Auch wenn es bei dem Planspiel 
insgesamt viel gelassener zugeht als im 
Ernstlall (Professor Dörr: "Dann läuft alles 
viel hektischer abi"), wollen die Verantwortli­
chen die Übung keinesfalls auf die leichte 
Schulter nehmen: "Wir wollen jetzt unsere 
Rettungskräfte trainieren, damit sie im Ernst­
fall die Strahlenmeßgeräte handhaben kön­
nen und mit dem organisatorischen Ablauf 
vertraut sind". 

Ein .. Vertetzter" ist auf Station 2 zusammengebrochen und wird von den HeHem mit großer Eile 
abtransportiert. 
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NOTFALLSTATION Ablaufschema 
Das Ablaufschema verdeutlicht die Funktionsweise der Notfallstation: Die Ankommenden werden auf Station 
1 In den Ablaut der Einrichtung eingewiesen. Daran schließt sich ein grobe Messung der Kontamination auf 
Station 2 an. 1st der Betroffene nur schwach "verstaub"', wird auf Station 5a das Meßergebnis mit 
empfindlicherem Gerät nachgemessen. Gegebenenfalls muß der Betroffene auf Station 7 dekontaminiert 
werden. Eine Nachkontrolle erfolgt auf Station 8: Hier wird der Reinigungseffekt überprüft; dabei kann sich 
herausstellen, daß der Hilfesuchende abermals dekontaminiert werden muß. Überschreitet die auf Station 10 
abgeschätzte Gesamtdosis (aus Kontamination und Bestrahlung) einen festgesetzten Wert, ist eine weitere 
Behandlung In einem Krankenhaus vorgesehen. 

Routinegewinn durch 
Training 

Durch das Antrainieren von Routine will 
man sich auf den Reaktorunfall, der hoffent­
lich nie eintritt, vorbereiten. Denn, was für die 
Einsatzkräfte in anderen Krisensituationen 
gilt, behält auch bei einem kemtechnischen 
Zwischenfall seine Bedeutung: nur gut aus­
gebildete Rettungskräfte können gezielt, 
schnell und zuve~ässig handeln. 

Gegen neun Uhr an diesem 6. Oktober 
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treffen die ersten "Darsteller" - hierfür ha­
ben sich rund 150 Mitglieder sämtlicher 
Katastrophenschutz-Organisationen zur Ver­
fügung gestellt - ein. Jeder von ihnen erhält 
ein Informationsblatt mit fiktiven Angaben, 
die über den Grad der persönlichen Kontami­
nation, also die Belastung mit radioaktivem 
"Staub", Aufschluß geben sollen. Notwendig 
sind diese Daten für das Ausfüllen des Erhe­
bungsbogens, in dem die .Darsteller" Aus­
kunft über ihren Aufenthalt während und 
nach dem Unfall geben sollen. 

Nachdem die "Betroffenen" an Station 1 

hilfreiche Informationen über den Ablauf in 
der Notfallstation erhalten haben, begeben 
sie sich zur zweiten Station. Hier werden sie 
grob auf ihre Kontamination hin gemessen, 
um anschließend entsprechend der Höhe der 
Kontamination die weiteren Abschnitte der 
provisorischen Einrichtung zu durchlaufen. 

Bei der ersten "groben" Messung soll vor 
allem festgestellt werden, wieviel radioakti­
ves Material sich auf der Haut des "Darstel­
lers" befindet. Ist er nach dem ersten Meßer­
gebnis nur schwach belastet, werden die 
Werte auf Station 5a der Notfallstation mit 
speziellen Geräten genau nachkontrolliert: 
Hier entscheidet sich, ob der "Darsteller" 
vollkommen unbelastet ist oder im weiteren 
Verlauf dekontaminiert werden muß. 

Dekontamination durch 
Duschen 

Schließlich erfolgt auf Station 7 das mög­
lichst effektive Entfernen radioaktiver Parti­
kel von der Hautoberfläche des Hilfesuchen­
den. Dazu bedient man sich eines recht 
einfachen Mittels: dem Duschen und Abwa­
schen mit klarem Wasser. Den Grund für die 
Anwendung von Wasser zur Dekontamina­
tion e~äutert Hans-Dieter Awiszus, Leiter der 
Landesstelle Rheinland-Pfalz des Bundes­
verbandes für den SelbstsChutz (BVS) folgen­
dermaßen: "Nach der Strahlenfreisetzung 
verhält sich das radioaktive Material ähnlich 
wie herkömmlicher Staub, der sich auf der 
Haut ablagert". 

Zieht man die Konsequenz aus diesem 
einfachen Vergleich, so läßt sich der radioak­
tive "Staub" ebenso wie herkömmlicher 
Staub durch Waschen entfernen. Und diese 
einfache Methode, die keinerlei teurer Vor­
kehrungen bedarf - werden doch Notfallsta­
tionen in der Regel in Schulzentren einge­
richtet, die über ausreichend Raum und 
Duschkapazität in angegliederten Sportstät­
ten verfügen - hat noch einen weiteren 
ausschlaggebenden Vorteil: ihr Wirkungs­
grad ist sehr hoch. "Nach den Erfahrungs­
werten läßt sich dadurch die Gesamtbela­
stung des Körpers mit strahlendem Material 
auf rund zehn Prozent reduzieren", so BVS­
Landesstellenleiter Awiszus. 

Ob ein derartiger Erfolg eingetreten ist, 
wird auf Station 8 kontrolliert. Dort wird mit 
hochsensiblem Gerät der Reinigungseffekt 
überprüft. Gegebenenfalls muß der . Darstel­
ler" noch einmal dekontaminiert werden. 
Eine Abschätzung der Dosis auf Station 1 0 
durch die - hier fiktiven - Angaben über 
Aufenthaltsort und -zeit sowie den gemesse­
nen Kontaminationswerten entscheidet über 
den weiteren Ablaufplan der "Betroffenen". 
Nicht belastete oder gering belastete Perso­
nen können die Notfallstation eigenständig 
verlassen. Den stärker betroffenen "Darstel-

, 



Eine genaue Nachmessung der eventuellen Strahlenbelastung erfolgt auf Station 5a. 

-Auf Station 8 wird der Reinigungserfolg mit empfindlichen Detektoren nachkontrolliert. 

Anhand der Lagekarte und den Angaben der .,Betroffenen" zu ihren Aufenthaltsorten während des .. Unfalls" 
schätzen die Hetfer auf Station 10 die Stfahlenbelastung ab. (Fotos: Gehl) 

lern " wird eine ärztliche Betreuung auf Sta­
tion 11 angeraten. 

Insgesamt gilt, daß die Hilfe im Falle eines 
kemtechnischen Unfalles lediglich angebo­
ten wird und damit für die betroffenen Perso­
nen nicht zwingend ist. Darauf legen die 
Organisatoren derartiger Planspiele größten 
Wert. Dr. Horst Miska, Referent im rhein land­
pfälzischen Innenministerium: "Die Freizü­
gigkeit wird in keinster Weise eingeschränkt. 
Was wir allerdings durch entsprechende Ver­
kehrsregelungen vermeiden wollen, ist ein 
Katastrophentourismus in das kontaminierte 
Gebiet; einerseits zum Schutz der Menschen 
- andererseits um die Rettungskräfte nicht in 
ihrer Arbeit zu behindern". 

Planmäßiger Ablauf 

Die rund 90 Helfer der Mainzer Katastro­
phenschutz-Verbände sowie die "Darsteller" 
verhalten sich während der gesamten Übung 
.ruhig und besonnen", wie es ihnen in der zu 
Beginn des Planspiels ausgehändigten Infor­
mationsschrift angeraten worden war. Eine 
erste Bilanz der Übung läßt sich bereits kurz 
nach ihrer Beendigung ziehen: die Übung 
verlief weitestgehend nach Plan. 

Daß das ausgewählte SChulgebäude prin­
zipiell für den Aufbau einer Notfallstation 
geeignet ist, hat denn auch die erste Bespre­
chung der VerantwortliChen mit den beteilig­
ten Einsatzkräften im unmittelbaren An­
schluß an die Übung ergeben. Zwar seien die 
Katastrophenschutz-Verbände durch die 
Realitätsnähe gut auf ihre Aufgabe vorberei­
tet worden, doch müßten im Ernstfall mehr 
Sanitätsmaterial und Ärzte zur Betreuung 
und Versorgung Betroffener eingesetzt wer­
den, ergab eine weitere erste Analyse der 
Übung. 

Auch die Zusammenarbeit zwischen der 
Technischen Einsatzleitung (TEL) und den 
einzelnen Stationen hat noch nicht ganz 
reibungslos funktioniert. So stelle sich bei­
spielsweise heraus, daß eine bessere Infor­
mation der TEL über den Status der einzelnen 
Stationen unabdingbar ist. 

Darüber, wie nun diese Erfahrungen in ein 
Gesamtkonzept einzuarbeiten sind, wollen 
sich die Verantwortlichen weitergehende Ge­
danken machen. Dezernent Dörr brachte es 
denn auch auf den Punkt: "Schließlich woll­
ten wir aus der Übung lernen". 
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Bunclesverbanclliir den Selbs1schuCI 
Minister Rudi Geil: 

"Die organisierte Hilfe muß mit 
der Selbsthilfe Hand in Hand gehen" 

Der Minister des Innern von Rheinland-Pfalz spraeh vor Helfervertretern 
und leitenden Mitarbeitern des BVS 

Der rheinland·pr:ilzische Innen· 
minister Rudi Geil ist der Auffas­
sung. der Staat könne nicht "Gene· 
rah ersicherer" in allen Situallonen 
und rur alle Risiken sein: ,,Der ein· 
zeine Bürger bleibt auch in Zukunft 
auf Selbshorsorge und Selbsthilfe 
ange~iesen ." ~ linister Geil betonte 
in diesem Zusammenhang. daß auf 
die Selbsthilfe auch bei einer noch so 
guten Organisation der staatlichen 
Hilfe nicht lerzichtet ~erden kann. 

Anlaß der Rede des Ministers war 
die Dienstbesprechung der Helfer· 
wrtreter auf Bundes· und Landes· 
ebene des Bundcslerbandcs rur den 
Selbstschutz am 26. Oktober 1990 in 
Lahnstein, an der auch wie üblich 
un ter Führung Ion BVS·Direktor 
Schuch leitende \litarbeiter teilnah· 
men. Der Helfenertreter bei der 
Bundeshauplslelle. Grabke. halle 
zuror Minister Geil in diesem Krei· 
se begrüßt. 

Der Repra.-.emam der rhein land· 
pfalzischen Lande\reglerung ftihne in 
seiner Anlprache umer anderem aus: 

'" ' , Ich nehme immer wieder gerne 
die Möglichkeit wahr, mil Menschen 
zu sprechen, die nicht nur über Hilfe 
reden, sondern auch -.elb,t helfen, So 
freue ich mich, heute bei Ihnen. den 
ehrenamtlIChen Helfern des BVS, sein 
zu können. 

Während dem Bund die Zuständig. 
keit bei der Abwehr Ion äußeren Ge· 
fahren Obliegt. "nd die Länder ein· 
schheßlich der Gememden und Ge· 
memdelerb.inde ftir Maßnahmen zur 
Abwehr Ion allgememen Gefahren 
und Schäden zuständig, 

Aufgrund der wehpolitilChen Ent· 
wicklungen hat lich die Bedrohung 
,on außen in der letzten Zeit deutlich 
venninden, so daß über den Begriff 
der Gesamtveneidigung neu nachge. 
dacht werden muß, Hierzu zähh auch 
der Bereich des Zivilschutzes als Teil 
der ZIvilen Veneidigung, Die Länder 

haben den Bundesminilter des Innern 
aufgeforden. eine Neukonzeption zu 
erarbeiten, Es bleibt abzuwanen, Wal 
der Bund als Ergebnis seiner Überle· 
gungen lorlegen wird, 

Ich möchte jedoch schon heute hier· 
zu bemerken, daß eine solche Neu· 
orientierung m, E, sicherlich nicht 
bedeuten kann, alle bisherigen Maß· 
nahmen sozusagen über Bord zu wer­
fen, Es bleibt auch in Zukunft wichtige 
staatliche Aufgabe, Vorkehrung und 
Vorsorge ftir alle Risiken - auch ftir 
un'orhetsehbare Risiken - zu treffen, 
Der Staat ist dabei jedoch nicht Gene· 
ralversicherer aller Si tuationen, Der 
einreine Bürger bleibt auch in Zukunft 
auf Selb,tvorsorge und Selbsthilfe an· 
gewiesen, 

Dies gilt ftir Ihren Bereich, Dies gih 
selbstverständlich auch ftir den Be· 
reich der allgemeinen Gefahren. 

Um diesen Gefahren optimal begeg· 
nen zu können, hat das Land Rhein· 
land·Pfalz im Jahre 1981 ein Gesetz 
über den Brandschutz. die Allgemeine 
Hilfe und den Katastrophenschutz 
(Brand· und Katastrophenschutzge. 
setz - LBKG) verabschiedet. 

In diesem Gesetz, oftmals als dal 
modernste auf diesem Gebiet bereich· 
ne!. werden Sie im Gegensatz zu 
manch anderen Landesgesetzen eine 
Definition des Begriffe; "Katastro­
phe" lergeblich suchen, 

Der Gesetzgeber hat sich damals 
nicht für ein gesondenes Katastro· 
phenschutzgesetz, sondern ftirein um· 
fassendes Gesetz entschieden, um die 
Aufsplinerung der Regelungen tur die 
gesamte Gefahrenabwehr in lersch,,· 
dene Gesetze zu venneiden, Dies ist 
vor allem deshalb sinnloll, weil die 
Übergänge >On kleinen zu größeren 
Gefahren in der Regel fließend sind 
und die Gefahrenabwehr daher kont i· 
nuierlich geregeh sein muß, Es muß 
also nicht erst der Landrat oder BUr· 
genneister die Katastrophe ausrufen, 
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um be\limmte Maßnahmen durchfUh· 
ren zu können , 

Mit diesem Ge"tz sind auch nicht 
nur Brandgefahren erfaßt worden, 
sondern alle Gefahren fUr Leben, Ge· 
sundhen oder Sachen durch Brände, 
Explosionen, Unfalle, Naturereignis· 

Innenminister Rudi Geil 

se oder andere Ereignisse, Die Zustän· 
digkeiten bei der Gefahrenabwehr 
werden hier in drei Ebenen aufgeteilt: 
- die önliche Gefahrenabwehr als 

Pflichtaufgabe der Selbstlerwal· 
tung der Gemeinden. 

- dre überönliche Gefahrenabwehr 
als Pflichtaufgabe der Selbstaufga. 
be der Landkreise bzw, - ftir den 
Katastrophenschutz - der kreis· 
freien Städte und 

- die rentrale Gefahrtnabwehr als 
Aufgabe des Landes, 

Der Zweck dieses Gesetze ist ge· 
mäß § I Ab" I die Gewährleistung 
vorbeugender und abwehrender Maß· 
nahmen: 
I, Gegen Brandgefahren (Brand· 

schull). 
2, gegen andere Gefahren (A llgemei· 

ne Hilfe) und 
3. gegen Gefahren größeren Umfan· 

ge; (Katastrophenschutz), 

Von belOnderem Imeresse rur Sie 
dürfte der Absatz 4 del § I sein, der 
aussagt, daß der BrandlChutz, die All· 
gemeine Hilfe und der Katastrophen· 
schutz die Selbsthilfe der B"ölkerung 
durch im öffentlichen Interesse gebo­
tene behördliche Maßnahmen ergänzt 
werden sollen, 

Sie sehen also, daß das rheinland· 
pfalzische Gesetz ganz selbstverständ· 
lieh davon ausgeht, daß die öffenlfich 
organisiene Hilfe mit lorbeugenden 
und abwehrenden Selbsthilfemaßnah· 
men der BClölkerung Hand in Hand 
gehen muß, Hierzu zilhlen wir sowohl 
die persönlichen Schutzmaßnahmen 
als auch die Nachbarschaftshil fe, 

Auf Selbsthilfe. auf den Selbst· 
schutz kann auch bei einer noch so 
guten Organisallon der Hilfe nicht ver· 
zichtet wenien, 

Diese Vorsorge betrifft aber nicht 
nur den privaten Bereich im engeren 
Sinne. Schutzmaßnahmen fUr den 
Ersteinsatz bei Gefahren der lerschie· 
densten An sind auch Im öffe ntlichen 
Bereich und in der gewerblichen Win· 
schaft notwendig, 

So hat dal lnnenministerium in den 
letzten Jahrcn mehrfach Beschaf· 
fungsaktionen rur die Selbstschutzaus· 
tiistung bei Landesbehönien durchge· 
fUhn, Es hat sich allerdings gereigt. 
daß es den Bedürfnissen der einreinen 
DienslStelien mehr entgegenkommt, 
wenn deranige Maßnahmen von den 
einrelnen Fachresson, ",Ibst über· 
nommen werden. 

Ferner hat das Innenministerium in 
der Vergangenheit rtgelmäßig Lehr· 
gänge ftir Behönienselbstschutzkriifte 
organisien, Sie IVenien auf Wunsch 
des BVS in Zukunft allerdings nicht 
mehr an der Katastrophenschutzschule 
des Landes, sondern an der Schule 
Ihres Verbandes durchgeftihn, 

Die gute Zusammenarbei t zwischen 
allen Landesressons und dem BVS 
reigt sich nicht zu letzt darin, daß wir 



uns bereiterklän haben, in den Neubau venreten ist - gemeinsam mit den 
unserer KatSSchule auch die Ausbil- Venretem der Winschaft und der Be-
dungsstätte des BVS mit zu inte­
gneren. 

Ich gehe davon aus, daß die positi­
ven Feststellungen im Behörden­
selbstschutz auch fUr den Bereich der 
Winschaft gelten. Soweit hier zusätz­
liche Initiativen notwendig erschei­
nen, bin ich gerne bereit, entsprechen­
de Schritte einzuleiten . 

Es wäre z. B. daran zu denken, im 
Rahmen des Landesbeirates nach dem 
LBKG - in dem ja auch Ihr Verband 

rufsgenossenschaften diesen Komplex 
eingehend zu erönem. 

Alle diese Aktivitäten einer privaten 
oder öffentlichen Vorsorge können na­
türlich nicht vemleiden, daß sich doch 
Gefahrenlagen ergeben, in denen or­
ganisiene Hilfe erforderlich wird. 

Diese kann aber ihrerseits nicht al­
lein vom Staat oder von ihm finanzier­
ten Mitarbeitern erbracht werden. Un­
verzichtbar ist und bleibt die Hilfe und 
die Mitarbeit aller in Rheinland-pfalz 

(immerhin rd. 85000) ehrenamtlich 
tätigen Helferinnen und Helfer, die 
sich in den Feuerwehren und in den 
Sanitäts- und Hilfsorganisationen des 
Landes zur Hilfe bereithalten. 

Die verschiedensten Beweggründe 
fUr die Mitarbeit in den Organisatio­
nen und den Feuerwehren mündet 
letztlich immer in der Hilfe am Näch­
sten, in der Hilfe am Mitmenschen, 
am Mitbürger. Die Förderung des eh­
renamtlichen Dienstes an der Gemein­
schaft, arn Nächsten, ist seit langem 

ein großes Anliegen der Landesregie­
rung. 

Ich nutze daher diese Gelegenheit, 
allen Helferinnen und Helfern, allen 
Feuerwehrleuten, Sanitätern, Techni­
kern und sonstigen Funktionären ftir 
ihr ehrenamtliches Engagement zu 
danken. 

Ich glaube, ohne Übenreibung sa­
gen zu können, daß, solange es so 
viele ehrenamtlich tätige Menschen 
gibt, unser Staat, das Gemeinwesen in 
dem und mit dem wir leben, gesund 
ist. " 

Manfred Gallwitz, Leitender Ministerialrat im niedersächsischen Innenministerium 

Ist Selbstschutz noch zeitgemäß? 

Anläßlich einer Informationsta­
gung der BVS-Landesstelle Nieder­
sachsen rur leitende Verwaltungsbe­
amte hat sich der Leiter des Kata­
strophenschutzreferats im nieder­
sächsischen Innenministerium, 
Manfred Galh.-itz, zu grundlegen­
den Fragen des Selbstschutzes in 
einer tiefgreifend veränderten si­
cherheitspolitischen Ausgangslage 
geäußert. Da Gallwitz hierbei auch 
zu Schlußfolgerungen von allgemei­
ner Bedeutung kommt, "eröffentli­
ehen wir eine Kurzfassung seiner 
Ausführungen, 

Wenn wir uns mit Selbstschutz un­
ter dem Gesichtspunkt des Zivilschut­
zes, bestenfalls unter Einschluß nicht 
kriegsbedingter Gefahren des tägli­
chen Lebens befassen, sollten wir uns 
zunächst vergegenwänigen, daß wir 
eine sehr weitgehende Begriffsveren­
gung vornehmen. Selbstschutz ist in 
seinereigentlichen Bedeutung wesenl· 
licher Bestandteil des menschlichen 
Urinstinkts der Selbsterhaltung und 
von daher eine tiefgründige existen-­
tielle Antriebskraft. Das Wissen dar­
um sollte nicht ohne Einfluß auf die 
weitere Erönerung des Selbstschutzes 
auch in seinem eingeengten Sinnge­
halt bleiben. 

Die Frage nach dem Zeitgemäßen 
des Selbstschutzes stellt sich infolge 
grundlegender Änderungen der sicher­
heitspolitischen Ausgangslage. Sie 
beantwonet sich nach deren An und 
lnlensi läl . 

Inzwischen unnötig zu erwähnen, 
daß die bereits erfolgten und die in 
Aussicht stehenden Verringerungen 
des militärischen Potentials im bishe-

- Reflektionen über einen Wandlungsprozeß -

rigen Ostblock zu weitgehendem Ver­
lust bisheriger militärischer Einsatz­
stärke bis an die Grenze der Angriffs­
fahigkeit gefUhn haben. Aber nicht 
nur Militärs weisen darauf hin , daß 
insbesondere die Rote Annee auch 
nach DurchfUhrung aller bisher in 
Aussicht stehenden Abrüstungsmaß­
nahmen der stärkste militärische Fak­
tor auf dem Kontinent mit einer Kem­
waffenbestückung von kompletter 
Skalenbreite und Overkill-Quantität 
bleiben wird. 

Keine ernsthafte 
KrIegsgefahr mehr 

Wichtiger erscheinen deshalb die 
politischen Veränderungen. Mit dem 
Verzicht auf die ideologischen Speer­
spitzen des Kommunismus - "Welt­
revolution, Weltherrschaft des Kom­
munismus" - sind die expansiv.ag. 
gressiven politischen Vorgaben für die 
östliche Militännacht entfallen. Mit 
dem Verzicht auf den Warsehauer 
Pakt, der selbstbewußten Emanzipa­
tion bisheriger Satellitenstaaten und 
Zerfallserscheinungen innerhalb der 
Anneen entfallen auch deren mil itäri­
sche Durchsetzbarkeit. Den westli­
chen Demokratien steht kein militäri­
scher Feind mehr gegenüber, sondern 
eine politische Alternative mit zuneh­
menden Tendenzen zur Pannersehaft­
lichkeit. In stets denkbaren außenpoli­
tischen Konfliktsituationen macht der 
Verzicht auf ideologische Fixienheit 
das östliche Gegenüber zudem den 
Bemühungen eines gekonnten Krisen­
managements zugänglich. Im Verhält-

nis zum Osten gehön Verfahrenswei­
sen dieser An die Zukunft. Sie sind 
verstärkt einzuüben. 

ach alledem braucht eine Kriegs­
gefahr bisheriger Vorstellungsqualität 
nicht mehr ernsthaft angenommen zu 
werden; dies allenfalls nach Vorwarn­
zeiten, die Reaktionen auch im Be­
reich des Zivil- und Selbstschutzes 
ennöglichen. Einen anderen Staat be­
treffende politische Vorstöße werden 
aber weiterhin auf eine bewaffnete 
Macht abgestützt bleiben. Umfassen­
de Sicherheitsstrukturen erfordern, 
ständig in angemessener Fonn auf 
nicht ausschließbare Eskalationsvor­
gänge vorbereitet zu sein. 

Die sicherheitspollUsche 
lage 

Für den Zivilschutz genügt es nicht. 
Weggefallenes zu konstatieren. Gera­
de die sicherheitspoli tischen Gescheh­
nisse der Gegenwan lehren uns, daß 
auch Neuhinzukommendes in die Be­
trachtung einbezogen werden muß. So 
drohen Länder mit fanatischer religiö­
ser Ausrichtung mit der Entsendung 
von Terrorgruppen in kombattanter 
Anbindung an das Entsenderland. Sie 
lassen erkennen, daß sie über Raketen 
noch unbekannter, aber gewiß zuneh­
mender Reichweite verfugen und ma­
chen z. Z. noch bewußt irreftihrende 
Angaben über deren Sprengköpfe. Der 
Gedanke an die Erreichbarkeit deut­
schen Territoriums mit Raketen kon­
ventioneller Sprengwirkung muß 
emsigenommen werden. Die Em­
wicklung chemischer und Kernkraft-

Komponenten ist aufmerksam zu ver­
folgen. 

Für die sicherheitspolitische Ge­
samtlage Deutschlands bedeutet dies: 
- Bei den Streitkräften tritt die mili­

tärische Einsatzkomponente zur 
Absicherung des eigenen Territo­
riums noch deutlicher als bisher in 
den Hintergrund, die politische 
Streitverhinderungsfunktion in den 
Vordergrund. Streitkräfte dienen 
fast ausschließlich dem Ziel, die 
politische Handlungsfreiheit 
Deutschlands zu sichern. Sie haben 
die Freiheit von Erpreßbarkeit zu 
gewährleisten. 

- Die bisherige ausschließliche Ost­
West-Dimension sicherheitspoliti­
scher Absicherung ist entfallen. An 
ihre Stelle tritt das Erfordernis ei­
ner überregionalen Rundum-Absi­
cherung; die Zone entlang der ehe­
maligen innerdeutschen Grenze 
mit ihrem Kemgebiet Niedersach­
sen hat aufgehön, militärischer 
Schwerpunktbereich zu sein, ohne 
daß eine Verlagerung an die Oder 
stattgefunden hätte; eine mögliche 
Beteiligung Deutschlands an mili­
tärischen Konflikten außerhalb des 
NATO-Bereichs macht eine Einbe­
ziehung deutschen Territoriums in 
kriegerische oder kriegsähnliche 
Handlungen möglich. 

- Wegen seiner zentralen Lage ist ein 
größeres flächenmäßiges Betmf­
fensein Deutschlands von flächen­
deckenden Bodenkampfhandlun­
gen unwahrscheinlich. 

- Terroristische Angriffe in kombat­
tanter Anbindung an den Entsen­
derstaat werden in Deutschland 
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ebenso möglich wie Angriffe aus 
der Lufl mil weilreichenden Trä­
gersy lemen. 

Diesen Inzwischen weilgehend ge­
festiglen Einschälzungen kann sich 
auch der Zl\ilschutz nach dem Selbst­
schulz nichl entziehen. Ange,ichls des 
aus der bisherigen Bedrohungslage 
fonbeslehenden - wenn auch mini­
malisienen - Reslrisikos und einer 
zunehmenden DiVersifikation einer 
neu hinzulretenden Bedrohungslage 
kann ein völliger Verzicht auf Zivil­
schulz nichl in Frage kommen. Ein 
angemessener SchUlz der Zivilbevöl­
kerung ist und blcibl eine humanitäre 
Grundverpflichlung des Slaates. 

Den Zivilschutz anpassen 

In dieser Verant"onung hai er sich 
der Aufgabe zu unterziehen. den Zivil­
schulz an die Vernnderungen der si­
cherbeitspolilischen Lage anzupassen. 
Deren kennzeichnendes Merkmal ist 
die Verringerung. Folgerichlig muß 
dies auch rur den Zivilschulz gelten. 
Dabei kann nichl mehr auf die bisher 
gültige Logik zurückgegriffen wer­
den, wonach das Ausmaß von Zivil­
schulz maßgebli,h 10m Vmfang des 
eigenen militänschen Potentials be­
slimml wird. Mit der SchwerpunkIver­
lagerung zur polillschen Sireillerhin­
derungsfunkllon des Militärs kann die­
se Gleichung in Richlung auf überpro­
ponionale Reduzierung des Zivil­
schUlze, durchbruchen werden. 

Konkrete Verlnderungen 

Als Folge der skiuienen Verände­
rungen kann verzichlei werden auf 
- jede An Ion Erakuierungs- und 

aufenthaltslenkender Planung 
- keine weitere Verdichlung des Nel­

zes Ion Hilf,krankenhäusern; lor­
handene HIlfskrankenhäuser soll­
len auch unter dem Gesichtspunkl 
de, Mehrfachnulzens erhalten 
bleiben 

- Bau und Erhallung monofunklio­
naler S,hulzrtiume. 

Zu erhalten und rerändenen 
SchulZbedürfnissen anzupassen sind 
jene Komponenten des ZivilschUlzes, 
die im Verlauf emer längeren Vor­
warnzeil zu einem möglichsl umfas­
senden Vollschulz aufwachsen kön­
nen und Jene. die wohnsitznah vor 
Oberraschungsangriffen aus der Luft 
schützen. Dies sind in erster Linie die 
privaten Schulzrtiume, so daß der pri-

vate Schulzraumbau mll dem Mindest­
ziel des Grundschulzes weiler zu fOr­
dern sein wird. Sinnroll erscheint 
auch die wellere NUlzung schullf3unt­
geeigneter allgemeiner Anlagen (V­
Bahnhöfe, Tiefgaragenl insbesondere 
dann, wenn sich ständig eine größere 
Anzahl von Menschen don aufhält. 
Von hoher Bedeulung ist auch "eiter­
hin ein effizientes Warn- und Informa­
tionss)'slem. 

Das Sch .. ergewichl des Zivilschut­
zes der Zukunft wird - neben dem 
Technischen Hilfswerk - auf der heu­
le als Erweiterungsleil des Katastro­
phenschulze> der Länder bekannten 
Komponenle liegen. THW und Erwei­
lerungsteil mil den dazugehörigen Ka­
taslrophenschutz.schulen stellen das 
Mindestmaß dessen dar, was ein zivi­
liliener Staat zum Schulz seiner Be­
völkerung vor Waffenwirkung bereit­
zuhalten haI. Dabei sind Anpassungen 
an die wändenen Schutzbedürfnisse 
möglich und nÖlig. Möglich iSI eine 
Ausgestaltung der Erweiterungsleile. 
die sich - im Smne militärischer Ka­
derung - auf die ständige Präsenz von 
Organisalionselementen beschränkl 
und im Bedarfsfall zu größeren und 
umfassenderen Einsatzstrukluren auf­
wachsen kann. 

ötig ist eine materiale, inhaltliche 
und organisalorische Anpassung an 
die verändenen Schulzbedürfnisse. al­
so eine zielgerichlete Umstrukturie­
rung im Bereich der Fachdienste wie 
auch eine auf die neuen Gefahren­
schwerpunkle ausgerichlele regionale 
Aufteilung. 

Flexiblere Gestaltung 

Eines der kennzei hnenden Merk­
male zukünftiger Si herbeitsstruktu­
ren wird die größlmögliche Flexibilität 
aller Sicherungskräfte sein. Dement­
sprechend müssen auch die EinsalZ­
kräfte des ZivilschUlzes in jeder Hin­
sichl flexibel gestaltel .. erden. Dies 
gilt tUr die Ausrichtung auf regionale 
Gefahrenschwerpunklc ebenso wie rur 
die AUSIauschbarkeit von Komponen­
len. Es iSI schon heUle erkennbar, daß 
dies mil den bisherigen zentralislisch 
angelegten Verfahren von Strukturie­
rung und Mittelvergabe nichl leisIbar 
sein wird. Deshalb sollten in Zukunft 
stärker die Vorzüge der föderalisti­
schen Grundanlage unseres Staates ge­
nutzt werden. 

Reduzierung und ausschließlich ge­
fahrenorientiene Ausrichtung der Er­
weiterungsteile des Katastrophen­
schutzes finden don Ihre Grenze. wo 
der Mehrfachnutzen gefährdet wird. 

54 JBEVOlKERUNGSSCHUlZ -MAGllZIN 11-12190 I 

Die Erwellerungsteile müssen Im 
Stand gehalten werden. Beitrag zu 
einem Ge",mtgefiige zu sein, das auch 
alle denkbaren Großschadenslagen zi­
vilen Ursprungs abdecken kann. Dies 
ist kein Anlmnen der Länder an den 
Bund, überproponional zum zivilen 
Katastrophenschutz der Länder beizu­
tragen. Die, 1St die logische Folgerung 
aus der Tat>3Che, daß die Länder mit 
ihren KatastrophenschulZpotentialen 
- z. B. den besonders einsatzstarken 
Feuerwehren - auch rur die Bekämp­
fung von kriegshandlungsbedinglen 
Schäden zur Verfugung stehen. 

Stärkere Bedeutung des 
Selbstschutzes 

Welche Rangstelle nimml nun der 
Selbstschutz in diesem Geruge des 
Zivilschutzes ein? Eine. die eher an 
Bedeutung zunimmt als absink!. Denn 
rur den SelbstschUlz gilt eine ebenso 
naheliegende wie zwingende Ersl­
Recht-Logik. Wenn der Staat den ge­
ringen Slandard, den Zivilschutz seit 
eh und je in Deutschland hatte, durch 
Leistungslemngerung und Konzen­
trallon weiter zurücknimmt, muß der 
einzelne Mensch - immerhin Schulz­
Objekt des ZIVilschUlze I - erst rechl 
in die Lage 'ersetzt werden, sich wirk­
<am selbsl schützen zu können. Da 
dies systematisch. sachkundig und 
möglichst flächendeckend zu gesche­
hen hat , bedarf es einer Organisation, 
die uns mit dem Bundesverband rur 
den Selbshchutz und dessen Landes­
steIlen zur Verfugung stehl. 

Konkrel bleibt es auch .. eiterhin 
ußlerzichloor. möglichst vielen unse­
rer Mitbürger technische wie medizi­
nische Fahigkeiten zur Selbsthilfe zu 
,ernlineln. Ebenso wiChtig erscheint 
es aber, eine sinnvolle mentale Grund­
einstellung zur Möglichkeit 'on Groß­
IChaden,lagen wie auch kleinen Un­
glücksfallen zu lermineln. Niemand 
will einer Katastrophenmentalität das 
Won reden. Im Gegenteil: es gehön zu 
den liebenswenesten Errungenschaf­
ten freiheitlicher Demokratien, ihren 
Bürgern eine Grundstimmung der 
Sorglosigkeit ermöglichen zu können. 
Wohl aber ist es sinnvoll, vielleicht 
unserzichtbar. darauf hinzuwirien, 
auch die Möglichkeit von Schadenser­
eigmssen unlerkrampft in die Vorstel­
lung von einem natürlichen Leben<ab­
lauf einzubeziehen. Denn derjenige 
wird in der seelischen Streßsituation 
einer Schadenslage besonders beson­
nen und zielgerichtet reagieren kön­
nen, der auf einer deranigen inneren 
GrundeinsteIlung aufbauen kann . 

BVS-Angebote fortsetzen und 
verbessern 

Mit entsprechenden Inhalten müs­
sen die Lehrveranstaltungen des Bun­
desverbandes rur den Selbstschutz, 
müssen ihre schriftlichen und bildhaf­
len Informationsangebote im Grund­
satz fonge,.lZt und durch Ausrichtung 
auf neueriannte Schutzbedürfmsse 
ständig lerbessen werden. Dabei 
kommt den Schulen des BVS eine 
besondere Bedeutung zu. Sie sollten 
zu regionalen Zentren einer ,eniefen­
den intellektuellen Durchdringung des 
Grundgedankens .. Selbstschutz" aus­
geformt werden. Es ist kaum eine 
andere Organisation erkennbar. die ei­
ne Bandbreite von der Basisarbell bis 
hin zu wissenschaftlichen Anstößen 
mit vorhandener Infrastruktur und Per­
sonalausstattung leisten könnte. Die 
Abstimmung mit anderen, vergleich­
bare Aufgabenfelder wahrnehmenden 
OrganisatIOnen iSI eine SelbstlCf­
ständlichkeit und liegt im wohlver­
standenen eigenen Intere,se des Bun­
deSlerbandes rur den Selb,tschutz. 

Schließlich zeichnet den Bundes­
verband rur den Selbstschutz vor allen 
anderen Organisationen des ZIVil­
schutzes die Möglichkeit aus, sich mit 
einem umfassenden Ausbildungs- und 
Information>3J1gebol unminelbar an 
den Menschen wenden und auf ihn 
einwirken zu können. Ein Einflußin­
strument dieser An ist - behutsam 
und quantitativ wie qualitativ sinnvoll 
genutzt - auch im Zivilschutz 
schlechthin unverzichtbar. 

In jüngerer Zeit wird das . .Aktema­
schen-Syndrom" als ImagekennzeIch­
nung des Selbstschutze, wieder häufi­
ger ins Feld geruhn, um Aufgabe und 
Organisation in Frage zu stellen. ach 
allen Beobachtungen ist ein eher ge­
genläufiger Prozeß in Gang gekom­
men. Die Angebote des BVS "erden 
bereitwilliger angenommen, weil die 
begrüßenswenen Entwicklungen der 
Jüngeren Zeit sie Ion dem Veroacht 
freigestellt haben, kriegsbezogen oder 
gar kriegsvorbereitend zu sein. Damit 
trin auch bei der Arbeit des B VS der 
Gedanke des Mehrfachnutzens in den 
Vordergrund. Von seiner gesetzlichen 
Bestimmung her bkibl der BVS eine 
OrganisatIOn des Zililschutzes mit der 
Aufgabe, dem einzelnen Mitbürger 
SchuiZbefahigung bei Krieg,.reignis­
sen zu vermitteln. Die natürlichen Le­
bensumstände bringen es aber mit 
sich. daß das, was zur Linderung der 
Apokalypse eines Krieges bestimmt 
ist. ausschließlich bei Hänefallen des 
täglichen Lebens segensreich emge­
setZI wird. Der BVS hat diese Kompo-



nente schon seit langem in den Vorder­
grund gestellt. Die Emwicklungen der 
jüngeren Zeit erlauben ihm diese 
Schwerpunktverlagerung ohne Beein­
trächtigung seiner gesetzlichen Be­
stimmung weiter zu aktivieren. 

Selbstschutz - zeitgemäß 
und vor neuen Aufgaben 

Natürlich machen die neueren Ent­
wicklungen auch Aufgabenverzichte 

und slrukturelle Änderungen möglich. 
So ist es z. B. vertretbar, das Netz der 
kommunalen Selbstschutzberater ru­
hen zu lassen. Auch können Informa­
tionsfolge und Informationsdichte ver­
ringen werden, da es keinerlei Veran­
lassung mehr gibt, die Breite der Be­
völkerung innerhalb relativ kurzer Zeit 
ansprechen zu müssen. Dies macht 
Einsparungen im Personalbereich 
möglich, die z. B. auch dadurch er­
bracht werden können, daß der BVS in 
den neuen Bundesländern aus dem 

personellen Gesamtbestand der Orga­
nisation in der bisherigen Bundesrepu­
blik Deutschland aufgebaut wird. 

Nach alledem ist Selbstschutz nicht 
nur zeitgemäß. Er ist als Instrumem 
flexiblen Einwirkens unrninelbar auf 
den Menschen auch deshalb unver­
ziehtbar, weil er der Bedarfssituation 
kreatürlichen Schutzbedürfnisses ent­
sprich!. Dies stellt ihn inhaltlich wie 
im Verfahrensbereich vor Aufgaben 
von bisher nicht gekannter Qualitä!. 

Werbung für Vorsorge 
und Eigenhilfe 

Spezielle Informationsbroscbüre für Frauen -
Neuer Sympatbieträger wirbt für den BVS 

.. Wir Fauen machen mit - und 
Sier· Diese Frage an alle Frauen in 
unserer Gesellschan ist der Titel einer 
neuen Broschüre des Bundesverban­
des rur den Selbstschutz. 

Die Broschüre, die in enger Zusam­
menarbei! mit den FachgebielSleiterin­
nen für Frauenarbeit des BVS enlSlan­
den ist, bildet einen weiteren Schwer­
punkt in der seit Jahren konsequent 

betriebenen Frauenarbeit des Bundes­
verbandes. Doch trOlz viel faltiger Be­
mühungen zeigte sich bislang immer 
wieder, daß sich deutlich weniger 
Frauen als Männer von den Themen 

des Selbstschutzes angesprochen ruh­
len. Durch die neue BVS-Broschüre 
soll nun diese Zielgruppe gleicherma­
ßen infornliert als auch zur Mitarbei! 
im BVS motiviert werden. 

Auf 16 Seiten werden Frauen dazu 
angeregt, im Rahmen ihrer Verant­
wortung sowohl der Familie als auch 
der Gesellschaft gegenüber, Vorsorge 
und Eigenhilfe zu praktizieren. "Die 
Stellung der Frau in der Gesellschaft 
hat sich in den letzten Jahrzehmen 
erheblich gewandei!. Heute sind Frau­
en in allen Arbeitsbereichen vertre­
ten ... Auch in Fragen der persönli­
chen Sicherheit ,erlassen sich Frauen 
nicht allein auf das sprichwörtliche 
Glück oder die Hilfe anderer·, so die 
gezielte Einftihrung der Broschüre in 
die Selbstschutz-Thematik. 

Daß gerade im Bereich des Selbst­
schutzes ein attraktives, verantwor­
tungsvolles Betätigungsfeld ftir Frau­
en liegt, wird in der Informations­
schrift an einer Reihe von Beispielen 
verdeutlich!. Des weiteren werden die 
Möglichkeiten der Information und 
Ausbildung bei den Dienststellen des 
BVS ebenso dargestellt wie die viel­
faltigen Arten derehrenam!lichen Mi!­
arbeit rur Frauen. 

WI UEN MACHEN MI 
UND SIE? 

Kür in Zivilcourage 
Sichemeitswettbewerb 

Oie neue Informations-Broschüre dfS BVS ist direkt als Schrift fUr die Auf originelle Art "irbt der neue Sympathieträger mr BVS-SicherheilS-
Zielgruppe Frauen zu erkennen. weUbewerbe. -----------------------------
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Die mit einer E",taunage von 
50000 Exemplaren erschienene Bro­
schüre wird zunächlt geziell an Frau­
en,erbände und -organisationen abge­
geben_ An den zahlreichen BVS-In­
fonnationmänden soll sie als auf­
schlußreiche Ergänzung zu Beratungs­
gesprächen mit Frauen ausgegeben 
werden. Auch an eine Verwendung 
der Broschüre al\ ,.Schlüssel" zur re­
gionalen Pre,\C. zu Frauengruppen im 
Dienststellenbereich, bei Gleichstel­
lungssteIlen oder ähnlichen Einrich­
lUngen ist gedachl. 
Auf dem Rückum;chlag der Infonna­
tionsschrift 1;1 Clne Antwonpostkane 
abgedruckt. die jeder Lescrin die 
Möglichkeu bietet, jederzeit aktuelle 
Infonnationen über ltanfindende Ver­
anstallungen oder ehrenamtliche Mit­
arbeit zu beZIChen. 

Sympathfeträger ftlr den BVS 

Zur Vervollständigung der allge­
meinen Werbelinie des BVS wurde ein 
Sympathieträger entwickell. Auf neu 
konzipienen Plakaten und Stickern 
soll er die Bürger zu einem Engage­
ment in Sachen Selbstschutz motivie­
ren. So beispieb"ei\C animien er auf 

Zw;scllen Nord­
und ()slsee 

Neumünsler 

Mit zahlreIChen Info-Veranstaltun­
gen fand die BVS-Dienststelle Neu­
münster den Einstieg auf mehreren 
Campingpläuen. Den Zuhörern wur­
de schnell deutlich. \leiche Bedeutung 
der Selbst>ehutzau;bildung auf rur den 
Freizeitbereich zukommen kann. An-

Neugier rwr den UVS - das Ziel des 
",crbtwirksa lllcil Stickers. 

originelle An. ausgestanet mit Leiter. 
Schaufel. Verbandkasten und Feuerlö­
scher. unter dem Mono "Kür in Zivil­
courage" zur Teilnahme an den BVS­
Sicherheitsbewerben. 

Zu einer Steigerung des Bekannt­
heitsgrades des B VS beitragen soll der 
S) mpathieträger auch auf einem neu­
en Sticker. Bei VeranstallUngen mit 
hoher Publikumswirkung wie etwa 
Selbstschutztagen, Au,stellungen 
oder Straßenaktionen soll der werbe­
Wirksame Sticker die Neugier auf die 
BVS-Arbeit wecken. Damit immer 
mehr Bürgerinnen und Bürger dem 
Slogan des Stickers folgen können: 
"BVS - MuSicherheit!" - sm-

geregt durch diese Veranstallung mel­
deten sich zahlreiche C.mpingfreunde 
rur die angebotenen Selb,tschutz­
Grundlehrgänge an. 

• 
Strahlender Himmel und Ferien­

stimmung. Die\C optimalen Rahmen­
bedingungen rur den "Tag der Helfe(­
am Schönberger Strand fand der land­
rat des Kreises Plön. Dr. J. Wege. zur 
ElÖffnung vor. Der Ons>erband der 
JUH Preetz hane zusammen mit der 
BVS-Dienststelle Neumünster diesen 
Tag vorbereitel. Die eindringlichen 

-

Wone de> Schinnherren. die Augen 
nicht "or Unglücksfallen zu verschlie­
ßen. wndcm zu lernen. wie man a~liv 
zur Linderung von otsitu3tionen bei­
tragcD lann. stimmten manchen Zuhö­
rer nachdenklich. 

• 
Auch in diesem Jahr hane der land­

rat des Kreises Plön, Dr. J. Wege. 
"ieder zum Kreisfe;t auf Schloß Salz­
au eingeladen. Auf dem herrlichen 
Areal. das u. a. ab Zentrum des 

'90 in Neumünster. Dies hane auch 
entsprechende AuS' irkung am Stand 
des BVS. Don erwies ,ich der erst­
mals angebotene Quiz-Wenbe"erb als 
besondere Attraktion und guter Ein­
stieg_ die Besucher über die Arbeit des 
BVS aufzuklären . 

Der Schinnherr der Messe. der 
schle;wig-holsteinilChe Um"eltmi­
nio,ter Prof. Dr. Heydemann. nahm 
die Gelegenheit wahr. sich durch 
BVS-Fachgebietsleiter Schün und 

Von dem starken Uesuchcrundrang zum Kreisrest profitierte auch der 11\ S. 

SchlC\wig-Holsteinischen Musikfest i­
vals einmal im Jahr seinen kulturellen 
Höhepunkt findel. vergnügten sich ca. 
5000 Besucher. Selbst der Wenergon 
hane ein Einsehen und stellte rur die 
Dauer de; FC\tes den Regen ein. So 
hane die BVS-Dienststelle Neumün­
ster. die e"'tmalig einen Sicherheits­
"enbe"erb in diesem Rahmen durch­
ftihne. keinen Mangel an Teilneh­
mern. 

• 
Eine Zunahme von über 9(XX) Zu­

schauern 'emichnete die Messelei­
tung beim Norddeutschen Baumarkt 

Dienststellenleiter Straehler-Pohl über 
die Arbeit des BVS aus erster Hand zu 
informieren. 

Ntlcll,iclilen 
tlusB,emen 

Bremerhaven 

_.Mit dem Bürger - ftir den Bürge(' 
- so lautete das Thema einer Ausstel­
lung. die der BVS vom 21. August bis 

Lundrut Wege bei der t:röffnullg der Veransta ltung am Schönbcrger Um\\ clhnin iste r IIc}denUIIlIi (I\'fille) im Gesprüc h mit den ßVS·l\1itl.lrbei· 
Strand . lern Schütt (links) und Struchlcr-I'ohl. 
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BVS-Landcsstellenleiter Singer (links) und St:tdt verordnetenvorstchcr Tal­
lert bei der Ermittlung der Gewinner. 

I. September in einem Bremerhavener 
KaullJaus zeigte. Parallel dazu wurden 
Sicherheitswettbewerbe veranstaltet , 
wobei die Ausstellungsbesucher ihr 
Wissen auf dem Gebiet der Selbsthilfe 
und Vorsorge unter Beweis stellen 
konnten. Zu gewinnen gab es wertvol­
le Sachpreise, darunter ein Fahnrad 
und einen Lebensmittelvonrat. Über 
560 Tei lnehmer registrierte der BVS . 
Die Gewinner der Hauptpreise wurden 
wenige Tage nach der Veranstaltung 
beglückwünscht und konnten ihre 
Preise mitnehmen . Eine Bilanz, die 
sich sehen lassen kann. _,Mit dieser 
Resonanz sind wir mehr als zufrie-

den", meinte denn auch BVS-Landes­
stellen leiter Diethelm Singer. 

Stadtl'erordnetenvorsteher Alfons 
Tallert hatte ftir die Veranstaltung die 
Schirmhenrschaft übernommen . Dank 
der großzügigen Bereitstellung von 
Rächen entstand eine "Ausstellung 
zum Anfassen". Der BVS, die DLRG 
und der Automobil-Club-Verkehr 
(ACV) präsentierten sich nicht nur an 
eigenen Info-Ständen, sondern sie 
zeigten in Vorftihrungen, wie sie prak­
tisch geht: die Hilfe im Notfall. Das 
KaullJaus fand die Ausstellungsidee so 
gut, daß ftir 1992 eine Wiederholung 
vorgesehen ist. 

Beim UVS-Pun le war Geschicklichkeit gerordert. 

Que/du/cll 
Nlede/stlcllsen 

Hildesheim 

"Können Sie in Gefahrensituatio­
nen richlig handelnr ' lautete das Mot­
to einer Aktion, die der BVS in Zu­
sammenarbeit mit der DLRG, dem 
DRK und der Freiwilligen Feuerwehr 
durchftihrte. Erstmals wurde diese 
Aktion während der Badesaison im 
Freibad Nordstemmen durchgeftihrt. 
Der Sicherheitswettbewerb lief in der 
Zeit von 13.30 bis 16.30 Uhr und 
erstreckte sich über acht Stationen. 
Die Schirmhenrschaft hatte Samtge­
meindedi rektor Karl-Heinz Bothmann 
übernommen. Insgesamt konnten 38 

. Teilnehmern Uri<unden und Medaillen 
ausgehändigt werden. Darüber hinaus 
erhielten alle Tei lnehmer einen Preis. 
Diese Preise wurden durch die Samt­
gemeinde Nordstemmen sowie von 
Geschäftsleuten und Organisationen 
gestiftet. 

Blickpunkt 
No/d/lleln­
Westftllen 

Dortmund 

Die Dortmunder Gesundheitsl'ioche 
unter dem Motto "Unfall vorsorge" 
nutzte der BVS zu einer Selbstdarstel­
lung. Gute Gelegenheit dazu bot sich 
in einem auf dem Friedensplatz aufge­
bauten Zelt , wo - neben dem BVS -
18 weitere Organisationen und Ver­
bände präsent waren. 

Besonders gute Resonanz fanden 
bei den zahlreichen Besuchern die 
praktischen Vorftihrungen zur Vorsor­
ge und zur Abwehr von Gefahren im 
Haushalt , im Straßenverkehr, am Ar­
beitsplatz und in der Freizeit. Die 
BVS-Mitarbeiter betonten bei dieser 
Gelegenheit auch die Notwendigkeit 
von Selbstschutz-Grundlehrgängen. 

Wie erfolgreich die Gesundheits­
woche war, zeigte sich schließlich 
auch in der umfangreichen und posili­
ven Berichterstattung von Fernsehen, 
Rundfunk und Presse. 

Amsberg 

Gleich zwei Sicherheitswettbewer­
be gab es bei der "Schmallenberger 
Woche" im sauerländischen Schmal-

lenberg, wo sich die BVS-Dienststel­
len Amsberg und Hagen in Zusam­
menarbeit mit der Stadt Schmallen­
berg, der Freiwilligen Feuerwehr, 
dem DRK , Malteser-Hilfsdienst und 
der Deutschen Lebens-Rettungs-Ge­
seilschaft der Öffentlichkeit dar­
stellten. 

Dem Motto "Damit Hilfe kein Zu­
fall bleibt" entsprachen auch die Auf­
gaben, wobei lebensrettende Sofort­
maßnahmen, das Ablöschen brennen­
der Kleidung und das Absetzen einer 
Notfallmeldung über die Notrufsäule 
nur einige der Aufgaben darstellten. 
Vom Erfolg der beiden Wettbewerbe, 
an denen 89 Bürger tei lnahmen, über­
zeugte sich auch landtagsabgeordne­
ter Karl Knipschild. 

Steinfurt 

Was sich wenige Tage zuvor noch 
bei einer Übung mit der BVS-Projekt­
gruppe der BVS-Landesstelle als 
Theorie dargestellt hatte - das richti­
ge Verhalten im Falle eines Brandes -
wurde im Marienhospital Steinfurt 
plötzlich zur Realität. Flammen und 
dichte Rauchwolken lösten Alarm aus. 

Bei den Mitarbeitern des Hospitals 
lief alles wie in einem Lehrfi lm ab: Die 
Zeit bis zum Eintreffen der Feuerwehr 
wurde entsprechend dem Selbst­
schutzpri nzip vorbildl ich genutzt: 
Alarmieren, die Ausweitung des Bran­
des verhindern, Brand bekämpfen, Pa­
tienten wamen , die Abteilung räumen 
und die Feuerwehr einweisen, waren 
die Aufgaben der ersten Minuten die­
ses Notfalles. 

Zwar konnte das Feuer mit den 
hauseigenen Mitteln nicht erfolgreich 
bekämpft werden, aber es gelang im­
merhin. den Schaden zu begrenzen. 
Kommentar eines Krankenhausmitar­
bei ters: "Ohne die Ausbildung durch 
den BVS wäre ich ratlos gewesen". 

Alsdotf 

Mit einer ehrenvollen Auszeich­
nung, der Verleihung des "Schöffen­
siegels", dankte die Stadt Alsdorf bei 
Aachen dem langjährigen ehrenamtli­
chen Mitarbeiter der BVS-Dienststelle 
Aachen. Matthias Brendt. Bürgermei­
ster Helmut Janus würdigte die Ver­
dienste von Brendt, der sich, wie er 
betonte, sei t vielen Jahren ftir die Be­
lange der Bürger einsetzte. 

Auch der Leiter der BVS-Dienst­
stelle Aachen, Erich Janke, dankte 
dem ehrenamtlichen Mitarbeiter ftir 
sein Engagement im Dienste des BVS. 
In seiner fast 30jährigen Täligkeit ha-

ISEVOLKERUNGSSCHUTZ-MAOOIN 11 -12190157 
I 



Verwallungsamtsrlll !\fan: überreichte Mauhins Rrendl ( 

D k 

2. v. 1.) die 

an 'urkunde des UVS. links UürgcrmciSlcr J:.nus. 

be Brendt einen großen Teil seiner 
Freizeit in den Dien\t des Selbstschut­
zes gestellt. Ab AI<dorfer BVS-Be­
auftragter und Fachlehrer habe Mat­
thias Brendt seine Aufgaben ,ur 1011-

sten Zufriedenheit erfüllt. 
Verwaltungsamt;rat Wilfried Marx 

von der BVS-Lande\;telle überreichte 
eine Urkunde de\ B VS als Dank und 
gleichzeitig zur VerablChiedung. 

Düren 

An einem Samstag trafen sich im 
Truppenübungsgebiet "Vogel'3ng" in 
der Elfel der Amterverbund Bergheim 
des Katastrophenschutzes der Bundes­
post mit 40 Helfern, drei Mitarbeiter 
der BVS-Dienststelle Düren und 28 
Helfer des DRK aus dem Erftkreis zu 
einer 24-Stunden-Übung. Die BVS­
~itarbeiter hatten den Verlauf der 
Ubung ausgearbeitet und übernahmen 
beratende . und kontrollierende Tätig­
kenen. Die DRK-Helfer sorgten rur 
Schlafplätze in Zelten und rur Verpne­
gung. Außerdem richteten sie wah­
rend der Übung eine Verletztensam­
meIsteIle zur Versorgung der .,Ver­
letzten" ein. Insgesamt waren 30 Fahr-

zeuge angerückt. einschließlich eines 
Rettungswagens des DRK, um ggf. 
tatsächlich Verletzte versorgen zu 
können. 

Nachruf 

Die haupt-und ehrenamt­
lichen Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Koblenz trauern 
um ihren Kollegen 

Ludwig Duas, 

der plötzlich und unerwartet 
starb. Duas war seit 1971 bei 
der Dienststelle Koblenz tä­
tig; als Ausbilder einer fahr­
baren Aufklärungs- und Aus­
bildungsstelle hat er es ver­
standen, die Teilnehmer an 
den Veranstaltungen zu moti­
vieren und ihnen den Selbst­
schutzgedanken nahezu­
bringen. 

Wir verloren einen guten 
Kollegen und werden ihm ein 
ehrendes Andenken be­
wahren. 

Oie POSlbOOicnsteten müssen sich in der Praxis bewähren. 
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Saal/and­
Rundscl/au 

Drscholz 

Eine Informationstagung ,,Zivil­
schutz" ruhne die Frauen-Arbeitsge­
memschaft Im Christlichen Gewerk­
schaftsbund (CGB) im Mett lacher 
Onsteil Or.cholz durch. Hanmut 
Scherner. Leiter der BVS-Landesstel­
le Saarland. begrüßte die Teilnehme­
rinnen und erläutene ihnen den Ablauf 
der zweitägigen Informationstagung. 
In Filmen, Vonrägen und vor allem in 
lebhaft geruhnen Diskussionen wur­
den den Frauen die umfangreichen 
Aufgaben und Arbeitsbereiche des 
BVS vorgestellt. Viele Probleme, ins­
besondere m der Praxis, wurden 
durchgesprochen und von BVS-Mitar­
beiter Horst-Peter Moeller eingehend 
erläuten. 

Die Vorsitzende der Frauen-Ar­
beitsgemein\Chaft. Anne Zell, sah 
ZlCle und Vorstellungen der Frauen 
angesprochen. Oft seien es doch die 
banalen Dinge, auf die man im Be­
trieb, im Haushalt oder im Straßenser­
kehr stoße; und dann wisse man nicht 
sagte Anne Zell II'eiter, was zu tun sei: 
Hierüber mehr zu erfahren, eigene 
vorhandene Kenntnisse zu veniefen 
und belOnders die theoretischen Zu­
sammenhänge einmal kennenzuler­
nen. das II'oliten die Frauen erreichen. 
Die CGB-Frauen, aus vielen Berufen 
kommend. beteiligten sich intensiv an 
den angebotenen Themen. Selbstver­
ständlich machte der praktische Teil 
am zweiten Tag der Informationsta­
gung auch eine Menge Spaß. 

Vorsitzende Zell erläuterte mit we­
nigen Wonen die Arbeit der Frauen-

Arbeitsgememschaft innerhalb der 
CGB. Im Rahmen solcher Fonbil­
dungsveranstaltungen lersuche man, 
d:n Alltag der Frauen, geprägt durch 
eme dreifache Belagung durch Fami­
lie. Beruf und eigene Person, informa­
tiv zu bereichern. Dazu gehören Fahr­
ten. beispielsweise zum europäischen 
Parlament, Seminare, Frauentreffs 
und Informationstagungen. 

BVS-Landesstellen leiter Seherner 
hob abschließend das Engagement der 
Frauen hervor, das die>< während der 
Tagung gezeigt hätten. Es sei scholl 
bemene","en, daß sich C1ne Gruppe 
emes solchen Themas annehme. 
Scherner verabschiedete die Gruppe 
mit dem Wunsch. daß einige Frauen 
Sich auch beim BVS engagieren mö­
gen und der Frauenbeauftragten zur 
Sene stehen könnten. 

Nachruf 

Die Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Neunkirchen 
trauern um ihren ehrenamtli­
chen Helfer 

Ottmar Koch, 

der am 18. September 1990 
nach langer Krankheit im Al­
ter von 60 Jahren verstarb. 

Koch war seit 1985 Mitar­
beiter des BVS. Durch seine 
hilfsbereite Art und sein gro­
ßes Engagement erwarb er 
sich überall groBe Wert­
schätzung. 

Helferschaft und BVS-Mit­
arbeiter in Neunkirchen wer­
den ihm ein ehrendes Anden­
ken bewahren. 

(Folo: Schcmcr) 



Oie Versorgung eines Verletzten und das Ablöschen brennender Kleidung (im Hintergrund) als Stationen des 
Sicherheitswettbe\\erbes. 

Bayern "eute 

München 

In der Zeit vom 3. bis 7. September 
fuhne die BVS-Dienstste lle München 
runf Sicherheits"ettbewerbe auf dem 

Parkplatz eine; GroBeinkaufsmarktes 
durch. 

In den Geschäftsräumen des Mark­
tes wurde ein Lebensmittel-Notvorrat 
ausgestellt. Per Lautsprecheranlage 
wurde die Kundschaft laufend auf die 
Sicherheitswettbewerbe des BVS hin­
gewiesen. 

Zusätzlich wurde bei dieser Groß­
veranstaltung der Informationsstand 
mit Filmwagen eingesetzt. Diese Be­
mühungen ruhnen dazu, daß die Si­
cherheitsl<ettbewerbe von den Kun­
den sehr gut angenommen wurden. 44 
weibliche und 92 männliche Besucher 
nahmen an den Wettbewerben teil. 

Auch die Medien wiesen auf die 
Sicherheitswettbe"erbe hin. Radio 
Gong 2000 berichtete in einer Repor­
tage von den Sicherheitswettbewer­
ben, "obei die Reponerin, nachdem 
sie selbst am Sicherheitswettbewerb 

teilgenommen hatte, feststellte, wie 
wichtig die hier gezeigten Maßnah­
men sind. 

Da sowohl rur die BVS-Dienststelle 
München als auch rur die Firma die 
Sicherheitswettbewerbe ein groBer Er­
folg waren_ wurde rur 1991 ein neuer 
Termin fest vereinban. 

Traunstein 

Auf Vorschlag des bayerischen Mi­
nisterpräsidenten wurde kürzlich der 
ehemalige Leiter der BVS-Kreisstelle 
Traunstein, Franz Arsan, durch Regie­
rungspräsident Eberle mit dem Bun­
desverdiensrkreuz I, Klasse ausge­
zeichnet. Er erhielt die Auszeichnung 
auch fiir sein Engagement beim Auf­
bau des SelbSischUlzes im Landkreis 
Traunstein. 

Franz Arsan wurde 1974 nach sei­
ner Pensionierung mit der Koordinie­
rung der Katastrophenschutzmaßnah­
men im Landkreis beauftragt. An allen 
Katastrophenschutzübungen war er 
maßgeblich beteiligt: zusätzlich über­
nahm er die damalige BVS-Kreisstelle 
Traunstein. Binnen kurzer Zeit hatte er 
einen hohen Helferstand erreicht, die 
nach der Umstrukturierung 1979 als 
Selbstschutzberater weiter tätig 
blieben. 

Arsan, nunmehr BVS-Beauftragter, 
blieb die entscheidende Stelle in allen 
Fragen des Katastrophen- und Selbst­
schutzes bis zu seinem Ausscheiden. 
1986 erhielt er in Würdigung seiner 
Leistungen rur den Verband die Eh­
rennadel des BVS. 

An einer Original-Notrufsäule ist das Absetzen einer Unfa ll meldung gefor- Regierungspräsident E!>erle (links) zeichnet Franl. Arsan aus. 
der.. (Foto: Poß) 
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Technisches Hilfswerk 
Hamburg 

100. Ballon-Einsatz 

ltellung mit Dokumenten . Fotos. Ma­
tenal und Gernt den Weg de; THW zu 
einer schlagkräftigen Kat3>lrophen­
schutzorganilillion. 

Die Standlellung lag. WIC schon in 
den "rgangenen Jahren, in den be­
wähnen Händen des Ehltn-Bezirksbe­
aufIragIen 10m Bezilksverband Ham­
burg-Mille. Erwin Sieben, und vielen 
ehrenamtlichen Helfern . 

Landesbeauftragter Tmutveller 

Stade. Beim dlesjahrigen .. Tag der 
Niedersachsen" am 15.,16. September 
in Slade fuhr da, THW lIamburg den 
100. EinsalZ deI NDR·Fesselbalions. 
Der zwölf Meter hohe Ballon i\t mit 
600 Litern Helium gefUllt und kann in 
eine Höhe bll zu 4ü Metern auf,tel­
gen. Sechs THW-Team\ aus le""hie· 
denen Hamburger Bezirken überneh­
men seit 1983 die Balloneinsätze bei 
Außenübenmgungen Ion Horfunk 
und Fernsehen des NDR. so z. B. bei 
den HannO\er-MC\\Cn. FlugplalZren­
nen, der Kieler Woche oder Windjam­
merparnden. 

NI>f{-Milarbeiier I"cler \\ ien (rechts) dunkt dem TlHV-Team mr die 
langjährige Zusammenarbeit. (Fotos: Krüger) 

konnte liele prominente Gäste auf 
dem THW-Me;\C5Iand begrüßen. an 
der Spille den I. Bürgermeister der 
Hansestadt. Hennmg Vo-,chemu, und 
den 2. Burgermeister. Ingo Ion 
Münch. Besonde~ freute sich Tmut­
I eller über den Besuch der ehemaligen 
PrJsidentin der DDR-Volkskammer. 
Sahine Bergmann-Pohl. 

Das Ballon-Team deI Bezirl.sler­
bandes Hamburg-Harburg halle das 
Glück. beim .. Tag der iede"aehsen" 
in Stade. den 100. Balloneinsatl zu 
fahren. Steillenretend fUr alle .. Bal­
lonfahrer' deI TIlW Hamburg, wurde 
das HarburgerTeam dulth den stell-

venretenden Leiter des Lande,funk­
hOUle; Nieder..achsen und Leiter Fern­
sehen, Peter Wien. geehn. A. K. 

THWauf 
"Du und Deine 

Welt '90" 

Hamburg. Die Internationale Fa­
milien-Ausstellung .. Du und Deine 
Welt '90" gmg am Sonntag, dem 

Der NOR-IJullon, cln WahrLcichen des Senders. wurde zum 100. Male , om 
T IHV gestortei . 
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9. September. nach zehntägiger Dauer 
auf dem Hamburger Messegelande zu 
Ende. Wie in den Jahren zUlor. be­
suchten auch in diesem Jahr über 
250(0) Besucher die Messe. 

Der Informationsstand des THW­
Landesbeauftragten rur Hamburg 
zeigte in einer eindrucksvollen Auf-

ach zehn turbulenten Messctagen 
konnten die lIelfer befriedigt feststel­
len. daß sich das THW durch die 
modeme Werbeforn! des Standes einer 
breiten Öffentlichkeit wirkungsvoll 

Prominenter IJesuch am Stand des THW: "~rstcr nürgerml'istcr Voscheruu 
(oben) und die ehem:tlige Volkskanuner. Prii\idenlin I!ergmann-Pohl 
(unlen). WO(os: Krüger) 



präsentiert hatte. Eine große Anzahl 
von interessierten jungen Leuten nahm 
das Infomlationsangebot dankbar auf. 

A.K. 

BGS-Polizeidirektor 
geehrt 

Hamburg. Friedrich Waldrich, 
Polizeidirektor im BGS, erhielt am 6. 
September 1990 rur seine Verdienste 
um das Technische Hilfswerk das 
THW-Ehrenzeichen in Silber. Über­
reicht wurde der zweithöchste Orden, 
den das THW zu vergeben hat , vom 

THW-Landesbeauftragten rur Ham­
burg, Dipl.-Ing. Günter Trautvetter. 

Polizeidirektor Waldrich hat sich in 
den vergangenen Jahren stets rur eine 
enge Zusammenarbeit seiner Abtei­
lung und dem THW-Landesverband 
Hamburg eingesetzt. Höhepunkt die­
ser Zusammenarbeit war die Groß­
übung "Flügelrad" mit BGS, THW 
und der Deutschen Bundesbahn. Die 
Übung wurde von Waldrich angelegt, 
mi t erheblichen Kräften unterstützt 
und anschließend ausgewertet. Auch 
in Zukunft soll die kameradschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Verbänden fortgesetzt werden. A. K. 

Auszeichnung mit dem THW·Ehrel17.eichen: I'olizcidireklor Waldrich 
(links) und THW-LandesbeauftraglerTrautvelter. (Foto: Krüger) 

Niedersachsen 

Erfolgreiche 
Selbstdarstellung 

Hannover/Stade. Nachdem das 
THW am 22. August 1990 bundesweit 
seinen 40. Geburtstag begehen konn­
te, bedeutete die Teilnahme am zehn­
ten Tag der Niedersachsen vom 15. bis 
16. September 1990 in Stade rur den 
Landesverband Niedersachsen ein 
weiteresjubiläum, denn das THW war 
von Anfang an bei sämtlichen Landes­
festen präsent. 

Der dem THW zugewiesene Stand­
ort zeichnete sich neben seiner guten 
Lage und großzügigen Dimensionen 
besonders dadurch aus, daß er über 
eine Wasseranbindung verfügte. So 
konnten die wendigen Mehrzweck­
boote des THW im Pendelverkehr von 
vier Anlegestellen hunderte Besucher 
transportieren. 

Neben einer umfangreichen Fahr-

zeug- und Geräteschau mit vielen in­
teressanten Vorführungen standen 
verschiedene Kinderamaktionen im 
Mittelpunkt der Aktivitäten. So wurde 
unter Verwendung eines THW­
Schlauchbootes eine Schiffsschaukel 
gebaut und ständig betrieben. Von 
einem Gerüsttunn und vom neuen 
THW-Kran aus konnten Kinder und 
Jugendliche unter fachkundiger Anlei­
tung sich selbst mittelseines Rollgliss­
gerätes ablassen. Nagelbrettschlagen. 
Luftballonwettbewerbe und eine 
THW-Modellschau rundeten das Pro­
gramm ab, bei dem der Damenchor 
des THW-OV Stade rur die musikali­
sche Unterhaltung sorgte. 

Auf Ersuchen der Stadt Stade er­
richtete der Fernmeldezug eine Fern­
meldeleitstelle , die den Auftrag hatte, 
als funktechnisches Verbindungsor­
gan zu den einzelnen Veranstaltungs­
bereichen zu fungieren . Die Leitstelle 
befand sich im Rathaus in unmittelba­
rer Nähe der Einsatzstelle von Polizei 
und Feuerwehr und war rund um die 
Uhr besetzt. 

Zum zweiten Mal nach Uelzen 1988 
wurden anläßlich des Tages der 

Der THW-Kr3n mit dem " eit sichtbaren Würrel wies den Besuchern den 
Weg. 

Niedersachsen die Landeswettkämpfe 
der THW-Jugend durchgeruhrt. Sie 
fanden am Samstag, dem 16. Septem­
ber 1990. statt . Die Wettkampfaufga­
ben beinhalteten sowohl spielerisch­
sport liche als auch THW-typische Ele­
mente und forderten I'on den jugendli­
chen Teilnehmern ein Höchstmaß an 
Leistungswi llen. 

Knapp 200 Jugendliche aus zwölf 
Gruppen zeigten beim Dreibockbau , 
bei der Verletztenversorgung, der 
Kontrolle eines B-Sackes, beim 
Durchlaufen eines Hindernisparcours 
und einem Zeitpaddeln ihr leistungs­
vermögen. 

Im Beisein des neuen niedersächsi­
schen Innenministers Gerhard GIG­
gowski und des Stader Stadtdirektors 
Dr. Schneider fand am Nachmittag die 
Siegerehrung mit Pokalübergabe statt . 
Freudentränen vergossen die Leera­
ner, als sie von ihrem ersten Platz 
erfuhren. Den zweiten Platz teilten 
sich Cuxhaven 11 und Uelzen, den drit­
ten Platz erreichten unerwartet die 
Mädchen und Jungen aus Sarstedt. 

Als Fazit bleibt festzustellen, daß 

sich die Arbeit der über 200 beteiligten 
Helferinnen und Helfer aus den Orts­
verbänden Stade, Buxtehude, Kuten­
holz, Ronnenberg, Wilhelmshaven, 
Hameln und Goslar gelohnt hat. Über 
200000 Gäste kamen zum Landesfest 
nach Stade, viele tausend von ihnen 
besuchten das THW-Gelände, vor al­
lem Familien mit Kindern. Nach 
Schluß der Veranstaltung begannen 
die ersten Vorbereitungsarbeiten zum 
Tag der Niedersachsen 1991 am 22. 
und 23. Juni in der Weserstadt Rin­
tein. R.B. 

Einsatz beim 
Open-air-Festival 

Nordhorn_ Am I. September wur­
de der THW-Ortsverband Nordhorn 
um 17.08 Uhr per Funkalannempfan­
ger von der Einsatzleitstelle alanniert. 
Beim Open-air-Festival in Schüttorf 
war es im Bereich zwischen Absperr­
zaun und Bühne zu einer Hysterie 
gekommen. Die eingesetzten 160 

Lob und Anerkennung von Innenminisler Glogowski nir die Teilnehmer am 
Landcs\\cttkampr. (Foto: Bormann) 
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DRK-Helfer ~aren total überforden. 
die überwiegend ohnmächtigen Opfer 
konnten nicht mehr schnell genug ver­
sorgt ~erden. 

Bereits um 17.15 Uhr rückten der 
GKW mit Besatzung 1/6 und der VW­
Bus mit Besatzung I/I unterSünde~i­
gnal aus. Zur gleichen Zeit wurde auch 
die Onsfeuerwehr Schüllorf über 
Funkalarm alannien. 

Nach Eintreffen am Einsatzon bot 
sich Zugfuhrer Gerrit Baum ein ern­
stes BUd. Ein MKW wurde sofon 
nachgeforden und verließ um 17.45 
Uhr die Unterkunft. Da inzwischen 
einige Helfer über Telefon alannien 
~orden waren und "eitere Kräftedrin­
gend erforderlich wurden, ruckte um 
ca. 18.00 Uhr der zweite MKW mit 
dem Mehrz"eckboot aus. Der Einsatz 
des Bootes war erforderlich. da auf der 
anderen Seite des Flusses Vechte mit 
"eiteren Verletzten gerechnet wurde. 
die Brucke aber wegen der Menschen­
massen unpa~~ierbar war. 

Süfon nach Eintreffen der Helfer 
von THW und Feuerwehr wurde mit 
Unte~tütlUng durch das DRK ein zu­
sätzlicher Verbandplatz eingerichtet. 
Alle rerfugbaren Tragen, Bergetücher 
und Decken wurden benötigt. Unun­
terbrochen wurden im Bühnenbereich, 
wo die Jugendlichen massiv gegen 
Absperrung und Bühnedrängten. ohn­
mächtige und teilweise verletzte Per­
sonen aus der Menge geborgen und zu 
den Verbandplätzen getragen. Hier 
wurden sie von Notärzten und Sanitä­
tern übernommen und ver"orgt. 

Bei Einbruch der Dunkelheit wur­
den beide Verbandplätze vom THW 
ausgeleuchtet. Eine bewußtlose Per­
son wurde vom THW aus einem Hoch­
spannungsmast gerettet. 

Fazit des Einsatzes: 130 Fans wur­
den ärztlich verrorgt. 28 Perronen 
wurden in Krankenhäusereingeliefert, 
350 vom Sanitätspe~onal ver"orgt. 
Die ohnmächtigen und kreislaufge­
schädigten reMnen wurden nicht ge­
zählt, die Zahl dürfte 1000 aber über­
schreiten. Also rur alle eingesetzten 
Helfer ein hanes Stück Arbeit. 

Gegen 0.30 Uhr konnte das THW 
mit allen eingesctzlen Kräften abrük­
ken. Im Einsatz waren 21 Helfer und 
drei Helferinnen. 

Vorbildlich war das Verhalten der 
Nordhomer THW-Jugendgruppe. Sie 
hatte rur dieses Spektakel Freikanen 
erhalten. Nachdem die Jugendbetreuer 
das Chaos auf dem Gelände sahen, 
zogen sie sich mit den Jugendlichen 
zum Verbandplatz zuruck. Im Matsch 
steckengebliebene Rettungsfahrzeuge 
wurden mit dem MKW der Jugend­
gruppe nottgemacht. G. B. 

Rl'gierungsdirektor Ocrra (l in ks) überreicht Gcrhard ßrunke die Urkunde 
zum TII W-Ehrcnzeichcn in Gold. (Foto: Bormann ) 

Unterkunfts­
einweihung in Goslar 

Goslar. Mit einem FCltakt und 
einem anschließenden Tag der offenen 
Tür begingen Helfer und Führungs­
kr'dfte des THW-Onsverbandes Goslar 
am Samstag. dem 29. September 
1990, die offizielle Einweihung ihrer 
neuen Unterkunft in einem Industrie­
gebiet der alten Kaisc~tadt. 

In Anwescnheit von Bundes-, 
Landtags- und Kreistagsabgeordne­
ten. Bürgenneister, Oberkreisdirektor 
und rund 100 weitere Gästen. empfing 
Onsbeauftragter Gerhard Brunke aus 
der Hand von Regierungsdirektor 
Hans-Jürgen Derra das THW-Ehren­
abzeichen in Gold. 

Anschließend wurde den Gästen 
und Besuchern voller Stolz die Unter­
kunft gezeigt, bei der der Giebel über 
dem Eingangsponal mit weißem 

THW-Emblem auf blauem Grund als 
architektonische Besonderheit weithin 
sichtbar auffallt. 

In 14 Räumen, einem ausbaurahi­
gen Dachgeschoß, großen Fahrzeug­
hallen und rund 3000 Quadratmeter 
Grundstücklnäche kann zukünftig die 
Ausbildung intensivien und das 
kameradschaftliche Miteinander ver­
stärkt gepnegt werden. R. B. 

Baden-Württemberg 

THW-Ehrenzeichen 
für Klaus Becker 

ßöblingen. Das THW-Ehrenzei­
chen in Silber wurde THW-Helfer 
Klaus Becker vom stellvenretenden 
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Landesbeauftragten Jürgen Weide­
mann überreicht. Seit 1971 ist der 
neue .,Ordensträger'· nun schon THW­
Mitglied in Böblingen und auch einer 
der dienstältesten Helfer in einem 
Onslerband. 

ach abgeschlo;sener Grundausbil­
dung und anschließender Fachausbil­
dung zum Bergungshelfer übernahm 
Klaus Becker 1976 die Leitung der 
oruverbandsinternen Verwaltung. 
1981 wurde ihm ZUlätzlich die Öffent­
lichkeiL\3rbeit rur den Böblinger Ons­
verband übenragen. 

Als .,Pressecher' ist es ihm unter an­
derem gelungen. in einer über meh­
rereWochen lang laufenden Anikelse­
rie in der lokalen Presse ,.Das Bild des 
THW" darzustellen. NichtLUletzt auf­
grund der regen Pressetät igleit ist der 
Erfolg des OV Böblingen in der Hel­
fernachwuchswerbung zurückzuruh­
ren. 

Daneben wurde unter seiner Feder­
ruhrung eine beispielgebende INFO­
Mappe kreien. die an alle Onsverbän­
de innerhalb der Bundesrepublik ver­
teilt wurde. 

Neben diescn Lei~ungen , die - so 
der stellvenretende Landesbeauftragte 
Jürgen Weidemann - schon rur die 
Verleihung eines Ehrenzeichens in 
Silber ausreichend wären. muß noch 
da; pe~nliche Engagement im 
menschlichen Bereich hervorgehoben 
werden. 

Was bei der Bundeswehr als die 
.,Mutter der Kompanie" bezeichnet 
wird, ist Klaus Becler beim Orts ver­
band Böblingen. 

Die Helferfinden bei ihm immer ein 
offenes Ohr. sowohl dienstlich, als 
auch im privaten Bereich. was Klaus 
Beder auch noch mehrere Jahre lang 
als Helfe~precherbewies. H.-D. S. 

Nachruf 

Wir können es noch gar nicht 
fassen, daß unser THW-Ka­
merad 

Martin Sticker 

im Alter von 23 Jahren von 
uns gegangen ist. 
Er starb an den Folgen eines 
Verkehrsunfalles. 
Wir verlieren in ihm einen 
allzeit geschätzten und auf­
richtigen Kameraden. Wir ge­
denken seiner in Trauer und 
Dankbarkeit. 

Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 
Ortsverband Böblingen 



DeuCsches Rotes Kreuz +1 
Wollgang Pleßke 

Länderübergreifender Rettungsdienst -
Herausforderung der 90er Jahre 

Vortrag vor dem ,,1. Internationalen Notfallkongreß der Wiener Rettung" 
vom 20. bis 22. September 1990 

Rettungsdienst ist als ein Verbund 
von Notfallrettung und qualifizienem 
Krankentranspon zu verstehen. Not­
fallrettung und Krankentranspon müs­
sen aus medizinischen. organisatori­
schen, personellen und ökonomischen 
Gründen eine funktionale Einheit bi l­
den. Der Rettungsdienst ist eine plan­
mäßig organisierte Einrichtung der 
Daseinsvorsorge und DaseinsfUrsor­
ge. Er ist somit eine öffentliche und 
staatliche Aufgabe. 

Aufgabe des Rettungsdienstes ist 
es, bei NOIfalipatienten am NotfalIon 
lebensrettende Maßnahmen durchzu­
fUhren und die Transponfahigkeit her­
zustellen sowie diese Personen unter 
Aufrechterhaltung der Transponfahig­
keil und unter Vermeidung weiterer 
Schäden in ein geeignetes Kranken­
haus oder eine sonstige geeignete Ge­
sundheitseinrichtung zu verbringen. 

Notfallpatienten sind Personen, die 
sich infolge von Verletzungen, Krank­
heiten oder sonstiger Umstände in le­
bensgefahr befinden oder deren Ge­
sundheitszustand in kurzer Zeit eine 
wesentliche Verschlechterung vermu­
ten läßt, sofern nicht unverzüglich me­
dizinische Hilfe eingreift. 

Aufgabe des Rettungsdienstes ist es 
aber auch, Kranke, Verletzte und son­
stige hilfsbedürftige Personen, die kei­
ne NOIfalipatienten sind, unter sachge­
rechter Betreuung zu befördern. Dies 
wird als qualifiziener Krankentrans­
pon bezeichnet. Dabei ist eines klar: 
Notfallpatienten haben immer Vor­
rang! 

Uinderibergreifender 
Rettungsdienst 

Die Verantwonung der Staaten rur 
ihre Bürger beinhaltet, den Rettungs­
dienst als präklinische Versorgung zu 
gestalten und sicherzustellen. Hierfür 

brauchen wir Leistungsträger , die in 
eigener Verantwortung gemeinnützig 
tätig sind. Der Zugang zum Rettungs­
dienst bedarf einer klaren gesetzlichen 
Regelung unter Berücksichtigung der 
vorhandenen bzw. zu schaffenden 
Strukturen. Alle Regelungen zum Ret­
tungsdienst auf europäischer Ebene 
müssen das Gesamtsystem Rettungs­
wesen unter Einbeziehung der Luftret­
tung, der Wasser- und der Bergrettung 
sowie der Erste-Hilfe-Ausbildung um­
fassen. 

Dem Recht , am Rettungsdienst mit­
zuwirken, ist das Maß an Pflichten fUr 
alle am Rettungsdienst Beteiligten ge­
genüberzustellen. Das künftige Euro­
pa wird sich nicht nur auf die Verwirk­
lichung eines europäischen Binnen­
marktes zum I. Januar 1993 beschrän­
ken. Eine qualifiziene notfallmedizi­
nische Versorgung ist als eine wichti­
ge Aufgabe der sozialen Daseinsvor­
sorge im künftigen Europa zu verste­
hen: das ist eine Herausforderung. der 
wir uns stellen müssen! 

Der Bereich Notfallrettung und qua­
lifiziener Krankentranspon ist kein 

Regelungsgegenstand der Verkehrs­
politik nach An. 74 ff EWG-Venrag. 
Es reicht nicht mehr aus, Fragen be­
züglich grenzüberschreitender Einsät­
ze im Rettungsdienst zu regulieren und 
nachbarschaftliche Zusammenarbeit 
in grenznahen Gebieten zu vereinba­
ren. Dies hat in vielen grenznahen 
Regionen funktionien: aber es müssen 
grenznah stationiene Rettungsfahr­
zeuge auch über die Grenzen hinweg 
zum Einsatz kommen. Und dies ist nur 
der erste Schritt in die richtige Rich­
tung. Zielsetzung muß es m. E. sein. 
daß insbesondere Notfallpatienten, 
unabhängig in welchem europäischen 
Land sie sich befinden, SO schnell wie 
nur möglich die für sie dringend erfor­
derliche adäquate notfallmedizinische 
Versorgung erhalten. 

Bei einem grenzüberschreitenden 
Rettungsdienst in Europa geht es nicht 
um eine Harmonisierung der in den 
einzelnen europäischen Ländern gel­
tenden gesetzlichen Regelungen, son­
dern einen europäischen Mindeststan­
dard für die Notfallrenung, aber auch 
für einen qualifizienen Krankemrans-

Wolfgang Illenke ist Leiter des Referntes Rettungsdienst, Katastrophen­
und Ziv ilschutz beim DRK. (Foto: Zi mmermann) 

pon festzulegen und diesen in abseh­
barer Zeit auch zu verwirklichen. Eine 
Liberalisierung im europäischen 
Raum muß jedoch f1ir den Renungs­
dienst don seine Grenzen finden, wo 
rechtliche Rahmenbedingungen den 
Standard des Rettungsdienstes nicht 
mehr garantieren oder gar gefahrden. 
Die vorhandenen unterschiedlichen 
Standards im Rettungsdienst sind auf 
einem möglichst hohen Niveau anzu­
gleichen. um eine präklinische Ver­
sorgung der europäischen Bevölke­
rung in ganz Europa optimal sicherzu­
stellen, d. h., die Daseinsvorsorge in 
einem Bereich, wo es um Leben und 
Gesundheit der Bürger geht, zu ge­
währleisten. Diese zwingend erforder­
liche Vorhaltung hierfür muß aber 
auch zugleich für die Bürger in Europa 
SO kostengünstig wie möglich gestallet 
werden. 

Voraussetzungen für einen 
funktionstähigen 
europäischen Rettungsdienst 

Die Effektivität des Rettungsdien­
stes hängt entscheidend davon ab, wie 
rasch Hilfeleistung erfolgt. Bis 1995 
soll in allen Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft z. B. der einheitüche 
Notruf 112 eingefühn werden. Die 
Verwirklichung dieser Zielvorstellung 
wird die Alarmierung wesentlich ver­
einfachen. Dies setzt jedoch voraus, 
daß der Einsatz der Renungsmittel 
durch Rettungsleitstellen erfolgt. die 
das Lenkungs-, Koordinations- und 
Informationszentrum des Rettungs­
dienstes darstellen und rund um die 
Uhr einsatzbereit sein müssen. Die 
Rettungsleitstellen entscheiden über 
den Einsatz der diesen zugeordneten 
Rellungsmittel. Sie müssen mit den 
notwendigen Femmeldeeinrichtungen 
ausgestattet sein, was heute im Hin-
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blick auf den Slandard der Kommuni­
kalionllechnik kein Problem mehr 
darslellen kann; aber lie mülsen auch 
per;onell entsprechend ausgeriislel 
werden, um grenzübellichreilend die 
Annahme aller Hilfeeriuchen vorneh­
men zu können, den Einsalz und die 
Koordinalion aller Rellungsmillel si­
cherzuslellen und die Überwachung 
der Funkgesprdche und EinSalzfahnen 
zu gewährleislen. Sie müssen mil dem 
ärzllichen Bereilschaftsdiensl. den 
Krankenhäusern, der Polizei, der Feu­
erwehr, dem Kalaslrophenschulz und 
anderen am RellungsdienSi Beleiliglen 
eng zusammenarbeilen. 

Des weileren bedarf es der Feslle­
gung einer Hilfsfrisl, d. h., die Zeil­
spanne vom Eingang der NOifalimel­
dung in der Reltungsleitslelle bis zum 
Eimreffen des Rellungsmillels am 
NOifalion. Diese muß so kurz wie 
möglich gehahen werden. Eine Hilfs­
friSl, die wesemlich über 15 MinUien 
liegl, sIelli m. E. eine nOifalimedizini­
sche VelliOrgung grundsälzlich in Fra­
ge. d. h" aufgrund bevölkerungsmä­
ßiger, geographischer und finanzieller 
Gegebenheilen müssen europaweil 
Angleichungen vorgesehen werden, 
das Nelz von Rellungswachen, die den 
Rellungsleilslellen Unlellilelll sind und 
bei denen die Rellungsmiltel (Kran­
kenlransponwagen, Rellungswagen, 
NOlarzlwagen. NOlarzleins3lzfahrzeu­
gel rur den EinSalz vorgehallen wer­
den, flächendeckend zu gewährlei­
Slen. Hierzu bedarf es der Abdeckung 
enlsprechender Vorhahekoslen, die 
um so höher sind. je SlruklUlliChwa­
cher und dünn besiedeh die Gebiele 
sind. Finanzielle Hilfen seilens der 
europäischen Slaalen sind hier drin­
gend erforderlich. 

Um das Prinzip der prdklinischen 
VelliOrgung des NOifalipaliemen und 
seiner Überwachung (Nolfallrellung) 
und den Transpon Ion Nichl-Nolfall­
palienlen (Krankemranspon) sicher-
zuslellen. sind europaweil geeignele 
Rellungsmillel rur ein adäquales Ver­
sorgungss)'slem erforderlich. Hierzu 
bedarf es europäischer Nonnen. 

Die QualilälSSicherung erforden 
aus nOlfallmedizinischen und organi­
salorisch-rellungsdiensilichen Griin­
den einen Grundnonnungsbedarf rur 
die MindeSlgröße des Krankenmumes 
in den unlelliChiedlichen Rellungsmil­
lein zur Behandlung undloder Über­
wachung, rur die Be- und Entladung 
des Paliemen. rur die medizinisch­
lechnische Ausslallung und Ausrii­
slUng, rurdie Sicherung Ion Paliemen 
und PelliOnal vor Schädigung. DieGe­
seizgeber der europäischen Slaalen 

der wesemlichen Sicherheilsanforde­
rungen jeweils ihr beslehendes Sicher­
heilsniveau aufrechlzuerhahen oder 
feSizusellen. d. h.: keine HarnIOnisie­
rung auf ein einziges Sicherheitsni­
vcau, aber Klassifizierung und Har­
monisierung I'on Technologien. Defi­
nilionen, Priifmelhoden_ Auslausch­
barkeil, Belaslbarkeil. Beladbarkeil 
ele. Hierzu zähll nalürlich auch ein 
MIßdestslandard der I'erfügbaren me­
dizinischen und medizinisch-Iechni­
schen Geräle. 

Eine Herausfordcrung der 90er Jah­
re muß es des weileren sein, die Quali­
fikalion des RellungsdienSiper;onals 
in den europäischen Ländern nach ver­
gleichbaren Ausbildungskrilerien si­
cherzuSielien. Dies gih nichl nur für 
das nichlärziliche Pmonal (Rellungs­
helfer, Rellungssaniiäler. Rellungsas­
siSiemen), sondern auch rur NOlärzle. 
Die Bundesrepublik DeulSChland hal 
rnil einer zweijährigen Ausbildung 
zum Rellungsassislemen gUle Vomus­
selzungen geschaffen. Für die Beset­
zung insbesondere von Notarzlwagen 
und Rellungswagen ist dies europa­
weit anzustreben. 

Eine adäquate Besellung der Rel­
tungsmillel iSI dringend gebolen. Hier 
scheinen mir auch in der Vergleichbar­
keil europäischer Rellungsdienste 
noch erhebliche Engpässe gegeben zu 
sein. Gleiches gih im Hinblick auf den 
Einsatz von NOlärzten. Ein flächen­
deckendes NOlarztsyslem, insbeson­
dere in Ländern mil einer wesenllich 
geringerer Arztdichle, als sie in der 
Bundesrepublik Deutschland beSieht, 
vorzuhahen, wird uns vor erhebliche 
Schwierigkeiten Siellen. Unabhängig 
davon, daß nichl nur Krankenhaus­
ärzte, sondern auch niedergelassene 
Ärzle mit entsprechendem Fachkun­
denachweis zum Einsatz kommen 
soillen, iSI rur die Notfallrellung die 

I müssen das Rechl haben, auf der Basis 
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Milwirkung von NOlärzten unver­
zichlbarer Beslandteil. Ihr Platz ist 
beim Paliemen, nicht aber in deradmi­
niSlrali~en Organisation einer Ret· 
lungslellSielic oder Rellungswache. 
Unverzichtbar i\1 es, will man einen 
europäischen RellungsdienSi aufbau­
en, vergleichbare Ausbildungsgänge 
rur das nichtärztliche. aber auch das 
ärliliche Pellional im Rellungldienst 
anzuSIreben und auf dieser Grundlage 
millelfrblig auch die Besctzungs­
schlüssel zwischenstaallich einander 
anzunähern. 

Herausfonlerung der 
90er Jahre 

Einen länderiibergreifenden Ret­
tungsdienst in Europa zu schaffen, 
muß Ziel aller Veramwonlichen sein. 
Alle Bemühungen müssen darauf aus­
gerichlet sein. den Bürgern in Europa 
einen möglichSi hochwenigen Slan­
dard der präklinischen VelliOrgung zu 
garanlieren. Die Daseinsvolliorge in 
einem Bereich. wo es um Leben und 
Ge>undheit für alle europäischen Bür­
ger geht. ill nicht zum Nulltarif zu 
bekommen. Finanzielle Ressourcen 
sind erforderlich. um dies zu gewähr­
leisten und die unlerschiedlichen i­
veaus anzugleichen. Dcr 7. Rellungs­
kongreß des Deutschen ROlen Kreuzes 
im Mai dieses Jahres \land unler dem 
Leitwon "Reiten und helfen - über 
Grenzen hinweg'" und hai im Hinblick 
auf den europäischen Einigungspro­
zeß Möglich~eilen fur einen grenz­
übellichreilenden ReltungsdienSi auf­
gezeigt. Die unlelliChiedlichen Stan­
dards in der Organisalion, Ausslallung 
und Ausbildung bedürfen einer quali­
tativen Verdnderung; Rellungsdiensl 
als präklinische Velliorgung ist zu­
gleich auch eine soziale Verpflich-

tung. der diejenigen. die in ihren län­
dern maßgeblich beim Aufbau und in 
der Durchführung eines funklionsmhi­
gen RellungsdienSies beleiligl sind. 
sich nichl enlziehen können. 

DRK wird größte 
Hilfsorganisation 

in Europa 

Mit dem Beilrill der fünf Landes­
verbände des ROlen Kreuzes in der 
ehemaligen DDR. Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern. Sachsen­
Anhalt. Sachsen und Thüringen. wird 
das Deulsche ROle Kreuz zur größlen 
Hilfsorganisation in Europa. Dies er­
klänen die beiden DRK-Präsidenlen, 
BOIho Prinz zu Sayn-Willgenllein und 
Prof. Christian Briickner, zur Vereini­
gung beider Gesellschaflen in 
Deulschland. 

In 19 Landesl'erbänden mit 624 
KreiSlerbänden sind in Zukunft mehr 
als fünf Millionen ROikreuzmilglieder 
organisien. Über roo!XXJ Milbürger 
engagieren lich als freiw illige Helfer 
und Helferinnen im Reltungsdienst. 
BlulSpendewesen. in der sozialen Ar­
beil. bei Berg- und Wasserwachl, im 
Katastrophenschutz. bei der Ellilen 
Hilfe. im Sanitälsdienst und Jugend­
rolkreuz zum Wohle hilfsbedürfliger 
Bürger. 

Mit der Haupller;ammlung des 
DRK der DDR vom 6. 10. 1990 in 
Dresden wurde der Weg zur Vereini­
gung der beiden ROlkreuzgesellschaf­
len frei gemachI. Da es in einem ler­
eimen Deulschland nur eine nalionale 
ROI~reuzgesellschaft geben kann. 
werden die fünf Landesv erbände bis 
zur DRK-Bundesvcr;ammlung ihren 
Beitrilt beschließen. Alle ~ I itbürger 

sind aufgerufen. zur Bewälligung der 
gememsamen Zukunftsaufgaben im 
Sozial- und Gesundheitswesen das 
Deutsche Rote Kreuz im Rahmen ihrer 
Möglichkeilen als aktive Mitglieder 
oder mil Spenden zu unterstülzen, er­
klänen die ROlkreuzpräsidenlen. 

Gewinnen mit 
Frau Kohl 

Hannelore Kohl al\ promineme 
Losverkäuferin beim Deulschen 
Roten Kreuz: Im September verkaufte 
sie in der Bonner Remigiusstraße Lose 
für den guten Zweck. Immerhin gab es 
Geldpreise bIS zu S!XX). - DM zu ge­
winnen. (Foto: Zimmennann) 



ArbeICer-Samaricer-Buncl 

Fünf neue ASB-Landesverbände Rüdiger Pompl, konmen sich bei der 
Eröffnung von der AusSialiung der 
Schule überzeugen. 

ASB nun in aUen 16 Bundesländern vertreten ASB-Landesarzl Prof. Dr. Herbert 
Grimm fUhrte die Gäsle und die Schü­
ler dureh die in Deulschland einmalige 
"San-Arena", in der Unfallsilualionen 
realislisch dargeSleIlI werden können. 
Die Schüler werden an Dummies aus­
gebildel, die mil Hilfe lechnischer 
Einrichlungen "blulen", "sprechen" 
und "eagieren" können. Mil ihnen 
.. rden Unfalle - wie sie im läglichen 
Leben geschehen - nachgesiellI. Da­
neben verfügl die Schule über weileres 
mndernes audiovisuelles UmerrichlS­
malerial und kompeienie Lehrkräfle. 
Als Schulleiler wurde der Anäslhesisl 
Dr. Jürgen Renz gewonnen. 

Die Zahl iSI voll: In allen mnf neuen 
Bundesländern gibl es nun ASB-Lan­
desverbände. Als leizIer wurde arn 30. 
Seplember 1990 in Halbersladl der 
Landesverband Sachsen-Anhall ge­
gründet. Einen Tag zuvor war in 
Frankfun (Oder! der ASB-Landesver­
band Brandenburg gegründel worden. 
Die Landesverbände Sachsen, Thürin­
gen und Mecklenburg-Vorpommern 
beslehen bereils seil einiger Zeit 

In den Landesverband sind gewähll 
worden: Dr. med. Wilfried Mövius 
(Halle) als Ersler Vorsilzender, Dr. 
Manfred Temme (Halbersladl) als 
Slell,enrelender Vorsillender, Peler 
Billing (Aschersleben) als Schalzmei­
Sler, Winfried Saremba (Halbersladl) 
als Technischer Leiler und Dr. Ulrich 
Schulze (Haldensleben) als Landes­
arzl. 

Achl neugegründele Onsverbände 
gibl es bereilS in Sachsen-Anhall , und 
zwar in den Slädlen Aschersleben, 
Bad Dürrenberg, Halber;ladl, Halle, 
Magdeburg, Merseburg, Quedlin­
burg, Wolfen. In Gemhin, Haldensle­
ben, Harbke und Winenberg befinden 
sie sich in Gründung. 

Der neugewählle Landesvorsland 
selZI sich zusammen aus dem I. Vor­
silzenden Dr. Peler Ernsl (Königs­
WUSIerhausen), dem Siellvenreienden 
Vorsilzenden Ingo Naußed (Lübben­
au), dem SchalzmeiSier Siegfried 
Mende (Brandenburg), dem Techni­
schen Leiler Burkhardl Klubescheidl 
(Königs Wuslerhausen) und dem 
Landesarzl Dr. Joachim Heinze 
(Nauen). 

Im zukünfligen Land Brandenburg 
gibl es bereilS II neugegründele ASB­
Onsverbände in Brandenburg, Con­
bus, FrankfuniOder, Falkenberg, 
Lübben, Nauen. Neuruppin, Oranien­
burg. Lübbenau. Ralhenow und Kö­
nigs Wuslerhausen. 

Offizielle Aufnahme 
in den ASB 

Der ASB iSi als ersle gesarnldeUl­
sche Hilfs- und Wohlfahnsorganisa-

lion nun in allen 16 Bundesländern 
DeUischlands flächendeckend veme­
len. Mil Beginn der Wende in der 
früheren DDR haben sich in den fUnf 
neuen Bundesländern runf Landesver­
bände des ASB rnil 72 Onsverbänden 
gegründet 

Auf der Bundesausschußsilzung am 

13. Oklober 1990 wurden die neuen 
Landesverbände in Köln offiziell in 
den ASB-Bundesverband aufgenom­
men. 15000 Milglieder haben sich 
bereils in den neuen Landesverbänden 
organisien. Im gesamlen DeUischland 
hai der ASB 660000 Milglieder. 

Staatlich anerkannte Berufsfachschule 
für Rettungsassistenten gegründet In seinem Grußwort umerslrich Mi­

nislerialral Schirme)er die BedeUiung 
Ion Hilfsorganisalionen, die sich der 
Ausbildung von Rellungspersonal 
widmen. Nur so sei die präklinische 
Versorgung gewährleiSlei. 

Am I. Oklober 1990 eröffnele der 
ASB-Landesverband Bayern in Lauf! 
Pegnilz eine Berufsfachschule rur Rel­
lungsassiSienlen - die ersle in Bayern 
und die zweile in Deulschland. 

Am I. Seplember 1989 lral das 
Gesell in Kraft das die Ausbildung 
von Personen regelt die nach ihrer 
Ausbildung die Berufsbezeichnung 
"Renungsassislem" !ragen dürfen. 
Nach einem knappen Jahr der Vorbe­
reilUng - Lehrpläne wurden erarbei­
lei , zusälzliche Lehrkräfle eingesielli 
- konnle die Berufsfachschule ihre 
Pfonen öffnen. 20 Schüler lralen ihre 
Ausbildung an. 

Der Ausbildungsplan siehl eine 
zweijährige Schulung vor. Das ersle 
Jahr dienl der Iheoretischen Ausbil­
dung. ergänzl du reh ein dreiwöchiges 
Praktikum im RenungsdienSi und eine 
insgesami 14wöchige praklische Aus­
bildung im Krankenhaus (Allgemeine 
Pflege, NOiaufnahme elc.). Im zwei­
len Ausbildungsjahr werden die 
Kennlnisse in 50 UnlerrichlSSlUnden 
vertieft Die praklische Ausbi ldung 
erfolgt an staatlich anerkannten Lehr­
rellungswachen. 

Wichlig iSl, daß die Schüler nach 
Abschluß der Ausbildung auch bei 
anderen Rellungsorganisalionen lälig 
werden können. Somil iSI die Rel­
tungsassislcnlcnschule nicht nur eine 
ASB-imerne Einrichlung zur Ausbil­
dung des eigenen Nachwuchses, son­
dern eine Slaallich anerkanme und ge­
fördene Ausbildungssläne. Die Aus­
bildung kann nach Bafög-Richllinien 

nder dem ArbeilSforderungsgesell ge­
förden werden. 

Die Ehrengäsie, u. a. MiniSierialral 
Michael Schirmeyer vom Bayerischen 
Innenministerium und Bürgenneisler Renale Skroch 

Neuer Ambulanzhubschrauber in Bayern 

Der ASB-Landesverband Bayern 
arbeilel seil zwei Monalen im Ambu­
lanzflugwesen mil dem Aero-Diensl 
zusammen und präsentierte den neuen 
Helikopler jelzi auf einer Pressekonfe­
renz erslmals der Öffemlichkeil. 

Immer wieder hallen Ärzle darüber 
geklagl, daß Palienlen nichl mil dem 
Hubschrauber Iransportiert werden 
können, da der Rellungshubschrauber 
winerungsbedingl (Nachi , ebel elc.) 
nichl fliegen könne oder die T rans-

[)er neu vom AS B eing~tZle Ambulanzhubschraubcr vom Typ .,Hell 222" 
ist blindnugl3uglich und kann 500 km entrernte Einsattorte erreichen. 
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ponslrede rur ihn zu weil sci (SO km 
Reichweile). 

Der 10m ASB elngesclzle Hcli~op­
ler 10m Typ "Bell 222" schließI nun 
d,e;e Lüc~e im ba)erischen Renungs­
wesen. Er dient nichl der Primärrel­
lung. sondern wird bei Krankenlerle­
gungen, Orgalllran;ponen und Inten­
sI\-lnlubalonransponen eingesclZI. 

Wesentliche Vonelle des neuen 
Ambulanzhubschraubers sind der ge­
ringe Innengeräuschpegel und die 
Reichweile Ion 500 ~m. Damll kön­
nen der gesamle ba)erische Raum und 
angrenzende Gebiele Ion Hesscn, Ba­
den-Wünlemberg, Thüringen und 
Sachsen abgedeckl werden. Die wich­
IIgsle Eigenschafl des ASB-Helikop­
le" iSI jedoch, daß er blindnuglaug­
Iich iSI und IOmll bei jedem Wener, 
Tag und Nachl eingeselZI werden 
kann . 

Der Aero-Diensl hai als einziges 
ba)erisches Luflfahnunlemehmen die 

ASB hilft in Zaire 
Manchmal hilft schon ein einziges 

Fahrteug: In Kilenge, einem On in 
Zaire (Äqualonal-Afrika) hai die Ad­
lentistische EnlWlcklungs- und Kala-

Genehmigung. Heli~opler· F1üge nach 
Inslrumentenregelung dun:hzuftihren. 
Die medizinische AUl>lanung des He­
likople" entsprichl der eines OIarzl­
wagens. 

Der Helikopler hai seinen Slandon 
am Nürnberger Flughafen . Don kann 
er unter der Tel.-Nr. 09 11/524777 je­
derzeil Ion Ärzlen abgerufen werden. 
Zum Einsalzon benötigt er maximal 
eine Slunde. Zur Besalzung gehören 
ein Nolarzl und ein Rellungsassislenl 
dö ASB sowie zwei PilOien des Aero­
DiensIe>. 

Um die Abrechnung mll den Kran­
~en~assen ~ümmen sich der ASB. der 
anfordernde Kran~enhaU\arzl wird 
Ion VerwahungIJrbeil freigehahen. 
Voraussellung ftir eine KO>lenüber­
nahme dun:h die K3\SC iSI eine enl­
sprechende medizinische I ndi~alion. 

Dariiberhinaus iSI der Iielikopler auch 
im Kalaslrophenschulzeinsclzbar. 

Renale Skroch 

sirophenhilfe (ADRAI berells 1982 
einen kleinen GesundheilsJlO>len er­
richlel. Er wurde 1989/90 ausgebaul 
und ~a l," heule ~ran~e Menschen Ma­
tionär \eMrgen . 

Für den T ran;pon Ion Baumaleria-

Eine Fahrt auf den un bcrcstiJ!ten StraUcn "'aon schnell und abrupt L U 

unfrei" illigen Z"ischen.c;-topps fU hren. llier hilft nur noch schaufe ln. 

lien und spaler rur den Transpon medi­
zinischer Gemle ,"chle die ADRA 
einen geländegängigen Lasl~mftl>a­

gen. Der ASB konnte helfen und 
schic~le einen generalüberhohen. ge­
brauchlen Lkl> nach Zaire. Er iSI don 
ein unentbehrliches Transponminel 
ftir Malerial und Menschen. 

Aus einem KanaI­
schacht geborgen 

Zwei SlUnden späler - und der 
neunjähnge Peler häne nichl überleb!. 
36 Slunden lang hane man Ihn ge­
suchl. Ein Renungshund des ASB 
fand den Jungen schließlich in einem 

Kanalschachi an einer Bahnlinie. Die 
ganze Zeil über ~auene Peler in zwei­
einhalb Meier Tiefe am Boden des 
wassergeftilhen Schachles. 

achdem er gefunden worden war. 
mußle er mil Unterkühlung ins Kran­
kenhaus gebrachl werden. Mehr als 
weitere zwei Stunden , )() ~chälzte der 
behandelnde Arzl. hüne der Neunjäh­
nge In ::,einem nas!l(n. kallen Gcrang· 
nis nichl überlebl. 

Peler iSI ein aUlislisches Kind und 
nimml seine Umgebung kaum wahr. 
Aufgrund dieser Kran~heil iSI der lIel­
ne Peler slumm. Daher konnte er sich 
auch nichl bemerkbar machen. als an 
zwei Tagen eine große Suchaklion 
nach Ihm lief au 

ARBEITER-SAMARITER-BUND DEUTSCHLAND E.V. 

Erste ASB-Ortsverbände 
in der DDR gegründet. 

JAHRBUCH 1990 
Der 214 Scilen umfasscnde Geschäftsberichi des Arbeiler-Samariler-Bundel 

rur d3\ Jahr 1990 liegl jelzi vor. Der neunzehn Kapilel umfassende Berichl 
beschrelbl ausruhrhch das TäligkeilSfeld de, ASB. Die Siruklur der Organisalion 
wird ebenso dargelegl wie die Aufgabenbereiche Mllglieder Mnarbeiler. Rel­
lungswesen. Mobile Soziale Dien'le, AUlbi)dung. Bundesschule. Sialiontire 
Einrichlungen, Humaniläre Auslandshilfe. Klnder- und Jugendarbeil. ZiVlI­
diensl. Kalaslrophenschulz. Kraftfahrleugwesen. Fernmeldewescn. Saniiälsl>e­
sen. Presse- und Öffenllichkeilsarbeil und Versicherungswesen . 

Aufgrund der polilischcn Entwicklung in der ehemaligen DDR und die 
dadurch don möglich gewordenen Inilialilen des ASB 'cfllär~1 sich der 

In dem Il ügcllund \,on Kitcnj.:c bil'ten sich immer uieder i nler~unte Jahresbericht in die'iem Jahr durch die hinzugekommene Bcrichterslallung aus 
Ausblickt' in die l mgcbung. dem ö\llichen Teil des Lande). 
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I Johannicer-Unfall·Hille 

750 Zivis weniger 
Pflegenotstand durch Zivildicnstzcitvcrkürzung 

Die Emscheidung der Bundesregie­
rung. die Dauer des Zivildienstes von 
20 auf 15 Monate zu reduzieren. stellt 
die Hilfsorganisationen lor schwer­
wiegende Pet'Onalprobleme. Auch 
die Johanniter-Unfall-Hilfe befUrchtet 
erhebliche Engpässe. 

Denn zum 30. September beendeten 
auf einen Schlag 970 Zivildienstlei­
stende ihren Dienst fUr die JUH. Da 
wurden alle diejenigen emlassen. die 
15 Monate Dienst abgeleistet hanen. 
Diesen stehen nur 220 junge Männer 
gegenüber, die ab Oktober ,livi" bei 
der JUH sind. Fazit: 750 Plätze kön­
nen nicht mehr besetzt werden; das 
sind insgesamt um 25 % weniger als 
bisher. Bis 1994 ist sogar mit einem 
Rückgang von etwa 50 % zu rechnen, 
weil sich dann die gebunenschwachen 
Jahrgänge bemerkbar machen werden. 

Die Probleme, die durch die Zivil­
dienstzeitverkürzung emstehen, haben 
ein großes Medienecho hervorgeru­
fen, nachdem das Gesetzeslorhaben 
am 30. Juli bekanm geworden war. 
Die Schlagzeilen lauteten: 

gerade durch den abrupten Wegfall 
I'ieler Stellen - ,.vor On" emstehen. 

Vor allem die Bewältigung der Auf­
gaben in den Sozialen Diensten und im 
Rettungsdienst wird massiver· 
schwen. Gerade beim Mobilen Sozia­
len Hilfsdienst (MSHD) und der Indi­
viduellen Schwerstbehindenenbetreu­
ung (lSB), die lor allem durch Zivil­
dienstleistende getragen werden, ist zu 
befUrchten, daß Anfragen nach indivi-

dueller Betreuung künftig evemuell 
negativ beantwortet werden müssen, 
wenn es beim derzeitigen Personal­
stand bleibt. 

Außerdem wurde die Frage gestellt, 
inwieweit es bei einer 15monatigen 
Zivildienstzeit überhaupt noch effek­
til sein kann. ZDL fUr den Renungs­
dienst auszubilden, wenn man \'on 
einer Ausbildungszeit \'on insgesamt 
bis zu 5 Monaten ausgehen muß. 

sonal einzustellen, wenn es nicht zu 
einem Rückgang der Leistungen kom­
men soll. Das jedoch wird einen An­
stieg der Emgelte rur die zu erbringen­
den Leistungen zur Folge haben. Wie­
viel zusätzliche Kosten durch den 
Wegfall der Zivildienstleistenden em­
stehen , ist jedoch nicht abzusehen. 

Auch ist nicht zu übersehen, daß der 
Gesetzgeber durch den Rückgang der 
Zahl der ZDL erhebliche Haushalts­
minel einspan. Aus der Reduzierung 
der Zivildienstdauer leitet sich daher 
die Forderung ab, zukünftig verstärkt 
öffemliche Minel zur Verfiigung zu 
stellen. um die FunktionslÜchtigkeit 
gerade der Sozialen Dienste sicherzu­
stellen. 

,.Schon jetzt kann Hilfe nicht mehr 
gewährleistet werden" (Bonner Rund­
schau, 21. 8. 90). "Wir fallen in ein 
tiefes Loch" (Stern I'om 2. 8. 90) oder 
"Rener brauchen selbst Hilfe" (Mann­
heimer Morgen, 13. 8. 901. Die Johan­
niter machten öffemlich auf die 
Schwierigkeiten aufmerksam, die -

Auch im Reuungsdicnst könnte n durch die Zi vildienst­
zcit" erkü rzung Engpii'iSe entstehen. 

Für viele Senioren ist der menschliche Konl:lkt zu den 
Johannitern sehr \\ichtig. 

Viele bedürftige M('nschen sind auf die Hilfe der Zi\'ildien~tleislenden 

ange\\ icsen. 

Wie also können die Johanniter den 
Wegfall von so vielen Zivildienstlei­
stenden ausgleichen? Eine kurzfristige 
Entlastung hat bereits das Angebot der 
Dienstzeitverlängerung gebracht. Et­
wa 100 Zivildienstleistende haben sich 
einverstanden erklän, ihre Arbeit zu 
den bisherigen Konditionen weiterzu­
fUhren, um die Zeit bis zum Beginn 
des Studiums oder der Ausbildung zu 
überbrücken. Doch größtenteils han­
delt es sich hier nur um eine Verlänge­
rung von ein bis zwei Monaten. 

Stärker als bisher will sich die JUH 
auch darum bemühen, ZDL nach ih­
rem Dienst als Aushilfen weiter zu 
beschäftigen. Langfristig aber ilt es 
notwendig, mehr hauptamtliches Per-

Eine langfristige Maßnahme zur 
Verbesserung der Situation ist in einer 
generellen Neuregelung des Freiwilli­
gen Sozialen Jahres zu sehen. Darauf 
hat der Präsident der JUH. Wilhelm 
Graf v. Schwerin, bereits mehrfach 
hingewiesen, zuletzt in einem Brief an 
Bundesgesundheitsmi nisterin Prof. 
Dr. Ursula Lehr. 

Zudem hat sich Graf Schwerin in 
einem offenen Brief an alle Schwe­
stemhelferinnen. ehemaligen Mitar­
bei ter und Freunde der JUH gewandt 
mit der Bine, "zu prüfen, ob Sie sich 
der JUH - und sei es nur fUr kurze Zeit 
- wieder oder weiterhin zur Verf.­
gung stellen können". 
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Drei Fragen an JUH-Bundesgeschäfts­
führer Andreas v. Block-Schlesier 

Wie gravierend "t der sogenannte 
.• Pflegenotvtand" aus Ihrer Sicht? 

Von Blocl-Schlc>ier. Z~ar haben 
wir auch <lationMe Einrichtungen 
und leisten qualifiziene Kranken· 
und AltenpOege. j..'doch handelt ev 
sich bei der Arbeit Im "'genannten 
Mobilen Sozialen l"lf>dienvt und in 
der Individuellen Schweritbehin­
denen-Betreuung. "0 viele Zivil­
dienstleistende eingeletzt werden. 
um Betreuungsarbeit. Bei die«r Ar­
beit. sozu'"gen unterhalb der 
Schwelle der qualifizienen Kran­
kenpOege. Itellen wir seit Jahren 
einen Betreuung,notstand fest. Wei­
ten Teilen unICrer Bevölkerung und 
vennutlich Joch unieren Politilern 
1St entweder nicht bewußt. welcher 
riesige Betreuunglbedarf in den vie­
len Einzelhauvhalten besteht. oder 
es wlrtl dieses Defizit in unlerer 
Ge«lIschaft verdeJngt. Den Betreu­
ungsnotstand möchte ich also aus­
drücklich bestätigen und sehe in des­
sen Milderung die welentlichste 
Aufgabe fUr die Johanniter-Unfall­
Hilfe. 

Ist es möglich. daß gezielt Zivil­
dienstleistende fUr eine Organisa­
tion angeworben werden? 

Von Blocl-Schlesier: Die Anwer­
bung Ion ZlVlldienstlClStenden 
durch eine anerkannte Beschäfti­
gungssteIle IIt auldrücllich unter-

sagt. Es ist auch ganz undenlbar. 
daß eine Organisation flir den Zilil­
dienst in ihren Reihen .. Rellame" 
machen könnte. denn dies würde 
einer Aufforderung gleichlommen. 
Zivildienst statt Wehrdienst abzulei­
sten. Soille ein ZiVildienstleivtender 
den Wunsch äußern in unICren Rei­
hen zu dienen. dann lönnen wir das 
untClStützen. indem w ir dielen 
Wunsch dem Bunde,"mt rur Zivil­
dienst befUrwonend weitergeben. 
Auf diese Weile sind schOll viele 
Zivildienstleistende zu unv ge­
stoßen. 

Was würde eigentlich geschehen. 
wenn der Wehrdienst generell abge­
schafft würde. wie dies lereinzelt 
Politiler - auch aus der Regie­
rungsloalition - schon geforden 
haben? 

Von Blocl-Schlesier: Wir haben 
einmal intern ausgerechnet. daß der 
Zivildienst in der Bundevrepuhlil 
etwa gut2 Mrd. DM pro Jahr lostet. 
wenn wir von rund 9O(xx) Zivil­
dienstleistenden bundesweit aUlge­
hen. ach Wegfall des Zivildien\les 
würden demnach 2 Mrd. DM frei 
"erden. Für diese Summe lönnte 
man rund 5O(xx) bis 60000 haupt­
amtliches PflegepeMnal bzw. Teil­
zeitlräfte beschäftigen. DieIC w ur­
den die Zilildienstleistenden durch­
aus ersetzen können. 

Teufelskreis aus 
Armut und Krankheit 

Nach dem Friedensabkommen Ion 
Esquipul", (Guatemalal 19 7 wurde 
durch die Vereinten Nationen das 
ONUCA-Programm begonnen (ONU­
CA = spanische Kurzfonn flir Beob­
achtergruppe der Vereinten ationen 
in Zemralamerila). 

Die Bundesregierung beteiligt sich 
eritmall an einer solchen UNO-Frie­
densmission. Sie eneilte dem MHD 
und der JUH den Auftrag. gemeinsam 
medizinisches Per;onal zur Betreuung 
der ONUCA-Leute nach Minelameri­
ka zu entsenden. Die JUH stellt insge­
samt Vier Ärzte. eine Krankenschwe­
ster und einen Pfleger fUrdas Team der 
Jobanniter und Maltescr. 

Schwienge Bedingungen finden die 
MediZiner in den Ländern Honduras. 

icaragua. Costa Riea. Guatemala 
und EI Salvador vor: außerhalb der 
Hauptstädte ist oft lediglich eine Erit­
le""rgung von Kranken und Verletz­
ten gewährleistet. 

In EI Sahador haben sich die Medi­
ziner und das Pflegeper;onal neben 
ihrer Tätigkeit als medizinische Be­
treuer des ONUCA-Per;onals in ihrer 
Freizeit auch die Auswenung medizi­
nischer Ver;orgunglmöglichkelten 
zur Aufgabe gemacht. Schwerpunkt 
ist dabei die Erarbeitung eines Krank­
heilSspektrums im Lande. um die Er­
stellung entsprechender Prälentiv'or­
schläge zu ennöglichen. 

Die Malariaprophylaxe in entlege­
nen und schwer zugänglichen Gebie­
ten gehön zum Aufgabenbereich des 
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don eingesctzten medizinischen Per­
sonal\ der Hilf~rganisationen. 

Dr. S,hmidt. Johanniter aus Berlin 
und ICit Februar die'<'s Jahres ab Arzt 
in EI Sahador. begleitete z"ei der 
periodisch durchgeruhnen Impfak­
lionen: 

Hier ein Einsatzbericht: 
.. Aufgrund emer Fehlinfonnation 

des Ge~undheJl')ministeriums in San 
Salsador. In bezug auf die Passierbar­
leit des größten Flusses .. Rio Lempa". 
mußten wir einen riesigen Umweg 
fahren. '" daß wir erst mittag,. IlJeh 
lechs Stunden Fahn in den Onen an­
kamen. Die One waren 10m Krieg 
gekennzeichnet: zeritöne Häuser. 
kein Strom. Elend. In aller Eile wur­
den die Anwesenden geimpft. da die 
Zeit zur Rüelfahn drängte. So waren 
wir 'on insge",mt 14 Stunden nur 
lnapp zwei Stunden im Einsatz:' 

Auch in Honduras besucht das 
ONUCA-Arzteteam medizinische 
Einnchtungen und kümmen sich um 
die hygienische Überwachung. 

schen Grenze. MARGOA ist ein Zu­
sammen hluß der beiden HaupIOns­
namen ~1arcala und Guascaran. die 
150 km .. estlieh der Hauptstadt Ion 
Honduras. Tegueigalpa. liegen. Ime­
grien ist d", Projekt deshalb. weil 
medizinische Er;tlersorgung verbun­
den wird mit Mutter-Kind-Program­
men. Beratung zur Wasserver;or­
gung. Umweltfragen. Ernährungspro­
grammen und Gewiehllkontrollen bei 
Kleinkindern. 

"Dieles Projekt unterscheidet sich 
wohltuend von so vielen anderen Ge­
sundheitsprojekten in der Dritten 
Welt. da es an der Wurzel des Teufels­
kreises aus Krankheit und Annut an­
setzt .. :'. \0 die Einschätzung Ion Dr. 
Jung-Hecker. 

Die medizinische Unterver;orgung 
der überwiegend indianischen Bevöl­
kerung im Grenzgebiet Honduras'El 
Salsador ist prekär: 

106 von I(XX) Kindern umer runf 
Jahren sterben und die Umerernäh­
rungsrate liegt bei 65.5 Prozent. Das 

I)a~ ONUCA-Team \ or der Ahrcise nach "1itlclumcriku. 

.. Es gibt I iele Bereiche. die brach­
liegen. "IC z. B. die Ausbildung und 
Förderung Ion 200 traditionellen Heb­
ammen oder die Ausstattung Ion 
evangelischen Erholung,zentren. wo 
fehl- oder unteremähne Kinder mit 
ihren Müttern zusammen aufgenom­
men IVerden und Unterweisung in 
riChtiger Ernährung erhalten". berich­
tet Dr. Jung-Hecker. ebenfalls Arzt 
aus Berlin. der seit März dieses Jahres 
all Johanniter in Honduras arbeitet. Er 
hilft bei der Suche und dem Aufbau 
weiterer Gesundheitsprojekte. An­
knüpfungspunlt ist das seit zwei Jah­
ren bestehende imegriene soziale Pro­
J"kt "MARGOA" an der salvadoriani-

nächste Gesundheltszemrum Ist oft 
mehr als eine Stunde Fußmarsch Ion 
den Gemeinden entfernt. und es fehlt 
don an medizinischer Ausrüstune. 
Medilamenten. ausgebildetem Per;;;. 
nal und Möglichkeiten zur Gesund­
heibloMrge. 

Das ONUCA-Arzteteam hat In Zu­
sammenarbeit mit freiwilligen Helfern 
und Hebammen aus dem Lande in 
Koordination mit dem Gesundheitsrni· 
nisterium begonnen. d", Projekt 
"MARGOA" zu unterstützen. 



Mal.r-Hillscliensc 

Ethik im Rettungsdienst 

Mit dem ersten Paragraphen unseres 
Grundgesetzes .,Die Würde des Men· 
sehen ist unantastbar!" ist uns ein 
Maßstab sittlichen Handeins gegeben, 
auf den wir uns innerhalb unseres 
Staatswesens einigen können, gleich 
welcher Art und Herkunft die Krite­
rien menschlich verantwonlichen 
Handeins in unserem Alltag sonst auch 
sein mögen. 

Die unantastbare Würde des Men­
schen auch im Rettungsdienst zu ach­
ten, erscheint auf den ersten Blick eine 
Tautologie zu sein - so etwas wie ein 
"weißer Schimmel". Wozu sonst hat 
denn ein Gemeinwesen ein solches 
Gesundheitskonzept und ein Hilfswe­
sen entwickelt, wie wir es kennen und 
dessen Teil wir sind' Es geht doch um 
nichts anderes, als unterschiedslos al­
len Menschen in den höchsten Bedro­
hungen ihres Lebens helfen zu können 
- ohne Ansehen der Person, des Stan­
des und der sozialen Einbindung. Den­
noch - gerade weil dies so ist, soll 
unser Gedankengang nicht mit Neuem 
konfrontieren sondern zur Reflexion 
über unser eigenes Handeln anregen. 

Der Mensch ist Person, 
Individuum, Partner 

1. Unser Gegenüber, der verun­
glückte und kranke Mensch, ist Per­
son! Er ist also nicht eineSache, die zu 
funktionieren hat. sich gefalligst in 
den Ablauf von Vorgängen einzum­
gen und - eben - sich behandeln zu 
lassen hat. Er ist Person mit seiner 
eigenen Würde und Verantwortung als 
mein Gegenüber. In allen Lebensbe­
reichen besteht die größte Gefahr ftir 
die Menschenwürde darin. den Men­
schen aus seiner Subjektrolle hinaus­
zudrängen und ihn zum Objekt zu 
degradieren. Zum Objekt, das selbst 
gar nicht mehr gefragt, sondern das 
nur noch zum Gegenstand gemacht 
wird. an dem andere fraglos handeln. 

Die Begründung dieser Würde hat 
viele Wurzeln. Eine der ältesten und 
tragfahigsten ist nicht zuletzt das 
christlich-abendländische Menschen­
bild, nach dem der Mensch als Eben-

Umgang mit Sterbenden 

bild Gottes innerhalb der Schöpfung 
eine ihn von allen anderen Kreaturen 
unterscheidende, einmalige Würde 
besitzt. Diese Ebenbildlichkeit ist 
auch die Begründung aller Nächsten­
liebe. 

2. Der Mensch ist aber nicht nur 
einfach Person, sondern EinzeIpersön­
lichkeit. Er oder sie ist er oder sie 
selbst - individueller Mensch mit sei­
nem Gewordensein. mit seiner Her­
kunft, seiner psychischen . sozialen, 
biographischen Disposition. Schon 
das ist erneut ein Hinweis auf die 
Einmaligkeit und Würde eines jeden 
einzelnen Mensehen. Selbst wenn wir 
natürlich bei einem Einsatz nicht je­
desmal aus dieser Tatsache ein Pro­
blem machen können, ist es dennoch 
von WiChtigkeit, bei der Aus- und 
Weiterbildung der eigenen ethischen 
Grundhaltung dies immer wieder zu 
realisieren. Gerade die Individualität 
jedes Menschen ist der Grund jener 
ethischen Haltung, die man Ehrfurcht 
nennt. Kurz definiert ist dies .,die 
Furcht, die Ehre des anderen zu verlet­
zen". Es kann zur sittlichen Verfeh­
lung werden, vorschnell zu meinen, 
man könne auf das eine oder andere, 
was zum Patienten gehÖft, keine 
Rücksicht nehmen. Es gehört zu den 
persönlichen, individuellen Rechten 
jedes Menschen, daß er so genommen 

wird, wie er ist. Einer der ältesten 
Krankenpflegevereine der Welt, der 
Malteser-Ritterorden, hat diese Tatsa­
che in seiner Regel festgeschrieben , 
wenn er davon spricht, die Patienten 
als die ,.Herren Kranken" zu sehen und 
zu behandeln - letzt lich ihnen also zu 
dienen. 

3. Der Patient ist ein Partner. Er 
ist jemand. mit dem wir eine Strecke 
seines Lebens (oderauch Sterbens)auf 
dem gleichen Weg sind. Die gemein­
same Fahrt im Reuungswagen ist da­
fUr ein sprechendes Symbol: Wir ge­
hen miteinander in pannerschaftliche 
Weise einen Weg. Partnerschaft 
kommt von .,pars'· - der Teil. 

Teile aber sollen sich zusammen zu 
einem Ganzen .,ergänzen". Dazu brin­
gen wir als Helfer unseren Teil ein, auf 
den der andere jetzt angewiesen ist: 
unser Können, unsere Hilfe - ja, auch 
unsere Liebe. 

Vielleicht wäre manchmal unsere 
Sprache ein guter Indikator, zu welch 
demokratisch-partnerschaftlicher 
Ethik wir ruhig sind. Wie oft reden wir 
z. B. in einem Befehlston oder in 
Anweisungsausdrücken? Ist dies zu 
oft der Fall , dann ist die Gefahr groß, 
daß wir bei unserem Dienst eher auf 
der Schiene der Machtausübung als 
auf der des Helfens sind. 

Lasscn Sie mich an einem ironi-

Bei der Betreuung Verletzter oder Sterbender - sei es zu Hause oder am 
Stral\enrand - muß die Wü rde des Menschen unantastbar bleiben. 

(Foto: K. Schiebei) 

I 1 
schen Beispiel zeigen, womit wir -
was diesen Punkt betrifft - gerade vor 
dem Hintergrund unserer deutschen 
Mentalität in besonderer Weise zu 
kämpfen haben: 

- Für unsere Einsätze nutzen wir 
oft Sonderrechte. Frage: Wa> bedeu­
ten Horn und Blaulicht fUr den einzel­
nen Sanitäter? Wirklich nur Hilfe zu 
schnellerer Hilfe oder nicht doch auch 
etwas anderes, was mit dem eigenen 
GefUhl von Überlegenheit zu tun hat? 

- Da> äußere Bild unsercr Ret­
tungswagen erinnert oft geradezu an 
"indianische Kriegsbemalung"; und 
gleicht nicht mancher Sanitäter mit 
Riegerstiefeln, der in jeder Tasche 
einen anderen Gegenstand stecken 
hat , nicht eher einem Dschungelkämp­
fer. als jemandem, der hilfebringend 
auf andere Menschen zugehen soll? 

Meine Überlegung wird wieder 
ernsthafter: Sind all diese Dinge Aus­
druck unseres Machbarkeitsan­
spruchs, wird es ethisch bedenklich; 
sind sie Ausdruck unserer größeren 
Nächstenliebe, dann wird es gut! 

Spezialfall der geforderten 
Ethik: 
Der Umgang mit Sterbenden 

Um es vorweg zu sagen: Die Gedan­
ken, die wir uns hier machen über 
Umgang mit Sterbenden im Rettungs­
wesen, haben nur ganz bedingt etwas 
zu tun damit, was es zu beachten gilt 
bei der Sterbebegleitung (z. B. in der 
Klinik) - also dem nicht notfallmäßi­
gen, sondern längerfristigen Begleiten 
eines Menschen, der auf seinen Tod 
zugeht. Dennoch gibt es selbstver­
ständlich unabdingbare Berührungs­
punkte. 

Sterben - letzter, entseheidender 
l.ebensabschnitt. Sei es da> Sterben 
beim Unfall auf der Straße, sei es eine 
erfolglose Reanimation in einer Woh­
nung: Wir werden Zeugen der aller­
letzten, unwiederholbaren l.ebenspha­
se eines Menschen. Schon im norma­
len Geschehen ist da> Sterben etwa>, 
wa> jeder in großer innerer Einsamkeit 
durchmachen muß. Wieviel mehr wird 
da> Sterben auf der Straße oder im 
Notfallbereich eine Anfrage an die 
Umstehenden. 

In dieser Lage kann mrden Sterben­
den etwas völlig anderes wichtig wer­
den als das, wa> wir Umstehenden tun. 
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Das Reltungs~rsonn l selzt alles daran. Menschenleben zu reiten: die 
Hililosigkeit bei einem tödlichen Ausgang ist immer wieder nur sch"er zu 
yerkrllften, (Foto: K, SchiebeI) 

Und daraus ergibl sich eine unge· 
heuer IChwierige Lage: Für den Ster· 
benden ist gar nichts Außeres mehr 
wichtig. Was er braucht ist Ruhe. Slil· 
le. persönliche Zuwendung: je nach 
Bewußlseinsstand Gelegenheit zum 
Absehiednehmen, Regeln seiner An· 
gelegenheiten (nicht jeder Patient i>! 
schon längere Zeit vor \Cinem Tod be· 
wußtlos oder nicht anlprechbar). 

Untrennbar mit dem Sterben ver· 
bunden ist rur die meisten Menschen 
- ob wir das wahrhaben wollen oder 
nicht - auch der religiöle Aspekl. das 
RechenIChaftgcben. das Hinlreten vor 
GOII, 

Nun kommt unler Problem: Um· 
gang mit Sterbenden erforden von uns 
ein völlige; Umschaltcn I'on höeh>!er 
Aktivität auf größtmögliche Passivi· 
tät! Beim Sterbenden gibt es nichts 
mehr zu .. machen", Es geht um ein 
sehr ruhiges, aushaltendes Dabeiblei· 
ben, Eine ganz andere Zuwendung ist 
geforden, von der sich die bisherige 
medizinilehe nur als Teilaspekt aUI' 
nimml. Was jetzt eintritl. der Tod, ist 
von einer solchen Totalität und Ganz· 
heitlichkeit, daß es geradezu ein Ver· 
stoß gegen die Perwnalität des Sler· 
benden wäre, jet71 nur noch medizini· 
sche Teil"pekte zu beachten. 

Es forden vom Am, vom Sanitäter 
ein großes Maß innerer Reife und 
Würde, einen Ein\Jtz, der unter ganz 
anderen Vorzeichen - nämlich des 
Helfens und Rellens - begonnen haI. 
in die Phase der Hilflosigkeit und 
Inaktivität einmünden zu lassen: und 
dennoch Ilt dies die einzig adäquate 
An, einem Sterbenden beizu>!ehen, 
Darf er noch äußern. was er äußern 
möchte - und wer nimmt es auf? Darf 
er noch beten - wer tut es mit ihm? 
Darf er Ruhe haben - wer gewähn sie 
ihm? 

Ertragen der eigenen 
HiHlosigkeit 

In welchem Maß es uns gelingt, 
auch in dieser Lage "Helfe(' zu sein, 
hängt letztendlich von zwei ethilehen 
Grundeinstellungen bei uns leibst ab: 
Wie enrage ich meine eigene Hilflo· 
sigkeit? 

Wir sind ja angetreten zu rellen, 
Nun geht es nicht mehr. Die letzte 
EntSCheidung über das Leben des Pa· 
tienten i>! Ion anderer Sielle gekom· 
men, Ich kann nichts mehr lun, Kann 
ich das zulassen? Oder bin ich mit 
meiner eigenen Hilnosigkeit so wenig 
einleo,tanden, daß ich mit immer neu· 
en (Schcin·)Notwendigkeiten immer 
mehr Aktivität verbreite. die zu nichts 
anderem dient, als mich leiber zu 
beruhigen' Es ist lohnend, zureigenen 
Reflexion einmal zu beobachten, was 
sich im Anschluß an einen Einsatl mit 
tödlichem Ausgang unter den Kolle· 
gen im Wagen oder auf der Wache ab· 
spiell. Welche Betretenheit - oder 
auch welche Agressionen, manchmal 
welcher Z)nismus oder welcher ge· 
künstelte Humor sich als Hilfe anbie· 
ten, das Problem zu verdauen, 

Für jcden, dcr in cincm Hilfsberuf 
odcr -<iiensl arbeitel. ist eine der ganz 
wesentlichen schweren Arbeiten, die 
ganz persönlich (manchmal über Jahre 
hinweg) geleistet "erden müssen, das 
Aushalten der eigenen Hilflosigkeit zu 
erlernen, Dabei ist das von einer zwin­
genden Bedeutung beim Umgang mit 
Sterbenden: Der Sterbende ist seinem 
Wesen nach ein absolut hilfloser 
Mensch, Wie kann ich ihm in seiner 
Hilflosigkeit, die ja jetzt total isl. bei· 
stehen, wenn ich meine eigene paniel· 
le Hi lflosigkeit nicht aushalten kann? 
Wie kann Ich ihm beim "Weggehen" 
beistehen, wenn ich mich so verhalte, 
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als müsse er bleiben' "Macher' sind 
keine guten Sterbebegleiter (vielleichi 
ist es daher auch ein wichtiger DienIl 
innerhalb UIl',Crer Reltung~rganisa­

tion, darauf zu schauen, welcher Kol· 
lege sich da leichter tut, und welchen 
man eher in der konkreten Situation 
mit anderen Aufgaben betrauen 
sollle), 

Darf es für mich den Tod 
geben? 

Die Frage nach der eigenen Hilflo­
ligkeit hat eine tiefe Wurzel: Noch im· 
mer leben wir in einer Gesello;chaft. 
wo der Tod verdrüngt wird, Der Tod· 
feind Nr. I ist der Tod selbst. Ihn 
dürfte es eigentlich nicht geben. und 
wir Ietzen ja auch alles damno ihn 
abzu~tellen, hinauszu~hieben, weg­
zudr'Jngen, Was aber ilt. wenn er doch 
eintritt? Wir können dann nicht mit 
ihm umgehen ' So ist die zentrale Frage 
bei der Betreuung von Sterbenden zu· 
erst eine ganz persönliche: Sie liegt 

;r 

1enschliche Zu"endung sollte je­
dem l'ati t'lIl clI - unabhängig "on 
seinem ßcnu Ul'i(' illsl.usland - ent­
gegengebrachl nerden, 

noch lIeit lor allen praklischen Fra· 
gen: Darf es den Tod rur mich über· 
haupt geben? Nicht nur im trivial· 
allgemeinen Sinne "wir müssen alle 
einmal sterben", sondern in der Wei· 
se. wie ich mich mit meinem eigenen 
Sterben au\Cinandersetze. Darf es 
meinen Tod rur mich geben? 

Die z\Veite Frage: Natürlich sind wir 
ausgerückt zu diesem Einsatz, um die· 
sem ~Ienschen zu helfen: aber jetzt 
stirbt er. Darf sein Tod sein? Kann ich 
ihn akzeptieren als etwas über das zu 
richten (nicht einmal mit meinen Ge· 
ruhlen) mir nicht zusteht? Und lIelent· 
lieher noch: Gehön rur mich als Ange· 
höriger des Rellungspersonals der Tod 
auch zu den lelbstlerständlichen Er· 
fahrungen des Dienstes wie beispiels. 
weise eine Geburt? 

Erst "enn ich diese Fragen rur mich 
peo,önlich geklärt habe, wobei diese 

Klärung ein von der Reife abhängiger 
langer Prozeß \Cin kann, eo,t dann 
bekommen Fragen nach dem Wie des 
Umgangs mit Sterbenden eine neue 
Wichtigkeit. 

Die Würde des Menschen 
wahren 

Lassen Sie mich bei dem Thema 
"Sterbebetreuung" \\ ieder zum An· 
fang zurückkehren, Auch hier ist die 
Würde de; Menlehen unantastbar. 
Das Sterben spielt sich ab im Kontext 
von Wenen und auch in der Beziehung 
zu Menschen, Können die möglicher· 
weise anwesenden Angehörigen in der 
auch Ion ihnen ganz brutal erlebten 
Szene etwas erkennen Ion der Würde 
des Augenblicb, weil unser Verhalten 
angemessen ist? Wieweit gelingt es 
uns, sie beim Sierben ihres Angehöri· 
gen nicht alleinzulassen (sei es da­
heim, sei es auf der Straße)? Mögli· 
cherweise uns auch noch hinterher um 
sie zu kümmern oder wenigstens mit­
zuhelfen: daß sich jemand um sie 
kümmert, wenll sie das wünschen? So 
haben wir beim MHD Karlsruhe die 
Regelung getroffen, daß meine Kolle· 
gen jederzeit mich als Seelsorger an· 
funken können. wenn lie dies bei ih· 
rem Einsatz für nötig halten, Oder: Bei 
Verkeho,unfallen wäre vielleicht wie· 
der einmal ein geschärfterer Blick nö­
tig für das Wahrnehmen der immer 
noch vorhandenen SOS·Plakelle ·an 
Autos, Die Besitzer brachten sie ja ir· 
gendwann extra deswegen an, damit 
andere. Helfer oder Polizei. im OIfall 
erkennen, daß sie eIßen Seelsorger 
wünlehen, Dies mit der Polizei zu re· 
geln, wenn man eine lOlche Plakelle 
sieht. entspricht der Achtung der Indi· 
vidualität des Verunglückten: oder ge· 
hön das nicht mehr zu unlerem Ret· 
tungsdienst, und sind wir froh, mög· 
lichst bald dun:h einen neuen Einsatz 
Ion der Frustration dieses Erlebnisses 
befreit zu werden? 

Und der Tote selbst? Ein Verslorbe· 
ner ist kein Stück Abfall. das auf der 
Straße oder dem Fußboden übrig· 
bleibt. Welche Phantasien können IVir 
entwickeln, um auch da noch über das 
eigentliche Geschehen des Sterbens 
hinaus durch unsere Mithilfe und uno 
ser Verhalten zu zeigen, daß uniere ei· 
gentliche Motivation des Helfens die 
Liebe, unsere Formen der Begegnung 
die Ehrfun:ht und auch im eXlremen 
Fall die Sorge um die Menschenwürde 
selbstverständlich ist? 

Klinikpfarrer Helmut Körner 
Stadtseelsorger des 

Malteser·Hilfsdienstes Karlsruhe 



Deutscher Feuerwehnerband 11 
Ausschreibung 

6. Deutsche Feuenvehr-Skilanglauf­
Meisterschaften 

I. Veranstalter 

1.1 Der Deutsche Feuerwehrver­
band richtet fUr die Aktiven der deut­
schen Feuerwehren die 6. Deutschen 
Feuerwehr-Skilanglauf-Meisterschaf­
ten am 

Samstag, dem 23. Februar 1991 , 
und Sonntag, dem 24. Februar 
1991 , 

im staatlich anerkannten Luftkurort 
Schonach im Schwarzwald aus. Ver­
bunden mit dieser Veranstaltung sind 
verschiedene Volksläufe. 

1.2 Träger der Veranstaltung ist 
der Deutsche Feuerwehrverband e. V. , 
Koblenzer Straße 133, 5300 Bonn 2 
und der Landesfeuerwehrverband Ba­
den-Württemberg, Röhrer Weg 2. 
7030 Böblingen. 

1.3 Die örtliche Vorbereitung und 
Durchführttng wurde der Freiwilligen 
Feuerwehr und dem SkicJub Schonach 
übertragen. 

1.4 Die Meister.;chaften werden 
nach den Bestimmungen der Deut­
schen Wenkampfordnung fUr Skilauf 
des Deutschen Skiverbandes (DWO) 
durchgefUhrt. 

2. Teilnahme 

2.1 Eine Teilnehmerbegrenzung 
besteht nicht. 

2.2 Für die zur Meisterschaft zäh­
lenden Leistungsläufe si nd alle Akti­
ven der deutschen Freiwilligen Feuer­
wehren, Berufsfeuerwehren, Werk-I 
Betriebsfeuerwehren sowie der Ju­
gendfeuerwehren teilnahmeberech­
tigt, die am I. Januar des Jahres min­
destens sechs Monate als Aktive der 
Feuerwehr bzw. Jugendfeuerwehr an­
gehören. Der Nachweis ist entweder 
durch den Feuerwehrausweis, den Ju-

23124. Februar 1991 in Schonach im Schwarzwald 

gendfeuerwehrausweis oder ersatz­
weise einer Bescheinigung der Feuer­
wehr bei der Starlnummemausgabe zu 
erbringen. 

2.3 Für die Volksläufe sind alle 
Aktiven der Feuerwehren sowie deren 
Angehörige und Freunde teilnahmebe­
rechligl. 

2.4 Voraussetzung fUr die Teilnah­
me ist die Einhaltung der Meidetermi­
ne und die Zahlung des Startgeldes. 

2.5 In begründeten Ausnahmefal­
len, in denen die Teilnahmevorausset­
zungen gern. Pos. 2.2 und 2.4 nicht 
gegeben sind, kann ein Wertungsaus­
schuß vor dem Start auf Antrag eine 
Ausnahmegenehmigung erteilen. 

2.6 Startgeld 
2.6.1 Volksläufe 

- bei Vornnmeldung bis zum MeIde­
termin: 14. - DM je TeilnehmerlLauf 
- bei Nachmeldung: 16, - DM je 
TeilnehmerlLauf 
Das Startgeld muß beim Abholen der 
Startkarten entrichtet werden. 

2.6.2 Leistungsläufe 
- für die Klassen "Jugend": 8, - DM 
- für die übri2en Klassen: I~. - DM 

Das Startgeld muß beim Abholen 
der Startnummern entrichtet werden. 
Die Startnummern werden nur ge­
schlossen für die jeweilige Feuerwehrl 
FeuerwehrabteilunglJugendfeuerwehr 
ausgegeben. 

3. Klassen-Einteilung 

3.1 Volkslauf (klassischer Lauf­
stil ) 
- lO-km-Strecke: für alle Klassen 
- 20-km-Strecke: rur alle Klassen 

3.2 Leistungsläufe (k lassischer 
Laufstil) 

Für die Klassenzugehörigkeit gilt 
das vollendete Lebensjahr (Stichtag ist 
der 1. Januar 1991). 

Klasseneintei lung rur Leistungsläufe 

Damen Jahrgang 
weiblichejugend I -15Jahre ( -1976) 5km 
weibliche Jugend 11 16-18Jahre (1975-1973) 5km 
luniorinnenIDamen 19-29Jahre (1972-1962) 5km 
DamenAK I 30-39Jahre (1961-1952) 5km 
Damen AK 11 ab 40 Jahre (1951 u. früher) 5km 

Herren Jahrgang 
männliche Jugend I -15Jahre ( -1976) 5km 
männliche Jugend 11 16-18Jahre (1975-1973) 5km 
Junioren/Herren 19-29Jahre (1972-1962) 12km 
HerrenAK I 30-39 Jahre (1%1-1952) 12km 
Herren AK 11 40-49 Jahre (1951-1942) 12km 
Herren AK III 50-59 Jahre (1941-1932) 12km 
HerrenAK IV 

4. Wertung 

4.1 Volksläufe: 
Keine Zeitnahme, ohne Plazierung. 

Kontrollsteilen befinden sich an den 
Strecken. 

4.2 Leistungsläufe: 
4.2.1 Einzelwertung gemäß Klas-

sen (Pos. 3.2) 
l2.2 Mannschaftswertung 
a) weibliche Jugend I und 11 , 
Juniorinnen/Damen. 
Damen AK I + 11 
b) männliche Jugend I + 11 
c) JuniorenlHerren, 
Herren AK I + 11 + 111 + IV 
In die Mannschaftswertung 

kommen 
- bei den Damen jeweils die 3 Zeit­
schnellsten 
- bei den Herren jeweils die 4 Zeit­
schnellsten 
die der 21eichen FeuerwehrlFeuer­
wehrabteil~ng bzw. Jugendfeuerwehr 
angehören und auf der gleichen Mel­
de liste aufgeruhrt sind. 

4.3 Es werden folgende Meisterti­
tel vergeben: 

4.3.1 weibliche Jugend I + 11: 
"Deutsche Feuerwehr-Skilanglauf­

Meisterin der Jugend" 
4.3.2 JuniorinnenlDamen, Damen 

AK I + 11: 

ab 60 Jahre (1931 u. früher) 12km 

__ Deutsche Feuerwehr-Skilanglauf­
Meisterin" 

4.3.3 männliche Jugend I + ll: 
"Deutscher Feuerwehr-Skilanglauf­

Meister der Jugend" 
4.3.4 Junioren/Herren. Herren AK 

I + [J + III + IV: 
•. Deutscher Feuerwehr-Skilanglauf­

Meiste(' 
4.4 Folgende AuszeichnungenlEh­

renpreise werden vergeben: 
- Volksläufe: 

Alle Teilnehmer erhalten ei ne Teil­
nehmerplakene 
- Leistungsläufe: 

Alle Teilnehmer (gern . Pos. 3.2) 
erhalten eine Wenkampfspange 
- LeistungsläufelEinzelwertung: 

Die 3 Er.;tplazierten jeder Klasse 
(gern. Pos. 3.2) erhalten einen Pokal 
- LeistungsläufelMannschaftswer­
lung: 

Die 3 Erstplazierten der Mann­
schaftswertungen (gern. Pos. 4.2.2) 
erhalten einen Pokal pro Mannschaft. 
Die Deutschen Meister erhalten zu­
sätzlich einen Ehrenpreis. 

5. Anmeldung 

5. I Meideschluß ist: 
Freitag, 15. Februar 1991 (Post­

stempel) 
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5.2 Anmeldungen unler Ve",en­
dung der offiziellen Meldelislen nur 
an: 
Skiclub Schonach e. V. 
POSifach 88 
7745 Schonach im Schwanwald 

5.3 Ausschreibungsumerlagen und 
Anmelde,ordrude erhältlich bei: 
- Kurverwahung Schonach, Haus 
des Gasles, 
7745 Schonach im Schwarzwald, 
Telefon (07722) 6033, 
Te)efax (07722) 2548, 
Telex 792600 kv sch d 
- Deutscher Feuerwehrverband, 
Koblenzer Sir. 133. 
5300 Bonn 2 

6, Haftung 

Veranslaher und Organisaloren 
übernehmen gegenüber den Teilneh­
mern und drillen Personen keine Haf­
IUng. 

7, Unfalh ersicherungsschutz 

7. I Angehörige der Freiwilligen 
Feuerwehr einschI. Jugendfeuerwehr 
genießen den ge>elzlichen Unfalher­
sicherungsschulz, wenn sie als Teil­
nehmer im Rahmen ihres Feuerwehr­
dienstes ,om zultändigen Wehrleiler 
zu diesen Skilanglauf-Meislerschaften 
entsandl werden. 

7.2 Angehörige Ion Werk-lBe­
lriebsfeuerwehren si nd dann unfall­
versichen, wenn ihre Teilnahme im 
Rahmen ihrer beruflichen Täligkeit 
gemäß § 539 Abs. I Nr. I RVO 
erfolgt. Zusländiger Unfalll'ersiche­
rungsträger iSi die je"eilige Fachbe­
rufsgenossenschaft, bei der das Umer­
nehmen Milglied ist. Es wird empfoh­
len, den VersicherungsschulZ rechl­
zeilig über den Arbeilgeber zu klären. 

7.3 Beamle der Berufsfeue",ehr 
sind dann unfall,ersichen, wenn ein 
Unfall unläßlich der Skilanglauf-Mei­
SIerschaften als DienslUnfall im Sinne 
des Beamten,ersorgungsgeselZes an­
zuerkennen ist. 

8_ Proteste 

Hierftir gehen die Beslimmungen 
emsprechend der Deulschen Well­
karnpfordnung rur Skilauf des Deut­
schen Ski'erbandes (DWO) und in 
begründelen Ausnahmefallen ein 
lVenungsausschuß (siehe Pos. 2.5). 

9, Schlußbestimmung 

Diese Ausschreibung wurde vom 
Vorsland de, DFV am I. September 
1989 beschlü>sen. 

Programm und 
Organisation 

Mittwoch, 20, Februar 1991 
17.00 Uhr Auslosung in der 

Dom-Clememe­
Schule 

Samstag, 23, Februar 1991 
ab 8.00 Uhr Slankanenausgabe 

im Skistadion 
9.00-13.00 Uhr Slanzeit ftir Volks­

läufe 10 + 20 km 
16.00 Uhr ZielschluB 
16.00- 18.00 UhrSlannummernaus­

gabe rur Leislungs­
läufe in der Dom­

20.00 Uhr 
Clernenle-Schule 
Kameradschafts­
abend mit Pro-
grammeinlagen 
und Tanz im Haus 
des Gasles 

Sonntag, 24. Februar 1991 
ab 7.30 Uhr Slannummernaus-

gabe. Dom-Cle-
meme-Schule 

9.00 Uhr 

17.00 Uhr 

Slan der Leistungs­
läufe der verschie­
denen Klassen Im 
Skistadion 
Siegerehrung im 
Haus des Gasles 

Schi rmherr: Innenminister Schlee 
Organisationskomitee 
Vorsilzender Manfred Schuler 
Steillertreter Manfred Bau 
Sekretariat Heidi Spitz 
Finanzen Guido Feiß 
Weukampfleiler Gunler Schuster 
PreSIe Chrislel Börsig 
Ordnungsdien,V Polizeirel'ier SI. 

_ Verkehrsregelung Georgen_ PHK 
Bühler, Freiwillige 
Feuerwehr Schon­
ach. Manfred Bau 

DFV-Vertreler Karl Binai 
LFV-Venreter Willi Dongus 
Venreter der Ge-Bürgenneister 
meinde Schonach Haas 

Organisations­
und Quartier­
büro 

KUflerwaltung 
Haus des Gastes. 
7745 Schonach. 

Telefon (07722) 
6033, Telex 
792600. Telefax 
(07722) 2548 

Wettkamp",omitee 
Chef des Gumer Schuster 
Wettkampfes 
Weilkampf­
Sekretär 
Streckenchef 
Zeitnahme 

Chrisloph Faller 

Winfried Hör 
Will i Feu>er 
(imhof-Timing) 

Berechnung Dieter Burger 
Chef des Stadions Nikolaus Duffner 
Ordnungsdienst Manfred Bau 
Belreuung der Champ-Spondienst 
Wellkämpfer 
Arzt Dr. R. ,on Groote 
Sanitätsdienst DRK. Onsgruppe 

Schon ach 
Rennbüro ab 22. Februar 1991 
in der Dom-Clememe-Schule. 
7745 Schonach im Schwarzwald. Tel. 
(07722) 7083 und 4075. App. 28. 

Deutscher Feuenvehrverband 
mit neuen Landesverbänden 

Die Feuerwehren Deutschlands sind 
es - wie häufig in der Geschichte 
nachlesbar -. die politiSChen Verän­
derungen I'orauseilen und damil posi­
ti'e Zeichen setzen. Der Deutsche 
Feuerwehrverband war der erste Ver­
band der Bundesrepublik. der sich 
nach der Wende mit Änderung seiner 
Satzung am 14. Juni dazu emschloß. 
die Feue",ehrverbände der ehemali­
gen DDR aufzunehmen. Diese voraus­
schauende Satzungsänderung war 
Grundlage daftir. daß sich der am 29. 
September 1990 wiedergegründele 
Landesfeue",ehrverband Sachsen 
durch einslimmigen Beschluß seiner 
Gründungsversammlung mit Wirkung 
10m gleichen Tage dem Deulschen 
Feuerwehrverband anschließen konn­
te . Dieser denkwürdige Tag von 
ChemnilZ wird in die Geschichte des 
DeutsChen Feuerwehrverbandes ein­
gehen. stellt doch Chcmnitzdie "Wen­
de" zum Wiedererslehen der Feuer­
wehrverbände im östlichen Teil 
DeutsChlands dar. Der Landesfeuer­
\\'ehf\erband Sachsen war der erste_ 
aber auch der letZle Landesfeuerwehr -
,erband des ehemaligen DDR-Gebie­
tes. der dem DFV beitrat. da die DDR 

nicht mehr beslehl und sich der Beitriu 
der übrigen vier Landesfeue",ehfler­
bände dann innerhalb der Bundesrepu­
blik Deutschland vollzieht. 

Die Feue",ehren Sachsens spiehen 
im Deutschen Feuerwehrverband. der 
1853 gegründet wurde. sielS eine be­
sondere Rolle. Bereits vor der Bildung 
des Landesverbandes im Jahre 1869 
war das Land Sach>en Gastgeber des 
6. Deutschen Feuerwehnages 1865 in 
Leipzig. In größerem Rahmen wieder­
hohe sich dies zu den Deutschen Feu­
erwehnagen 1880 in Dresden und 
nochmals 1913 in Leipzig. Das Drille 
Reich war dann mit dem GeselZ über 
das Feuerlöschwesen von 1938 End­
stalion fUr da; Feuerwehrverbandswe­
sen in Deutschland. alle Feue",ehr­
verbände wurden aufgelÖSt. 

Konnlen sich die Feue",ehren der 
Länder der Bundesrepublik Deutsch­
land nach dem Krieg wieder zu Feuer­
wehnerbänden zusammenschließen 
und dem 1952 wiedergegründeten 
Deulschen Feuerwehrverband beilre­
ten. so war dieses den Feuerwehren 
der DDR-Länder verwehn. Gemäß ei­
ner einheitlichen Gesetzgebung und 
der insgesamt staatlichen Dienstauf-

sichl unterstand der Brandschutz in der 
damaligen DDR der zen!ralen LeilUng 
des Ministeriums des Innern. Für die 
Berufsfeuerwehren erfolgle eine Ein­
gliederung als Dienstzweig Feue",ehr 
in die Volkspolizei. ebenfalls umer 
zentraler Leitung des Ministeriums. 
Die politische Wende brachte auch 
eine Wende in der Brandschutzstruk­
lur in der Forn,. daß mit dem Tag der 
Vereinigung beider deutscher Staaten 
und der Bildung von Ländern das Feu­
e",eh",esen so geglieden wird. wie 
man es im bisherigen Gebiel der Bun­
desrepublik kenm. 

Bereits im März 1990 lrafen sich 
Vertreter der drei sächsischen Bezirke 
Dresden. ChemnilZ und Leipzig zur 
Bildung einer Koordinierungsgruppe 
"Landesfeuerwehrverband". Die be­
ginnende Aufbauarbeit mündete ein in 
die Gründungsversammlung am 29. 
September 1990 in Chemnitz. bei der 
bereits 4 I stimmberechligte Kreisfeu­
erwehf\erbände (von 54 in Sachsen) 
anwesend waren und in der 220 
stimmberechtigte Delegiene in den 
verschiedensten nach demokratischen 
Gesichlspunkten durchgefUhnen 
Wahlgängen. z. B. zur Verabschie-
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dung der Satzung und Wahl des ersten 
Vorstandes. mitwirkten, 

In dieser rund neunstündigen Grun­
dungsversammlung bewies Brandrat 
Mumme (Dresden) als Beauftragter 
der "Koordinierungsgruppe" großes 
Geschick in der Versammlungslei­
tung, so daß die gesamte Grundungs­
versammlung sehr harmonisch und zü­
gig verlief. Unter den über 300 Ver­
sammlungsteilnehmern weilten ganz­
tägig die stellvertretenden Regie­
rungsbeauftragten Kruger (Bezirk 
Chemnitz) und Diestel (Bezirk Dres­
den), Seitens des Deutschen Feuer­
wehrverbandes waren neben Präsident 
Struve und Vizepräsident Englerth die 
Landesverbandsvorsitzenden Ehm 
(Bayern), Meyer (Niedersachsen), 
Stahlbuhk (Hamburg) und Schwader­
lapp (Rheinland-Pfalz) sowie Bundes­
geschäftsflihrer Voßmeier in Chem­
nitz dabei, Eine besondere Überra­
schung gab es zu Beginn der Tagung, 
als Baden-Württembergs Ministerprä­
sident Späth ungeplant in die Ver­
sammlung kam und ein herzliches 
Grußwort sprach, Der Ministerpräsi­
dent weilte zur gleichen Zeit im glei­
chen Kongreßzentrum zu einer Ta­
gung und wollte sich die Grundungs­
versammlung der sächsischen Feuer­
wehren nicht entgehen lassen, 

Präsident Struve überbrachte die 
Gruße der Feuerwehren der Bundesre­
publik und zeigte sich erfreut, daß in 
Sachsen die erste Grundungsver­
sammlung eines Landesfeuerwehrver­
bandes der Noch-DDR vollzogen wur­
de, Struve appellierte an die Feuer­
wehren Sachsens, "bei ihrer Arbeit 
wie bisher auch weiterhin das Wohl 
des Bürgers, das Wohl der Mitbürger 
im Auge zu behalten", und wer durch 
Arbeit überzeuge, dem sei auch die 
Wenschätzung der Mitbürger sicher. 
Nachdem zuvor die Grundungsver­
sammlung einstimmig einen Aufnah­
meantrag in den DFV beschlossen hat­
te, konnte Präsident Struve im Auftrag 
des DFV-Präsidiums bereits in Chem­
nitz die Aufnahme des Sächsischen 
Feuerwehrverbandes in den DFV als 
vollzogen aussprechen, Als symboli­
sches Zeichen überreichte' der Präsi­
dent dem neu gewählten Vorstand die 
Verbandsfahne des DFV, 

Die Feuerwehren des Landes Sach­
sen werden gebildet aus 1792 Freiwil­
ligen Feuerwehren und 1678 Betriebs­
feuerwehren mit zusammen ca. 
129000 Aktiven, Hinzu kommen 13 
Berufsfeuerwehren mit 1634 Aktiven, 
Im Jahre 1989 wurden die sächsischen 
Feuerwehren zu rund 27500 Einsätzen 
gerufen, Sprecher des Verbandes be­
zeichneten die Ausrustung der Feuer-

wehren flir Brandeinsätze als derzeit 
noch quantitativ ausreichend, auch 
wenn diese nicht dem neuesten Stand 
der Technik entspriCht. Dagegen wur­
de die zur Verfügung stehende techni­
sche Ausstattung für technische Hilfe­
leistungen und Umweltschutzeinsätze 
als sch lecht bezeichnet. Im Bereich 
der Ausbildung bestehe ein nicht uner­
heblicher Nachholbedarf, In der Grun­
dungsversammlung wurde darauf hin­
gewiesen, daß nach der Wende die 
Einsatzbereitschaft der öffentlichen 

Eine ruhige und besinnliche 
Weihnachtszeit wünsche ich Ihnen 
allen, Damit verbinde ich meinen 
persönlichen Dank, aber auch den 
Dank des Deutschen Feuerwehrver­
bandes an alle, die uns bei der 
Bewältigung unserer vielfältigen 
Aufgaben unterstützt haben, 

Die zuruckliegenden Monate wa­
ren voller Ereignisse, Mit Recht 
wurde die gesellschaftspolitische 
Veränderung im Osten und die sich 
daraus vollzogene Wiedervereini­
gung Deutschlands als historisch 
bezeichnet. Unmittelbar nachdem 
sich die innerdeutsche Grenze öff­
nete, wurden viele Kontakte zwi­
schen den Feuerwehren hüben und 
druben aufgenommen, Alle wollten 
helfen, 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
sah seine Hauptaufgabe darin, ein­
zuwirken, daß die Feuerwehren im 
vereinten Deutschland gleiche Auf­
gaben und gleiche Strukturen erhal­
ten, Deshalb ist es wichtig, nicht 
nur die Mitglieder der Feuerweh­
ren, sondern auch die neugewählten 
Vertreter der Kommunen davon zu 
überzeugen, daß die Verantwortung 
für den Brandschutz, für die techni­
sche Hilfeleistung und den Umwelt­
schutz bei den Gemeinden liegt. 

Ein weites Feld ist der Aufbau 
der Verbandsstruktur. Hierbei ist 
eine große Hilfe von den Landes­
feuerwehrverbänden aus West­
deutschland geleistet worden, Mit 
Ablauf dieses Jahres werden in den 
fünf neuen Bundesländern Bran­
denburg, Mecklenburg-Vorporn­
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen die Landesver­
bandsbildungen abgeschlossen 
sein, Die Feuerwehren West- und 
Ost-Berlins werden zusammen den 
Landesfeuerwehrverband Berlin 

Feuerwehren weitgehend gesichert 
werden konnte, diese aber nicht 
schlechter werden dürfe, Eine beson­
dere Aufmerksamkeit wird man der 
Jugendarbeit widmen, um die Jugend 
flir die Feuerwehr zu gewinnen, 

Die neue Satzung des Landesfeuer -
wehrverbandes Sachsen wurde bei 
zwei Enthaltungen angenommen. Ein· 
stimmig dagegen wurde dem Antrag 
auf Beitri« zum Deutschen Feuer­
wehrverband zugestimmt. Für die 
Funktion des 1. Vorsitzenden gab es 

Zum Jahreswechsel 
bilden, Damit werden dann nach 
über 50 Jahren Trennungszei t die 
Feuerwehren aus Ost und West wie­
der im Deutschen FeuerwehJ'\'er­
band vereint sein, Doch unsere Hil­
fe wird auch in den kommenden 
Jahren noch benötigt werden, Hel­
fen wir gerne, um auch dadurch das 
Zusammengehörigkeitsgeflihl zu 
stärken, 

Durch die Entwicklungen in der 
DDR bekam der 26, Deutsche Feu­
erwehnag in Friedrichshafen eine 
besondere Bedeutung, Unter den 
mehr als 80000 Teilnehmern und 
Besuchern waren über 3500 Feuer­
wehrmitglieder aus der damaligen 
DDR, Unter dem Motto "Feuer­
wehr = Mensch + Technik" wur­
den die vielen Veranstaltungen, die 
Wettkämpfe, das Wenungsspielen 
der Musikzüge, das internationale 
Jugendfeuerwehr-Zeltlager, der 
Festakt, die Kundgebung und auch 
die Ausstellung zu einer großen Be­
gegnung nicht nur von Feuerweh­
ren, An den Tagungen des CTIF 
(internationales technisches Komi­
tee flir vorbeugenden Brandschutz 
und Feuerlöschwesen) nahmen De­
legationen aus 27 Nationen teil. 

Der Deutsche Feuerwehnag wird 
in vielen Bereichen noch lange 
nachklingen, Er wurde zu einem 
großen Fest der Feuerwehren und 
wird in der Reihe der Deutschen 
Feuerwehnage einen bedeutenden 
Platz einnehmen, Wohltuend wurde 
die Gastfreundschaft und Aufge­
schlossenheit der Bevölkerung der 
Stadt Friedrichshafen und des ge­
samten Bodenseekreises empfun­
den, Stellvenretend für alle möchte 
ich an dieser Stelle der Stadt Fried­
nchshafen und der Feuerwehr 
Fnednchshafen einen großen Dank 
sagen, Durch die Teilnahme des 

drei Kandidaten, Im zweiten Wahl­
gang wurde mit 140 Stimmen Haupt­
brandinspektor Günther Meyer (Mei­
ßen) zum Vorsitzenden gewählt. Als 
stell venretende Vorsitzende wurden 
Brandmeister Gerald Sieber (Jahns­
dorf) und Viola Eyke (Kamenz) ge­
wählt, Insgesamt hatten flir diese 
Funktion 12 Personen kandidiert, 
Erstmals gehört mit der ste llvertreten­
den Vorsitzenden Eyke eine Frau in 
dieser Funktion einem Landesfeuer­
wehrverband im DFV an, 

Bundespräsidenten, des Bundes­
ratspräsidenten, des Bundeskanz­
lers, des Ministerpräsidenten von 
Baden-Wümemberg sowie von Mi­
nistern, Staatssekretären und Abge­
ordneten aus Bund und Ländern 
wurde die Bedeutung der Feuer­
wehren in unserem Staate gewür­
digt. 

Der DemokJatisierungsprozeß 
im gesamten Ostblock bewirk1 auch 
eine Veränderung des Feuerwehr­
wesens don, Verstärkt werden 
Kontakte zu den westlichen Feuer­
wehren und deren Verbänden ge­
sucht. Der Deutsche Feuerwehrver­
band hat in Ungarn und in der 
Tschechoslowakei durch umfang­
reichen Gedankenaustausch Hilfe 
geben können, Verbandsgrundun­
gen stehen an oder sind bereits er­
folgt. Delegationen aus den betref­
fenden Ländern haben uns aufge­
sucht, dabei konnten wir ihnen den 
Aufbau des Feuerwehrwesens und 
des Katastrophenschutzes in der 
Bundesrepublik erläutern und vor­
führen, In den nächsten Jahren wird 
hier noch Arbeit zu leisten sein, 
zumal Rumänien sich an uns ge­
wandt hat. Mit dieser Zusammenar­
beit wollen wir einen Beitrag leisten 
auf dem Wege zu einem gemeinsa­
men Europa, 

Für das vor uns liegende Jahr 
bitte ich alle Feuerwehrkameraden 
und -kameradinnen, uns weiterhin 
zu unterstützen. Gemeinsam wer­
den wir die vor uns liegenden Auf­
gaben bewältigen, 

Ich wünsche Ihnen und Ihren Fa­
milien für das neue Jahr Gesund­
heit, Glück und Erfolg' 

HI RICH STRUVE 
Präsident des 
Deutschen Feuerwehrverbandes 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Zusammenarbeit bei der Wasserrettung 

Einen Höhepunkt gab es noch zum 
Abschluß der Re!>Cue '90 in Lübeck· 
Travemünde. Im Anschluß an die 
Schluß.Pre'lCkonferenz am 17. Au· 
gust 1990 unterzeichneten FIS·Präsi· 
dent Klaus Bannitzke und Manuel 
Fiol, leiter der Europa·Abtellung der 
Liga 10m Roten Kreuz und Roten 
Halbmond, eine übereinkunft. die die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
internationalen Wasserrettung regelt. 

FIS und Rot-Kreuz-Liga unterzeichneten Vertrag 

len Gesellschaften untersuchen, wel· 
ehe Aufgaben sie auf dem Gebiet der 
Wassersicherheil wahrnehmen. 

2. Die Liga erkennt die Rolle der 
FIS auf dem Gebiet der Wassersicher­
heit an und empfiehlt daher denJenigen 
nalionalen Gelellschaften, die Aufga­
ben zur Wassersicherheit wahrneh­
men. sich um die Mitglied!>Chaft in der 
FIS zu bewerben. 

3. FIS und Liga "erden ein beson­
deres Programm entwickeln. um die 

Aktivitäten und die Fähigkeiten der 
neu hinzukommenden nationalen Ge­
sellschaften auf dem Gebiet der Was­
sersicherheit zu fOrdern. 

4. Fachleute beider Seiten "erden 
sich treffen. um ihre Kenntnisse zu 
erweitern und sich gegenseitig zu hel­
fen. ~cmein,"me Probleme zu lösen. 

FIS und Liga "erden sich bemühen. 
ihre Lehrn"lerialien und Ausbil­
dungskurse aufeinander abzu­
stimmen 

6. FIS und Liga "erden sich gegen­
seitig Infonnalionen zur Verfügung 
stellen und sich gegenleitig zu Zusam­
menkünften \'00 gemcin~rnem Inter­
esse einladen. 

Die Verfahrens. eisen. die in dieser 
Zusammenarbeit anzu"enden sind, 
ergeben sich aUI den Statuten und den 
internen Regeln beider Organisa­
tionen. 

Hier die Vereinbarung Im 
Wortlaut: 

• 
Die Federation Internationade de 

Sauvetage aquatique (FIS) und die 
Liga vom Roten Kreuz und vom Roten 
Halbmond (Llgal lereinbaren, Im 
Feld der WilISCrreltung zur Verbesle' 
rung der Waslersicherheit und zur 
Verhinderung von Enrinkungsfallen 
zusammenzuarbeiten, 

Bundesweites Interesse an 
Tauchmedizinischem Seminar 

Um dieses Ziel zu erreichen. sind 
zur Zeit folgende Schrilte vorgesehen: 

I. Die Liga wird bei ihren nationa· 

Aus inz. ischen vier tauchmedizi­
nisch \Crsienen Arzten besteht der 
ärztliche Dienst beim Taucheinsatz 
der DLRG Bremen- 'ord. Die um­
fangreiche Ausstaltung des ärztlichen 
Dienstes, die wissenschaftliche Fach­
bibliothek und das "Know-how" der 

10.- 18.8.1990 
lÜBECK 

Taucher dei TauchelOsatzzuges waren 
die Grundlage dafür, daß "tauchmedi­
zinische Fonbildung,seminare" 10-

zwischen zu Clner festen Einrichtung 
beim Taucheinsatuug der DLRG Bre­
men-Nord wurden. 

Erneut "urde zu einem "Seminar 

Tauchmcdizm" - diese, Mal für Fon­
geschriltene - eingeladen. Es muß 
sich wohl im Bundesgebiet herumge­
sprochen haben, daß man in Bremen­
Nord die TauchmedizlO gut erlernen 
kann. Wiederum kam eine Vielzahl 
von Anmeldungen aus dem gesamten 

Vertra~unlerleichnung durch Manuel ,,'iol. Klaus lJartnilzke und H. J. Rellungstuucher der DLRG IJrt'men-Nord \ or ihrem Einsa tz. 
ßartholdt I', I.'. 
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Land, von F1ensburg bis München, 
von der Eibe bis an die Ruhr. 21 
Teilnehmer wurden ausgewählt, denn 
mehr konnte man beim beslen Willen 
nichl verkraflen. 

Das Programm zwischen Theorie 
und Praxis war ganz hervorragend aus­
gewähll. Mil SicherheilSregeln, be­
rufsgenossenschafliichen Vo~hrif­

len und der Druckluflverordnung ging 
es los. 

Dann konnten alle lauchlauglichen 
Teilnehmer am eigenen Leibe verspü­
ren, wie man sich unter Wasser so 
ftihlt. Jeweils ein Am und ein ausge­
bildeler Taucher des Taucheinsalzzu­
ges der DLRG Bremen-Nord sliegen 
in die Tiefen des Sladlwaldsees, der 
sich wenigslens im F1achwasserbe­
reich mil ca. 5 m Sichl von seiner 
besseren Seile zeigle. Mil dieser 
Übung sollte erreichl werden, daß 
Ärzle, die im Bereich der Tauchmedi­
zin tätig werden wollen, genügend 
Kennmisse von den Verhältnissen un-

Deutsches Turnfest 
und die DLRG 

ler Wasser haben. Man soll eben aus 
eigener Erfahrung wissen, ftir welche 
Täligkeilen man einen Taucher eben 
noch lauglich oder untauglich 
schreibl. Schließlich gibl es kaum ein 
Arbeilsgebiel, das in so erheblichem 
Maße physikalischen Einflüssen aus­
geselzl iSI wie der Aufenthalt unler 
Wasser und erhöhlem Umgebungs­
druck. Gerade hier sind ausschließlich 
Iheorelische Kennlnisse im wahrslen 
Sinne des Wones milUnter IOOlich. 

Die praklischen Erfahrungen wur­
den anschließend in einem umfangrei­
chen Vonragsprogramm mil moder­
nen Forschungsergebnissen, Erfah­
rungs- und Fallberichlen sowie den 
Regeln zur Behandlung verunfallter 
Taucher ergänzl und vervollsländigl. 

ach zwei Tagen intensiver Arbeil 
verabschiedelen sich die Mediziner -
des Lobes voll - und baien die Veran­
Slaller um das Ausrichlen eines Fon­
setzungsseminars. 

len die fleißigen Helferder Onsgruppe 
Gäsle aus der gesamlen Bundesrepu­
blik, aber auch aus dem Ausland. 

Während der Tumfeslwoche be­
DLRG-Arbeil einmal ganz anders suchlen viele Persönlichkeilen aus 

konnlen die Milglieder der DLRG- Verwaltung, Presse und des Tumver­
Onsgruppe Bochum-Süd praklizieren. bandes die Zellsladl. Seibsi der Präsi-

Während des DeUischen Tumfesles dent des Organisalionskomilees DeUI­
in Donmund und Bochum wurde arn sches Tumfesl, Karl-Heinz Krause, 
Ufer des Kemnader Sees eine ZellSladl ließ es sich nichl nehmen. der DLRG 
aufgebaul, in der fasl 2000 Tumfesl- persönlich seinen Dank auszuspre­
leilnehmer wohnten. Taglieh belfeu- ehen. 

Ein Teil der DLRG-Turnfest-Einsatzmannschafl stellt sich dem Fotografen. 

DLRG und Tumfesl, eine Sache, 
die sich gelohnt hai, und zwar rur 
beide Panner und rur jeden, der daran 
beleiligl war. 

Stünnisches Ende 
der Kieler Woche 

Ersl an den lelZIen beiden Regal­
lalagen der Kieler Woche hanen die 60 
Renungsschwimmer und Boolsftihrer 
der DLRG mil ihren 17 eingeselzlen 
Boolen alle Hände voll zu lun. Allein 
am Freilag mußle bei Böen bis zu 
Windslärke sieben über 20 Seglern 
Hilfe geieislei werden. Zahlreiche 
Maslen brachen und Segel rissen und 
machlen die leichi gebaulen Regana­
boole von Schlepphilfe abhängig. Fasl 

1600 Boole aus 35 Ländern waren 
nach Kiel-Schilksee gekommen und 
sorglen ftir das zweilbesle MeIdeer­
gebnis der bisher 96 Kieler Wochen. 

Wie im Vorjahr sichene die DLRG­
Crew aus Schieswig-Holslein vier Se­
gelbahnen je nach Erfordernis mil 
zwei oder drei MOIorrenungsboolen 
ab. Eine weilere Bahn wurde zusam­
men mil der Wasserwachl gesichen. 
In diesem Jahr mnden nichl nur die 
Leilslellen und Zelte der beiden Was­
serrenungsorganisalionen näher bei­
einander, sondern auch die Kontakle 
wurden veniefl. So lud die Wasser­
wachl gleich zu Beginn die Lebensrel­
ler in ihre Wache arn FalkenSleiner 
Ufer, und die jeweils neueslen Boole 
wurden mil "gemischIen" Mannschaf­
len probegefahren. 

Die mil Seefunk ausgeriislele "Hol-

Verletzte Segler konnten in der .,sch"immenden Erste-lii1fe-Station" 
behandelt "erden. (Foto: Lahn) 

(Foto: Warner) 

SIein" war wieder als Ambool im 
Einsalz, und mil dem zum .,Behand­
lungszimme'" umgeriiSlelen Infomo­
bil, auf einem Landungsbool der Mari­
ne fesl verzurrt , verfügle die wech­
selnde Ärzlecrew über hervorragende 
Ersle-Hilfe-Möglichkeilen auf dem 
Wasser. 

30. Hessentag: Gute 
Selbstdarstellung 

der DLRG 

Bei einer Rekordzahl von über 
500<XXl Besuchern präsentienen sich 
die Hessen zum 30. Hessentagsfesl, 
gemeinsam mil den Hilfsorganisalio­
nen in Fulda. 

Zahlreiche Aklionen bolen die 
Hilfsorganisalionen den Besuchern, 
darunter zum erSienmal viele Tausen­
de aus der DDR. So konnIe sich jung 
oder äller auf der Spielwiese vom 
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Min isterprlbidenl Wallmann 3m Stand der DLRG. 

eleltronilChen GelChlcklichkeitssp,el 
über meterlange Malltationen bis zum 
DLRG-Computer.piel nach Krjften 
austoben. 

Für besoorler; Itarke Männer hatte 
das THIV emen "Haut den Lukas" 
aufgebaut. Die Zeltltadt auf uber 500 
m' Freinäche bot dem loIChauer ei­
nen liefen Emblick m die einzelnen 
technischen Progrnmme. 

Heues Rettungs- und 
Schulungsboot 

Prominenteste Gäste bei den Hllfs­
organisationen im Zelt der Heslilchen 
Landesregierung waren der HessilChe 
MmislCrpräsident Dr. Walter IVall­
mann. Innenminister Gottfned Milde. 
Sozialminister Karl-Heinz Trngeser. 
die Landtagsvizepriisidenten Dr. Her­
ben Günter und Armm Claul sowie 
BundestagSlIbgeordnete Heidi Wie­
ezorek-Zeul. 

Schiff ,om Typ "Viking 20" auf den 
Namen "Saarland I". 

Das BOOI. welche; erstmals optima. 
le Vornusletzungen ftir die BOOIsftih· 
rernusblldung bietet. wird zunächst im 
Hafen Dillingen auf der Saar statio­
nien. 

IVenn der Endau;bau der Saar zur 
Gro6IChiffahnsstraße bis Saarbrücken 
abgelChlollen lein wird. ergeben sich 
ftir das neue "Aaggschifl" weiterge· 
hende Ein"'tz- und Standonmöglich· 
keilen . 

Unterstützung 
durch 

Rettungsboot 

Damit die Rettungssch.,mmer mit 
dem Anlturm. der an der (},I;eekülie 
e",anet wird. fenig werden. schenkte 
die DLRG Ltibeck dem neugegründe­
ten DLRG-Bezirk Wismar kürzlich 
ein generniüberholtes. gebrnuchtel 
Motorrettunglboot. 

Die Übergabe des Bootes erfolgte 
im Rahmen einCl Informationsstandes 

Drei Kinder aus der 
Weser geholt 

Ursprünglich wollten die Lipp­
städter Bootsfuhrer und Rettungs­
schwimmer Volker Wagner und 
Jochen Katze im LV Westfalen nur 
die Eröffnung der Boossaison an 
der We;er begehen. Doch unmit­
telbar nach dem Zuwas;er-Lassen 
der Boote waren - bedmgt durch 
das Betreten dCl Anlegestegs von 
mehreren Personen. das zur Folge 
hatte, daß der Anlegesteg plötzlich 
umkippte - zwei vierjährige und 
ein zweijährige> Kind in, Wasser 
gestürzt. 

Da die Kinder nicht schwimmen 
konnten und auch keine Schwimm­
westen trugen. ve",""ken sie sofon 
im truben Wasser. Nur der Reak­
tionsschnelligkeit und Umsicht der 
beiden Rettungsschwimmer war es 
zu verdanken, daß die drei Kinder, 
zwar naß und löllig verschreckt. 
aber ansonsten \\-Ohlauf den Eltern 
übergeben "erden konnten. 

Das neue Rellungsboot , in Wismllr \'orgcstclil . (FOlo: Andermann) 

auf dem Marklplau von Wismar. Da­
bei wurde auf die Neugründung der 
DLRG in Wilmar und deren Möglich­
keiten hingewiesen. 

So wurde zum Bmpiel die Technik 
der Herz-Lungen-Wiedemelebung an­
hand einer Rettung'puppe demon­
slrien. Dabei gab., auch Gelegenheit 
rur InteressIene. selbst zu üben. I'on 
der auch rege Gebrnuch gemacht 
wurde. 

Im Beisem del Oberbürgermeisters 
der Lande,hauptstadt Saarhrücken. 
Hans-Jürgen Kocb",cl, lO"ie des ftir 
das Sicherhe,tswelen und den Kata­
strophenlChutz zultandigen Dezer­
nenten Manfred Munster und des 
Stadtlernandlbeigeordneten Karl­
Heinz TrnUimann fand am Booshaus 
der Saarn",cker Kanu- Wanderer die 
Bootstaufe des neuen Rettungs- und 
Schulungsboote, des Landes'ernan­
des Saar statt . Landesvernand\pr'Jsi-
dent Dr. Gerd Bauer raufte da.\ neue Im Mill l'lpunkt des InlcrCSSt'S: Di" neue . .saarland '" bei der llootslaufe. 
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Presse schau 
Der Zivilschutz 

im Spiegel 
von Umfragen 

Repräsentativbefragungen der 
Schweizer Bevölkerung bestä­
tigen seit Jahren: acht von zehn 
Schweizerinnen und Schwei­
zern bejahen die Notwendig­
keit des Zivilschutzes; an der 
Wirksamkeit der getroffenen 
Schutzvorkehrungen wird 
aber gezweifelt, weil der 
Schutz, den unsere Schutzräu­
me bieten, allgemein viel zu we­
nig bekannt ist. Diese Tendenz 
bestätigte sich bei der Univox­
Umfrage, die gemeinsam vom 
Institut für Politikwissen­
schaft der Hochschule St. Gal­
len und vom Forschungsinsti­
tut der Schweizerischen Ge­
sellschaft für Sozialforschung 
in Zürich Ende 1989 durchge­
führt und im Mai 1990 veröf­
fentlicht wurde. 

Befragungen zum Thema Zivil­
schutz gibt es seit gut zehn Jah­
ren. Tatsache ist dabei, daß die 
Existenz des Zivilschutzes und die 
Notwendigkeit von Schutzmaß­
nahmen durch all die Jahre im­
mer von rund 80 Prozent der Be­
fragten bejaht wurden; hingegen 
zeigen differenzierte Umfragen, 
daß Zweifel darüber bestehen, ob 
der Zivilschutz alle Gefahren, für 
deren Bewältigung er vorgesehen 
ist, auch wirklich meistern könn­
te. Dieser Widerspruch zeigt, daß 
man in die Institution Zivilschutz 
zwar große Erwartungen setzt, 
gleichzeitig jedoch daran zweifelt, 
ob sie diese Erwartungen auch 
wirklich erfüllen kann. 

Die Rate von 80 Prozent Befür­
wortern der Notwendigkeit von 
Schutzmaßnahmen geht durch al­
le Bevölkerungsschichten, ja, die 
kleinen bestehenden Unterschie­
de zwischen einzelnen Bevölke­
rungsgruppen vornehnilich 
zwischen den .. Jungen" und der 
.. Aktivdienstgeneration" - haben 
sich in den letzten Jahren eher 
vermindert. Etwas verschärft hat 
sich anläßlich der Befragung En­
de 1989 hingegen der erwähnte 
Abstand zwischen der Beurtei-

lung der Schutznotwendigkeit 
und der Mög lichkei t des Zi vil­
schutzes. Haben schon vor zwei 
Jahren die befragten Personen im 
Falle des Einsatzes von Massen­
vernichtungsmitteln (Atomwaf­
fen und chemische Kampfstoffe) 
dem Zivilschutz nur sehr be­
schränkt Chancen zum Schutz der 
Bevölkerung eingeräumt, ist 
1989 die Einschätzung dieser Fä­
higkeit auch bei einem mit kon­
ventionellen Waffen geführten 
Krieg sowie bei Schadenereignis­
sen in Friedenszeiten gesunken. 
Die Wirksamkeit des Zivilschut­
zes wird im Fall eines sogenann­
ten konventionellen Krieges von 
jedem ZWeiten, bei einem Nuklear­
krieg von jedem fünften positiv 
beurteilt. 

Diese Zweifel können die Ver­
antwortlichen auf allen Stufen 
nicht unberührt lassen. Es gilt 
sachlich aufzuzeigen, was die vor­
bereiteten Schutz- und Rettungs­
rnaßnahmen bei welchen Bedro­
hungen bieten und was nicht. Da­
bei ist hervorzuheben, daß es ei­
nen absoluten Schutz nicht gibt 
und nie geben wird. Andererseits 
kann aber glaubwürdig dargetan 
werden, daß sich durch die getrof­
fenen Maßnahmen die möglichen 
Schadenwirkungen entscheidend 
eingrenzen und damit mildern 
lassen. Parallel zur Reduktion der 
Opfer wird auch menschliches 
Leiden ganz allgemein gelindert. 

In der Information wie auch in 
der Ausbildung ist zu berücksich­
tigen, daß in der Bevölkerung 
heute - ungeachtet der nach wie 
vor weltweit vorhandenen Waf­
fenarsenale und der mit tiefgrei­
fenden geopolitischen Wandiun­
gen verbundenen Unsicherheiten 
- nicht mehr die machtpoliti­
schen Bedrohungen im Vorder­
grund stehen. Das Sicherheitsbe­
dürfnis vieler Mitbürgerinnen 
und Mitbürger ist derzeit ver­
mehrt durch verspürte Gefähr­
dungen durch die technische und 
natürliche Umwelt sowie durch 
ökologische und längerfristige 
existentielle Gefahren geprägt. 

Dazu kommt, daß die Bereit­
schaft zum Selbstschutz und zur 
Eigenverantwortung wie auch die 

Risikoakzeptanz tendenziell ab­
nehmen. Dies führt zu einem ho­
hen Erwartungsdruck gegenüber 
dem Staat und seinen Behörden. 
Die öffentliche Hand soll gewis­
sermaßen stellvertretend für je­
den einzelnen die nötigen V orsor­
gemaßnahmen treffen, da und 
dort ohne über die erforderlichen 
personellen und finanziellen Mi t­
tel zu verfügen. Tritt trotz ent­
sprechender Schutzvorkehrun­
gen ein Schadenfall ein, so werden 
dafür meistens wieder die Behör­
den verantwortlich gemacht. 

Es ist unter anderem Sache der 
Zivilschutzverantwortlichen in 
Bund, Kantonen, Gemeinden und 
Betrieben, dieser ambivalenten 
Haltung durch eine gezielte und 
kontinuierliche Öffentlichkeits­
arbeit in Erfüllung ihres gesetz­
lich verankerten Auftrages sowie 
durch eine zweckmäßige und zeit­
gemäße Ausbildung entgegenzu­
wirken. ( .. Zivilschutz", Schweiz) 

Neun von zehn 
haben einen 

Zivilschutzplatz 
Für 5 ,8 Millionen Menschen 

oder 90 Prozent der Bevölkerung 
stehen zur Zeit Zivilschutzplätze 
zur Verfügung. Und 85 Prozent 
der Einwohner können mit statio­
nären oder mobilen Sirenen alar­
miert werden. Diese Zahlen kön­
nen der vom Bundesamt für Zivil­
schutz herausgegebenen Zivil­
schutzbroschüre 1990 entnom­
men werden. Daraus ist auch zu 
erfahren, daß zu Beginn dieses 
Jahres 475000 Personen, davon 
15000 Frauen, dem Zivilschutz 
zugeteilt waren - rund 45000 we­
niger als vorgesehen. Ausgebildet 
waren allerdings erst rund 65 
Prozent der Eingeteilten. Sie hat­
ten neben den 5,8 Millionen 
künstlich belüfteten Schutzplät­
zen auch die unterirdischen Orga­
nisationsbauten und Sanitätsan­
lagen zu betreuen, deren Ausbau­
stand 65 Prozent des Solls erreich­
te . Bereits gebaut sind 135 Notspi­
täler und geschützte Operations­
stellen, 3177 Sanitätshilfsstellen, 
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Presseschau 
926 Sanitätsposten und 99700 
Liegestellen. Gemessen am Bedarf 
bis zum Jahr 2000 seien rund 60 
Prozent des Zivilschutzmaterials 
vorhanden, wird in der Broschüre 
mitgeteilt. 

( .. Tages-Anzeiger", Schweiz) 

Zum Frieden 
erziehen 

In einem Interview nimmt die 
österreicbische Bundesministe­
rin Dr. Hilde Hawlicek zum The­
ma .. Zivilscbutz und Schule" Stel­
lung: 

Zivilschutz ,Aktuell: Es ist in 
Österreich schwer, Erwachsene 
zum Zivil- und SeIhstschutz zu 
motivieren. Interesse und ent­
sprechende Motivation können 
bereits in der Jugend geweckt 
werden. Welchen Beitrag leisten 
derzeit Österreichs Schulen? Was 
hat das Ressort vorgesehen? 

Ministerin Hawlicek: In allen 
modernen Lehrplänen und auf sie 
aufbauend auch in den Unter­
rich tsmaterialien werden auf die 
Aufgaben der umfassenden Lan­
desverteid igung im Dienste der 
Erhaltung der demokratischen 
Freiheiten, der Verfassungs- und 
Rechtsordnung, der Unabhängig­
keit und territorialen Unversehrt­
heit unserer Republik Bedacht ge­
nommen. Je nach Schulart wer­
den darüber hinaus spezielle In­
formationen und Unterrichtsin­
halte angeboten, dabei ist sicher­
lich Zivilschutz enthalten. 
Schwerpunkt ist es allerdings -
und dies nicht nur in zeiten der 
internationalen Entspannung -, 
die Jugendlichen im Rahmen der 
Politischen Bildung zum Frieden 
zu erziehen. 

Zivilschutz Aktuell: Spielt Zivil­
schutz in der Lehreraus- und 
-fortbildung eine Rolle? 

Ministerin Hawlicek: Die Leh­
rerausbildung an den Hochschu­
len und an den Pädagogischen 
Akademien nimmt sich der The­
men des Zivilschutzes in unter­
schiedlicher Form an. In vielen 
Schulen sind Referenten für Zivil­
schutz ernannt, die in speziellen 
Seminaren ausgebildet werden. 

78 ISEVOLKERUNGSSCHUTZ-MAOOIN 11-121901 

Zivilschutz Aktuell: Können Sie 
sich eine Kooperation mit dem 
österrcichiscben Zivilschutzver­
band vorstellen? 

Ministerin Hawlicek: Eine Zu­
sammenarbeit mit dem öster­
reichischen Zivilschutzverband 
besteht bereits durch einen regen 
Austausch von Fachreferenten 
und Seminarunterlagen bei den 
Veranstaltungen der Geistigen 
Landesverteidigung. 

Zivilschutz Aktuell: Welche Be­
deutung messen Sie dem Zivil­
schutz bei? 

Ministerin Hawlicek: Mit den 
Ereignissen in Tschernobyl wur­
de Zivil- und Katastrophenschutz 
für sich und die eigene Familie 
neuerlich aktuell. Die Selbst­
schutzzentren in den Gemeinden 
stellen hier sicherlich einen geeig­
neten Weg dar, solche Informatio­
nen in breiteste Schichten der Be­
völkerung zu tragen. Als Bil­
dungspolitikerin hoffe ich und ar­
bei te ich daran, daß eine Genera­
tion heranwächst, die diese Sor­
gen nicht hat. Bis diese Utopie 
international eingelöst ist, ist die 
Information über Zivilschutz aber 
notwendig. 
e,Zivilschutz Aktuell", Österreich) 

Bewährung 
Zivilschutz und Freiwillige Feu­

erwehr haben längst gelernt, die 
Folgen von Ulliallen und Kata­
strophen kleineren Ausmaßes 
fachgerecht zu meistern . Auch bei 
größeren Katastrophen erwiesen 
Material und technische Kennt­
nisse der Helfer sich als ausrei­
chend. Bislang fehite die Erfah­
rung mit einer landesweiten Kata­
strophe. Und die hatten wir dieses 
Jahr gleich in fünffacher Ausfüh­
rung. Die Folgen sind bekannt 
und d fuften noch nich t vergessen 
sein. Und der nächste Winter 
kommt bestimmt - wird er neue 
Orkangefahren bringen? 

Wir wollen hier nich t über den 
Treibhauseffekt philosophieren, 
sondern schlicht und einfach fest­
stellen, daß die Luxemburger Ka­
tastrophenhilfe sich im vergange-

nen Winter allgemein gesehen 
vollauf bewährt hat. 

Eine wesentliche Tatsache soll 
hier dreifach unterstrichen wer­
den: Katastrophen dieses Ausma­
ßes sind nur durch freiwillige und 
solidarische Hilfe in ihren gewal­
tigen Schäden in Grenzen zu hal­
ten. Die zuweilen erhobene Forde­
rung, den Zivilschutz durch voll­
berufliche Einsatzkräfte zu erset­
zen, erweist sich in diesen Situa­
tionen einfachhin als utopisch. 

Selbst wenn unser Ausgaben­
etat von 110 Millionen Franken 
im Jahr verzehnfacht würde, um 
die Kosten von Berufshelfern 
rund um die Uhr zu decken, könn­
te die Hilfe in einer echten Krisen­
situation nicht rasch und effizient 
genug geleistet werden. Das un­
geheure Leistungsvermögen frei­
williger Hilfe hat sich vollauf be­
währt und es kann nicht auf sie 
verzichtet werden. Hier ergibt 
sich aber dann auch gleich eine 
Schlußfolgerung: Staat und Ge­
meinden haben die Verpflich­
tung, die Infrastruktur auf mög­
lichst modernem Stand zu halten 
und sie dürfen die finanziellen Ko­
sten nicht auf die lange Bank 
schieben! 

Man neigte in Europa bisher zur 
Annahme, Orkane seien mehr ein 
amerikanisches Phänomen 
nunmehr wissen wir, daß die Na­
tur auch in unseren Gegenden 
verrückt spielen kann. In techni­
scher Hinsicht wurden neue Er­
kenntnisse gewonnen und Erfah­
rungen gesammelt. Rechtzeitig 
übermittelte Sturmwarnungen 
ermögliChen Vorbereitungen und 
zeitgewinn, Verbesserungen in 
der Ausstattung, etwa im Bereich 
von Abdeckplanen und verfügba­
ren Motorsägen, erweisen sich als 
wichtig und notwendig. Es wurde 
auch klar, daß der stille Alarm 
überfordert ist, wenn ganze Ein­
heiten sofort eingesetzt werden 
müssen. Die sporadisch geäußer­
te Meinung, man könne die .. alt­
modischen" Sirenen in den Ort­
schaften abmontieren , erwies sich 
als falsch. 

( .. Protection Civile", Luxemburg) 



5 Stunden licht im Ex-Bereich 

Eine interessante Variante einer 1989 ent­
wickelten Taschenleuchte erlaubt einen ko­
stengünstigen Einsatz ohne ständiges Wech­
seln der Flachbatterien. In dieser Konzeption 
werden wartungsfreie, gasdichte NC-Akku­
mulatoren eingesetzt Ein integrierter Lade­
einsatz beeinflußt das geringe Gewicht der 
Taschenleuchte von nur 363 g nicht sonder-
1ich. 

Die Frontscheibe mit Fresnell-Linsen am 
Rand hat in Kombination mit dem ParaboIre­
flektor eine optimale Lichtverteilung. Die in­
tegrierten 3 leistungsstarken NiCd-Zellen 
sorgen für eine 5stündige Nutzung der Ex­
Taschenleuchte. Die Ladung der Zellen (au­
ßerhalb des Ex-Bereiches) ist mittels eines 
Lade-Kabels mit Euro-Flachstecker an jeder 
Steckdose möglich. Nützlich ist nicht nur das 
geringe Gewicht und handliche Format, son­
dem auch die rückseitig angebrachte Knopf­
laschen- und Steckklemmenbefestigung. 

(Foto: ABB CEAG) 

Memory-Steuerung 
für Drehleitern 

Das Problem taucht immer wieder auf: 
Mehrere Personen sind aus der gleichen 
Position mit der Drehleiter zu retten, es eilt, 
und der Maschinist, der die Leiter bedient, 
steht unter großem Streß. Außerdem ver-

schlechtert sich möglicherweise die Sicht auf 
das Ziel der Leiterbewegung. 

Ein namhafter Hersteller präsentiert nun 
eine Memory-Steuerung für Drehleitern, die 
den größten Teil dieses Problems löst: Jede 
beliebige Stellung der Leiter läßt sich per 
Knopfdruck in die elektronische Steuerung 
einspeichern - und ebenso wieder abrufen. 
Am obigen Beispiel verdeutlicht: Hat der 
Maschinist die Leiterspitze mit dem Ret­
tungskorb zum ersten mal in die betreffende 
Position gebracht, drückt er den Memory­
Knopf. Dann fährt er den Korb mit den ersten 
geretteten Personen zur Erde. Nun braucht er 
nur die Memory-Steuerung in Gang zu setzen 
- wiederum ein Knopfdruck -, und die Leiter 
fährt selbständig zur gespeicherten Position 
zurück. Das geht schneller und sicherer als 
per Handsteuerung. (Magirus) 

Belüftung per Wasserturbine 

Ein wasserturbinen getriebenes Über­
druckbelüftungsgebläse wurde speziell für 
die Feuerwehr konstruiert. Es liefert einen 

Luftstrom von mehr als 850 Kubikmetem pro 
Minute. 

Das Gerät kann von jedem beliebigen 
Löschfahrzeug mit Tank, vom Hydranten 
oder einer leistungsstarken Tragkraftspritze 
femangetrieben werden. Das wassergetrie­
bene Turbosystem vermeidet die Gefahr der 
Funkenbildung und Kohlenstoffemission, die 
bei mit Elektro- bzw. Benzinmotor getriebe­
nen Überdruckgebläsen auftreten können. 
Da es keinen separaten Motor gibt, ist das 
Gerät praktisch wartungsfrei. 

Darüber hinaus sprüht ein Wassemebel­
Einspritzventil bis zu 30 I/min feinen Wasser­
nebel , der bis zum Brandherd vordringt. 
Dadurch wird die Energie des Feuers verrin­
gert und die Umgebungstemperatur gemin­
dert. Gleichzeitig werden Wasser gespart und 
Wasserschäden gering gehalten. 

Der robuste AJuminiumrahmen mit Rädem 
läßt sich bis zu 45° kippen, um Eingangstü­
ren wirksam abzudichten. 12 Hochdruckflü­
gelblätter mit einem Durchmesser von 762 
mm liefern den erforderlichen Druck, um 
mehrere Räume gleichzeitig zu belüften. 

(Foto: Haie Hurst) 
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Handbuch der 
Zivilverteidigung 

Zivilschutz - Katastrophenschutz -
Zivilverteidigung 

Von Rudol! Handwerk, 
Min.-Rat Im Hess. Innenministerium 

2. Auflage, l oseblattsammlung 
Deutscher Fachschriftenverlag, 

6200 Wiesbaden 

Das "Handbuch der Zivilverteidigung" ist 
eine komplexe Sammlung von Vorschriften 
(Gesetzen, Verordnungen, Richtlinien, Erlas­
sen), Verträgen, Vereinbarungen, Hinweisen 
und vereinzelten Erläuterungen aus den im 
Untertitel des Handbuches bezeiChneten Ge­
bieten des Zivilschutzes, Katastrophenschut­
zes und der Zivilen Verteidigung. Sein Inhalt 
ist auf fünf Kunststoffordner aufgeteilt, und 
zwar auf einen Band Zivilschutz und je zwei 
Bände Katastrophenschutz und Zivile Vertei­
digung. 

Der Band Zivilschutz enthält im Teil I des 
Handbuches zunächst die "rechtlichen 
Grundlagen des Zivilschutzes" namentlich 
das Gesetz über den Zivilschutz. Im Teil 11 

befinden sich Verordnungen, Verwaltungs­
vorschriften, Richtlinien, Erläuterungen, Be­
schreibungen und Hinweise u. a. zum luft­
schutzort, Wamdienst, Gesundheitswesen, 
zur Lagerung und zum Transport wasserge­
fährdender Stoffe, zum Immissionsschutz­
recht sowie zum Atom- und Strahlenschutz­
recht. Im Teil 111 befinden sich unter der 
Überschrift "Baulicher Zivilschutz" u. a. das 
Schutzbaugesetz und die dazugehörigen 
zahlreichen Rechtsverordnungen. 

Im Band I "Katastrophenschutz" kann man 
neben dem Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes u. a. auch die Satzun­
gen, Dienstordnungen etc. der verschiede­
nen Hilfsorganisationen finden. Der Band 11 

"Katastrophenschutz" ist den Katastrophen­
schutzvorschriften der Bundesländer ge­
widmet. 

Der Band I "Zivilverteidigung" beinhaltet 
unter Abschnitt A sämtliche diese Materie 
betreffenden internationalen/völkerrechtli­
chen Abkommen, Konventionen und Verträ­
ge. Unter Abschnitt B folgen die rechtlichen 
nationalen Grundlagen der Zivilen Verteidi­
gung. Im Band 11 "Zivilverteidigung" sind 
sämtliche Sicherstellungsgesetze, das Bun­
desleistungsgesetz, das Schutzbereichsge­
setz, Landbeschaffungsgesetz und auch Ge­
setze über den unmittelbaren Zwang usw. 
enthalten. 

Die vorliegenden 56. und 57. Ergänzungs­
lieferungen bringen nunmehr den bundes-
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rechtlichen Teil der Vorschriften auf den 
Stand vom 1. Februar 1990. Sie enthalten u. 
a. das am 1. Februar 1990 in Kraft getretene 
Katastrophenschutzergänzungsgesetz sowie 
das THW-Helferrechtsgesetz vom 22. Januar 
1990. 

Handbuch für 
TauchunfaUe 

Von J. lippmann und S. Bugg 
Springer-Verlag, 1000 Berlin 33 

Das Sporttauchen findet immer mehr be­
geisterte Anhänger und auch das berufsmä­
ßige Tauchen erhält zunehmend Bedeutung. 
Parallel dazu steigt zwangSläUfig auch die 
Zahl der Zwischenfälle und Notfallsituationen 
unter Wasser. Das Handbuch vermittelt dem 
Hobby- und Sporttaucher ohne tauchmedizi­
nische Vorkenntnisse die notwendigen Infor­
mationen, die für eine Erstversorgung bei 
Tauchunfällen notwendig sind. 

Das aus der Praxis abgele~ete Sympto­
men-Suchregister erlaubt in der Notfallsitua­
tion schnell und mit hoher Sicherheit das 
Unfallgeschehen richtig zu erkennen. Mit 
dem Stichwortsystem kann die Unfallursache 
differenziert werden, der Vergleich beider 
Systeme ermöglicht die Einleitung der Erste­
Hilfe-Maßnahmen nach präziser Schritt-für­
Schritt-Anleitung. Die klare, didaktische Auf­
bereitung des Stoffes ohne theoretischen 
Ballast machen dieses aus Kunststoff gefer­
tigte, wasserfeste Buch zu einer lohnenden 
Anschaffung für jeden aktiven Taucher. 

BeatmungshiHen -
Sicherheit, Wirksam­
keit, Anwendbarkeit 

Von R. Rossi und B. Koch 
Herausgegeben vom Institut für 

RettungSdienst 
H. N. Druck & Verlag, 5300 Bonn 1 

Bisher fehlte nicht nur eine systematische 
Untersuchung über den Gebrauchswert, die 
Funktionen, die Vor- und Nachteile von Beat­
mungshilfen, es fehlten in gleicher Weise 
Beurteilungskriterien, welche dieser Beat­
mungshilfen durch wen einsetzbar sind und 
wie u. a. eine notwendige Ausbildung sicher­
gestellt werden kann. 

Die hier vorgelegten Untersuchungen stei­
len den Versuch einer ersten Bestandsauf­
nahme dar. Es ging bei dieser Bestandsauf­
nahme darum, die erhältlichen Beatmungs­
hilfen in Gruppen einzuteilen, Meßergebnisse 

zu ermitteln, aber auch den Gebrauchswert 
zu beurteilen. Der Gebrauchswert ist maß­
geblich abhängig von der Ausbildung, aber 
auch der Funktion des Anwenders. Es wurde 
daher zusätzlich versucht, Anwendergrup­
pen zu bilden, dabei auch die Möglichke~en 
einer Ausbildung zu beurteilen und schließ­
lich die Frage zu beantworten, ob die Beat­
mungshilfen jederzeit verfügbar und vor al­
lem mit Erfolg anwendbar sind. 

Handbuch der 
Umweltgifte 

Klinische Umwelttoxikologie 
für die Praxis 

Von Max Daunderer 
ecomed Verlagsgesellschaft, 

8910 landsberg 

"Nicht die einzelne Belastung ist für sich 
alleine betrachtet so gefährlich, sondern es 
ist die Summe der Belastungen, die auf unser 
Immun- und Nervensystem einwirken", stellt 
Dr. Daunderer in seinem neuen Handbuch 
fest. Die Auswirkungen der Umweltgifte auf 
den menschlichen Organismus sind in vielen 
Fällen frühestens nach 15 Jahren nachweis­
bar; die Schäden sind dann meist irrever­
sibel. 

Das Handbuch liefert eine Fülle von Infor­
mationen zu Risikofaktoren, gefährdeten 
Personen und der Belastung der verschiede­
nen Lebensbereiche durch versteckte Gifte 
wie Pflanzenschutzmittel in der Nahrung, 
Lösungsmittel im Trinkwasser, Dioxine etc. 
Die Abhandlung umweltrechtlicher Aspekte 
ist vor allem für staatliche Stellen von Inter­
esse. 

Der Hauptteil des Loseblattwerks enthält 
Einzeldarstellungen von Substanzen/Sub­
stanzgruppen in alphabetischer Anordnung, 
von Amalgam über Formaldehyd und Kosme­
tika bis zur Radioaktivität. Jede Einzelstoffin­
formation ist gegliedert nach Vorkommen, 
Wirkungscharakter, Toxizität, Symptomen, 
Risikobewertung, Literaturangaben. In einem 
Anhang findet der Benutzer Adressen von 
Herstellern umweltfreundlicher Produkte so­
wie von Beratungsstellen für Umwelttoxiko­
logie. 



Wollgang Jendsch 

MINIMAGAZIN 

Zugtrupp-Kraftwagen 
(ZTrKW) 

Zugtruppkraftwagen gehören in nahezu 
allen Zügen des erwei terten Katastrophen­
schutzes zur Ausstattung nach STAN (Stärke­
und Ausrüstungsnachweis), jedoch werden 
diese Fahrzeuge nicht vom Bund beschaftf, 
sondern beordert. 

In seiner Eigenschaft als Führungsstelle 
eines KatS-Zuges benötigt der Zugtrupp ein 
Kraftfahrzeug zur Beförderung des Personals 
(Mindestbesatzung des ZTrKW: 1/213 - nach 
Fachdiensten unterschiedlich) sowie von Ge­
rät und Ausstattung. Ergänzt wird die Fahr­
zeugausstattung des Zugtrupps durch ein 
Meldekrad (wird ebenfalls beordert). 

Da, wie bereits ausgeführt, der ZTrKW 
beordert wird, kann dieser vom Typ her nicht 
festgelegt werden. In der Regel handelt es 
sich jedoch um ein Kombi-Fahrzeug, zum 
Beispiel den VW-Kombi. Zahlreiche Organi­
sationen haben auf Landes- oder Regional­
ebene sowie aus eigenen Mitteln Fahrzeuge 
für die Belange der Zugtrupps angeschaftf, 
so daß unser Vorbildfoto ein mögliches Fahr­
zeug dieser Kategorie zeigt. 

Das Modell 

Beschränken wir uns bei der Modellvor­
stellung auf einige Zugtrupp-Kraftwagen 
vom Typ VW in verschiedenen Ausführungen. 
In den letzten Jahrzehnten kamen diesbe­
züglich die Versionen I-IV zum Einsatz, die 
auch im Modell dargestellt werden können. 
So bietet die Firma Brekina das Modell des 
VW-Kombi (I) unter der Bestellnummer 3109 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 

Vom Vorbild zum Modell 

Mögliches Vorbildfahrzeug für einen Zugtrupp-Kraftwagen (ZTrKW): VW-Kombi (IV) des THW-Ortsverbandes 
Hauenstein. 

(u. a.: diverse Ausführungen), die Firma 
Wiking hatte vor einigen Jahren den VW­
Kombi (li/nach Umbau 111) unter der Nummer 
320 im Programm (heute noch auf Modell­
börsen zu kaufen), und den VW-Kombi (IV) 
modernster Bauart produzieren Wiking (Nr. 
12320/ 12603), Herpa (Nr. 4105) und Roco 
(Nr. 1355/1422) 

Die Modelle werden je nach Fachdienstzu­
gehörigkeit lackiert (THW-blau , elfenbein, 
orange - oder, wer eine "beorderte Version" 
wünscht, kann ein solches Fahrzeug zum 
Beispiel mit der Lackierung und Beschriftung 
einer Baufirma versehen). Äußerlich unter­
scheiden sie sich im wesentlichen durch die 
Anbringung des Blaulichtes: Steckblaulicht 

oder festmontiertes Blaulicht (bei Organ isa­
tionsfahrzeugen) sind möglich. Die Detaillie­
rung erfolgt in jeder Hinsicht nach dem 
jeweiligen Vorbildfahrzeug im "eigenen Fahr­
zeugpark" oder als "Vorbildfoto". 

Wer Wert legt auf die Inneneinrichtung 
seines Modells, sollte neben den mindestens 
zwei Sitz reihen den Ladebereich im Heck des 
Fahrzeugs nicht vergessen: von der Behelfs­
krankentrage über die technischen Gerät­
schaften bis hin zur persönlichen Ausstat­
tung der Helfer muß alles im Fahrzeug unter­
zubringen sein (hier kann man Zubehör der 
verschiedenen Modellhersteller sehr gut ein­
setzen). 

links: Eine etwas ältere Version des lTrKW: YW-Kombi (111) des THW-OV Friedrichshafen/Bodensee. - Rechts: Einige ZTrKW, wie sie in den unterschiedlichen 
Organisationen und KatS-Fachdienslen im Einsatz stehen können (v. I. n. r.): VW-Kombi (IV) des SanZ, VW-Kombi (111) des FMZ, Ford-Transit des BZ, VW-Kombi (IV) des 
SanZ, VW-Kombi (111) des ABC-Zuges, VW-Kombi (IV) des IZ und des FMZ. 
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'" lahre Teehnisehes Hiliswerk 

Am 22. August 1990 wurde die Bundes­
anstalt Technisches Hilfswerk 40 Jahre alt. 
Aus diesem Anlaß fand am 5. Oktober t 990 
unter der Schirmherrschaff von Bundespräsi­
dent Richard von Weizsäcker in Anwesenheit 
einer großen Zahl In- und ausländischer 
Gäste sowie THW-Helfem aus dem ganzen 
Bundesgebiet ein Festakt in der Bad Godes­
berger Stadthalle statt. 

In seiner Festansprache wurdlgte Bundes­
Innenminister Dr. Wolfgang Schäuble die 
Verdienste des THW Im In- und Ausland. Im 
Anschluß an seine Rede zeichnete er seinen 
Vorgänger, den derzeitigen Bundesverkehrs­
minister Dr. Friednch Zimmermann, mit dem 
THW-Helferzeichen in Gold aus. 

Weitere Festansprachen hielten der Präsi-
dent des Deutschen Roten Kreuzes, Botho Prinz zu Sayn-Wittgenstein, Bundestagsabge­
ordneter Johannes Gerster als Vorsitzender der THW-Helfervereinigung sowie der Direktor 
des THW, Gerd Jurgen Henkel. 

Eine VIelbeachtete Fahrzeug- und Geräteschau sowie praktische Vorführungen der 
THW-Helfer aus ihren EinsatzbereJchen am 5. und 6. Oktober In der Innenstadt von Bad 
Godesberg rundeten die Jubllaumsveranstaltung ab. 

Unser Titelbild und die Fotos auf dieser Seite geben einen Einblick in die Festveranstal­
tung und die praktischen Demonstrationen der THW-Helfer. Lesen Sie dazu auch den 
Bericht im Innem des Heffes. (Fotos: Hilberath) 


